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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrte Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf die 25. Sitzung eröffnen.

Ich darf Ihnen mitteilen, dass wir vier Entschuldigungen haben. Entschuldigt sind Frau GRin Klier, Frau GRin Mag Schmalenberg und Herr GR Dr Serles. Sie befinden sich entweder wegen Krankheit im Bett oder auf Kur. Ich wünsche ihnen, vor allem Frau Schmalenberg und Herrn Dr Serles, für die Influenza alles Gute.

Wir haben eine Kollegin ebenfalls entschuldigt, Frau GRin Dr Vana. Ihr wünschen wir zur erfolgreichen Niederkunft ihrer Katharina alles, alles Gute. (Allgemeiner Beifall.) Ich gehe davon aus, dass sich beide in einem sehr guten gesundheitlichen Zustand befinden, und würde bitten, das Frau GRin Dr Vana entsprechend mitzuteilen.

Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP/01010/2003/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Ing RUDOLPH an den Herrn Bürgermeister gerichtet: "Welche konkreten Konsequenzen werden sich aus der Umstrukturierung der Ressortkompetenzen in der Wiener Stadtverwaltung – Verlagerung der Sozialagenden in das Gesundheitsressort – ergeben?" 

Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Bei der in Diskussion und Meinungsbildung stehenden Reform des gesamten Bereiches – wobei ich unsere Bürokratensprache einmal abkürzen will, weil ich mir die MA-12- und MA-47-Agenden ansehen will – handelt es sich nicht lediglich um eine Verschiebung von Agenden von einer Geschäftsgruppe in eine andere, sondern es handelt sich hier um eine sehr grundsätzliche Reform, die auf einer sehr einfachen Analyse basiert. 

Diese einfache Analyse ist die Entwicklung der Wiener Bevölkerung, nämlich die altersmäßige Entwicklung der Wiener Bevölkerung, und zwar nicht nur quantitativ gesehen, das heißt, dass wir in unserer Stadt immer mehr ältere Menschen haben, die länger leben, die im Regelfall gesünder sind als in der Vergangenheit, sondern das hat auch einen qualitativen Aspekt, und dem versucht man hier Rechnung zu tragen. Daher sind die Zielsetzungen, die mit dieser Reform verbunden sind, auch sehr einfach umrissen. Es ist eine inhaltliche Zielsetzung, nämlich die Bündelung der Politik für die ältere Generation in unserer Stadt, die sich zweifelsohne nicht darauf reduzieren kann, "nur" – unter Anführungszeichen – den Bereich von Pflege, extramuraler Betreuung und Ähnlichem anzusehen, sondern klar zu erkennen, dass ältere Menschen heute im Regelfall Menschen mit einer wieder gewonnenen Freiheit nach einem langen Berufsleben sind, die im Regelfall über ein gutes Einkommen verfügen, die im Regelfall mit hoher Lebenserfahrung und daher auch mit bestimmten Interessen und Bedürfnissen ausgestattet sind. Daher ist es wichtig, dass wir eine Politik für die älteren Menschen machen, die diesen Bedürfnissen auch Rechnung trägt: in der Freizeit, im Sport, im Kulturangebot, in der Mobilität, in vielen anderen Bereichen. 

Der Sinne der Sache ist, dass man auch strukturell – und dafür fühle ich mich auch verantwortlich – diesen Veränderungen, diesem gesellschaftlichen Veränderungsprozess Rechnung trägt.

Zum anderen ist natürlich auch in formaler Hinsicht die Vorstellung damit verbunden, dass öffentliche Mittel, also Steuergelder, effizienter in diesem Bereich eingesetzt werden müssen, denn selbstverständlich ist auch Anregungen, die etwa vom Kontrollamt gekommen sind, Rechnung zu tragen. Und auch das wird dabei eine entsprechende Rolle spielen.

Das ist in sehr knapper Form zusammengefasst, was die Intentionen sind, die mit dieser Reform verbunden sind.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die erste Zusatzfrage: Herr Ing RUDOLPH, bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Diese Ausführungen, Herr Bürgermeister, ermöglichen es uns, hier in diesem Rahmen das erste Mal über diese Kompetenzverteilungen zu diskutieren. Sie erinnert ein wenig an die Kompetenzverteilung, die wir aus dem Verhältnis zwischen dem seinerzeitigen Gesundheitsstadtrat Stacher und den Magistratsabteilungen, denen er vorstand, und den Kompetenzen, die die frühere Vizepräsidentin und spätere Präsidentin Ingrid Smejkal gehabt hat, kennen. Diese Aufteilung ist also nicht etwas ganz Neues, aber ich nehme das so zur Kenntnis, wie Sie es hier gesagt haben.

Auf der Bundesebene wird die Kompetenzverteilung zwischen Ministerien in einem Bundesministeriengesetz geregelt – das ist Ihnen bekannt –, und dieses Gesetz ist vom Nationalrat zu beschließen. Hier auf der Ebene des Wiener Landtages und Gemeinderates kennen wir ein derartiges Instrumentarium nicht. (VBgmin Grete Laska: Er hat noch nie eine Änderung der Geschäftseinteilung mitbeschlossen! Das ist ja unglaublich!)

Ich frage Sie daher, Herr Bürgermeister: Sind Sie nicht der Meinung, dass es an sich auch der demokratischen Kultur dieses Hauses hier entsprechen sollte, dass solche Kompetenzverteilungen, Kompetenzveränderungen – durchaus einhergehend mit den Überlegungen, die Sie hier skizziert haben – auch auf der entsprechenden Rechtsgrundlage erfolgen, die vom Wiener Landtag zu schaffen wäre und dann im Wiener Gemeinderat zu beraten und zu beschließen wäre?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zum Ersten möchte ich ein bisschen darauf hinweisen, dass es sich im gegenständlichen Fall nicht um more of the same handelt, denn selbstverständlich ist hier in den Strukturen die Nutzung von organisatorischen Möglichkeiten enthalten, die sich außerhalb des Magistrates befinden, ein bewusstes Zurückgreifen darauf, für Umsetzungskompetenzen Instrumente zu nehmen, die nicht Teil der Hoheitsverwaltung sind. Das ist zweifelsohne etwas ganz anderes als das, was, wie noch durchaus gut erinnerlich ist – wenn man jahrelang am Fluss sitzt, erinnert man sich an vieles –, früher organisatorisch als Lösungsansatz da war.

Zum Zweiten: Wenn ich mich dunkel erinnere, dann wird die Geschäftseinteilung vom Gemeinderat beschlossen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich kann daher darauf verweisen, dass wir, die Stadtverwaltung, ja weniger danach organisiert sind, wie Bundesländer organisiert sind, sondern, vom Budget begonnen bis hin zu allen Verwaltungseinheiten, als Gemeinde organisiert sind. Eine Gemeinde ist im Regelfall nicht in der Lage, Gesetze zu beschließen, und daher ist die Geschäftseinteilung bei uns hier auf der Basis von Beschlüssen des Gemeinderates zu fällen und nicht auf der gesetzlichen Grundlage von Landtagen. 

Gewährleistet ist im einen wie im anderen Fall – diskutieren über formelle Dinge kann man natürlich immer – selbstverständlich der Meinungsbildungsprozess, der hier im Wiener Gemeinderat in demokratischer Form, gut vorbereitet, sicherlich nicht übers Knie gebrochen, auch zu vollziehen ist. Aber es soll und kann niemand eine Partei, selbstverständlich auch nicht eine Regierungspartei, daran hindern, ihrerseits einen Meinungsbildungsprozess zur Lösung bestimmter Probleme, zur Antwort auf bestimmte Analysen zu führen. 

Und nicht mehr und nicht weniger ist hier passiert: Die SPÖ hat einen Meinungsbildungsprozess hinter sich gebracht und wird ihren Vorschlag demokratisch hier in den Wiener Gemeinderat einbringen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. – Die zweite Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Nachdem bisher weder aus dem Büro Laska noch aus dem Büro Pittermann Konkretes zu erfahren war, was diese Reform betrifft, ist ja mein Eindruck eher, dass Sie diesen Diskussionsprozess und Denkprozess noch vor sich haben und nicht hinter sich gebracht haben, sonst würde man ja schon etliches Konkretes erfahren können.

Meine Frage bezieht sich aber nun auf den Fonds "Soziales Wien", in den ja anscheinend jener Teil, der nicht hoheitlich ist, ausgelagert werden soll, eine Maßnahme, die mich von Seiten der Sozialdemokratie durchaus auch ein bisschen erstaunt. Aber bevor ich voreilige Schlüsse ziehe, wüsste ich gerne von Ihnen, und daher auch meine Frage: Wer profitiert Ihrer Meinung nach von einer Auslagerung des nicht hoheitlichen Teils in den Fonds "Soziales Wien"? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Frau Gemeinderätin, Sie sollten die Wiener Sozialdemokratie nicht unterschätzen (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ), und ich darf Ihnen versichern, dass der Nachdenkprozess und der Meinungsbildungsprozess der Wiener Sozialdemokratie nicht über die Büros der beiden Stadträtinnen Pittermann und Laska läuft. Daher wundert es auch mich persönlich nicht so besonders, dass Sie, wenn Sie sich bezüglich eines Meinungsbildungsprozesses der SPÖ auf Auskünfte von Stadtratsbüros verlassen, keine Auskunft bekommen. Das finde ich eigentlich auch in Ordnung. Das ist auch nicht die Aufgabe von Stadtratbüros, über Meinungsbildungsprozesse in der SPÖ Auskunft zu erteilen. 

Ich gehe daher grundsätzlich davon aus, dass im Rahmen jener politischen Arbeit, die, von der Demokratie geprägt, hier in diesem Gemeinderat zu leisten ist, auf der Basis von entsprechenden Unterlagen, die natürlich als Vorschläge anzusehen sind, dann diese Diskussionen auch politisch gewissenhaft geführt werden. Ich bin überzeugt davon, dass wir in dieser Einschätzung und auch, was die Vorgangsweise betrifft, völlig übereinstimmen, denn ich gehe davon aus, dass für den Fall, dass es grüne Minister gäbe – und ich bedauere, im Gegensatz zu dir (in Richtung des GR Mag Christoph Chorherr) vielleicht, zutiefst, dass es keine grünen Minister gibt –, der Meinungsbildungsprozess bei den Grünen ebenfalls nicht über die Ministerbüros liefe. Jedenfalls wären sie gut beraten, das auch so zu handhaben. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie so gute Erfahrungen damit?) Ja, ich würde dem zustimmen. Ich kann da Erfahrungen weitergeben, um das durchaus so zu sagen.

Was die eigentliche Frage von Ihnen betrifft, so ist sie leicht zu beantworten: Der Profiteur dieser Auslagerung operativer Elemente bei der Umsetzung dieser Reform ist natürlich der Kunde, der Betroffene, denn genau danach handeln wir ja letztendlich auch. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Ablauforganisatorisch ist diese geplante Änderung, dass man also diese Bereiche in einer Geschäftsgruppe konzentriert, ja durchaus nachzuvollziehen. Es ist nur so, wir haben hier die Geschäftsgruppe Gesundheit mit zwei großen Bereichen, den stationären Bereich und den ambulanten Bereich. Wie sich die Dinge offenkundig darstellen, so ist der stationäre Bereich im Wege des KAV ja praktisch schon ausgegliedert, und der ambulante Bereich wird jetzt auch ausgegliedert. Das heißt, so sehr die Geschäftsgruppe von ihrem finanziellen Volumen ja bald, glaube ich, ein Drittel des Wiener Budgets darstellen wird, so sehr offenbart sich, dass die beiden wesentlichen Bereiche ausgelagert sind, sodass sich eigentlich die interessante Situation ergibt, dass wir hier wahrscheinlich eine neue Kategorie von Regierungsmitglied haben, nämlich die erste nicht amtsführende amtsführende Stadträtin, weil sie ja offensichtlich nur mehr für eine Metaebene der Politik zuständig sein wird. 

Jetzt meine Frage: Wird sich diese neue Kategorie auch in der Besoldungsordnung niederschlagen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm. Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal muss ich ein bisschen korrigieren, denn der Verantwortungsbereich für den Ausgabensektor ist weit mehr als ein Drittel der Gesamtausgaben der Stadt Wien. 

Was die unmittelbaren Fragen betrifft, so kann ich nur sagen: Wenn man dieser Logik folgt, dann wird man – ohne dass der Herr Vizebürgermeister mir böse ist – wahrscheinlich auch sagen können, der Wiener Finanzstadtrat, der mit einer Reihe von ausgegliederten Dingen zu tun hat, befindet sich auf einer Metaebene. Damit meine ich zunächst natürlich einmal die Stadtwerke, aber auch generell gesehen, denn Wirtschaftspolitik ist ja dann, ehrlich gesagt, noch viel ausgelagerter. Und dass er sich lediglich für die Buchhaltung der Stadt Wien zuständig fühlen würde, davon gehe ich eigentlich nicht aus. Denn das wäre ungefähr so, als würde man meinen, dass für die Feuerwehr der Stadt Wien ausschließlich die Freiwillige Feuerwehr von Breitenlee und Süßenbrunn zuständig wäre, und davon gehen wir ja wohl gemeinsam nicht aus. 

Also ich denke, lieber Freund, dass man sagen kann, dass damit auch politische Verantwortung von Politikern in sehr viel höherem Ausmaß wahrgenommen werden kann, weil sie sich auf diese Weise auf grundsätzliche planerische, strategische und Controllingfragen konzentrieren können. Und damit hat er fast die Funktion eines Vorstandsdirektors. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte und letzte Zusatzfrage: Herr Ing RUDOLPH, bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Derartige Organisationsänderungen – und die Zusatzfrage meines Kollegen Hahn ging ja schon ein wenig in die Richtung – lösen natürlich auch immer Personalspekulationen aus. Nachdem ich einmal nicht annehme, dass diese Organisationsänderung eine gehobene Form des Vorruhestandsmodells – weder für Frau StRin Laska noch für Frau StRin Pittermann sein soll – frage ich Sie, ob Sie im Zusammenhang mit dieser Organisationsänderung Änderungen in der Zusammensetzung der Wiener Landesregierung und des Stadtsenates ausschließen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm. Dr Michael Häupl: Ich kann sie für diese Legislaturperiode ausschließen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 2. Anfrage (FSP/01011/2003/0004-KSP/GM) wurde von Herrn GR Günther Reiter an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gestellt: "Durch die Multiplex-Explosion wurde in den letzten Jahren eine problematische Situation in der Wiener Kinolandschaft verursacht. Welche Maßnahmen wurden zur Erhaltung von städtischen Kinostandorten wie zB dem Gartenbau- und Metrokino gesetzt?"

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat! 

Sie fragen nach der wirtschaftlichen Situation der Wiener Kinolandschaft. Wie ja auch schon hier im Hause öfter diskutiert, ist diese Situation problematisch. Sie ist deshalb problematisch, weil sich in den letzten Jahren eine Entwicklung ergeben hat, wo durch die Etablierung und Errichtung von den so genannten Multiplex-Kinos ein sehr starker Verdrängungswettbewerb eingesetzt hat. 

Ich kann Ihnen einige nüchterne Zahlen nennen: Im Jahr 1996 gab es in Wien 16 000 Kinositzplätze, und diese Anzahl ist bis zum Jahr 2001 auf das Doppelte, nämlich auf über 32 000 Sitzplätze gestiegen. Die Anzahl der Kinosäle stieg im selben Zeitraum von 93 auf 167 Säle. Damit hat Wien so viel Kinositzplatz- und Saalangebot wie das doppelt so große Berlin. Man kann sich also ganz einfach anhand dieser Zahlen ausrechnen, dass es hier zu Auslastungsschwierigkeiten kommen musste. Zwar sind die Besucherzahlen in diesen fünf Jahren von 3,9 auf 5,8 Millionen gestiegen, aber – abgesehen davon, dass diese Zahl den Wienerinnen und Wienern ein gutes Zeugnis als Kinopublikum ausstellt – wenn man sich den Umsatz der Wiener Kinos im selben Zeitraum anschaut, so ist der lediglich von 323 auf 462 Millionen EUR gestiegen. Dies bei einer Verdoppelung des Sitzplatzangebotes! 

Es war fast logisch, dass sich dadurch der Druck, insbesondere auf die Innenstadtkinos, erhöht hat, dass viele kleinere und mittlere Kinos auch in ihrer Existenz gefährdet wurden, und das hat natürlich auch zu den bekannten Schwierigkeiten geführt. 

Wir haben als Antwort darauf im ersten Jahr meiner Amtszeit die Wiener Kinoförderung nicht nur fortgeführt, sondern auch noch verändert, zusätzlich spezifiziert, um sie auch punktgenauer zu machen. Diese Kinoförderung wirkt sich auf die Erhaltung der Kinos, um die es uns geht, nämlich die innerstädtischen kleinen, mittleren, vor allem die Qualitätskinos positiv aus, und es konnten nicht zuletzt auch dadurch Standorte gehalten werden. In Europa ist diese Entwicklung einzigartig, obwohl die Übermacht der Multiplexe – um das einmal so zu sagen – in Wien im Vergleich zu anderen Ländern am größten ist. 

Konkret zur Frage, was die beiden Kinos Gartenbau- und Metrokino anbelangt, kann man nach kurzer Zeit ein überaus positives Bild zeichnen. Nach der Übernahme des Gartenbaukinos aus der Konkursmasse der City Cinemas durch die Viennale gab es im vergangenen Herbst einen grundlegenden Neubeginn. Mit Unterstützung aus Kulturmitteln ist eine Positionierung als Art-House-Kino gelungen, in dem, von Ausnahmen abgesehen, vor allem auch Filme jenseits des Mainstreams gezeigt werden. Vielversprechend sind die vorliegenden Besucherzahlen. Rund 30 000 Besucher in den ersten vier Monaten bezeugen einen erfolgreichen und auch einen bemerkenswerten Start. 

Mit einem zusätzlichen Programmangebot, wie zum Beispiel einer Mitternachtsschiene oder einem Kinderprogramm, soll es in den kommenden Monaten gelingen, das große Festivalkino der Stadt als zentralen Punkt für exklusives, qualitätsvolles Art-House-Kino in Wien zu verankern und seine Bedeutung im vielfältigen kulturellen Leben der Stadt auszubauen. 

Auch der Fortbestand des Metrokinos als Traditionsbetrieb und kulturell ausgerichtetes konnte Kino garantiert werden. Als Zentrum für Filmkultur in der Innenstadt und offener Ort für kommunale Veranstaltungen wurde dieses Kino völlig neu positioniert. Ausverkaufte Vorstellungen um den Jahreswechsel und 20 000 Besucher in den ersten vier Monaten belegen die Akzeptanz bei der Bevölkerung und die Richtigkeit des eingeschlagenen Weges, eines Weges, einige ausgewählte Kinos als Kulturstandorte mit anspruchsvollem Profil für die Stadt zu erhalten. 

Ich erwähne in diesem Zusammenhang auch noch, dass die Stadt ja bekanntlich das Österreichische Filmmuseum, das sich sozusagen im baulichen Verbund mit der Albertina befindet, ebenfalls zusätzlich ganz stark gefördert hat. Wir haben damals rasch eingegriffen. Als es trotz eines Personalwechsels, trotz eines organisatorisch-strukturellen Wechsels von Bundesseite keine zusätzliche Förderung gegeben hat, haben wir unsere Förderung um knapp 300 000 EUR erhöht. Wir taten dies in der Erkenntnis, dass man eine Institution wie das Filmmuseum gerade während der Umbauphase rundherum nicht im Stich lassen kann und dass es eigentlich nur Sinn macht, diese Investition zu tätigen, und zwar sowohl in bauliche Maßnahmen als auch in die Programmmaßnahme.

Damit ist, glaube ich, etwas gelungen, was wahrscheinlich auch nicht in vielen Metropolen gelingt: dass die Kulturpolitik konkret die Marktmechanismen beeinflusst, die es einfach dazu kommen haben lassen, dass es Multiplex-Kinos gibt, die zusperren, dass es Probleme für die Innenstadtkinos gibt, die auch zusperren müssen, denn wir haben dem nicht tatenlos zugesehen, sondern haben mit konkreten Maßnahmen entgegengewirkt. Ich meine, dies geschah im Interesse und, so hoffe ich, auch zur Freude und mit Zustimmung eines interessierten innerstädtischen Kinopublikums.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, es juckt natürlich – ich will das hier nur anmerken –, wenn Sie das Kinosterben und die kritischen Dinge, die passiert sind, erwähnen, zu berichten, wer die politische Verantwortung trägt, dass die Widmungen für diese Kinos von vielen hier in diesem Hause erfolgt sind, dass die SPÖ diesen Multiplexen zugestimmt hat. Es ist wirklich einmalig, wie viele das sind, aber das ist Schnee von gestern. Es wäre auch lohnenswert – Sie waren damals noch nicht im Haus –, das trotzdem noch einmal unter politische Verantwortung einzureihen.

Ich möchte aber eine konkrete Frage stellen. Es gab ja vor sechs Wochen hier im Haus zum Thema Film und Kino, primär Film, eine Tagung. Da wurde ein konkreter Vorschlag gemacht, der auch den Kinos nutzen könnte, neue Schichten zu erreichen. Von einer Referentin wurde, anknüpfend an die Cine-Week, vorgeschlagen, für Jugendliche eine auch von der Kultur unterstützte Sonderschiene einzuführen, dass kulturell hochstehende Filme in einer Art präsentiert werden, dass Jugendliche am Nachmittag, vielleicht sogar auch am Vormittag im Rahmen des Unterrichts sich derartige Filme anschauen, mit Produzenten reden können über den Film, mit Regisseurinnen, Regisseuren sprechen könnten. Da wurde ein Angebot gemacht. Ich glaube, Sie haben damals durchaus positiv darauf reagiert. 

Mich würde interessieren: Ab wann kommt das? Kommt es überhaupt? Wie wird das von der Stadt Wien unterstützt? Was erwarten Sie sich davon auch für die Kinolandschaft, was erwarten Sie sich für die Filmkultur? Das ist, glaube ich, eine einfach durchzuführende Maßnahme, die sehr viel bringen könnte, im Jugendbereich neue Schichten zu erschließen. Was ist hier konkret geplant?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, Sie haben völlig Recht, ich habe das damals sehr begrüßt. Wir sind konkret auch mit dem Stadtschulrat im Gespräch. Es gibt Überlegungen im Hinblick auf eine Schulfilmwoche, wobei man über den Namen sicher nachdenken wird müssen. Aber darüber hinausgehend meine ich, dass wir eine Art Vermittlungsmodell zumindest auch einmal auf Landesebene erarbeiten sollten. Da sind wir dabei. Konkrete Daten kann ich Ihnen jetzt noch nicht nennen, aber ich glaube, dass das ein ganz besonders wichtiger Gedanke ist, und wir sind dabei, diesen Gedanken der Verankerung des Films in den Bildungsinstitutionen und damit natürlich auch im öffentlichen Bewusstsein zumindest auch auf Landesebene zu verfolgen. 

Ich glaube, dass man nicht früh genug auch mit dem Lernen des Sehens beginnen kann, auch mit dem durchaus qualitätsbewussten selektiven Sehen. Diese Gespräche gibt es. Ich kann dann gerne informieren darüber, welche Fortschritte gemacht werden. Das Gleiche gilt natürlich dann letztendlich auch für Fragen der entsprechenden Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer, weil das ja sozusagen Hand in Hand gehen muss. 

Also die Antwort ist: Ja, wir unterstützen das, ja, wir sind in Gesprächen bezüglich eines konkreten Modells, über das ich dann auch gerne berichten werde.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die zweite Zusatzfrage: Herr Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Es sei nur festgehalten, auch für Kollegen Chorherr, dass auch in der laufenden Legislaturperiode von dieser Stadtregierung keine Einschränkungen bei den Widmungen vorgenommen wurden, um Multiplexe zu verhindern. Multiplexe funktionieren aber, weil sie von den Wienerinnen und Wienern angenommen werden. Es gibt nunmehr eine Vielfalt zwischen großen Kinos und kleineren. Die schlechten unter den Multiplexen sperren zum Teil schon wieder zu, weitere werden folgen. Ähnlich ist es bei den Einzelkinos: Die schlechten sperren zu, die guten können überleben. Die KIBA-Gruppe hat schlechter gewirtschaftet, der Constantin und ihren einzelnen Standorten geht es besser. Wir freuen uns natürlich, dass innerstädtische Kinos wie das Gartenbau und das Metro erhalten werden können. 

Jetzt meine konkrete Frage: Haben Sie weitere Standorte determiniert – das muss nicht nur die Innenstadt sein –, wo man darüber hinausgehend, sozusagen im Zuge eines Wiener Kinoplans, konkret Hilfe leisten will und die man konkret erhalten will?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Im Unterschied zu Ihnen bin ich etwas skeptisch den reinen Marktmechanismen gegenüber, dass sozusagen einfach die Nachfrage dann auch das Angebot bestimmt. Ich meine, dass man hier durchaus auch politisch handeln muss, denn sonst wären wir sehr bald in einer Situation wie in vielen anderen vor allem amerikanischen Großstädten, in denen die Innenstadt kulturell sehr ausgedünnt wird. Davon sind wir in Wien auch durch bewusste Kulturpolitik sehr, sehr weit entfernt. Ganz im Gegenteil. Aber dazu gehören eben auch Maßnahmen wie das konkrete politische Eingreifen, die Förderung und auch die Unterstützung, sei es über die generelle Kinoförderung, sei es aber auch über konkrete Maßnahmen, was einzelne Kinos anbelangt. 

Sie werden wissen, dass wir über die drei von mir genannten Kinos hinaus ja nicht nur über die allgemeine Kinoförderung, sondern auf unterschiedlichste Art und Weise auch andere Programmkinos unterstützen. Andernfalls gäbe es diese innerstädtische Kinokultur nicht oder jedenfalls nicht in diesem Ausmaß, und es gäbe auch die zahlreichen unterschiedlichen Ausrichtungen der Kinos nicht. 

Das heißt, wir haben in der Vergangenheit bereits zahlreiche Kinos unterstützt, und die funktionieren auch sehr gut. Momentan gibt es konkret keine weiteren Pläne, über die vorhandenen Maßnahmen hinaus, über die Kinoförderung hinaus Kinos zu unterstützen. Wir sind, was die einzelnen von mir genannten Kinos anbelangt, im Grunde auch erst in der Anfangsphase. Es ist dies auch ein – das sage ich ganz offen – nicht unriskantes Projekt. Das kann auch scheitern. Es ist auch ziemlich viel öffentliches Geld dahinter. Ich meine, dass man erst nach einem Jahr – und da ist noch einige Zeit hin – wirklich sagen kann, ob dieses Experiment geglückt ist. Dann werden wir uns auf Grund unserer Erfahrungen die weiteren Schritte überlegen. 

Zu Ihrer Anfrage konkret die Antwort: Momentan ist über das hinaus, was wir ohnedies tun, an keine konkrete Unterstützung für Kinos mehr gedacht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dritte Zusatzfrage: Herr Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wir befürworten und unterstützen, dass traditionelle Kinostandorte erhalten werden wie zum Beispiel das Metrokino, aber meine Frage geht ein bisschen darüber hinaus. Es gibt eine Studie im Auftrag der Stadt von der Consulting-Kanzlei Emmerich, die festgestellt hat, dass die Situation nach wie vor keine gute ist, dass nach wie vor ein großer Verdrängungswettbewerb stattfindet, dass nach wie vor – Sie haben das von den 32 000 Sitzplätzen selbst erwähnt – 20 000 Sitzplätze das Höchstmaß dessen ist, was Wien verträgt. Das heißt, wir müssen davon ausgehen, dass auch in Zukunft ein Verdrängungswettbewerb stattfinden wird. 

Die Studie geht weiters davon aus, dass Multiplex-Kinos nach vier Jahren ihre Besucherzahlen verlieren, und die Studie geht davon aus, dass für die Erhaltung der derzeitigen Kinostandorte in Wien 4,4 Millionen zu wenig Besucher da sind.

Meine Frage geht jetzt dahin – und da stimme ich Ihnen völlig zu, die Politik kann schon etwas machen und soll auch etwas machen –: Was ist geplant? Ist geplant, die Widmungen von solchen Multiplex-Kinos in Zukunft strenger zu gestalten? Ist insbesondere geplant, Nachnutzungskonzepte schon zum Gegenstand der Widmung zu machen? Wenn der Immobilienbesitzer einmal pleite gegangen ist, kann die Stadt bekanntermaßen nicht mehr viel machen. Ist geplant, dass man Nachnutzungskonzepte von Großkinos in Zukunft schon für die Genehmigung voraussetzen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Ich kann Ihnen im Grunde nur das sagen, was die Kulturpolitik tut. Die Kulturpolitik hat in der Vergangenheit Maßnahmen ergriffen, die sehr weitgehend sind, wo wir auch gemeinsam Konzepte erarbeitet haben, wo wir die Finanzmittel zur Verfügung gestellt haben und wo wir versucht haben, jedenfalls für den innerstädtischen Bereich dieses Konzept der Art-House-Kinos zu verfolgen. Das werden wir auch weiterhin tun. 

Die Frage der Widmungen und der Nutzungen ist jedenfalls keine Frage der Kulturpolitik, ich meine aber, dass man mit Sicherheit aus dieser Erfahrung der Vergangenheit die richtigen Schlüsse ziehen wird müssen, was zukünftige Konzepte für Multiplex-Kinos und andere anbelangt. Soviel ich weiß, ist allerdings das Interesse neuer Investoren in Multiplex-Kinos – sagen wir einmal – enden wollend. Ich glaube, momentan haben wir eher mit dem Problem zu kämpfen, dass die vorhandenen ausreichend gefüllt werden. 

Aber auch da meine ich, dass es im Grunde wahrscheinlich auch an der Programmpolitik liegt. Wir sind da mit einigen im Gespräch, und wie sich zeigt, lässt sich mit entsprechenden Bespielungen, Premieren und dergleichen mehr ein Kinostandort durchaus attraktiv gestalten, auch dann, wenn er sozusagen nicht exklusive Filme, sondern Mainstream zeigt. 

Ich meine, dass sich nicht zuletzt auch mit den Maßnahmen der Wiener Kulturpolitik da etwas einpendeln wird, was auch dem Publikumsinteresse und der Nachfrage entspricht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Es stimmt schon, der Markt regelt nicht alles, wie der Kollege uns hier vermitteln wollte. Hätte man in der Vergangenheit diese Expertenstudie über München bezüglich der Kriterien zur Errichtung dieser Kinozentren noch etwas ernster genommen, dann wäre es vielleicht nicht zu diesem teilweisen Wildwuchs gekommen. Sei's drum.

Ich möchte Sie fragen: Was kann Wien zur Verbesserung der Situation des Films in Österreich beitragen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Das ist eine bezüglich der Kinosituation in Wien, glaube ich, sehr wichtige Frage, weil man das eine Ende, nämlich das Abspielen und die Kinos, nicht ohne die dahinter stehende Produktion und die Vertriebe sehen kann. 

Ein Punkt ist mit Sicherheit die Situation des österreichischen Films. Ich finde es positiv, dass im neuen Regierungsprogramm – im Unterschied zu anderen Punkten, die dort eigentlich sehr vage gehalten sind – einmal mehr ein Bekenntnis zum österreichischen Film drinnen steht. Das stand auch im vergangenen Regierungsprogramm drinnen. Ich hoffe, dass diesmal dem auch Taten folgen. Ich glaube, man müsste dort anschließen, wo man vor zweieinhalb Jahren aufgehört hat, nämlich bei intensiven partnerschaftlichen Gesprächen mit allen Beteiligten, das heißt, mit dem ORF, das heißt, mit der Bundesfilmförderung, das heißt, mit den Länderfilmförderungen, da wiederum vornehmlich mit der Wiener, und natürlich mit der Filmwirtschaft. 

Ich glaube, dass Wien da in den letzten Jahren gut gearbeitet hat. Wir haben den Wiener Filmfonds umstrukturiert, neugestaltet, konzentriert. Nicht zuletzt auch aus dem heraus hat sich etwas entwickelt, was im Ausland ab und an als kleines österreichisches Filmwunder bezeichnet wird: zahlreiche hervorragende österreichische Filmproduktionen, die bei Filmfestivals ausgezeichnet abgeschnitten haben. 

Jetzt geht es eigentlich darum, den nächsten Schritt zu machen und das abzusichern und nicht als Einmal- und jeweils nur Ein-Tages-Erfolge stehen zu lassen. Ich bemühe mich daher, mit den Partnern gemeinsam diese Konzepte voranzutreiben. Wir haben vor wenigen Wochen ein, wie ich glaube, für alle Beteiligten sehr interessantes und konstruktives Filmgespräch hier im Rathaus gehabt, aus dem heraus sich eine Film-Agenda 2006 entwickelt, an deren Umsetzung wir arbeiten. Ein Punkt davon ist das, was mich Herr Klubobmann Chorherr gefragt hat, und da gibt es noch einige andere wichtige Punkte. 

Ich hoffe, dass wir jetzt, nachdem es wieder einen Ansprechpartner auf Bundesseite gibt, gemeinsam diese Maßnahmen angehen können. Darunter sind auch einige wichtige steuerliche Maßnahmen. Die Frage der steuerlichen Förderung von Filmen, wie das in zahlreichen anderen Ländern bereits der Fall ist, steht wieder einmal auf dem Programm. Ich gehe davon aus und hoffe und werde jedenfalls meinen Teil dazu beitragen, dass wir diese Gespräche und die Umsetzung der schon vorliegenden Vorschläge vorantreiben werden. – Danke sehr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01008/2003/0002-KGR/GM). Sie ist von Herrn Mag Maresch an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: "Sie haben vor und anlässlich der SPÖ-Klausur in Rust erklärt, welche Variante der sogenannten Lobauautobahn (S1) verwirklicht werden soll. Wie ist diese von der SPÖ jetzt bevorzugte Variante in der SUPerNOW geprüft und bewertet worden?"

Jener wird von Herrn amtsf StR Faymann vertreten. Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Mein Damen und Herren!

Sie können unschwer erkennen, dass ich den Kollegen Schicker vertrete und dass es nicht um ein Thema geht, dass in meinen Wohnbaubereich direkt gehört, nicht einmal um eines, das in den Kooperationsbereich von uns beiden gehört. Daher werden Sie verstehen, dass ich erstens Ihnen, Herr Kollege, die schönen Grüße des Kollegen Schicker ausrichte (Heiterkeit bei der SPÖ) und zweitens lediglich eine kurze Antwort verlesen möchte. Ich habe aber, falls notwendig, auch eine lange Antwort. Ich will Sie nicht beunruhigen. Sie sollen nicht glauben, ich komme da nur mit einer kurzen Antwort.

Dem Kollegen Schicker ist es wichtig – und dem kann ich mich anschließen, denn da war ich dabei – zu betonen, dass es im Rahmen der Klubtagung in Rust nicht, wie fälschlicherweise mehrfach kolportiert wurde, um eine endgültige Entscheidung gegangen ist, sondern um die Meinungsbildung innerhalb der SPÖ- Fraktion, ob eine sechste Donauquerung realisiert werden kann, und wenn ja, welche Variante für Bevölkerung und Umwelt aus Sicht der SozialdemokratInnen am verträglichsten erscheint. Die Diskussion und Mehrheitsbildung im Gemeinderat beginnt mit Vorlage der Unterlage im Gemeinderatsausschuss am 26. März. Nachdem Kollege Schicker morgen zurückkommt, ist zwischen morgen und dem 26. März, wie ich überzeugt bin, viel Gelegenheit für Sie, das auszudiskutieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die erste Zusatzfrage.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank einmal für die kurze und bündige Antwort. Wir werden die Zeit natürlich auch nützen, aber es gibt einen wichtigen Punkt. Wir haben ja einen Bürgermeister, der Biologe und sicher noch immer sehr interessiert ist, und deswegen meine Frage – obwohl ich weiß, dass es schwierig ist, weil Stadtrat Schicker leider nicht da ist, aber er wird Sie sicherlich kompetent informieren haben lassen –, und zwar geht es darum, dass wir – und das ist eigentlich einmalig auf der Welt – einen Nationalpark besitzen werden, der von zwei Autobahnen in die Zange genommen wird. Deswegen meine Frage: Glauben Sie, dass die IUCN als internationale Organisation, die sich damit beschäftigt, das einfach hinnehmen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Es ist besser, wenn Sie 


das den Kollegen Schicker direkt fragen, ohne meine Prognosen in den diversen Fragen, wie jetzt konkret die Bevölkerung informiert wird, wie es im Rahmen des SUPer-NOW-Verfahrens, das Sie ja kennen und wofür sehr viel an Vorarbeiten stattgefunden hat, zu einem Endbericht kommt. Dieser Endbericht wird ja maßgeblich darüber entscheiden, wie insgesamt in Wien, aber natürlich auch international diese Diskussion aufgenommen wird. Da – davon bin ich überzeugt – ist keine Gefahr in Verzug, da können wir auf die Rückkunft bis morgen gemeinsam warten und uns gedulden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Parzer, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Stadtrat Faymann, ich sehe schon, wir werden heute keine richtige Antwort auf unsere Fragen bekommen. Das gilt sowohl für den Kollegen Maresch als auch für mich. 

Meine Frage wäre gewesen – Sie werden sie sicher nicht so beantworten können –: Es ist traurig, dass es in den Medien, ob das der "Kurier" oder die "Krone" ist, wahnsinnig viel über die SUPer NOW steht, und es wird immer wieder auch geschrieben, welche Variante in Frage kommt, und die Bevölkerung – das sind ja nicht Wenige, es sind ja fast 300 000 Leute, die dort drüben wohnen – möchte schon ganz gerne wissen, was der wirkliche Ausblick für die Zukunft sein wird und nicht so, wie es jetzt ist, dass man kurz schreibt, der Himmelteich wird zugemacht als Zubringer oder die Autobahn geht unter der Erde bis Aspern. Also da gibt es sehr viele Varianten.

Mich stört natürlich schon eines: dass es auf einer Klausur der SPÖ ausschließlich auch darum geht, wo die Variante sein wird. Wofür haben wir eine teure SUPer NOW gehabt, wenn es keine öffentliche Erklärung gibt. Ich würde dafür plädieren, das nicht in einer eigenen Sitzung zu machen, sondern schon öffentlich. Und meine Frage ist: Ich hoffe, dass in nächster Zeit SUPer NOW endlich einmal Stellung nimmt. Deswegen haben wir sie auch eingeführt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kollege, SUPer NOW hat viele Grundlagen erarbeitet. Ersparen Sie es mir, alle Grundlagen zu verlesen, da ich überzeugt bin, Sie kennen diese Grundlagen, aber die Erarbeitung dieser Grundlagen fließt ein, gleich in welche Variante, die am 26 März hier konkret als Vorlage vorgestellt wird. Und damit ist es ja nicht zu Ende. Es ist ja nicht so, dass am 27 März dann womöglich in einer raschen Aktion ein Baubeginn wäre, sondern Sie wissen ganz genau, dass am 26 März dann natürlich der Beginn für eine öffentliche Diskussion ist. In der öffentlichen Diskussion wird – ich weiß von Kollegen Schicker, wie er das schon bisher gehandhabt hat – die Bevölkerung sehr ausführlich informiert, aber im Detail, wie er das vorhat, werden Sie verstehen, wenn er das selbst bekannt gibt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Trammer bitte.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Auch meine Kritik richtet sich darauf, dass dem Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr noch kein Bericht der SUPer NOW vorgelegt wurde, obwohl in den Medien schon heiß über diese möglichen Varianten diskutiert und berichtet wird. Sie haben sich nun parteiintern entschlossen – wir haben es ja schon gehört – und haben in Rust im stillen Kämmerlein sozusagen eine Variante ausgewählt. Welche auch immer es sein wird, entweder quer durch den Freudenauer Hafen, Untertunnelung der Lobau oder über den Biberhaufenweg, wie auch immer, beide Varianten führen direkt zum Flugfeld Aspern, und man rechnet mit ungefähr 150 000 Autos mehr direkt nach Donaustadt. 

Es hat also Ihrerseits quasi ein Sinneswandel stattgefunden. Man hat eine Umfahrungsstraße gestrichen und möchte jetzt eine Hochleistungsstraße in den Bezirk, direkt zum Flugfeld Aspern. Das wird Gründe haben. Ich hoffe, dass wir diese am 26 März dann auch erfahren werden. 

Meine Frage daher: Welche Gegengeschäfte erwarten Sie sich über die Public Private Partnership durch die Änderung der Trassenführung direkt zum Flugfeld Aspern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das einzige, was ich mich bemüht habe, konkret zu sagen, haben Sie missverstanden, Frau Kollegin. Es wurde in Rust keine Variante beschlossen, und das habe ich ja extra verlesen, damit es im Protokoll so steht. (GRin Heike Trammer hält eine Zeitung in die Höhe.) Na ja, Sie zeigen mir eine Zeitung, aber ich war dabei, wissen Sie. Frau Kollegin, glauben Sie mir, es wurde keine Variante beschlossen. Es wurde eine Variante vorgestellt und diskutiert, aber es gab darüber eben keine Beschlussfassung, genauso wie am 26 März mit der Vorlage dieser Unterlage eine Diskussion stattfinden wird. 

Die Frage der Finanzierung wird Kollege Schicker sicher selbst beantworten. Ich möchte nur zum Endbericht noch etwas sagen, eben weil mir sein Büro hier die Vorgangsweise mitgeteilt hat, und die Zusammenfassung möchte ich Ihnen doch noch kurz zur Kenntnis bringen. 

Im Rahmen des letzen Arbeitstreffen, des SUP-Teams wurden neben den vorab bestimmten Szenarien der Verkehrsentwicklung für den Nordosten Wiens noch zusätzlich Verkehrsnetzteile diskutiert, für die keine gesamthaften Szenarioberechnungen durchgeführt wurden. Man ist im SUP-Team aber übereingekommen, dass es durch Kombination bereits gerechneter Szenarien und auf Grund der Kenntnisse und des Wissenstandes der zugezogenen Experten möglich ist, die ökologischen, ökonomischen und räumlichen Auswirkungen dieser zusätzlichen Verkehrsnetzteile in groben Zügen darstellen zu können. In der noch nicht vorliegenden Langfassung des Endberichtes werden diese im Rahmen der SUPer NOW diskutierten Szenariovariationen neben den Hauptszenarien selbstverständlich dokumentiert werden. Also das steht unmittelbar bevor. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: noch einmal, Herr Professor.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke für die recht ausführlichen Erinnerungen an den SUPer-NOW-Bericht. Interessant ist ja, dass ich am Donnerstag, an dem es in Rust begonnen hat, in der Früh im "Morgenjournal" in einem Interview von Ihrem Kollegen Schicker bereits gehört habe, welche Variante Sie dann in Rust irgendwie goutieren werden. Es ist übrigens die Variante, von der Sie gerade gesprochen haben, dass sie dann aufgenommen und sozusagen eine Gesamtbewertung zusammengesteckt wird. 

Aber ich will eigentlich auf etwas anderes hinaus. Es ist zwar irgendwie schwierig, denn als Fachkollege stehen Sie mir da nicht zur Verfügung, aber trotzdem. Ein ehemaliger Stadtratkollege – jetzt ist er leider nicht mehr im Raum –, und zwar Herr Kollege Görg, hat, wenn ich mich nicht irre, eine Lobauautobahn in der letzten Legislaturperiode als so genannte Ökoautobahn bezeichnet, was ich sehr interessant gefunden habe, denn "Öko" und "Autobahn" sind möglicherweise zwei Dinge, die einander ausschließen. Er wird schon gewusst haben, was er meint. Ich hätte jetzt ganz gerne von Ihnen gewusst: Würden Sie die beiden zukünftigen Lobauautobahnen auch als Ökoautobahnen bezeichnen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das ist einfach. Ich würde es, wie Sie wissen, schon nicht als Lobauautobahn bezeichnen. Am Beginn der Diskussion über das SUP-Verfahren hat es ja auch eine Übereinkunft gegeben, dass man in der Öffentlichkeit nicht absichtlich diesen irreführenden Begriff der Lobauautobahn verwendet. Ich glaube, es wäre eine Frage der Fairness von uns allen, uns an diese Vereinbarung, die am Anfang eines sehr wichtigen Verfahrens unter Einbindung der Bevölkerung dort getätigt wurde, um eben die Bevölkerung nicht in die Irre zu führen, sondern zu informieren, weiterhin zu halten und sie erst gar nicht als Lobauautobahn zu bezeichnen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die Anfrage beantwortet. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/01009/2003/0003-KVP/GM). Sie ist gerichtet von Herrn GR Walter Strobl an den Herrn Vizebürgermeister: "Gibt es in Wien Sportveranstaltungen, bei denen kein Sportförderungsbeitrag eingehoben wird?"

Ich ersuche um Beantwortung. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Sie haben an mich die Frage gerichtet: Gibt es in Wien Sportveranstaltungen, bei denen kein Sportförderungsbeitrag eingehoben wird? Würde ich es ganz kurz machen, würde ich "ja" sagen können. Ich möchte es ein bisschen mehr auch für andere, die möglicherweise nicht Spezialisten auf diesem Gebiet sind, erläutern. 

Das Wiener Sportförderungsbeitragsgesetz normiert eine Abgabepflicht, eine Steuerpflicht für entgeltlich zugängliche Sportveranstaltungen. Daher: Was nicht entgeltlich ist, fällt natürlich nicht unter den Sportförderungsbeitrag. Es gibt auch Ausnahmeregelungen, die aber nicht wirklich praktische Bedeutung haben. Der Vollständigkeit halber muss man noch hinzufügen, dass es da um 10 Prozent des Eintrittsgeldes geht, daher auch keine Pauschalierung, aber es gibt dazu auch nach dem Vergnügungssteuergesetz eine Besteuerung der Konsumation, und dieser Konsumationsanteil ist pauschaliert. Es gibt auch noch Veranstaltungen, die begünstigt sind nach dem Gesetz, und zwar "wegen des besonderen Risikos", wie es dort heißt. Da beträgt der Abgabenbeitrag nicht 10 Prozent des Entgelts, sondern nur 5 Prozent. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte die erste Zusatzfrage.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Zunächst einmal danke, dass Sie sich die Mühe machen, doch ein bisschen detaillierter zu antworten. Sie hätten natürlich mit Recht auch sagen können, ja, es gibt Ausnahmen. Konkret ist die Frage natürlich in die Richtung zu verstehen, dass es offenbar bestimmte Sportveranstaltungen in Wien gibt, die unabhängig jetzt von den von Ihnen aufgezählten gesetzlichen Bestimmungen offensichtlich auf dem Verhandlungsweg ausgenommen sein sollen. 

Ich sage das mit Vorsicht, weil das ja auch meine Frage ist. Ich weiß nicht, ob Sie es so detailliert und konkret beantworten werden können, aber sind zum Beispiel der "Eistraum", wie er derzeit vor dem Rathaus stattfindet, oder der Wiener Marathon von diesen Abgaben befreit?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr. Sepp Rieder: Also ich kann das natürlich jetzt nicht im Detail und konkret auf den Einzelfall bezogen beantworten. Ich gehe davon aus, dass überall dort, wo eine Abgabenpflicht oder Steuerpflicht besteht, es keine Möglichkeit gibt, einen Nachlass oder eine Ausnahme über die gesetzlichen Bestimmungen, die dafür vorgesehen sind, hinweg zu gewähren. 

Ich räume aber ein, dass es auch eine Judikatur des Verwaltungsgerichthofes gibt, die diese Steuerpflicht eher einschränkend interpretiert. Es gibt ein Erkenntnis, dass sich zum Beispiel mit der Überlassung von Sportstätten beschäftigt, also etwa der Überlassung von Tennisplätzen, und dort eine Steuerpflicht ausschließt, wobei es natürlich die Frage ist, ob der sportliche Charakter überwiegt. Also aus dieser ausjudizierten oder zum Teil ausjudizierten Unklarheit des Gesetzestextes oder Interpretierbarkeit des Gesetzestextes kann sich natürlich so etwas wie eine rechtlich unterschiedliche Beurteilung ergeben, die dann entweder zu einer einvernehmlichen Feststellung oder zu einem Verwaltungsgerichtshofverfahren führt, wie es auch im Einzelfall gewesen ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

In welcher Form beziehungsweise in welcher Höhe oder Prozentualität kommen die Mittel des Wiener Sportfonds auch dem Behindertensport in Wien zugute? Haben Sie da irgendeinen Richtwert?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! 

Hier muss ich leider auf die Geschäftseinteilung der Stadt Wien verweisen. Die Magistratsabteilung 4 und damit meine Zuständigkeit endet dort, wo es um die Einnahme geht. Die Verteilung liegt in einer anderen Magistratsabteilung, und meines Wissens ist es die Zuständigkeit der Kollegin Grete Laska. Die Frage wäre daher wahrscheinlich von ihr zu beantworten und könnte auch von ihr beantwortet werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Ich möchte die Frage wegen des Behindertensports noch präzisieren, nachdem die SPÖ heute eine Aktuelle Stunde zum "Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung" veranstaltet. Können Sie sich vorstellen, dass die Budgets im Sportbereich dort, wo momentan sehr, sehr wenig Geld zur Verfügung steht – es ist insgesamt ein bisschen bescheiden das Sportbudget der Stadt Wien, aber dort, wo es besonders nachbesserungswürdig ist, nämlich im Frauensport und im Behindertensport; wir haben uns das ausgerechnet, im Moment geben Sie für den Behindertensport ein Hundertstel Promille aus, das ist eine Zahl mit ziemlich vielen Nullen auch hinter dem Komma –, können Sie sich also vorstellen, dass in diesem Bereich, Sport für Frauen, Sport für Menschen mit Behinderung, die Stadt Wien endlich nachdoppelt und die sehr, sehr niedrigen Zahlen in diesem Bereich erhöht? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! Es kommt nicht darauf an, ob ich es mir vorstellen kann, sondern es kommt darauf an, welche Entscheidungen die Kollegin Laska trifft. Es gibt ein fixes Budget, das für 2003 beschlossen ist. Es gibt die Ressortverantwortlichkeit und auch die Ressorteigenständigkeit, daher sind solche Umschichtungen und Entscheidungen im Rahmen des jeweiligen Ressorts zu treffen. Ob es darüber hinaus möglich ist, im Rahmen des Zusatzbudgets Maßnahmen zu treffen, ist ebenfalls die primäre Entscheidung in dem Bereich, in den die konkrete Frage fällt. 

Ganz allgemein ist zu sagen, dass die wirtschaftliche Entwicklung und die Budgetprognosen für den Gesamtstaat, also auch für die Republik, nicht so sind, dass wir beliebig davon ausgehen können, dass wir die Ausgaben der Stadt Wien generell steigern können, sondern es geht dann jeweils um Umschichtungen. Also es müssen dann andere Ausgaben zurückgenommen werden, wenn man in einem bestimmten Bereich die Ausgabe steigert, und diese Entscheidung der Umschichtung ist natürlich zunächst im jeweiligen Ressort zu treffen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer:  Danke. – Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Strobl. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich hätte es nur gerne gewusst. Es gibt ein Ritual, wie das Geld eingehoben wird. Sie haben das ja eingangs kurz erwähnt. Jetzt stellt sich für mich die Frage, wie das abgerechnet wird. Wir haben das Problem, dass – wie Sie richtig hingewiesen haben – ressortmäßig dann für die unmittelbare Umsetzung, also das Ausgeben dieses Fonds ein anderes Ressort zuständig ist. Wie wird das aber von Ihnen abgerechnet? Kommt das vierteljährlich, kommt das halbjährlich? Wir haben nämlich das Problem, dass sozusagen Gelder, die schon lange vorher eingenommen wurden, im Jänner und im Februar, oft erst im Oktober, November überhaupt zur Auszahlung kommen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Das ist so wie bei anderen anlassbezogenen Steuerakten – also Vergnügungssteuer und in anderen Bereichen genauso –: Es wird die Veranstaltung abgerechnet, wobei es, soweit nicht eine besondere Revision stattfindet, eine Selbsteinschätzung gibt. Aber dann wird das Geld veranstaltungsbezogen an die Stadt Wien abgeliefert. Also wenn die Veranstaltung im September stattfindet, nicht schon im März oder im Jänner, sodass ein kontinuierlicher Zugang der Mittel während des gesamten Jahres und gelegentlich leider über das Jahr hinaus stattfindet. 

Die Frage der budgetären Entscheidung ist ja nicht von der Liquiditätsfrage bei der Stadt Wien abhängig, also davon, wann das Geld hereinkommt, sondern wir gehen von dem Budgetrahmen, der in etwa abgeschätzt wird, aus, und ich bedaure es, dass man generell feststellen muss, dass die Einnahmen aus diesem Bereich zurückgehen, was aber damit zusammenhängt, dass die Sportveranstaltungen nicht mehr in dem Maße – möglicherweise anlassorientiert – besucht sind, wie das in anderen Jahren der Fall war. Aber die Frage, wie ausgezahlt wird, ist völlig entkoppelt von der Frage, wie die Beträge hereinkommen. 

Vorsitzende GRin Heidmarie Unterreiner: Ich danke dem Herrn Stadtrat. 

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/00356/2003/0003-KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen gerichtet: "Die Ergebnisse der von Jänner bis Juli 2002 durchgeführten Evaluierung der Leistungsangebote der Stadt Wien für Senioren, wurden im August 2002 von der Fa Andersen in einem Endbericht der Stadt Wien übergeben. Nahezu ein halbes Jahr wurde diese Studie unter Verschluss gehalten. Sie haben in Ihrer Mitteilung im Rahmen des Sondergemeinderats am 17. Jänner d J festgestellt, dass dieser Bericht wegen seiner eingehenden Bearbeitung zurückgehalten wurde. In der Andersen-Studie wurde eine Reihe von Änderungen und Verbesserungen bei der Betreuung älterer Menschen vorgeschlagen. Welche Veränderungen wurden, nach der langen Beratung der Andersen-Studie, bereits umgesetzt?"

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr. Elisabeth Pittermann: Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Zu Ihrer Anfrage bezüglich der Andersen-Studie möchte ich Folgendes ausführen: Der Stadt Wien ist es, wie Sie ja wissen, ein besonderes Anliegen, in der Pflege, Betreuung und Versorgung der älteren Menschen optimale Leistungen zu erbringen. Wir wissen aus unserem privaten Leben, aber auch aus dem Ausschuss, dass die Menschen eine steigende Lebenserwartung haben, aber durch die steigende Lebenserwartung auch multimorbider werden und einer stärkeren Betreuung bedürfen.

Es war daher der Stadt Wien ein Anliegen, eine Studie in Auftrag zu geben, um noch einmal von extern zu hören, was man sich an Synergieeffekte vorstellen könnte. Aber Sie wissen, dass nicht alles nur auf Studien zurückzuführen ist, denn wir haben ja sowohl die verschiedenen Ausschüsse im Gesundheits- und Sozialbereich als auch den Dachverband, wo sehr viele Beratungen stattfinden, und andere Organisationen, die immer wieder Ideenbringer für die Verbesserungen sind.

Ich möchte aber auch mitteilen, dass ich am 17. Jänner nicht gesagt habe, die Studie ist geheim gehalten worden, sondern das Gegenteil: Sie war vom Magistrat in Auftrag gegeben worden, und ich kann nicht eine Studie, für die ich nicht Auftraggeberin bin, oder Berichte, für die ich nicht Auftraggeberin bin, von mir aus anderen zugänglich machen. Studien und Berichte muss immer der Auftraggeber selbst zugänglich machen. Sie war aber vor der Sitzung im Internet abrufbar. 

Die Andersen-Studie hat schon unsere vorherigen Überlegungen, ob es nicht doch zu einer Zusammenführung der Agenden der MA 12 und der MA 47 kommen sollte, bestätigt. Wie schon in der ersten Anfrage angesprochen worden ist, war das auch unter StR Stacher, aber in viel früheren Zeiten auch unter StR Tandler bereits der Fall.

In der Stadt Wien ist es wichtig, die hoheitlichen Aufgaben der Leistungsplanung und Qualitätssicherung im Alterversorgungsbereich wahrzunehmen, ebenso wie die Finanzplanung und das Controlling. Für die operative Abwicklung muss man die verschiedenen Organisationen, die verschiedenen Anbieter heranziehen, aber auch trachten, dass nicht durch einen immer stärkeren freien Markt die Bevölkerung, die betreut werden muss, die oft auch Schwierigkeiten hat, sich der Betreuung zu bedienen, unter die Räder kommt.

Sie haben eben schon gehört, dass es zu einer Zusammenführung der Geschäftsgruppe kommen soll. Es sind dazu noch eingehende Planungen und Beratungen nötig, sonst würden wir nicht eine zehnmonatige Vorlaufphase in Anspruch nehmen, sondern würden das nach Beschlussfassung im April machen. Das ist natürlich nicht möglich. Wir werden mit dieser Zusammenführung Synergien nützen, sparsamer wirtschaften können und darauf achten, dass das Leistungsangebot für die betreuten Menschen weiterhin ein optimales ist und die Menschen sorgenfrei altern können.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke schön. – Herr Mag Kowarik, die erste Zusatzfrage, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Vielen Dank, Frau Stadträtin, für die Ausführungen. Ich möchte aber feststellen, dass eigentlich noch nicht sehr viel geschehen ist, denn wir haben nachgefragt, was eben jetzt schon umgesetzt worden ist. Ich möchte aber etwas anderes nachfragen, was mich ein bisschen, wie soll ich sagen, interessiert und wo ich glaube, dass doch Bedarf ist, dass man das klärt. 

Es wird in der kritischen Würdigung dieser Andersen-Studie von der MA 47 unter anderem auch festgestellt, dass ein Masterplan erstellt werden soll, der die organisatorische Weiterentwicklung und so weiter festhalten soll, und auch über die Finanzierungsgrundlagen wird gesprochen. Da wird unter anderem auch festgehalten, dass als budgetentlastende Maßnahme kurzfristig auch höhere Selbstbehalte zugangssteuernd angedacht werden.

Meine Frage ist nun: Heißt das, dass bei der Zusammenlegung oder bei der Übernahme in den Gesundheitsausschuss sozusagen bei den Pensionären oder bei jenen Menschen, die ein Pflegeheim in Anspruch nehmen müssen, in Zukunft höhere Kosten entstehen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat, daran ist prinzipiell nicht gedacht, wohl wird man aber dies alles mehr vereinheitlichen müssen, und man muss auch eine gewisse Valorisierung einberechnen. Es gibt ja auch Angebote, die nicht so auf die finanziellen Möglichkeiten der Betreuten eingehen. An eine generelle Anhebung oder Verteuerung ist absolut nicht gedacht, aber eine Harmonisierung dessen, wie es ausgerichtet werden soll, muss man in all diese Bereich einbeziehen. 

Es wird dann auch die Finanz- und Leistungsplanung genau durchdacht werden, denn Sie wissen ja, dass wir gerade im Pflegebereich seit, ich glaube, sechs Jahren überhaupt keine Tarife mehr in irgendeiner Weise angehoben haben. Es soll auch nie sein, dass es Menschen zu teuer wird, aber eine gewisse Vereinheitlichung soll es geben, und bei steigenden Gehältern derer, die die Leistung erbringen, muss man auch an gewisse Valorisierungen, die vielleicht einer gewissen Automatik unterliegen, denken. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die zweite Zusatzfrage wird von Frau Dr Pilz gestellt. Ich bitte darum.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

In der Andersen-Studie wird sehr klar festgehalten und festgestellt, was wir GRÜNEN schon seit längerer Zeit fordern, nämlich eine klare Trennung der leistungserbringenden, der finanzierenden und der kontrollierenden Ebene. Weiters stellt die Andersen-Studie fest, dass diese Verquickung von Politik und operativer Ebene zum Nachteil der Verwaltung dieser Mittel gereicht. Sie sagen das ja selbst in Ihrem Papier von Rust, das "Altwerden in Wien – gesund und selbstbestimmt" heißt. Es ist ein sehr ambitioniertes Programm, und darin stellen Sie als siebentes Grundprinzip in Aussicht, dass künftighin eben genau diese Konsequenz, die die GRÜNEN immer eingemahnt haben, gezogen wird, nämlich dass die leistungserbringende Ebene von der kontrollierenden und der operativen getrennt wird.

Ich frage Sie daher, Frau Stadträtin: Heißt das, dass sich die sozialdemokratischen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte auf der Ebene der Vorstände und vor allem auf der Ebene der bezahlten Funktionen in Geschäftsführungen aus den Organisationen für die Betreuung zu Hause umgehend zurückziehen werden?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, es verblüfft mich, dass Sie, wenn Sie schon dagegen sind, dass es so ist, dann nur wieder die sozialdemokratischen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte ansprechen. Offensichtlich dürften da persönliche Aversionen von Ihnen vorliegen. Anders kann ich mir das nicht erklären, dass Sie das nicht auf alle beziehen. Es ist natürlich daran gedacht, auch das operative Geschäft von der Gemeinde Wien auszulagern, und die Gemeinde Wien soll die Planung, die Finanzierung, das Controlling und die Qualitätssicherung überhaben. 

Darauf einzuwirken, wie die Vereine die Funktion der Geschäftsführer besetzen, ist auch nicht Aufgabe der Hoheitsverwaltung. Ich kann keinem Verein vorschreiben, wer in der Geschäftsführung oder wer im Vorstand ist. Das ist in meinen Augen absolut unmöglich.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die dritte Zusatzfrage wird von Frau GRin Korosec gestellt. Ich bitte darum.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In der Andersen-Studie wird ja auch sehr klar aufgezeigt, dass der Seniorenanteil vor allem ab dem Jahr 2010 ganz erheblich steigen wird. Da sind natürlich Maßnahmen notwendig, weil sich das ja dementsprechend auf den Betreuungsaufwand auswirken wird. Man muss aber auch schon vorweg Maßnahmen setzen und kann nicht warten, bis der Status dann eintritt. 

Daher: Welche Maßnahmen haben Sie schon gesetzt beziehungsweise was haben Sie vor, wann werden Sie einen Pflegeheimplan vorlegen, wie er von uns immer wieder gefordert wird, der schlüssige Antworten auf diese Fragen gibt?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Es sind die Vorarbeiten laufend im Gange. Es ist uns allen bewusst, dass künftig ältere, schwerer erkrankte Menschen in Pflege und Betreuung kommen, allerdings auch hochbetagter Menschen, es ist auch klar, dass alle Geschäftsgruppen darauf Rücksicht nehmen müssen, nicht nur die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Auch wenn dann sozusagen Gesundheit und Soziales in einer Hand ist, und eine Betreuung zu Hause besser möglich ist, muss am Wohnsektor etwa die Wohnungen entsprechend gebaut werden, und viele andere Angebote in anderen Bereichen verbessert werden.

Es ist wichtig, dass zuerst das Pflegeheimgesetz in Kraft tritt. Danach wird genauso ein Pflegeheimplan erstellt werden, um zu wissen: Was benötigt man, welche Ressourcen werden nötig sein, mit welcher Pflegeeinstufung, wie viele Betten müssen zur Verfügung stehen? Es ist mir auch ganz besonders wichtig, dass man strikte festlegt, was die betreuenden Organisationen zu erbringen haben, denn es kann nicht sein, dass Menschen einen sehr hohen Beitrag zahlen und dann noch extra bezahlen müssen, wenn ihnen etwa ein Glas Wasser eingeschenkt wird. Das führt dann nämlich dazu, dass ältere Menschen austrocknen und es zu besonderen gesundheitlichen Problemen kommt. Wir haben da mit einigen Häusern massive Probleme, und ich habe angeordnet, dass häufiger zu überprüfen ist. Wichtig ist auch der gesundheitliche Zustand der Bevölkerung insgesamt, und danach wird man vorgehen müssen. Es muss einmal das Pflegeheimgesetz stehen, in dem auch Kriterien festgelegt werden, und danach kommt der Pflegeheimplan. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr Mag Kowarik, die letzte Zusatzfrage, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Wir stimmen Ihnen zu, dass es ganz wichtig ist, dass ein Pflegeheimgesetz kommt, noch dazu, wo nunmehr Änderungen in den diversen Magistratsabteilungen vorgenommen werden, und es wird sicherlich notwendig sein, auch im Rahmen des Pflegeheimgesetzes darauf Rücksicht zu nehmen. 

In der Andersen-Studie werden verschiedene Vorschläge geäußert und auch festgehalten – "Zielorganisation" nennt sich das –, und dazu gibt es von der MA 47 auch wieder entsprechende Stellungnahmen. Für mich ist interessant, dass in der Arbeit der MA 47 Folgendes festgehalten worden ist: "Die nun im Endbericht vorgelegte Zielvorstellung einer zukünftigen Organisationsstruktur stellt keine Verbesserung, sondern eine Verschlechterung gegenüber dem ersten Modell", also der früheren Studie, "dar. Die Annahme, dass der Klient die leistungserbringende Organisation selbst auswählt, kontrahiert und zu Marktpreisen verrechnet, wird auch in Zukunft die Ausnahme, nicht der Regelfall sein." 

Das ist eine sehr interessante Feststellung. Nun frage ich mich aber, ob hier nicht von Ihrer Seite und eigentlich, muss ich sagen, auch von Seiten der SPÖ eine völlig andere Gangart eingeschlagen wurde, als von der MA 47 vorgeschlagen wurde. Es scheint mir, dass die Vorschläge der MA 47 überhaupt nicht berücksichtigt werden, sondern dass man fast annehmen kann, dass Sie gegen die MA 47 agieren, wenn Sie diese Art und Weise der Veränderungen vornehmen, wie sie jetzt geplant sind. 

Ich frage Sie, wie Sie dazu stehen, ob Sie der Meinung sind, dass die Vorschläge der MA 47 richtig sind, oder ob etwas anderes durchgeführt werden soll. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Vorschläge gibt es die verschiedensten. Es ist Aufgabe der Politik, die verschiedenen Vorschläge von verschiedenen Beamtengruppen, aber auch verschiedenen Organisationen kritisch zu betrachten, zu evaluieren und daraus die Schlüsse zu ziehen und die Vorgaben festzulegen. Es kann nie ein Einzelner oder eine einzige Magistratsabteilung oder ein einziger Beamter einer Magistratsabteilung hundertprozentig im Recht sein, und nur das, was er sagt, ist absolut richtig. Daher finden ja jetzt laufend Besprechungen natürlich auch mit der MA 47 genauso wie mit der MA 12 und dem Magistrat, also der hoheitlichen Verwaltung, statt, um die bestmögliche Lösung im Sinne der Bevölkerung zu finden. Es geht nicht um die Befindlichkeit der Verwaltung, es geht einzig und allein darum: Was machen wir, damit wir den Wünschen und der Optimierung der Pflege der Bevölkerung am Besten gerecht werden? (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke der Frau Stadträtin für die Beantwortung der Fragen. 

Die Fragestunde ist damit beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003 – Miteinander findet Stadt“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Stubenvoll, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich in Erinnerung rufe, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Miteinander findet Stadt" ist für mich der Slogan für dieses Jahr, aber auch das Zeichen dafür, dass Behindertenpolitik in der Stadt Wien nicht nur in einem Ressort verankert sein soll, sondern so wie die Frauenpolitik auch Querschnittsmaterie sein soll. 

Das "Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen" ist eine Herausforderung für alle Menschen, sich mit einer Thematik zu beschäftigen, über die man lieber hinwegsieht beziehungsweise sie verdrängt. Es ist eine Herausforderung für alle Menschen, sich mit Behinderung direkt und persönlich auseinander zu setzen, eine Herausforderung für die Gesellschaft, für Firmen, für Organisationen, für öffentliche Stellen, die Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderung kontinuierlich zu verbessern, und eine Herausforderung auch für die Menschen mit Behinderungen, selbstbewusst und selbstbestimmt aufzutreten, ihre nichtbehinderten Mitmenschen mit Ungerechtigkeit, Diskriminierung und mit ihrem persönlichen Recht auf Gleichbehandlung und Selbstbestimmung konfrontieren. Eine wahrlich nicht leichte Aufgabe! 

Wir haben eine Gangausstellung in Grete Laskas Ganggalerie zusammengestellt, und ich darf alle Kolleginnen und Kollegen ersuchen, heute im Laufe des Tages einmal durchzugehen. Sie können dort auch sehr genau nachlesen, welche Ziele sich die Europäische Union für dieses Jahr vorgenommen hat. Da ich nur 10 Minuten Redezeit habe, werde ich dies hier nicht wiederholen. 

Zuletzt hatten wir 1981 das "Internationale Jahr der behinderten Menschen", und schon damals hat die Stadt Wien es sich zur Aufgabe gemacht, Diskriminierungen zu beseitigen und die Leistung für behinderte Menschen zu verbessern. Es sind jetzt viele Jahre vergangen. In Folge dieses Jahres wurde damals die Gemeinderätliche Behindertenkommission gegründet, um so auch auf politischer Ebene den Bedürfnissen behinderter MitbürgerInnen besser gerecht zu werden.

Revolutionär war 1986 die Gründung der ARGE Wohnplätze für geistig behinderte Menschen, die noch von StR Stacher ins Leben gerufen wurde. Heute zählt das Wohnplatzprogramm mit 1 400 betreuten Plätzen in ganz Wien zu einer der wichtigsten Maßnahmen für Menschen mit Behinderung. Ohne die Mithilfe der betroffenen Menschen und deren Vertretungsorganisationen wäre dieses Programm nicht so erfolgreich geworden. 

Erfolgreich ist die Behindertenpolitik in Wien aber auch durch die gute Zusammenarbeit aller Parteien in diesem Hause, denn die meisten Anträge, die hier gestellt wurden, waren von allen unterzeichnet, und dafür möchte ich allen Kolleginnen und Kollegen, die in der Behindertenkommission tätig sind, recht, recht herzlich danken. Wir hätten vielleicht sonst keine Gehörlosenambulanz, oder wir hätten auch nicht die lieben Kollegen hier, die als Gebärdendolmetscher arbeiten als sichtbares Signal an die gehörlosen Menschen auf der Galerie, aber in erster Linie auch an den Bildschirmen. 

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, Barrieren abzubauen und für behinderte Menschen und ihre Angehörigen das Angebot auf Integration, Assistenz und Begleitung zu schaffen.

Die Frühförderung und Familienbegleitung ist nur eine von vielen Dienstleistungen, die freiwillig, kostenlos und flächendeckend angeboten wird. 

Die Wiener Kindergärten bieten 208 Integrations-gruppen. Ich weiß, es sind noch immer zu wenig, aber an ihrem ständigen Ausbau wird gearbeitet. 

Wien ist immerhin auch das Bundesland mit der höchsten Zahl an Integrationsklassen; 657 sind es derzeit. Etwas ganz Besonders sind auch die basalen Klassen, die es in Wien gibt. Ich kenne kein anderes Bundesland, wo es in dieser Form Basale Förderklassen gibt. 

Kinder, die auf Grund einer Behinderung einer besonderen Förderung bedürfen, können diese nicht nur in einer Sonderschule, sondern auch in einer Volksschule, in einer Hauptschule, in der Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule und in einem Polytechnischen Lehrgang erhalten. Seit dem Schuljahr 2002/2003 wird erstmals auch in einer einjährigen berufsbildenden Schule integrativ unterrichtet. Das war ein Wunsch vieler Eltern. 

Berufsfindung, Beschäftigung und Ausbildungsmöglichkeiten in integrativen Betrieben werden von der Stadt Wien gefördert. Derzeit sind 170 Lehrlinge in Ausbildung, 250 Personen haben Integrationsbegleitung und Arbeitsassistenz, in der Berufsvorbereitung sind 300 Personen. 

Erst kürzlich wurde Wien ein großes Lob ausgesprochen, was die Lebensqualität betrifft. In der Mercer-Untersuchung wurde Wien auf den zweiten Platz gereiht. Diese Lebensqualität wollen auch unsere behinderten MitbürgerInnen genießen, deshalb ist Mobilität, Wohlfühlen und Freizeitangebot von entscheidender Bedeutung. 

Um Fahrgästen mit Behinderungen die Benützung der öffentlichen Verkehrsmitteln barrierefrei zu ermöglichen, arbeiten die Wiener Linien schon seit Jahrzehnten erfolgreich mit verschiedenen Behindertenorganisationen zusammen. Mittlerweile sind 80 Prozent aller U-Bahn-Stationen mit taktilen Leitlinien auf dem Boden ausge​stattet. Sehbehinderten hilft der vorhandene Farbkontrast, und für Blinde wurden tastbare U-Bahn-Pläne in Braille-Schrift erstellt. Um Hörbehinderten die Nutzung zu erleichtern, werden in den modernen Niederflurfahrzeugen die Haltestellen nicht nur angesagt, sondern auch optisch angezeigt. Alle Niederflurbusse der ULFs und die neuen U-Bahn-Typen haben Rampen, die entweder ausklappbar oder ausfahrbar sind, sodass der Spalt für die RollstuhlfahrerInnen durch die Rampe überwunden werden kann. – Auch darüber können Sie alles Weitere in der Ausstellung gut dokumentiert sehen. 

Daneben gibt es aber natürlich auch noch die Fahrtendienste für jene BürgerInnen, die die Öffis nicht benützen können. Das ist, glaube ich, auch einmalig in der ganzen Welt, dass es ein so gut ausgebautes Fahrtendienstnetz gibt wie in Wien. Daran, dass es diese Verbesserungen jetzt gibt, haben wir auch hart gearbeitet.

Barrierefreiheit ist aber nicht nur für behinderte Menschen, sondern auch für ältere Personen und Familien mit Kleinkindern wichtig. Deshalb muss das Ziel sein: Eine barrierefreie Stadt für alle!

Wie die Zukunft aussehen soll, kann man in diesem Jahr bei der Servicemeile Meidling sehen, ein innovatives Projekt, das zum Testen einlädt. 

Bei Kultureinrichtungen wurde die Zugänglichkeit für Veranstaltungsstätten wesentlich verbessert.

Ein großer Brocken, der noch in Arbeit ist, ist die Wiener Bauordnung. Hier haben wir gemeinsam mit Betroffenen Vorschläge gemacht, und es soll das Prinzip der Barrierefreiheit auch in einer Novelle zur Wiener Bauordnung verankert werden. Ich danke StR Faymann an dieser Stelle, dass er mit einer Enquete zu diesem Thema diese Veränderungen eingeleitet hat, und ich hoffe, wir werden sie bis zum Ende des Jahres erfolgreich abschließen können.

Behindertengerechte Wohnungen im sozialen Wohnbau gehören zum Dienstleistungsangebot der Stadt ebenso wie die behindertengerechten Bäder und die grünen Wohlfühloasen. Auch die können Sie in der Ganggalerie besichtigen. 

Unsere Anstrengungen dürfen aber nicht nachlassen. Gemeinsam mit den Betroffenen, sind wir als GemeinderätInnen aufgerufen, ständig an Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen zu arbeiten. Es bedarf einer Verbesserung der Fahrtendienste. Im Bereich der persönlichen Assistenz ist es notwendig, ein Pilotprojekt zu starten, um jedem behinderten Menschen, der selbstbestimmt und eigenverantwortlich leben will, dies mit persönlicher Assistenz zu ermöglichen. Dies ist auch im Arbeitsprogramm der SPÖ festgehalten. 

Wir werden allerdings auch die Bundesregierung daran messen, was dann von den Versprechungen im Regierungsprogramm, wie sie zum Beispiel auf Seite 17 festgehalten sind, verwirklicht wird. Wir warten auf ein Bundesbehindertengleichstellungsgesetz unter Einbeziehung der Betroffenen und auf eine Anerkennung der Gebärdensprache sowie auf eine Weiterführung der Behinderten-Milliarde, denn gegenwärtig habe ich den Eindruck, es gibt viele Projekte, die zwar gefördert wurden, aber jetzt irgendwo im Nichts enden. Es soll diese Aktion keine Seifenblase sein, die möglicherweise zerplatzt. 

Es gab auch von der Regierung Schüssel I keine wirkliche Antwort auf die Frage der Ausbildung behinderter Menschen sowie keine Maßnahmen zur Integration in der allgemeinbildenden höheren Schule. Österreichweit waren im Februar 2003 noch immer 34 251 Menschen mit Behinderungen arbeitslos gemeldet. Hier wartet eine große Herausforderung für diese Bundesregierung. Vielleicht bietet das Jahr 2003 wirklich die Chance zum Umdenken und vor allem auch zur weiteren Evaluierung und Weiterführung der Behinderten-Milliarde. 

Wien hat bereits viele Vorschläge gemacht. Ein Wiener Behindertengleichstellungsgesetz wurde in einer Arbeitsgruppe erarbeitet, und wir werden darüber weiter diskutieren. Qualifizierung, Arbeitsassistenz und Integrationsbegleitung sowie die Barrierefreiheit und Förderung der selbstbestimmten Bewegung werden auch für uns in Wien Themen bleiben, an deren Verbesserung und Ausweitung wir arbeiten müssen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 

GRin Erika Stubenvoll (fortsetzend): Letzter Satz: Deshalb verstehe ich auch das "Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen" als Anlass zu einem Innovationsschub zum Abbau von Vorurteilen und Barrieren und als einen Motivationsschub für uns zum Weiterarbeiten, damit "Miteinander" in Wien weiter "Stadt"-findet. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Für weitere Wortmeldungen möchte ich gerne in Erinnerung rufen, dass die Redezeit ab nun nur noch 5 Minuten beträgt. 

Die nächste Rednerin ist Frau StRin Vassilakou. – Ich bitte um Ihre Rede.

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Das EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen haben wir Grünen mit einem kleinen Logo begangen, feierlich sozusagen, und das möchte ich Ihnen allen zunächst kurz vorstellen. Es liegt Ihnen leider noch nicht allen vor, aber wohl schon den Behindertensprecherinnen und ‑sprechern Ihrer Parteien. Sofern sich aber nachher große Nachfrage nach unserem Button einstellen sollte: Es gibt etliche Hundert Stück davon. Also Sie können es gerne von mir beziehen, und es würde mich sehr freuen, wenn der eine oder andere von Ihnen sich doch dafür entschiede, es zu tragen.

Was ist da drauf? Da drauf ist die Zeichnung eines Menschen, der in einer Beschäftigungswerkstatt arbeitet. Er lebt in Maria Ponsee. Er hat von uns das Motto bekommen und hat sich etwas einfallen lassen für diese Zeichnung. Das Motto lautet "selbst" und steht für selbstbestimmt, selbstbewusst und selbstbewegt – ich glaube, dazu brauche ich nicht viel der erläuternden Worte zu verlieren –, es steht aber auch für "bewusst", Bewusstseinbilden, für "bestimmt" als Erinnerung dafür, dass behinderte Menschen in unserer Gesellschaft nicht Wünsche zum Ausdruck bringen, sondern sehr wohl Forderungen haben und dass sie sehr, sehr bestimmt sind in der Art und Weise, wie sie diese Forderungen verwirklicht sehen wollen, und auch für "bewegt", für das bewegte Leben, das sie vielfach führen müssen, vor allem, wenn man bedenkt, wie viele, viele Barrieren sie tagtäglich in ihrem Leben überwinden müssen, sei es, um zu arbeiten, sei es, um ein selbstbestimmtes, eigenverantwortliches Leben zu führen. 

Das hat den Künstler dazu gebracht, dass er zwei Krücken gezeichnet hat, die in einer abstrakten Form auf diesem Button zu sehen sind. Er hat gemeint, bei "selbst" sind ihm seine Krücken eingefallen, denn diese Krücken stehen meistens neben seinem Bett, und diese Krücken sind, wenn man es so will, eine Ergänzung, eine Verlängerung seiner selbst, denn sie helfen ihm, sich damit in dieser Welt zu bewegen, und vielen, vielen Freunden von ihm geht es genauso. – Also zwei Krücken. 

Das ist vielleicht auch eine schöne Überleitung zu ein paar Dingen, die mir wichtig sind im Zusammenhang mit diesem EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen. 

EU-Jahre sind schön und gut, denn sie schaffen Bewusstsein und sie bewegen vor allem die Verantwortlichen in der Politik dazu, eine Reihe von Maßnahmen zumindest anzudenken oder anzudiskutieren. Doch in musste in den letzten Jahren immer wieder mit Bedauern feststellen, dass diese EU-Jahre – es gab 1997 auch ein EU-Jahr gegen Rassismus, und es gibt noch immer kein Antirassismusgesetz in Österreich, das ist nur ein kleines Beispiel – bedauerlicherweise nur allzu oft EU-Jahre der Floskeln, EU-Jahre der Sonntagsreden und EU-Jahre der Lippenbekenntnisse sind. 

Das soll es heuer nicht sein. Deswegen möchte ich mich an uns selbst, an die Stadt Wien, an den eigenen Wirkungsbereich richten mit drei ziemlich klaren Forderungen, was ich denn möchte, dass wir bis Ende dieses Jahres nicht nur angedacht und angegangen, sondern vielleicht auch schon erledigt haben. 

Ich fange mit dem Bereich Verkehr an. Es ist bereits erwähnt worden, dass wir jetzt in Wien endlich Niederflurstraßenbahnen haben. Wir haben auch Niederflurautobusse. Es hat sich auch einiges getan, um die Mobilität behinderter Menschen zu verbessern in der Stadt. Nichtsdestotrotz: Es ist extrem viel nachzuholen, liebe Kolleginnen und Kollegen, und ich kann Ihnen ein paar Beispiele bringen, Beispiel aus dem Alltag behinderter Menschen.

Nach wie vor gibt es Autobuslenker, die sich weigern, auszusteigen und die Rampe auszuklappen, nach wie vor gibt es Lenker – letzte Woche passiert –, die behaupten, es sei verboten Elektorrolli-Fahrer in den Autobussen zu befördern –stimmt alles nicht –, und nach wie vor fährt beispielsweise der 62er vom Karlsplatz weg, dann kann man nämlich den ULF nehmen, da kann man zwei Stationen fahren, da kann man die Rampe auch ausfahren, und plötzlich ist Schluss, denn danach gibt es vier Stationen lang keine baulichen Veränderungen, die notwendig wären, damit die Rampe benutzt werden kann, also muss der behinderte Mensch vier Stationen weiterfahren und darf in dieser Zeit natürlich weder ein- noch aussteigen. 

Da gibt es viel, viel nachzuholen, und das Erste, was ich von der Stadt Wien erwarte, ist ein verlässlicher und verbindlicher Plan, bis wann nicht nur die Zahl der ULFs in der Stadt ausgeweitet wird, sondern bis wann und in welcher Reihenfolge die notwendigen baulichen Veränderungen und Maßnahmen vorgenommen werden, damit man davon ausgehen kann, dass in fünf Jahren – oder meinetwegen in zehn Jahren; zu einem bestimmten Datum – alles benutzbar sein wird.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: (unterbrechend): Frau StRin Vassilakou! Auch Sie muss ich erinnern: Ihre Redezeit beträgt 5 Minuten.

StRin Maria Vassilakou: (fortsetzend): Das sind wir behinderten Menschen schuldig. Ich denke, das gerade das ein Bereich ist, bei dem man sieht, dass Verbindlichkeit und auch ein bisschen Geld notwendig sind.

Genauso gibt es viel zu tun im Wohnbereich, genauso gibt es einiges nachzuholen in der Erfüllung der Quoten in der Einstellungspflicht der Stadt Wien.

Zum EU-Jahr der Behinderten sage ich Ihnen daher eines: Taten sind gefordert, Taten statt Sonntagsreden! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Korosec: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In der Behindertenpolitik ist Bewusstseinswandel ganz, ganz wichtig, daher gefällt mir auch das Logo der Grünen in diesem Zusammenhang sehr gut. Denn wir müssen weg von der wohlgemeinten Entmündigung hin zum gleichberechtigten Miteinander. 

Ein Ausdruck dieses gleichberechtigten Miteinanders ist natürlich auch, dass die Betroffenen selbst in der Politik ihre Anliegen vertreten können. Daher freue ich mich ganz besonders, dass in der Bundespolitik mit Dr Huainigg ein ÖVP-Politiker in der Behindertenpolitik gemeinsam mit der grünen Abgeordneten Haidlmayr die Interessen der Betroffenen bestens vertreten wird. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 
Zeitgleich mit der Aktuellen Stunde ist heute die Regierungserklärung von Dr Schüssel, und es wurde von Frau GRin Stubenvoll schon angeführt, dass in der Regierungserklärung eine Reihe von Maßnahmen im Interesse der Behinderten in unserem Land festgehalten sind. Frau Kollegin! Ich kann Ihnen versichern, das sind keine Seifenblasen, sondern es wird ein Bundesgesetz geben, und die Betroffenen werden mitreden und auch mitentscheiden können. 

Dass die Behinderten-Milliarde weitergeführt wird, ist außer Streit, ebenso viele andere Punkte. Ich habe das Regierungsübereinkommen. Wer es lesen will, dem stelle ich es sehr gerne zur Verfügung. 

Aber nun zu Wien. Herzlichen Dank der Interessenvertretung der behinderten Menschen. Hier wird großartige Arbeit geleistet, mit einem unglaublichen Engagement, mit sehr viel Fachwissen, aber auch mit Nachhaltigkeit. Hier wird wirklich für ein selbstbestimmtes Leben gekämpft. 

Herzlichen Dank aber auch an die Gemeinderätliche Behindertenkommission unter Vorsitz von Frau GRin Stubenvoll. Ich muss wirklich sagen, wir haben ein ausgezeichnetes Gesprächsklima, es gibt einen wirklich guten Gedankenaustausch, und man kann tatsächlich Verbesserungen vorbereiten. 

Nun kommt jedoch das Aber. Nach der professionellen Vorbereitung in der Kommission, in Arbeitsgruppen ist dann der Stillstand. Die SPÖ-Alleinregierung verschläft nämlich die notwendigen und vorbereiteten Gesetzesreformen. In den letzten zwei Jahren, seit es eine SPÖ-Alleinregierung gibt, ist in diesem Bereich nichts geschehen. (GRin Ursula Lettner: Das ist kühn!)

Sie haben heute angeführt, dass die Bauordnung bis Ende des Jahres novelliert werden soll. Sie wissen, seit drei Jahren wird hier verhandelt. Sie wissen, eine Arbeitsgruppe hat sich hier wirklich viel, viel Zeit genommen – Kollege Karl war dabei federführend –, trotzdem wird es auf die lange Bank geschoben. 

Ich frage Sie: Wann kommt die Novellierung des Garagengesetzes? Wann kommt das Wiener Behinderteneinstellungsgesetz? Wie ist es mit der persönlichen Assistenz? Ansätze sind da, aber wie geht es weiter?

Jetzt komme ich zu den 34 000 Arbeitslosen, Frau Kollegin. (GRin Josefa Tomsik: Kollegin Korosec, haben Sie schon mit der Wirtschaft gesprochen?) Warum kommt Wien den Einstellungsverpflichtungen nicht nach? Tausend Behinderten-Arbeitsplätze sind nicht besetzt. Das sind tausend Schicksale, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Schauen Sie in die Privatwirtschaft!) Dafür zahlt die Gemeinde Wien lieber Strafe, nämlich 1 780 000 EUR. (GR Kurt Wagner: So wie die Wiener Wirtschaft, allen voran das Gewerbe!) Sie sollen ja Vorbildwirkung haben. Reden Sie sich nicht auf andere aus! Das ist ja unglaublich! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Immer nur Wien! Gerade die Wirtschaft ist auch gefordert!) 
Meine Damen und Herren! Wien ist damit absolutes Schlusslicht. (GR Godwin Schuster: Na geh, bitte!) Ich möchte Ihnen drei Länder nennen: In Oberösterreich, in der Steiermark, in Kärnten wird diese Quote, die gesetzlich vorgeschrieben ist, bei weitem übererfüllt, aber in Wien ist es offensichtlich nicht möglich. (GR Kurt Wagner: Sie nehmen die Zahlen, die Sie wollen. Haben Sie die Zahlen des Magistrats gesehen! Wissen Sie, was 101 Prozent ist?) Ja, ich weiß es. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ-Alleinregierung! Nicht Selbstbeweihräucherung ist gefragt, sondern Taten im Interesse der Menschen. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Ursula Lettner: Dann tun Sie auch etwas!)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte ein bisschen von der Emotion herausnehmen, die gerade bei meiner Vorrednerin der Fall war, weil ich denke, dass es gerade bei diesem Thema nicht richtig ist, hier ein politisches Hickhack zu veranstalten und herzugehen und sich gegenseitig Vorwürfe zu machen. Ich glaube, das Thema ist zu wichtig, um hier nur einfach Aufzählungen zu bringen, was wo gemacht wurde und was nicht gemacht wurde, sondern wir sollten alle gemeinsam darangehen, etwas zu verbessern, und hier gemeinsame Überlegungen anstellen.

Es ist in diesem Bereich sowohl auf Bundesebene, aber natürlich auch auf Landesebene viel passiert. Es gibt hier eine wirklich gute, sachliche Zusammenarbeit in der Behindertenkommission. Es ist natürlich noch viel zu tun. Es sind Bereiche anzusprechen, wo ich mir wünschen würde, dass man Vorschläge nicht immer zu leichtfertig gleich vom Tisch wischt, wie etwa den Vorschlag bezüglich Behindertenanwalt, den wir einmal gemacht haben. Es gebe aber auch andere Bereiche, die für uns interessant wären, zum Beispiel einmal wirklich die Betroffenen direkt hier in einem Stadtparlament, das man veranstaltet, mitreden zu lassen, damit sie in diesem Jahr der Menschen mit Behinderungen hier einmal die Möglichkeit haben, ihre Ziele und Vorstellungen zu artikulieren und wir dann diesen Vorstellungen auch wirklich so gut wie möglich nachkommen. 

Ein wichtiges Anliegen ist es mir auch, eine zielorientiertere Subvention zu überlegen, zu erwägen, was wir in dem Bereich zielorientierter machen können. Wir wissen, das wir alle Eigenverantwortung wollen, wir alle wollen, dass die Menschen mit Behinderungen auch eigenverantwortlich Leben können. Deshalb sollten wir uns überlegen, wie wir eben mit zielgerichteten Subventionen im Bereich der Rollstuhlanschaffung, der Führhundanschaffung noch besser unter die Arme greifen können, damit wir den Betroffenen dieses selbstbestimmte Leben eben wirklich besser ermöglichen können. 

Auch der Bereich der psychosozialen Probleme ist ein Bereich, der noch zu sehr vernachlässigt wird, wo man die Probleme, die in dieser Stadt und auch in der Republik vorhanden sind, noch nicht ganz ernst genug nimmt. Das ist halt noch immer ein Bereich, über den man nicht so leicht spricht. Wenn jemand psychische Probleme hat, dann schiebt man das gerne beiseite. Da redet man nicht so gerne darüber. Das ist aber etwas, was wir offensiv in Angriff nehmen sollten, weil eben die Probleme im psychosozialen Bereich immer größer werden und auf Grund der Vernachlässigung sicherlich auch noch ein großer Nachholbedarf gegeben ist. 

Wir haben in der Europäischen Union insgesamt 37 Millionen Menschen mit Behinderungen. In Österreich ist es so, dass wir zur Lösung der Probleme, die wir in diesem Bereich haben, viel gemacht haben, auch auf Bundesebene – das möchte ich schon noch festhalten –, weil die Behinderten-Milliarde zielgerichtet natürlich schon einiges bewirkt hat. Es sind insgesamt 73 Millionen EUR investiert worden in diesem Bereich, was die Beschäftigungsoffensive betrifft. Es haben 7 000 bis 8 000 behinderte Menschen davon profitiert (GRin Erika Stubenvoll: Und werden auch weiter davon profitieren!), denn sie sind auf Grund dieser Beschäftigungs-offensive der Bundesregierung in einen Arbeitsprozess hineingekommen. Es ist im Bereich der Barrierefreiheit auf Bundesebene einiges passiert. 

Da wäre es wichtig, dass wir in der Baugesetznovelle auch wirklich darangingen, Verpflichtungen festzumachen, die aber auch sanktioniert werden, wenn man ihnen nicht nachkommt. Wir diskutieren das ja auch seit Jahren. Wir wissen, dass es hier unterschiedliche Ansichten gibt, aber ich meine, wenn ein Gesetz verändert, dann sollte dieses Gesetz auch Sanktionsmaßnahmen beinhalten, um die Bauherren auch wirklich dementsprechend unter Druck zu setzen, damit sie den Verpflichtungen nachkommen. 

Wir haben von Seiten der Bundesregierung Qualitätskreterin im Tourismus für behinderte und ältere Menschen erarbeitet, weil das ja auch ein wichtiger Bereich ist. Es wollen ja auch behinderte Menschen Urlaub machen, und sie haben ein Anrecht auf Urlaub und Erholung. Auch in diesem Bereich ist einiges passiert. 

Es ist im Bereich der Sensibilisierung einiges passiert. Ich war unlängst bei einer Pressekonferenz beim ORF, die mir wirklich gefallen hat und wo ich auch ausdrücklich und ausnahmsweise einmal ein Lob gegenüber den ORF spenden muss. In diesem Jahr werden nämlich wirklich viele Sendungen über den Äther gehen, womit man zusätzlich für eine Sensibilisierung sorgen wird. Das wird aber nicht nur im Jahr der behinderten Menschen gemacht, sondern ist auch in der Vergangenheit schon gemacht worden. Aber natürlich bietet gerade dieses Jahr die Chance, dass man über Kommunen hinweg beobachten und neue, interessante Erfahrungen machen kann. Wir können von anderen Ländern innerhalb der EU etwas lernen und übernehmen. So gesehen ist dieses Jahr ein positives Jahr, das wir alle positiv nützen sollten, aber bitte nicht für ein politisches Hickhack. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerein ist Frau GRin Jerusalem gemeldet. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir begrüßen das "Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003" selbstverständlich, ich möchte aber inständig darauf hinweisen: Von so einem Jahr der Menschen mit Behinderungen kann niemand abbeißen, das muss ja gefüllt werden mit Leben, das braucht Maßnahmen, und das braucht vor allem auch Maßnahmen in Wien. 

Wenn nun Frau Prof Stubenvoll, deren Arbeit in der Behindertenkommission ich sehr schätze und von der ich auch weiß, wie engagiert sie in dieser Sache ist, darauf hinweist, dass der Bund noch kein Behindertengleichstellungsgesetzt zusammengebracht hat und dass wir – Sie wissen, was kommt – natürlich die Bundesregierung daran messen werden, so werden wir aber auch Wien daran messen, ob das Wiener Behindertengleichstellungsgesetz wie versprochen im Jahr 2003 im Wiener Landtag beschlossen wird. 

Und jetzt darf ich an dieser Stelle anmerken: Ich bin etwas skeptisch. Denn es gab den Bericht "Behindertengleichstellung in Wien" – Frau Professor, Sie kennen ihn, Sie seufzen schon und halten sich die Augen zu; zu Recht natürlich –, und in diesem Behindertengleichstellungsbericht über Wien steht vieles drinnen, was die Mitglieder hier wissen sollten. Da gibt es ja seitenweise – seitenweise! – Vorschläge, welche diskriminierenden Maßnahmen aus Wiener Gesetzen entfernt werden sollen. Seite 1, Seite 2, Bauordnung, barrierefrei machen. (GRin Erika Stubenvoll: Das habe ich erwähnt!) Sie loben Herrn StR Faymann, aber es war ja doch seine Abteilung, die die Vorschläge zurückgewiesen und wieder umgeschrieben hat. Da gibt es noch ein dritte und eine vierte Seite. Lauter Dinge, die in Wien unerledigt sind!

Dieser Bericht ging im Dezember 2002 an den Herrn Bürgermeister, und der Herr Bürgermeister – schade, dass er nicht da ist ... (GRin Erika Stubenvoll: Nicht im Dezember!) Später als im Dezember? Ja, aber wir haben jetzt März, denke ich, und es kam keine Antwort vom Herrn Bürgermeister. Also vielleicht kommt jetzt demnächst eine.

Dann gab es den Bericht "Rahmenbedingungen für persönliche Assistenz". Da ist auch noch keine Antwort eingelangt.

Und wenn wir schon groß reden über dieses UNO-Jahr, das diesen Menschen zugute kommen soll, dann muss man in Wien auch Signale setzen, aber nicht nur, indem man in einer Aktuellen Stunde darüber spricht, was Wien alles bietet, sondern indem Wien auch klar zeigt, was es zu tun gedenkt. Also bitte handeln und nicht nur reden! 

Ein Letztes möchte ich noch sagen zu gehörlosen Menschen. Es leben in Österreich zirka 8 000 gehörlose Menschen, die massiv diskriminiert sind. Sowohl die UNO als auch die EU sagen, gehörlose Menschen haben ein Recht auf ihre Sprache, und das ist die Gebärdensprache. Wir sehen es ja hier. (Die Rednerin weist auf die anwesende Gebärdendolmetscherin und den anwesenden Gebärdendolmetscher.) Sie haben ein Recht auf diese Sprache, nur in Österreich haben sie kein Recht auf diese Sprache, Österreich hinkt weit, weit, weit hintennach. Es gibt europäische Länder, die dieses Recht bereits in der Verfassung verankert haben. 

In Österreich passieren solche Dinge, wie dass eine junge Frau, die gehörlos ist und Lehrerin werden will, das nicht werden kann, weil sie laut Gesetz ausgeschlossen ist von dieser Möglichkeit, und ich möchte Ihnen nur ganz kurz sagen, was das Ministerium dazu sagt, nämlich der Herr Gruber aus dem Unterrichtsministerium: "Im Richtungsstreit, ob man die Laut- oder die Gebärdensprache im Unterricht forcieren soll, habe sich Österreich für die Lautsprache entschieden." 

Meine Damen und Herren! Das geht nicht! Es gibt Vorgaben von Seiten der UNO, es gibt Vorgaben von Seiten der EU, und Österreich kann sich nicht einfach für etwas anderes entscheiden. Also bitte auch hier ein Umdenken – in Wien und im Bund. Die Gebärdensprache soll anerkannt werden als eigene Sprache. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste ist Frau GRin Lakatha gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Der ÖVP ist es immer ein Anliegen, für die Menschen mit besonderen Bedürfnissen einzutreten und ihnen zu einem selbstbestimmten Leben zu verhelfen. In Wien gibt es am Behindertensektor zwischen allen Fraktionen eine sehr gute Zusammenarbeit. Es ist richtig, dass sich Wien bemüht, eine behindertengerechte Stadt zu sein, aber eines muss ich Ihnen sagen: Sie muss noch wesentlich behindertengerechter werden. 

In der letzen Periode – und das ist etwas, was uns jetzt wirklich abgeht – sind unter einem ÖVP-Stadtrat 5 Millionen im Budget für den behindertengerechten Umbau im Kulturbereich zur Verfügung gestellt worden. Die ÖVP handelt, wenn sie die Möglichkeit dazu hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt einige Punkte, die ich hier anführen will, weil wir damit nicht einverstanden sind. Das heißt, es gibt mehrere Punkte, aber diese wären relativ einfach, ohne großen Mitteleinsatz zu bewältigen. 

Und zwar gehe ich einmal davon aus, dass es kein Problem ist, alle Wahllokale wirklich behindertengerecht umzubauen. Da gab es das letzte Mal etliche Probleme. 

Was auch nicht viel Geld kostet, ist, dass in den Lokalen für sehbehinderte Mitbürger und Mitbürgerinnen die sogenannten Blindenschablonen aufliegen, die nur einmal verwendet werden dürfen und nicht zweimal oder dreimal, denn jeder Mensch hat das Recht auf eine geheime Wahl. Das ist etwas, das sehr, sehr leicht zu ändern ist. 

Auf etwas muss ich noch zurückkommen, was auch meine Kollegin Korosec gesagt hat, das sind die Ausgleichstaxen. Für das Jahr 1999 waren das 24,6 Millionen S. Für das Jahr 2001 und 2002 sind die Ausgleichstaxen noch nicht vorgeschrieben, aber wenn Sie das jedes Jahr verdoppeln, sind es noch einmal 50 Millionen, die als Ausgleichstaxe gezahlt werden. Und das ist, bitte, eine Ungeheuerlichkeit. Die ÖVP fordert daher, keine Ausgleichstaxen zu zahlen, sondern Behindertenarbeitsplätze zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Außerdem ist der Ausbau von Wohnplätzen für behinderte Menschen nicht gesichert. Ich hoffe, dass Frau StRin Laska diesmal auf einen Brief vom Trägerverein ARGE Wohnplätze bald reagiert, und zwar nicht erst im Jahre 2004, sondern bereits jetzt, denn die Situation in der MA 12 ist bekannt und ist sehr, sehr problematisch. Die ÖVP fordert daher den weiteren Ausbau von Wohnplätzen für behinderte Menschen in Wien, damit sie nicht in Pflegeheimen oder psychiatrischen Krankenanstalten untergebracht werden müssen. Außerdem ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass der prognostizierte Bedarf für die nächsten Jahre 75 Wohnplätze ist. 

Was die ÖVP gänzlich ablehnt, ist der von Herrn Gusenbauer geforderte Betreuungsscheck. Nur durch das Pflegegeld wird Behinderten ein selbstbestimmtes, bedürfnisorientiertes Leben ermöglicht, für das sich die ÖVP immer einsetzen wird. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Römer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Nachdem heute die neue Bundesregierung angelobt wird, habe ich schon befürchtet, dass wir alle die Reden aus dem Archiv hervorholen, die wir vor drei Jahren gehalten haben. Das ist aber Gott sei dank nicht so (GRin Ursula Lettner: Zum Jubeln ist ja wirklich kein Grund!), sondern wir haben durch diese Aktuelle Stunde die Möglichkeit, hier öffentlich zu dokumentieren, dass uns dieses Problem ein wichtiges ist und dass der Wiener Gemeinderat hier seit Jahren einen Schwerpunkt setzt. 

Die Vorsitzende der Behindertenkommission, Frau Kollegin Stubenvoll, hat ja hier die Leistungsbilanz der SPÖ-Regierung mehr oder weniger auf den Tisch gelegt, und es steht mir auch an, zu sagen, dass natürlich auch wir zur Kenntnis nehmen, und zwar mit Freude zur Kenntnis nehmen, dass gerade auf diesem Sektor, dass gerade in der Behindertenkommission über die Parteigrenzen hinweg versucht wird, bestmögliche Lösungen zu suchen, und zwar unter Einbindung vieler Betroffenen und Fachleute. Das ist wirklich eine schöne Sache. 

Natürlich liegt es auch in der Natur der Sache, dass die SPÖ ihre Errungenschaften und Verbesserungen in den Vordergrund stellt, dass die Opposition aufzeigt, wo sie glaubt, da geht zu wenig weiter, da geht es zu langsam weiter. Und weil zuvor so ein Aufschrei durch den Saal gegangen ist, als eine Kollegin über die Behinderteneinstellung der Gemeinde Wien gesprochen und darauf hingewiesen hat, wie es in der Privatwirtschaft ist, so muss ich sagen: Dieser Vergleich ist für mich nicht zulässig, weil ich glaube, dass die Stadt Wien Vorbild sein soll und sich nicht an wirtschaftlich orientierten Unternehmungen messen soll. Daher ist das auch ein Punkt, der immer wieder besprochen und immer wieder aufgezeigt wurde. 

Aber es gibt auch andere Punkte, wo es natürlich Unterschiede gibt, wo man aufzeigt, dass etwas nicht genauso kommt, wie man es sich vorgestellt hat, aber das soll keinen Abbruch tun, dass man feststellen kann, dass hier in einer positiven Stimmung versucht wird, positiv zu arbeiten. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, das Jahr 1981 war ein sehr wichtiges Jahr, und ich möchte diesen Aspekt hier betrachten. Ich glaube, dass schon ein großes Umdenken in der Gesellschaft stattgefunden hat, auch wenn es noch nicht überall ganz durchgeklungen ist. Und da es noch nicht ganz durchgeklungen ist, halte ich auch Aktionen, die eine weitere Bewusstmachung erreichen, für wichtig. Es wird ohnehin ununterbrochen versucht. Es ist ja nicht so, dass dieses Thema verschwiegen wird, sondern im Gegenteil, man versucht ja sowieso dauernd, Bewusstseinsbildung zu betreiben, aber es ist wichtig, dass auch weiterhin Bewusstseinsbildung betrieben wird, wie es zum Beispiel im österreichischen Arbeitsprogramm für das Jahr der Behinderten vorgesehen ist. Da wird es zum Beispiel einen Aufsatzwettbewerb für Berufsschüler mit dem Thema „Mein Kollege ist behindert“ geben. Das ist eine ganz nette Geschichte, weil man sich ja dann damit auseinander setzen muss. I

Ich glaube, 1981 hat diesbezüglich schon etwas gebracht. Also ich würde es nicht als nichts bezeichnen. Nur ein Beispiel: Ich denke daran zurück, dass man in der großen Euphorie die Leute am Praterstern unten durchgeführt hat. Dann ist man draufgekommen, das kann es auch nicht sein, dass man Behinderte, Alte, Betagte, natürlich genauso betroffene Frauen mit Kinderwagen unten durchführt. Da hat man die Leute wieder oben drübergehen lassen. 

Oder zum Beispiel das Programm, das mir besonders gut gefällt. Früher konnten die Bordsteinkanten nicht hoch genug sein. Es wurde ein Vermögen investiert, um überall dort, wo es nur möglich ist, die Bordsteinkanten bei Übergängen wieder abzuschrägen, was wieder dazu geführt hat, dass sich die Autos dort besonders gern hingestellt haben. Das hat zur Folge gehabt, dass man dort wieder Poller aufstellen hat müssen, damit das ja nicht verstellt werden kann. 

Aber da sind schon auch viele Dinge passiert, die dann auch akzeptiert worden sind, und ich glaube, es ist auch eine Gesinnungsänderung festzustellen. Ich wohne im 2. Bezirk, und da haben wir in der Nähe auch eine Wohngemeinschaft. Ich sehe mit Freude, dass die Leute nicht in irgendeinem Heim eingesperrt sind, sondern in der Praterstraße herumgehen, einkaufen gehen. Ich habe da eine junge Dame im Auge, die geht sich gerne eine Wurstsemmel kaufen. Ich bin schon zweimal mit ihr zusammengekommen. Die Artikulation ist etwas schwierig. Trotzdem, die Verkäuferin weiß schon, was sie will, gibt ihr das Wurstsemmerl, sie geht zur Kassa und bezahlt. Kein Problem, obwohl das Ganze nicht so einfach ist, denn andere Leute warten in einer Schlange. Aber ich glaube, das zu akzeptieren ist wichtig, und das zu akzeptieren sollte weiter unser Ziel sein. 

Und weil sie die Bundesregierung in Frage gestellt haben. Also ich glaube, die Bundesregierung hat in ihrem Programm – gerade auf Seite 17 – viele Dinge versprochen, und ich werde auch darauf warten, dass das kommt, und ich erwarte, dass es kommt. Aber wissen Sie, die jetzige Bundesregierung wegen des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes in Frage zu stellen, ist ein bisschen wenig, denn das hätten ja die Regierungen vorher auch schon machen können. So einfach ist es nicht. 

Aber ich hoffe, dass diese Dinge kommen, weil ich glaube, dass im Sinne der Behinderten ein Zusammenspiel von Wiener Ebene – Dinge, die wir zu erledigen haben – und Bundesebene – Dinge, die die Bundesregierung zu erledigen hat – wichtig ist, im Interesse der Behinderten, im Interesse des Jahres der Menschen mit Behinderungen 2003, weil ja ein permanenter Fortschritt unser höchstes Ziel sein muss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kurt Wagner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! 

Ich muss sagen, ich bin selten so einhellig einer Meinung wie jetzt mit meinen Vorrednerinnen und Vorrednern, bis auf eine Ausnahme, und ich darf sagen, wenn es in dieser Richtung für die Behinderten in dieser Stadt weitergeht, dann würde ich mir persönlich politisch hier keine Sorgen machen.

Meine Damen und Herren! Was ich aber diesbezüglich durchaus als Forderung des Landes Wien und des örtlichen Wiener Gemeinderates an die heute im Parlament befindliche neue Bundesregierung richten möchte, sind zwei ganz konkrete Forderungspunkte, wobei ich glaube, dass auch die Oppositionsparteien, die ja die Regierungsverantwortung auf Bundesebene tragen, da wahrscheinlich sogar mitgehen können. Ich hoffe nämlich, dass Frau Ministerin Rauch-Kallat sich in der eigenen Fraktion durchsetzen und endlich erreichen wird, dass das Pflegegeldgesetz valorisiert wird, weil die Beträge seit Jahren nicht angehoben wurden 

Ein zweiter ganz, ganz wichtiger Punkt, meine Damen und Herren: Wenn wir heute von behinderten Menschen reden, die Schwierigkeiten im Bereich der Arbeitsplätze haben, dann ist es auch nicht unbedingt eine hilfreiche Maßnahme dieser neuen Bundesregierung – aber auch nicht der alten –, wenn der Herr Finanzminister diesbezüglich im vorigen Jahr die ersatzlose Streichung der Schutzregelung für integrative Betriebe durch die Bundesregierung verkündet und auch durchgesetzt hat. Das heißt, dass er die 15 Prozent der Nettoauftragssumme, die bisher üblicherweise vom Bundessozialamt rückerstattet wurden, ersatzlos streicht.

Meine Damen und Herren! Das dient nicht dazu, dass Betriebe Behinderte beschäftigen, sondern das dient dazu, dass wir in diesem Problembereich noch größere Probleme bekommen, nicht nur in ganz Österreich, sondern natürlich auch im Bereich der Gemeinde Wien.

Meine Damen und Herren und Frau Kollegin Korosec! Sie sollten es ja eigentlich als Volksanwältin besser wissen und ich darf das wirklich jetzt an Ihre Adresse sehr, sehr persönlich richten. Wenn Sie hier stehen und in Ihrer Rede behaupten, Wien wäre im Bereich der Behindertenpolitik das Schlusslicht aller anderen Bundesländer, dann dürfte die Realität an Ihnen vorbeigegangen sein. Welches Bundesland außer Wien hat bereits im Jahre 1986 verpflichtend ein Wohnplätzeprogramm für behinderte Mitbürgerinnen und Mitbürger verabschiedet? Dieses Wohnplätzeprogramm, das mit 1 000 Wohnplätzen beziffert war, wurde dann im Jahre 1996 um 350 Wohnplätze erweitert. Und ich darf Ihnen erfreulicherweise mitteilen, dass wir im heurigen Jahr, im Jahr 2003, diese Anzahl ausgebaut und erreicht haben.

Meine Damen und Herren! Und wenn die Kollegin Lakatha, und das ist jetzt nicht als Kritik gesagt, meint, und da hat sie Recht, wir dürfen Behinderte nicht in Pflegeheime oder in psychiatrische Abteilungen im Prinzip verabschieden und glauben, dass sie dort gut aufgehoben sind, darf ich Ihnen hier an dieser Stelle mitteilen, dass wir seit vier Jahren das PK-Ausgliederungs-programm vorantreiben. Ich darf Ihnen hier von dieser Seite her melden, dass wir von den 150 Behinderten, die sich im Pflegeheim Baumgarten in der psychiatrischen Abteilung befunden haben, in den letzten drei Jahren bereits 130 in unser Wohnplätzeprogramm integriert haben. Sie haben jetzt einen privaten Wohnplatz und werden von Trägerorganisationen betreut, mit denen wir eine vorbildliche Zusammenarbeit in Wien haben. Und an dieser Stelle sei allen Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern und pädagogischen Leitern gedankt, dass sie mit uns so vorbildlich zusammenarbeiten. Und wir werden im heurigen Jahr die restlichen 24 Personen, die sich noch in der psychiatrischen Abteilung befinden, bis zum Jahresende auch in unser Programm aufgenommen haben. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube aber, es kann nicht Selbstzweck allein sein, und so haben wir vor mehr als zwei Jahren nicht nur die Initiative "Arbeit" weitergeführt, sondern haben gleichzeitig auch die Initiative "Arbeit" in unserer Arbeitsgemeinschaft Wohnplätze integriert, die die formelle Aufgabe hat, die Arbeitsintegration zu unterstützen. Und so kommt es hier zu einer wirklich sehr, sehr konzeptiven und sinnvollen Zusammenarbeit. Es gibt einen Arbeitskreis mit dem Namen "Rückversicherung", deren Teilnehmer die MA 12 sind, das Arbeitsmarktservice, das Bundessozialamt, die Finanzlandesdirektion und die Pensionsversicherungsanstalten, in dem für behinderte Menschen eine Absicherung erreicht wurde. Sollten sie bei einer Arbeitsintegration scheitern, gibt es hier eine vorbildliche Regelung auf Beamtenebene, die bundesweit, in ganz Österreich, einzigartig ist.

Darüber hinaus haben wir fünf Einrichtungen der Arbeitsassistenz geschaffen, Integrationsbegleitung, Job-coaching und vieles andere mehr. 

In der Beschäftigungstherapie haben wir allein im vorigen Jahr 100 Plätze geschaffen. Im Jahr 2003 ist eine ähnliche Größenordnung geplant und bereits in Umsetzung. Mit unserem Wohnplätzeprogramm – und da ist ja die Frau Lakatha mit mir gemeinsam, wie ich hier sagen möchte, sehr vorbildlich tätig – werden wir auch unsere Ziele verwirklichen und umsetzen, und so glaube ich, dass wir gemeinsam zum Wohle der behinderten Menschen in dieser Stadt arbeiten werden.

Ich wünsche der Gemeinderätlichen Behindertenkommission für ihre künftige Arbeit und damit auch unserer Vorsitzenden alles Gute zum Wohle unserer behinderten Menschen in dieser Stadt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Somit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 13 von den GRÜNEN, 15 von der ÖVP und 9 vom Klub der Freiheitlichen eingelangt sind.

Anträge gemäß § 35 der Geschäftsordnung sind eingelangt 2 von den GRÜNEN, 3 von der ÖVP, 3 von den Freiheitlichen. Die Anträge wurden allen Fraktionen schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 8, 12 bis 16, 18, 20, 23 bis 32, 34, 35, 39, 43 bis 50 und 53 bis 60 gelten gemäß § 26 als bekannt gegeben. Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung beschlossen, dass die Postnummer 61, das ist der Bericht der Untersuchungskommission, als erste zur Verhandlung gelangt. Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 36, 37, 38, 40, 41, 33, 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 11, 17, 19, 21, 22, 42, 51 und 52. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. (GR Mag Christoph Chorherr: Zur Geschäftsordnung!)

Eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung. Bitte schön, Herr Mag Chorherr. Fünf Minuten stehen zur Verfügung.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Heute gibt es eine Premiere, und ich möchte jetzt nach Ihrer Wortmeldung, nach Ihrem Beitrag, Herr Vorsitzender, wo Sie gesagt haben, dass nach den Beratungen in der Präsidialkonferenz die Reihung so vorgenommen wurde, einen Antrag zur Geschäftsordnung einbringen und den auch begründen. Der Antrag zur Geschäftsordnung lautet:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, die Beratungen über die Untersuchungskommission als Tagesordnungspunkt 1 zu reihen."

Wir haben das in der Präsidiale diskutiert, und erstmals hat der Vorsitzende, bevor er sich angehört hat, was die Klubvorsitzenden dazu meinen, gesagt: Das kommt nicht in Frage. Es gab keine Einhelligkeit, und darum möchte ich, dass das abgestimmt wird, und möchte das begründen.

Ich glaube, überall auf der Welt ist eine Selbstverständlichkeit, dass, wenn es, erstmals, eine Untersuchungskommission gibt, die noch dazu Derartiges ans Tageslicht befördert, das als Tagesordnungspunkt 1 diskutiert wird und nicht irgendwann um 3, 4 oder 5 Uhr am Nachmittag. Ganz kurz einige Punkte:

Da ging es um Begünstigungen Dritter, da ging es um Auslacken von Anträgen, da ging es um Millionen, um nicht zu sagen um Hunderte Millionen Beiträge, da ging es um Handakten, die nicht eingesehen wurden – vieles davon bekannt.

Die Krone dessen aber ist der Bericht von SPÖ und ÖVP, der heute irgendwann am Nachmittag versteckt diskutiert werden soll, wo rauskommt: Eigentlich war alles in Ordnung, eigentlich muss man alle Beteiligten geradezu noch belobigen für das, was sie da vorgesehen haben. Und das, was das Kontrollamt aufgedeckt hat, das ist ja irgendwie ein Betriebsunfall des Kontrollamtes, was kommt denn da dazu, und 62 Stunden wurde also nichts ans Tageslicht befördert.

Das wirkliche bemerkenswerte Ergebnis der Untersuchungskommission ist die Äußerung von SPÖ und ÖVP dazu. Und wenn Sie nichts anderes glauben als Begründung, erlaube ich mir zu zitieren aus Berthold Brechts "Das Leben des Galilei". Da geht es darum, wenn Sie es wissen: Da gab es eine Kirche, eine große Institution, die darauf beharrt hat: Nein, nein, die Erde ist im Zentrum, und alle anderen bewegen sich herum. Und da tritt so ein Querulant auf wie der Galilei und sagt: Bitte, das ist ganz anders! Und er sagt: Bitte, ihr Inquisitoren, schaut doch durchs Rohr durch! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht zur Geschäftsordnung!) Ich begründe, Herr Kollege Pfeiffer, meinen Antrag. Ich habe noch zwei Minuten Zeit für die Begründung dieses Antrages. Und ich bleibe bei diesem Vergleich. Wie reagieren diese Inquisitoren? Die sagen: Was muss ich durch das Rohr durchschauen? Ich weiß ohnehin ... (Rufe bei der ÖVP: Zur Geschäftsordnung!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Mag Chorherr, bitte zur Geschäftsordnung! 

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Ich begründe einen Antrag zur Geschäftsordnung, Herr Vorsitzender, und lasse mir die Form der Begründung, für die ich noch zwei Minuten habe, von niemandem vorschreiben, nicht vom Kollegen Pfeiffer, über dessen Rolle in der Untersuchungskommission noch zu sprechen sein wird, und auch nicht, mit Verlaub und Demut, von Ihnen, Herr Stadtrat. (Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich bleibe bei dem Vergleich, weil er so symptomatisch ist. Da werden Zeugenaussagen getätigt, die eindeutig sind. Was sagt die Inquisition im "Leben des Galilei"? Wir müssen gar nicht durchs Rohr schauen! Wir wissen ohnehin, es ist alles in Ordnung! Und ich zitiere nur einen Inquisitor, der sagt: Wenn hier Aristoteles – übertragen auf heute die SPÖ – in den Kot gezogen wird, eine Autorität, so scheint mir jedenfalls eine Fortsetzung der Diskussion überflüssig. Unsachliche Diskussionen lehnen wir ab, und damit basta. 

Und wenn noch Galilei sagt, na schaut doch bitte durch das Rohr, bitte schaut euch doch die Aussagen an, die da getätigt wurden, was sagt dann die Inquisition dazu? Sie sagt: Man könnte versucht sein, zu antworten, dass Ihr Rohr – nämlich die Untersuchungskommission –, das etwas zeigt, was nicht sein kann, ein nicht sehr verlässliches Rohr sein muss.

Es geht darum, darüber nachzudenken, dass es jetzt eigentlich belegt ist, warum die SPÖ nie draufgekommen ist. Ihre Reaktion darauf zeigt es. Und darum ist es notwendig, gerade weil es zwei weit auseinander strebende Bereiche sind, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, die Diskussion über zwei unterschiedliche Wahrnehmungen als Tagesordnungspunkt 1 zu diskutieren. Ich hoffe, dass Sie dem Folge leisten werden, und bin 20 Sekunden vorher fertig, Herr Vorsitzender, Herr Kollege Pfeiffer. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich der Herr Mag Kabas zur Geschäftsordnung. Er hat ebenfalls die bereits bekannten fünf Minuten.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht natürlich darum, dass wir tatsächlich eben zu einer besseren Zeit über diese Untersuchungskommission und die Ergebnisse diskutieren wollen und nicht jetzt über eine Mitteilung des Stadtrats, wo wir ja draufkommen werden, dass es da gar keine besonderen Unterschiede in der Auffassung geben wird. Diese Mitteilung dient natürlich dazu – um das jetzt also hier einmal so auszusprechen –, dass Zeit geschunden wird. (GR Christian Oxonitsch: Angesichts der Öffentlichkeit!) Schon in der Schule hat man das versucht, und Sie versuchen das natürlich jetzt auch. Sie werden draufkommen bei der Mitteilung und bei der anschließenden Diskussion: Es gibt da gar nicht wirklich wesentliche Unterschiede, bis hin zur Bundesregierung, die ja auch schon gesagt hat, dass man hier nicht so vorgehen soll, wie manch andere Staaten das wollen. Und daher glaube ich, ganz unaufgeregt, dass es durchaus gerechtfertigt wäre, wenn man jetzt das erste Mal ein Ergebnis eines Untersuchungsausschusses hat, es doch zu einer Tageszeit zu diskutieren, wo auch noch die Öffentlichkeit besser daran teilnehmen kann, als wenn man es dann irgendwann einmal um 15 oder 16 Uhr diskutiert.

Und deshalb ist dieser Antrag, glaube ich auch, gerechtfertigt. Wir werden ihm zustimmen, denn es geht ja darum, dass man darüber spricht – und ich bin überzeugt davon, dass da alle Fraktionen einer Meinung sind –, wie man Unregelmäßigkeiten und Spekulantentum besser in den Griff bekommen und zurückdrängen kann, aber nicht, dass man jetzt hergeht und sagt, na es ist eh alles in Ordnung. Denn natürlich hat die Untersuchungskommission gezeigt, dass nicht alles in Ordnung ist, und darüber sollte man sich schon zu einem Zeitpunkt unterhalten, wo auch die Öffentlichkeit noch daran teilnehmen kann. 

Und die Ausrede oder der Hinweis, na ja, der Stadtrat, der sozusagen am Prominentesten damit beschäftigt ist, wäre nicht da, das kann es auch nicht sein, dass der erst später kommt. Das kann immer sein, dass ein Stadtrat verhindert ist. Das wäre aber weiters kein Unglück, denn man hätte ja zum Beispiel diese Diskussion auch bei der nächsten Gemeinderatssitzung abführen können, wenn der GR Schicker nicht da ist. Aber ich weiß schon, Sie werden über diesen Antrag drüberfahren. Das ist sozusagen das letzte Zucken dieser Koalition aus der letzten Periode, weil natürlich auch der damalige StR VBgm Görg in diesem System nichts geändert hat. Auch das wird herauszuarbeiten sein, und daher verstehen wir schon: Sie wollen das möglichst weghaben, dass das möglichst nicht so diskutiert wird, wie es sich eigentlich nach der intensiven Arbeit dieser Untersuchungskommission gehört, dass das möglichst erst spät diskutiert wird. 

Wir meinen, und dazu sollten wir uns eigentlich bekennen und keine Scheu davor haben, dass man das zu einem Zeitpunkt diskutieren sollte, wo die Öffentlichkeit dementsprechend auch noch daran teilnehmen kann. Und in dem Sinn darf auch ich an die beiden anderen Parteien, die aber diese Geneigtheit nicht haben werden, appellieren, dass wir diesen Tagesordnungspunkt noch vor der Mitteilung behandeln. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster hat sich der Herr Klubobmann Tschirf zu Wort gemeldet.

GR Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden Gelegenheit haben, über das Ergebnis dieser Untersuchungskommission zu sprechen. Die Volkspartei hat damals auch kein Problem gesehen, im Gegenteil, wir waren ja diejenigen, die das Instrument von Untersuchungskommissionen in der letzten Regierungsperiode durchgesetzt haben. Wir waren dafür, dass diese Untersuchungskommission tagt. Das Ergebnis ist, dass sich herausstellt –, wir wissen das –, dass hier hinsichtlich unserer Amtsführung keinerlei Verfehlungen vorliegen, im Gegenteil, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir haben daher nichts zu verbergen.

Mich wundert jetzt nur, dass die Heftigkeit der Diskussion, wie sie jetzt hier geführt worden ist, nicht schon in der Präsidiale war, aber für die Volkspartei ist es kein Problem, dass wir auch das heute und jetzt zu dieser Stunde bereits abklären und nicht erst zwei Stunden später. Wir haben nichts zu verbergen, und wir sind daher gerne zu jedem Gespräch zu jeder Zeit bereit. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Der Herr Klubobmann Oxonitsch. Bitte.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich verstehe schon, dass die Frustration bei einigen, die die Untersuchungskommission verlangt haben, nach intensiven Beratungen, nach intensiven Befragungen eine relativ große ist, weil sie nicht das Ergebnis gebracht hat, und dass man jetzt hier im Gemeinderat eine künstliche Aufregung produzieren muss, die überhaupt nicht angebracht ist. 

Es gibt wesentliche Entscheidungen, die auf der europäischen Ebene anstehen, die die Wienerinnen und Wiener betreffen, die die Versorgung der Wienerinnen und Wiener mit Dienstleistungen, mit qualitätsvollen und zufriedenstellenden Dienstleistungen betreffen und wo Wien eine Stellungnahme abgeben sollte, wo Wien eine Haltung einnehmen sollte. Es geht hier um die Wienerinnen und Wiener. 

Und wenn hier das Ergebnis der Untersuchungskommission eben nicht das gebracht hat, und wir werden das ausführlich diskutieren, dann ist es nicht angebracht, hier eine künstliche Diskussion anzuzetteln.

Ich meine daher, dass die Vorgangsweise und die Entscheidung, die in der Präsidiale durch den Vorsitzenden, so wie es in der Geschäftsordnung vorgesehen ist, getroffen wurde, nämlich am Beginn der Sitzung eine Mitteilung des zuständigen Vizebürgermeisters und Stadtrats zu hören und zu diskutieren, eine richtige war. Denn Tatsache ist – und vielleicht nehmen das die Freiheitlichen jetzt nach dieser Wortmeldung durchaus auch zwei Häuser weiter mit – dass wir hier in Wien ein Minderheitenrecht haben, das die Untersuchungskommissionen überhaupt ermöglicht, dass wir vor allem die Untersuchungskommissionen auch haben unter Beiziehung der Öffentlichkeit. Alle Verhandlungen sind öffentlich abgehalten worden. Alle Protokolle, Wortprotokolle, Diktatprotokolle, sind im Internet nachzulesen. Jede Minute, jedes gesprochene Wort in dieser Untersuchungskommission kann von den Wienerinnen und Wienern, aber auch von den interessierten Journalistinnen und Journalisten permanent nachgelesen werden. 

Ich meine daher, es ist richtig und wichtig, eine Frage am Beginn der Sitzung zu erörtern, wo Ende März Österreich gefordert ist, eine Haltung einzunehmen und wo nur mehr bis Ende März unsere Möglichkeit besteht, richtungsweisende Entscheidungen mit zu beeinflussen, und sie auf die europäische Ebene zu heben. Diese Frage ist im Interesse der Wienerinnen und Wiener eine wesentlich bedeutungsvollere.

Ich weise auch darauf hin: Tatsache ist, von den Geschäftsstücken ist dieser Tagesordnungspunkt der erste, aber es gibt eine Mitteilung des Stadtrates und es ist auch in der Geschäftsordnung vorgesehen, dass sie nach Möglichkeit zu Beginn stattfindet. Soviel noch zur Geschäftsordnung. Aber ich glaube, es lässt sich, wie ich gesagt habe, auch inhaltlich begründen. Es sind weitreichende Entscheidungen für die Wienerinnen und Wiener.

Sie haben die Beratungen der Untersuchungskommission aufmerksam mitverfolgen können. Es gibt große Berichterstattungen, die gab es auch in den Medien darüber. Jeder Interessierte kann alle Protokolle nachlesen. Der Bericht ist als solches halt nicht so ausgefallen, wie Sie es sich gewünscht haben. Deshalb eine künstliche Debatte hier anzuzetteln, halte ich für falsch und halte ich letztendlich auch für unredlich. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich habe noch eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Der Herr GR Kenesei. Bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin ja fast dankbar, dass der Kollege Oxonitsch eigentlich genau das zitiert hat, was die Begründung dafür ist, dass wir es vor der Mitteilung debattieren. Denn es heißt in der Geschäftsordnung: Nach Möglichkeit hat die Mitteilung ... Nach Möglichkeit. Es heißt aber auch – Möglichkeit sind immer zwei Möglichkeiten im Normalfall oder mehrere –, dass man diesen Bericht der Untersuchungskommission vor dieser Mitteilung debattiert. Wir glauben auch, dass es wichtig ist, ihn vor dieser Mitteilung zu debattieren, denn erstens einmal finde ich es schade, dass die Mitteilung des Herrn StR Rieder jetzt zu einer Art Filibustermitteilung verkommen muss zu einem wirklich wichtigen und wesentlichen Thema. 

Wobei mich wundert, dass Sie, Kollege Oxonitsch, es so herausstreichen, dass Ihnen die Meinung der Wienerinnen und Wiener besonders wichtig ist, weil bislang habe ich in vielen Bereichen durchaus eine unterschiedliche Wahrnehmung bei der SPÖ gehabt. Da könnten wir jetzt viele Dinge aufzählen, wo die Meinung der Wienerinnen und Wiener eher nur am Rande gestreift wurde. 

Es gibt aber unterschiedliche Berichte, und gerade deshalb wäre es wichtig, auch hier zu einem Zeitpunkt zu diskutieren, in dem sich eine interessierte, segmentierte Öffentlichkeit mit dem Thema noch auseinander setzen kann. Es gibt eine unterschiedliche Wahrnehmung. Lesen Sie einfach nur den Bericht einmal durch, vielleicht kommen Sie dann selber drauf. Es gibt offensichtlich auch eine unterschiedliche Wahrnehmung hinsichtlich der Arbeit des Kontrollamtes. Das ist das, was mich persönlich besonders schmerzt, wenn die größte Fraktion hier im Haus versucht, mit einem Bericht, den Sie vorlegen, das Kontrollamt Lügen zu strafen. Denn das Kontrollamt hat eindeutig festgehalten, dass "im vorliegenden Bericht des Kontrollamts" und so weiter "die getroffenen Feststellungen zeigen: Zwecks Umsetzung subjektiver Interessen Dritter und unter Inkaufnahme bedenklicher Verfahrensschritte." Das liest sich jetzt in dem Endbericht von SPÖ und ÖVP im Schlusssatz leider ganz, ganz anders: Wir haben nichts festgestellt. Und das Kontrollamt wird so im Regen stehen gelassen. Na ja, die haben halt auch etwas festgestellt, aber wir haben das nicht festgestellt. Und genau dieser Punkt, Kollege Oxonitsch, ist es, den ihr versucht so weit als möglich zurückzuschieben. Ich bin schon gespannt, vielleicht kommt dann irgendwann einmal eine Änderung der Geschäftsordnung, dass Berichte der Untersuchungskommission prinzipiell als letzter Tagesordnungspunkt zu diskutieren sind, irgendwann um 10 oder 11 Uhr in der Nacht, unter Ausschluss der Öffentlichkeit. (GR Christian Oxonitsch: Das ist der erste Tagesordnungspunkt!) 

Ich weise nur darauf hin, Kollege Oxonitsch: Bedenken Sie auch die Wahrnehmung im öffentlichen Bereich. Wer hat denn im Normalfall etwas, jetzt sage ich es salopp formuliert, zu verstecken oder etwas nach hinten zu schieben, wegzuräumen, aus dem Licht der Öffentlichkeit zu nehmen, wer hat denn da Interesse im Normalfall? Diejenigen, die die Möglichkeit hätten, das hier zu diskutieren, und das aufgreifen wollen, oder diejenigen, die kein Interesse haben, das hier zu diesem Zeitpunkt zu diskutieren, an dieser Stelle jetzt zu diskutieren, vor dieser Mitteilung zu diskutieren, zu dieser Tageszeit zu diskutieren?

Meine sehr geehrten Damen und Herren und vor allem Sie von der sozialdemokratischen Fraktion, Sie tun dem Instrument Untersuchungskommission als Ganzes nichts Gutes. Ich weiß, dass Sie in Summe ein bisschen ein Problem haben, mit dem Instrument umzugehen. Dass Sie die ÖVP jetzt in Ihr Boot bekommen haben, ist sicherlich auch in der Formulierung zu finden, die plötzlich den amtsführenden Stadtrat für diesen Bereich weißwäscht aus unerklärlichen Gründen, der mit seinem Amtsverständnis politische Verantwortung so gedeutet hat, einfach nichts zu tun ist auch politische Verantwortung. Es sei ihm unbenommen. Ich finde es äußerst merkwürdig, sehr bedenklich und sehr schade, dass Sie nicht die Courage haben, das tatsächlich jetzt zu diesem Zeitpunkt zu diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Künstliche Aufregung!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Noch eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Der Herr GR Pfeiffer. Bitte. (GRin Josefa Tomsik: Jetzt ist schon eine halbe Stunde vergangen!)

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich schon zur Geschäftsordnung dahin gehend melden, dass wir tatsächlich nichts zu verbergen haben und daher auch gerne das jetzt diskutieren werden. Kein Problem. Wenn sich die Mehrheit dafür entscheidet, ist das durchaus in Ordnung. 

Ich möchte aber den Eindruck, der hier entstanden ist und an den Anfang dieser Sitzung gestellt wurde, einmal klar und deutlich qualifizieren. Wir haben nicht in unserem gemeinsamen Bericht festgestellt, wie Sie sich auszudrücken belieben, dass alles paletti ist, sondern es wurden Ordnungswidrigkeiten, es wurden Verfahrensmängel festgestellt. Aber es wurden, und um das ist es gegangen, keine politischen Inkorrektheiten festgestellt, auch wenn Sie uns das heute so in die Schuhe schieben wollen, wie auch aus Ihren Pressekonferenzen, die Sie schon vor der Sitzung des Redaktionskomitees angesetzt haben, hervorgeht. Also offensichtlich haben Sie schon gewusst, was Sie machen werden. (GR Günter Kenesei: Das stimmt nicht!) Na ja, es ist ja schon am Vormittag im Internet gestanden, und am Nachmittag haben wir uns getroffen. Das ist nicht falsch. Wenn Sie das schon gemacht haben, jetzt uns Packelei und Vertuschung zu unterschieben, diese Vorgangsweise ist absolut unanständig, und das wird auch an Ihnen hängen bleiben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Noch eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Herr GR Madejski. Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich hätte mich nicht gemeldet, wenn nicht der Kollege Pfeiffer hier so gesprochen hätte. Ich weiß nicht, entweder war er nie dabei, hat er das nie gehört, oder er sagt hier bewusst nicht die Wahrheit. Na selbstverständlich ist herausgekommen, dass es politische Verantwortung gegeben hat, und gerade politische Verantwortung sollte man ja in einer Zeit diskutieren, wo alle darüber berichten können, wo sich die Öffentlichkeit informieren kann, und nicht irgendwann am Nachmittag. Selbstverständlich ist das herausgekommen. (Beifall bei der FPÖ.) Und sei es auch nur die Pflichtverletzung, überhaupt die Dienstaufsicht auszuüben über gewisse Vorgänge bei der Flächenwidmung, wie es am Maurer Hauptplatz war, wie es am Atzgersdorfer Friedhof war oder in der Aßmayergasse. Und Sie können doch nicht leugnen, Herr Kollege Pfeiffer oder Herr Kollege Oxonitsch, dass wir das erste Mal überhaupt erfahren haben, dass es sogenannte Verwendungszusagen gegeben hat. Und wenn man sich den neuen Akt im Kontrollamtsbericht über die Unilevergründe anschaut, dann wird man draufkommen, dass das weit darüber hinausgegangen ist in einem Akt, der auch behandelt worden ist. Nämlich da waren es typische Zusagen zu Flächenwidmungen und nicht nur Verwendungszusagen.

Dass man über das nicht zu einer Stunde um zwölf Uhr diskutieren kann (GR Christian Oxonitsch: Wer bestimmt denn das?), sondern der arme StR Rieder jetzt eine Rede halten muss, damit die Zeit vergeht, das hat er sich nicht verdient. Daher bin ich dafür: Wir diskutieren das jetzt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt keine Wortmeldung zur Geschäftsordnung mehr vor. 

Bevor ich jetzt weitermache, darf ich auf Ersuchen der ÖVP dem Herrn GR Madejski einen Ordnungsruf erteilen für die Wortwahl "er sagt hier bewusst nicht die Wahrheit", weil das ist die Unterstellung einer Lüge, und das ist hier nicht der Fall. (GR Mag Hilmar Kabas: Das hat er nicht gesagt!) Ich erteile ihm einen Ordnungsruf. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass ich Ihnen. bevor ich jetzt weitermache, mitteile: Ich kann es mir aussuchen, wie wir das jetzt weiter fortführen. Nach der Beratung – und die Präsidialkonferenz ist ja nichts anderes als ein Beratungsgremium, und das heißt nicht missverstanden, sondern das ist das, was die Stadtverfassung der Präsidialkonferenz zuordnet: die Beratung – habe ich eine Entscheidung getroffen für meine Person. Ich stehe zu dieser Entscheidung und werde auch weiterhin zu dieser Entscheidung stehen. Das ist der zweite Punkt. 

Der dritte Punkt ist: Herr Mag Chorherr, Ihren Antrag muss ich nicht abstimmen lassen, weil das in der Geschäftsordnung nicht vorgesehen ist. Es gibt keinerlei Möglichkeit, diesen Antrag abstimmen zu lassen. Und nachdem die Presseaussendung so und so sein wird, "die Walze ist drübergefahren", die Presseaussendung wird so und so lauten, bleibe ich demzufolge bei meiner grundsätzlichen Entscheidung. Diese Entscheidung lautet: Die Mitteilung wird jetzt behandelt, und als erstes Geschäftsstück nach der Mitteilung kommt die Post 61. – Bitte, Herr Vizebürgermeister.

Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir bei allen auch damit verbundenen Sympathiebemerkungen, was sozusagen meine Rolle hier betrifft, zu dem damit verbundenen Vorwurf, ich hätte mich für diese wichtige Mitteilung zur aktuellen Situation der Verhandlungen über GATS deswegen hergegeben, um da etwas zu vertuschen, doch eine Feststellung zu treffen.

Ich halte einen derartigen Vertuschungsvorwurf, der mir hier gemacht worden ist, für absurd. Denn ob es für die Öffentlichkeit wirklich von Bedeutung ist, ob eine Debatte im Gemeinderat um 11 Uhr oder um 13 Uhr oder 13.30 Uhr stattfindet, kann man schon hinterfragen. Wenn man sich aber klar ist, dass heute im Parlament vom ORF die Regierungserklärung des Bundeskanzlers übertragen wird, wäre es genau so absurd, dem Bundeskanzler zu unterstellen, er stiehlt jetzt der hier stattfindenden Debatte die Show. Ich meine, das ist doch lächerlich! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Und ich habe mir gedacht, vielleicht gab es bisher keine Pressemeldungen zu dem Thema, die Parteien hätten sich verpflichtet, bis dahin der Öffentlichkeit nichts zu sagen, und daher käme es tatsächlich darauf an, dass jetzt alles enthüllt wird. 

Der Kollege Oxonitsch hat mir einen ganzen Bene-Ordner von Mitteilungen an die Öffentlichkeit gezeigt, daher habe ich nicht die geringste Illusion, dass dieses Thema der Beurteilung, der verschiedenen Betrachtung der Ergebnisse der Untersuchungskommission nicht längst in die Zeitungen Eingang gefunden hat, und daher ist das Interesse in der Öffentlichkeit an der Tatsache, ob die Debatte um 11 Uhr oder um 13  Uhr stattfindet, minimal. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich bedaure es aber andererseits, dass aus diesen Wortmeldungen, insbesondere auch aus der des Klubobmannes Kabas, erkennbar ist, wie noch immer die Konsequenzen aus den derzeit stattfindenden Verhandlungen über das GATS-Abkommen gerade für die Städte und Gemeinden so völlig unterschätzt wird und dass zum Zweiten offenbar nicht begriffen wird, dass wir uns gerade bei einer entscheidenden Zäsur befinden und dass die Frage, wann die Mitteilung gemacht wird, nicht beliebig aufschiebbar ist, sondern dass sie genau zu diesem Zeitpunkt einen Wechsel darstellt von den österreichinternen unverbindlichen Verhandlungen in die Phase der tatsächlich verbindlichen Verhandlungen im Rahmen der Europäischen Union. 

Und daher, Herr Klubobmann Chorherr, ist es entscheidend, dass die Mitteilung heute stattfindet, bei dieser Gemeinderatssitzung. Möglicherweise haben Sie Recht, sie könnte genauso um 15 Uhr stattfinden. Aber entscheidend ist, dass wir zu diesem Zeitpunkt, jetzt sage ich nicht nur Farbe bekennen, sondern tatsächlich den Versuch unternehmen, in den Verlauf der Verhandlungen einzugreifen. Das ist der Sinn meiner Mitteilung und nicht der Sinn, irgendwie Zeit zu gewinnen.

Ich komme jetzt zum Inhalt. Es hat am 28. Februar, also verhältnismäßig spät, denn Ende Februar war ja auch bereits der Ablauf der Frist für die österreichische Meinungs- und Willensbildung, also man kann sagen am letzten Tag, auf Einladung des Wirtschaftsministers in der Wiener Hofburg eine große Runde stattgefunden, wo das Thema GATS behandelt worden ist, sehr kontroversiell, wie Sie den Zeitungen entnehmen können. Es hat damals der Wirtschaftsminister Bartenstein gemeint – ich zitiere hier wörtlich –, "GATS biete sowohl den Industriestaaten als auch den Entwicklungsländern Chancen für ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum und stelle somit eine Win-Win-Situation dar. Das Abkommen werde bei stärkerer Liberalisierung des Handels mit den Dienstleistungen entsprechende Rahmenbedingungen schaffen, die mehr Sicherheit und faire Chancen für österreichische Unternehmen beim Export bringen." 

Ich unterstreiche das. Man muss nur dazusagen: Es nur die halbe Wahrheit. Denn es ist zwar richtig, dass sich gerade der Standort Wien entwickelt hat in Richtung eines sehr offensiven Dienstleistungsstandortes. Immerhin 81,4 Prozent des regionalen Bruttowirtschaftswachstums gehen auf den Dienstleistungssektor zurück. Die Struktur der Wiener Wirtschaft ist so, dass wir annehmen können, dass sie international offensiv agieren kann und dass man damit rechnen kann, dass durch eine Erweiterungsmöglichkeit hier zusätzliche Chancen wahrgenommen werden können. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht ja auf der anderen Seite nicht nur um das Wachstum des Bruttonationalprodukts, sondern es kommt auch darauf an, welche Auswirkungen das Unternehmen GATS auf die Frage der Entwicklung der Beschäftigung, auf die Frage der Einkommenssituation, auf die Arbeitnehmerrechte, auf die soziale Sicherheit und auf den Konsumentenschutz hat. Und das ist ein bisschen in den Erklärungen des Ministers Bartenstein zu kurz gekommen, glaube ich. Daher ist es richtig, dass man sich nicht nur mit der Frage der Vorteile des Abkommens beschäftigt, sondern auch mit der Frage der Risken, es nicht sozusagen verteufelt, aber auch darauf aufmerksam macht, es ist nicht alles nur ein Vorzug für Österreich oder insbesondere für die Städte und Gemeinden. 

Und da geht es im Besonderen um einen wichtigen Bereich – gerade in Österreich, aber auch in anderen Mitgliedsstaaten – der öffentlichen Dienstleistungen. 

Wir haben – Sie wissen das – am 8. November des Vorjahres ein Expertenhearing des Finanzausschusses des Gemeinderates durchgeführt, an der auch einige Kollegen aus diesem Kreis mitgewirkt haben. Es waren auch Nationalratsabgeordnete dabei. Und da ist auch von den Risken die Rede gewesen. Und ähnlich war es eigentlich auch bei der Veranstaltung am 26. Februar, also vor wenigen Tagen, die im Rahmen des Hauptausschusses des Städtebundes erfolgt ist. 

Bei all diesen Veranstaltungen, aber auch bei vielen Wortmeldungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat es einen gemeinsamen Nenner gegeben, nämlich den Unmut über eine absolut miserable und undemokratische Informations- und Kommunikationspolitik in dieser Frage, und zwar sowohl auf der österreichischen Ebene als auch in den Strukturen der Europäischen Union. Ich kann jetzt nur das Bild bestätigten, das auch andere Mitglieder des Finanzausschusses gewonnen haben seinerzeit im November bei diesem Hearing. Da hat man den Eindruck gehabt, als wenn man auf eine Nebelwand der Desinformation stoßen würde. Mittlerweile hat es sozusagen immer wieder Teilinformationen gegeben, die man so quasi wie kleine Bissen bekommen hat. Aber eine umfassende, wirkliche Information hat es bis zum heutigen Tag nicht gegeben. Und ich habe auch heute noch den Eindruck, dass man bei diesem Thema einem Minenfeld begegnet, von dem gesagt wird, alle Minen geräumt, und gleichzeitig fliegt einem eine Mine nach der anderen links und rechts um die Ohren. So schaut ungefähr die Situation aus. Es gibt jedes Mal einen neuen Punkt, wo man darauf kommt, hoppla, da ist aber eigentlich nicht die volle Information erfolgt. 

Und daher, glaube ich, muss man sagen, dass die Frage des Umganges mit diesem Abkommen, über dessen Inhalt ich gleich was sagen werde, auch eine Frage der Nagelprobe des Demokratieverständnisses auf europäischer Ebene ist. Wir wissen, dass die Europäische Union sich in vielen Fragen gerade jetzt bemüht um eine Verbesserung in dieser Position. Aber da ist schon auch die Frage wichtig: Wie gehen wir, wie geht die Europäische Union mit dem GATS-Abkommen um? Es ist ein Thema, wo es keine Zuständigkeit des österreichischen Parlaments gibt. Es ist ein Thema, wo es keine Zuständigkeit des Europäischen Parlaments gibt. Umso wichtiger ist die Frage: Wie geht man mit dieser Frage um?

Ich glaube, dass man bis zum heutigen Tage nicht mit gutem Gewissen sagen kann, dass hier die Nagelprobe bereits optimal abgelegt worden ist. 

Dieses demokratische Defizit ist auch im Zusammenhang damit zu sehen, dass die Bundesländer und Gemeinden im GATS-Abkommen behandelt werden als Regierungsebene, also somit unmittelbar verpflichtet sind durch das, was auf der Regierungsebene, der österreichischen Regierungsebene, an nationalen Verpflichtungen eingegangen wird. Rechtlich und finanziell unmittelbar irreversibel betroffen. Das ist der Unterschied zu vielen anderen Abkommen, wo es diesen Durchgriff und diese Vereinnahmung der anderen Ebenen – also da gibt es nur eine Verpflichtung der Bundesregierung – nicht gibt. 

Und diese Frage, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist deswegen von Bedeutung, weil ja das große Thema, das damit angesprochen wird, das der Daseinsvorsorge ist. Ein Thema, das zunehmend auch in der Europäischen Union immer mehr an Raum gewinnt, immer mehr an Position gewinnt, und das nicht von ungefähr. 

Und wir sollten nicht verkennen, dass es bei der Frage von GATS auch um die Frage des Föderalismus geht, auch um die Frage der Selbstständigkeit, der Selbstverwaltung der Gemeinden, alles Grundsätze unserer Bundesverfassung, und dass das GATS-Abkommen, wenn es so umgesetzt wird, massiv in die Selbstgestaltungsmöglichkeiten der Städte und Gemeinden eingreift. Das kann einer Stadt, das kann einer Gemeinde, die in diesem Maße der Daseinsvorsorge verpflichtet ist, doch nicht egal sein, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Es kommt noch dazu, dass Österreich, das ja dem WTO-Abkommen und damit auch dem GATS-Abkommen 1995 beigetreten ist – wie alle anderen, füge ich hier hinzu –, keinen Erfüllungsvorbehalt abgegeben hat, sodass die Regelungen des GATS unmittelbar anwendbares zwingendes Recht sind. Sie schieben sogar weg die Verbindlichkeiten, die sich aus den EU-Abkommen ergeben. Das ist unmittelbar Exekutivrecht, und daher ist natürlich jede nachträgliche Veränderung auf irgendeiner Ebene innerstaatlich gar nicht mehr möglich. 

Ich komme zu dem Punkt, der damit schon angesprochen ist. Man muss, wenn man korrekt mit GATS umgeht, auch dazusagen, dass Österreich bereits 1995 Verpflichtungen eingegangen ist, auch wenn es 1995 im Wesentlichen um die Liberalisierungen auf dem Weg der Finanzdienstleistungen, aber auch etwa der Leistungen im Bereich der Telekommunikation gegangen ist. Wir sind aber damals,1995, auch Verpflichtungen eingegangen im Marktzugang und in der Gleichbehandlung von In- und Ausländern auf den Sektoren Ausbildung und Erziehung, Abwasser, Abfallentsorgung, Hygiene und Reinigungsdienst sowie im Sektor Gesundheit und Soziale Dienste, Spitäler ausgenommen. Das heißt, wir beginnen jetzt nicht eine Diskussion mit der Stunde Null, sondern wir beginnen eine differenzierte Diskussion auf der einen Seite in Bereichen, die jetzt völlig aufgemacht werden sollen, also wo wir an sich schon Verpflichtungen eingegangen sind, und in der Eröffnung von neuen Bereichen, wo bis dahin niemand in Erwägung gezogen hat, hier in eine Diskussion einzutreten. 

Und das ist, glaube ich, der entscheidende Punkt. Im Gegensatz zu der früheren Phase geht es jetzt nicht um einen differenzierten Zugang aus der Sicht der Welthandelsorganisation, sondern es soll ja bis zum Ende 2004 ein Gesamtpaket, Handel und Dienstleistungen, auch unter Einbeziehung eben der Wechselbeziehungen mit den Entwicklungsländern, hergestellt werden. Da wird für differenzierte Unterscheidungen relativ wenig Platz sein. 

Und daher ist es so wichtig, diesen Punkt von allem Anfang an mit dieser Bedeutung zu unterstreichen. Es ist die Sorge sehr groß, dass er in irgendeiner Verhandlungsphase einfach verloren geht. Es geht jetzt um den umfassenden und Inhaltlich weiterreichenden Liberalisierungsschritt, der auf diesem Gebiet überhaupt weltweit getan werden soll. Und es ist klar, dass davon vor allem auch Dienstleistungen betroffen sind, die derzeit von der öffentlichen Struktur erbracht werden, also insbesondere in Österreich von den Gebietskörperschaften der Städte, Gemeinden und Länder. 

Und damit spitzt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt für einzelne Mitgliedsstaaten – nicht für alle – die Diskussion über GATS zu mit der Auseinandersetzung der Frage: Was ist uns die Daseinsvorsorge wert? Wie wichtig ist uns dieser Bereich, öffentliche Leistungen sicherzustellen? Und da geht es neben den schon erwähnten Bereichen natürlich auch um die Altersvorsorge, um die Kindervorsorge. Ich komme zu einzelnen Beispielen. 

Und man muss sich damit auch die Frage stellen: Ja, was ist denn eigentlich die besondere Bedeutung der öffentlichen Versorgung? Warum gibt es denn einzelne – auch in der politischen Bewertung – Positionen, die so stark dafür eintreten? 

Der große gemeinsame und internationale Nenner, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die Annahme – das ist sozusagen die Grundannahme –, dass bei einem Wegfall der staatlichen Erbringung solcher Leistungen entweder die Endversorgung überhaupt nicht möglich ist, nicht gewährleistet ist, oder zumindest die Qualität der Versorgung durch ein mögliches Marktversagen gefährdet wäre. Das ist jener Ausschnitt und nicht beliebig keine Privatisierung, das ist der Ausschnitt, um den es geht. 

Und man muss noch etwas Zweites hinzufügen. Die Verhandlungen über GATS finden in einem Zeitraum statt, wo es im europäischen Wirtschaftsraum einen enormen Megatrend gibt, der dahin geht, zu sagen: Wir wollen schlanke öffentliche Haushalte, weil wir dafür weniger Steueraufkommen brauchen, und wir privatisieren dafür, dass wir uns damit Ausgaben ersparen. Das heißt, das GATS-Abkommen steht in einem Zusammenhang mit einem großen europäischen Megatrend: Im Zweifel öffentliche Leistungen abzugeben an Private, um damit Wirtschaftswachstum herzustellen – positiv –, damit auch unter dem Gesichtspunkt, Steuern einzusparen – auch positiv –, aber um den Preis, dass damit öffentliche Leistungen unter Umständen sehr rasch und ohne viel nachzudenken abgetreten werden. 

Die Liberalisierung und Privatisierung – das möchte ich auch mit allem Nachdruck persönlich und namens meiner Fraktion sagen – schafft natürlich Chancen für privates Wirtschaftswachstum. Allerdings – und das muss man gleichzeitig immer dazusagen – ohne die Garantie sozialer Fairness und mit dem hohen Risiko für die Versorgungssicherheit. Das ist das, wo man die Entscheidung treffen muss. 

Und Marktwirtschaft, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist nicht aus sich heraus sozial, sondern es muss dazukommen die Politik, die dann die Aufgabe hat, für die Mechanismen sozialer Korrektur zu sorgen. Und das ist sozusagen die Ausgangslage, von der aus man sich mit einer Reihe von Entwicklungen auseinandersetzen muss. 

Daher geht es im Zusammenhang mit GATS nicht um den Wettbewerb, sozusagen wir wollen keinen Wettbewerb zwischen Öffentlichen und Privaten haben, sondern es geht darum, dass in einem solchen Wettbewerb eine sozialorientierte Förderung durch öffentliche Finanzierung von Sachleistungen nicht mehr möglich ist, sondern dann nur mehr zulässig ist eine Förderung des Einzelnen. Wir kennen das aus der Diskussion über des System des Pflegegeldes. Und ich möchte nur auf eine Zeitschrift verweisen, die gestern oder vorgestern erschienen ist, "Focus Deutschland", wo unter dem Titel "Masterplan mit Macken" steht: "Als erstes Bundesland plant Hamburg ein Gutscheinsystem für die Kinderbetreuung." Also das, was bei uns in Österreich das Pflegegeld ist, ist dort sozusagen propagiert als Gutscheinsystem. Und da hat sich der zuständige Bildungssenator sehr gerühmt dieses Konzepts. Die Zeitung, die sozusagen von ihren gesamten politischen Einstellungen nicht wirklich sozusagen verdächtigt werden kann, liberalen Tendenzen entgegenzutreten, schreibt aber dazu: "Was auf dem Papier wie ein genialer Masterplan aussieht, droht in der Praxis kläglich zu scheitern." Und das ist dann im Detail ausgeführt und ist ein Beispiel dafür , dass die Veränderung eines Systems von einem öffentlich finanzierten Leistungssystem hin zu einem Geldzuweisungssystem nicht automatisch gleichwertig ist, sondern in der Praxis oft dramatische Einbrüche und Nachteile zur Folge hat, und zwar auch deswegen, weil wir ja alle wissen, dass bei einem solchen System das Risiko sehr groß ist, dass die öffentlich eingesetzten Mittel auf einem grauen Markt versickern und nicht Niederschlag finden in einem offiziell ausgewiesenen Beschäftigungsergebnis. Und das ist natürlich gerade unter den gegebenen Bedingungen ein durchaus ernstzunehmender Aspekt. 

Zweitens kann ein Überlassen von Dienstleistungserbringung an private Anbieter dort, wo es auf die Versorgungssicherheit für alle auch um den Preis der Unwirtschaftlichkeit ankommt, bedeuten, dass Einkommensschwache sehr rasch auf der Strecke bleiben. 

Also wenn man zum Beispiel in Österreich beurteilt, dass es eine Reihe von privaten Strombietern gibt, die von der Grundgebührausstattung das so anlegen, dass jemand, der relativ wenig Strom bezieht, hier absolut fast bestraft wird, dann kann man dem Betreffenden sehr wohl unterstellen, dass er aus betriebswirtschaftlicher Kalkulation solche Kleinkunden gar nicht will. Wenn es nun nur mehr solche Anbieter gäbe, die nach diesem System vorgehen, weil der Kleinkunde mit riesigen Betriebsausgaben im Verhältnis zu den Einnahmen des Betreffenden verbunden ist, dann würde das im Klartext bedeuten, dass damit kleine ältere Leute, die sehr sparsam mit dem Energieverbrauch umgehen, von der Energieversorgung ausgeschlossen sind. 

Das dass keine theoretische Annahme ist, können Sie in vielen Fällen in anderen europäischen Städten ablesen, und ich bin nicht genötigt, nur auf das Beispiel des Eisenbahnsystems in Großbritannien hinzuweisen. Man könnte dort zum Beispiel auch auf die Wasserversorgung hinweisen, dass damals die Privatisierung popagiert worden ist, das wird jetzt alles billiger werden. Dem Vernehmen nach und nach Zeitungsberichten, englischen Zeitungsberichten, ist zwar etwas gestiegen: das sind die Einkommen der Manager und gleichzeitig die Preise. Billiger ist mit der Privatisierung dort nichts geworden. 

Und in der Tat ist es so, und das ist der dritte Punkt, dass dem öffentlichen Interesse, dem gemeinnützigen Interesse, nicht gedient ist, wenn man ein öffentliches Monopol, das deswegen kritisiert wird, weil es ein Monopol ist, durch private Monopole oder private Oligopole abtauscht, wenn die dann möglicherweise effizienter, rationeller arbeiten, aber das, was sie damit erzielen, nicht an den Konsumenten weitergeben, sondern als Gewinn dem Aktionär zukommen lassen oder in die Managererfolgsprämien einfließen lassen. Da ist null Veränderung für den Konsumenten hergestellt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und viertens ist Privatisierung dort, wo es in erster Linie auf die Qualität der Dienstleistung ankommt, selten eine Verbesserung. Da gibt es auch eine Reihe von Beispielen, weil allzu oft im Wettbewerb die Preissenkung verhindert, dass es dann zu Qualitätsmaßnahmen kommen kann. Auch das ist daher abzuwägen, wenn man den Schritt der Privatisierung tut oder nicht tut. Also kein pauschales Ablehnen.

Das Problem bei GATS liegt aber darin, dass man hier in ein System hineinkommt, wo dem Einzelnen, der einzelnen Stadt, der einzelnen Gebietskörperschaft nicht mehr die eigenständige Wahlmöglichkeit bleibt. Marktöffnung und Gleichstellung heißt auch, dass gewisse Konsequenzen im Hinblick auf die Wettbewerbssituation so herzustellen sind, dass eine öffentliche Finanzierung dann gar nicht mehr möglich ist. Und das ist der Hintergrund, warum es natürlich massive Einwände und Bedenken gegen dieses Abkommen gibt, und zwar zu einem Großteil in Österreich, zu einem Großteil in der Bundesrepublik Deutschland, aber auch in anderen Städten. 

Unter diesem Gesichtspunkt verstehe ich es, wenn gerade Konsumentenvertreter, wenn gerade Vertreter der Arbeitnehmerschaft sagen: Hände weg von den öffentlichen Versorgungsleistungen bei GATS. 

Es darf natürlich in dieser Situation keine vorschnellen internationalen Zugeständnisse geben im Bereich der Daseinsvorsorge, weil, einmal zugestanden, die nachträglich nicht mehr veränderbar sind. 

Also ich wünsche der Republik Österreich da viel Glück und insbesondere auch dem Herrn Bundeskanzler, der in seinem Regierungsprogramm zu GATS feststellt, man wird sich bemühen, die bereits eingegangenen Freigaben zurückzunehmen. Aus meiner Einschätzung, wie die Welthandelsorganisation mit solchen frommen Wünschen umgeht, würde ich sagen: Mit hoher Skepsis sehe ich dem Ergebnis entgegen. 

Aber es ist auch notwendig, meine sehr geehrten Damen und Herren, und ich möchte das noch einmal unterstreichen, die Daseinsvorsorge, die Absicherung der Versorgungssicherheit in Bereichen, die unmittelbar für das Leben der Bürger, gerade auch in den Städten, aber auch im ländlichen Raum, von essenzieller, wichtiger Bedeutung sind. Es ist nicht egal, ob man es einfach den Zufälligkeiten oder den Mechanismen einer anderen Struktur, etwa dem Marktmechanismen, dem Wettbewerb, dem Gewinnstreben oder sonst was, überlässt, sondern da gibt es Bereiche, die an sich gewährleistet werden müssen unter dem Gesichtspunkt der Fairness und der sozial abgesicherten Einnahmensituationen. 

Es gibt nun in dem Abkommen einige Punkte, und zwar Ausnahmebestimmungen, wo man GATS unterzeichnen kann, ohne dass man damit verpflichtet ist, diesen Bereich dem Markt auch zu öffnen. Das ist dort beschrieben als die Public Services, aber mit der Einschränkung, und es ist wichtig, darauf hinzuweisen, im Rahmen staatlicher Zuständigkeit in Ausübung von hoheitlicher Gewalt. Also relativ eng beschrieben wird das passen bei der Polizei möglicherweise, wird das passen bei der Justiz, wird aber schon schwer passen bei unseren sozialen Diensten zum Beispiel. Daher muss man sagen: Die Beruhigungspillen, die es ja auch gegeben hat in den letzten Wochen, es ist ohnehin alles kein Problem, denn es gibt ja die Ausnahmebestimmungen über die Public Services, sind eigentlich nicht wirklich eine Beruhigung. 

Die weitere Problematik hängt für Österreich, Schweden und Finnland damit zusammen, dass es zwar beim Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und anderen Staaten der Welthandelsorganisation so etwas gegeben hat wie einen Ausnahmekatalog, sogenannte Public Facilitys, also öffentliche Notwendigkeiten der Wasserversorgung, der Abfallentsorgung und ähnliches mehr, dass dieser generelle Vorbehalt, also eine sogenannte horizontale Bereichsausnahmeregelung, allerdings nur gilt für jene Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Abkommens – das war vor unserem Beitritt – bereits Mitglied der Europäischen Union gewesen sind. Für Finnland, Schweden und Österreich, die eben mit dem Zeitpunkt 1.1.1995 ihre Außenhandelskompetenz an die Europäische Union abgetreten haben, gilt diese Bereichsausnahme der Public Facilitys nicht, was natürlich ein großes Problem darstellt, weil wir damit eigentlich im Vergleich zur allgemeinen Ausnahmeregelung der Europäischen Union hinten nachhinken. 

Nun hat bei der Konferenz, die der Österreichische Städtebund am 26. Februar hier im Rathaus abgehalten hat, der für die GATS-Verhandlungen zuständige Sektionschef Mayer des Wirtschaftsministeriums versichert, dass es seitens der Europäischen Kommission die Zusage gibt, dass man in den generellen Verhandlungen quasi Österreich, Schweden und Finnland mit auf die Stufe dieser Bereichsausnahme nehmen wird. Allerdings wissen wir nicht, welchen Preis, Hauptpreis, für dieses Zugeständnis wir möglicherweise in anderen Zusammenhängen gegenüber der Europäischen Union, nämlich bei anderen Fragen des GATS-Abkommens, zahlen werden. 

Es gibt weiters – auch das soll korrekterweise gesagt werden – die Aussage des Generaldirektors für Handel bei der Europäischen Kommission, Peter Karl, der bei dieser Veranstaltung am 28. Februar gesprochen und dabei ebenfalls gesagt hat, dass die Europäische Union vier öffentliche Dienstleistungsbereiche, Bildung, Gesundheit, audiovisuelle Medien und Wasser, in den Verhandlungen von den weiteren Liberalisierungen ausgenommen hat. 

Auch diese als Entwarnung gedachte Mitteilung ist nicht wirklich überzeugend, denn es ist bei dieser Veranstaltung von anderen darauf hingewiesen worden, dass die Europäische Union in dem GATS-Verhand-lungssystem, wo man auf der einen Seite Liberalisierungen anbietet, aber auf der anderen Seite auch Liberalisierungen einfordert, die Liberalisierung der Wasserversorgung von 72 WTO-Staaten eingefordert hat. Es liegt daher nahe, dass dann, wenn die Europäische Union in die Verhandlungen eintritt und sagt, wir wollen von euch Liberalisierung bei der Wasserversorgung, wir wollen euch Wasser liefern können – das ist sicherlich im Hinblick auf den großen französischen Konzern, der weltweit Wasser liefert und der daher natürlich massiv daran interessiert ist –, diese Mitgliedsstaaten sagen werden: Ja, liebe Freunde, wenn ihr von der Europäischen Union derartige Zugeständnisse von uns wollt, dann gilt das Prinzip der Reziprozität, der Gegenseitigkeit, dann wollen wir auch, dass wir in diesem Bereich Liberalisierungsschritte haben. Und ob es dann tatsächlich so sein wird, dass das alles halten wird, bezweifeln wir sehr. 

Dritter Punkt in diesem Zusammenhang – auch das ist ja erst allmählich hervorgekommen –: Das GATS-Ab-kommen ist dadurch gekennzeichnet, dass im Rahmen der Beschränkungen, also Regelungen, die in diesem Bereich als Handelsbeschränkungen oder -hindernis aufgefasst werden können, eine sogenannte Beweisumkehr Platz greift. Das heißt, das Welthandelsabkommen GATS verpflichtet jeden Staat, wenn er Vorschriften vornimmt – gewerberechtliche Vorschriften, Umweltschutzvorschriften, Entwicklungsvorschriften bei der Stadtentwicklung, was immer –, dass er gleichzeitig den Beweis erbringt, dass diese Maßnahmen unbedingt notwendig sind. Also es unterliegt einer Beweisnotwendigkeit und es unterliegt unter anderem einem Verhältnismäßigkeitsbeweis, das heißt, es muss geprüft werden und bewiesen werden, dass die Belastungen, die sich für die Wirtschaft und für den Handel aus derartigen Beschränkungen ergeben, nicht unverhältnismäßig sind zu den erreichten oder angestrebten Zielen. Also wir brauchen uns keinen Illusionen hinzugeben, was das in der Realität bedeutet, welcher Druck, welche Probleme des Rechtsstreites und der Schadenersatzforderungen mit einer derartigen Regelung verbunden sein können. Ich füge hinzu: Das ist nicht Neuland. Das ist ein wesentliches Merkmal des GATS-Abkommens. 

Es besteht aber der entscheidende Punkt, und das ist das, was wir eigentlich als Stadt und im Einklang mit anderen Ländern und Städten in Österreich und außerhalb Österreichs fordern sollten, dass nämlich dieser für die zentrale Versorgung der Bevölkerung so wichtige Bereich der Daseinsvorsorge aus diesen Beweisbelastungen herausgenommen werden soll. Wir werden es nicht durchsetzen können, dass diese Regelungen generell wegfallen oder generell ins Gegenteil gekehrt werden. Aber worauf wir uns konzentrieren sollten, ist, dass wir für diesen Bereich der Daseinsvorsorge, die ja sehr weit geht in Wirklichkeit und nicht gänzlich eingefangen werden wird können durch die Public Facilitys, erreichen, dass die Beweislastumkehr nicht mehr verlangt werden wird. 

In der augenblicklichen Situation gibt es sozusagen Öffentlichkeit für dieses GATS und lange genug war es so, dass sich nur ganz wenige Eingeweihte damit beschäftigt haben. Was ich damit zum Ausdruck bringen möchte ist, dass das augenblickliche öffentliche Interesse uns nicht darüber hinweg täuschen sollte, dass wir in dieser Frage einen langen, starken politischen Atem brauchen und dass es hier eines gut funktionierenden Lobbyings bedarf. Mit der heutigen Veranstaltung des Wiener Gemeinderats in diesem Bereich, um das so zu apostrophieren, und mit den Beschlüssen einer Reihe österreichischer Landtage - wir sind ja nicht das erste Bundesland und nicht die erste Stadt, die sich mit diesem Thema beschäftigt und wo es auch zu einstimmigen Beschlüssen und Resolutionen gekommen ist - wird es nicht genug sein, sondern es kommt ja darauf an, daraus entsprechende Schritte abzuleiten.

Ich möchte ein bisschen etwas sagen - und dann komme ich schon zum Schluss -, wo ich jetzt in den operativen Teil kommen möchte. Der österreichweite Entscheidungsprozess ist eigentlich mit Ende Februar abgelaufen. Dann ist sozusagen Schluss. Bis Ende März wird die Europäische Union -möglicherweise, sie hat es sich jedenfalls einmal vorgenommen - den EU-internen Meinungs- und Willensbildungsprozess abschließen. Dann werden die eigentlichen Verhandlungen im Rahmen der Welthandelsorganisation beginnen, die ja, genau genommen, bilaterale Verhandlungen sind. Das heißt, du verhandelst dort ja mit Hunderten Mit-gliedsstaaten und nicht mit einem einzelnen Partner, der dir gegenüber steht. Das sind sehr komplexe Verhandlungen, wobei natürlich das Bestreben der Europäischen Union sich sehr stark auf einige große Verhandlungspartner konzentrieren wird, etwa den amerikanischen Markt. Da gibt es ja bereits schon sehr konkrete Forderungen, die auch unsere Themen zum Teil berühren. 

Bis Ende 2004 soll das Paket der WTO insgesamt stehen. Wenn man bedenkt, dass das 1995 sozusagen im Zeitplan schon beschlossen worden ist, dann wird es jetzt ziemlich eng werden. Bis dahin sollen die Verpflichtungen, die jetzt bilateral eingegangen werden, in den sogenannten listenspezifischen Bindungen nach Art 20 des GATS-Abkommens festgelegt werden. Dann ist sozusagen Redaktionsschluss. Also bis 2004 ist eigentlich der volle Einsatz gefordert, wenn man in bestimmten Bereichen Veränderungen und Ausnahmen von GATS erreichen will. 

Jetzt muss man dazu sagen, dass innerhalb der Europäischen Union die Meinungen zur Liberalisierung von Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat sehr unterschiedlich sind und dass zum Beispiel 60 Prozent der Beiträge zu GATS aus Österreich stammen. Das heißt, das Interesse an dem GATS-Abkommen ist innerhalb der Europäischen Union natürlich sehr differenziert und daher ist die Frage, mit welcher Mehrheit denn das Verhandlungsmandat an die Kommission zur Verhandlung eigentlich erteilt werde, von großer Bedeutung. Wer da die Illusion gehabt hat, dass es, wie früher einmal, ein Einstimmigkeitsprinzip gibt und es genügen wird, an den Wirtschaftsminister zu appellieren und zu sagen, lege dort dein Veto ein und stoppe das Ganze, der muss sich eine bedauerliche Aufklärung gefallen lassen, nämlich dass seit dem Nizza-Abkommen das nicht mehr eine Entscheidung ist, die einstimmig getroffen wird, sondern dass das eine Entscheidung ist, die mehrstimmig getroffen wird. Noch dazu fällt sie nicht in den Bereich der gemischten Zuständigkeit, also es gibt auch keine Zuständigkeit des Parlaments. Daher kommt es natürlich sehr wesentlich darauf an, dass du nicht nur deinen eigenen Vertreter bei der Hand hast, sondern dass du Lobbying betreibst und dass du möglichst viele Mitgliedsstaaten auf deine Seite bringst und damit die Gemeinsamkeit unterstreichst.

2. Es ist zwar in den Diskussionen auch immer gesagt worden, also bitte warum regt ihr euch denn auf, denn auch wenn die Europäische Union für alle Mitgliedsstaaten verhandelt und es ein gemeinsames Verhandlungsmandat gibt, wird ja dann die Ratifizierung nach der Struktur der Welthandelsorganisation letztlich bei jedem einzelnen Mitgliedsstaat liegen, also jeder Staat hat dann letztlich das Ergebnis für sich zu ratifizieren, so ist das natürlich auch eine naive Einschätzung oder eine Beruhigungspille. Wenn man sich nämlich überlegt, dass es das Ziel der Europäischen Union sein muss, einen gemeinsamen Wirtschaftsraum zu dokumentieren und auch die Stärke eines gemeinsamen Wirtschaftsraums auszuspielen, dann muss einem klar sein, dass ein nachträgliches Abweichen in eine spezifische detaillierte Auflistung wahrscheinlich in Widerspruch zu einer solchen Grundhaltung als gemeinsamer Wirtschaftsraum steht und dass daher seitens der Europäischen Union alles unternommen werden wird, einen möglichst einheitlichen Ausnahmekatalog herzustellen, dem man sich dann möglicherweise aus verschiedensten Gründen nicht entziehen kann.

Ich komme jetzt zum operativen Teil, wo ich auch im Hinblick auf das, was ich zuvor gesagt habe, konkrete Vorschläge machen möchte

1. Angesichts des besonderen Stellenwerts der Daseinsvorsorge haben die österreichischen Städte, Gemeinden und Bundesländer ein besonderes Interesse daran, in die weiteren Verhandlungen über GATS auch auf der Ebene in der Europäischen Union und auch auf der Ebene der weiteren Schritte in die Welthandelsorganisation hinein direkt und permanent eingebunden zu sein. Jedenfalls dann, wenn sich die Forderung, nach einem Abbruch der Verhandlungen, die sich immer wieder findet, international nicht wird durchsetzen lassen. Für eine solche Einbindung ist ein eigener verbindlicher Kommunikationsmechanismus einzurichten, der verhindert, dass die betroffenen Gebietskörperschaften von der Meinungsbildung im Entscheidungsprozess auf EU- und WTO-Ebene abgeschnitten werden.

Das ist kein frommer Wunsch. Diese Forderung kann sich nämlich auf Art 23d der Bundesverfassung stützen. Darnach haben die Länder, Städte und Gemeinden zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union ein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Begutachtungsrecht.

2. Nach dieser Bestimmung Art 23d Abs 2 ist der Bund in Angelegenheiten, die nach unserer Gesetzeskompetenz Landessache sind, bei seinen Verhandlungen und Abstimmungen in der Europäischen Union an eine einheitliche Stellungnahme der Länder gebunden. Das heißt, die Länder haben es in der Hand, durch eine gemeinsame Stellungnahme den Bund in diesen Fragen zu binden, nachdem das zum Thema der Europäischen Union gemacht worden ist. Also der Bund kann da nicht sagen, das ist der Wunsch der Länder. 

Daher ist mein Vorschlag, diese Chance der Bundesverfassung auch tatsächlich, wie das immer so heißt, mit Leben zu erfüllen, also konkret wahr zu nehmen und darauf zu drängen, dass es zu einer einheitlichen Stellungnahme aller Bundesländer in Fragen von GATS kommt.

3. Auch auf Grund dieser Bestimmung der Bundesverfassung, Art 23d Abs 3, haben die Bundesländer das Recht, an die Bundesregierung mit dem Verlangen heran zu treten, die Mitwirkung an der Willensbildung im Europäischen Rat einem von den Ländern namhaft gemachten Vertreter zu übertragen. Das heißt, die Länder haben die Möglichkeit, im zentralen politischen Entscheidungsfindungsgremium des Europäischen Rates direkt mitzuwirken und können von der Bundesregierung verlangen, dass sie einen Vertreter namhaft machen, der hier diese Interessen der Bundesländer wahrnimmt. Auch da ist meine Empfehlung, dass wir diese Chance nützen, uns also nicht nur in larmoyante Äußerungen ergehen und einen Zustand beklagen, sondern dass wir hier operativ an die Bundesregierung herantreten und die Wahrnehmung dieser verfassungsrechtlichen Bestimmungen offensiv einfordern. 

Ich möchte zum Schluss auch eine Bemerkung machen, die sich mir nach allgemeiner Einschätzung aufdrängt. Also die Regierungen anderer Mitgliedstaaten beweisen uns immer wieder, dass die Mitgliedschaft in der Europäischen Union nicht automatisch bedeutet, dass man auf jedes nationale Vorwärtsdenken zu Gunsten der eigenen Wirtschaft und zu Gunsten des eigenen Arbeitsmarkts verzichten muss, quasi das einem übergeordneten Interesse des öffentlichen großen gemeinsamen Wirtschaftsraumes opfern muss. Umso mehr bin ich der Meinung, dass man von der österreichischen Bundesregierung verlangen kann, dass sie sich nicht mit den Lippenbekenntnissen im Regierungsprogramm begnügt, sondern in den weiteren Phasen, den wirklich zentral entscheidenden Phase der GATS-Verhandlungen das Anliegen der Daseinsvorsorge tatsächlich zur eigenen Sache macht und tatsächlich für die Interessen der Österreicherinnen und Österreicher in dieser Frage kämpft, also dass sie nicht nur fromme Worte sagt und nicht nur Liberalisierungsklassenbester in der Europäischen Union sein will. Wenn schon Klassenbester, meine sehr geehrten Damen und Herren, dann bei den österreichischen Wirtschaftsdaten - beim Wirtschaftswachstum, bei der Beschäftigungssituation und in der Frage der Versorgungssicherheit der Österreicherinnen und Österreicher! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister, für den Bericht. 

Die Geschäftsordnung, meine sehr geehrten Damen und Herren, bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfters als zwei Mal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. 

Zur Besprechung dieser Mitteilung erteile ich jetzt Herrn GR Dipl Ing Margulies das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es freut mich, dass heute einem so wesentlichen Thema wie dem GATS Raum eingeräumt wird, um Position zu beziehen, wobei ich nicht verhehlen will, dass die GRÜNEN in der Frage der Tagesordnung überhaupt nicht angemerkt haben, GATS wäre wenig wichtig, et cetera. Wir wissen, wie wichtig das GATS ist. Aber ein Punkt, warum der Neoliberalismus in Form unter anderem des GATS so einen Auftrieb erhalten hat, sind eben solche Vorfälle, wie sie von der Untersuchungskommission untersucht wurden, ist das Problem, dass es gerade in den Bereichen der öffentlichen Dienstleistungen auch viel zu verbessern gibt. Aber nicht nur in Österreich, sondern auch in sehr, sehr vielen anderen Staaten. Und daher wäre es auch unseres Erachtens sinnvoll gewesen, diese Punkte vorher einmal aufzuarbeiten und aufzuzeigen. 

Aber ich komme jetzt zurück zum eigentlichen Thema und ich muss wirklich sagen, ich freue mich. StR Rieder hat gesagt: „Im letzten Moment“. Ich komme jetzt zu dem gegenwärtig einzigen kleinen Kritikpunkt an der Position der Sozialdemokratie und das ist nicht einmal mit etwas Inhaltlichem zu tun. 

Wir haben bereits am 24.6.2002  einen Antrag eingebracht, der sich mit GATS befasst hat. Einen Antrag, der sich unter anderem mit den Forderungslisten des GATS befasst hat, die, wie ich später ausführen werde, noch wesentlich mehr Relevanz haben als die Angebotslisten und wo in der Diskussion vom 24 6 sehr, sehr Vieles, was der Herr StR Rieder heute gesagt hat, schon von mir vorweg genommen wurde. Es war der Finanzausschuss neben der ExpertInnenenquete leider nicht in der Lage, innerhalb von neun Monaten zum Thema GATS zu einer einheitlichen Position der Stadt Wien zu kommen. 

Deshalb haben wir heute hier vor uns zwei ähnlich lautende Anträge der Sozialdemokraten und der GRÜNEN liegen, wo ich damit rechne, dass beide durchgehen und es freut mich. Noch viel lieber wäre es mir gewesen, wir hätten die Zeit im Finanzausschuss nicht verloren, sondern hätten die Zeit dort genutzt, um tatsächlich zu diskutieren. 

Bgm Häupl hat heute in der Beantwortung der ersten Anfrage gemeint, er bedauere, dass die GRÜNEN keinen Minister haben. Jetzt nehme ich das nicht ganz so ernst und noch viel mehr bedauert er es wahrscheinlich, dass er keinen roten Bundeskanzler hat. Aber nichts desto trotz, wenn ich mir jetzt die Sozialdemokratie anschaue, dann bedaure ich es wirklich, dass wieder Schwarz-Blau gekommen ist und dazu rechnerisch keine Alternative möglich war, nämlich eine, wo keine der beiden Parteien in der Regierung sitzt, weder die ÖVP noch die FPÖ. Diese beiden Parteien sind nämlich maßgeblich dafür verantwortlich, dass, wenn es nicht gelingt, dass sich in diesem GATS-Prozess europaweit der zivilgesellschaftliche Widerstand verstärkt, Österreich in der jetzigen Situation nicht mehr sehr viel mitzureden haben wird, denn diese ÖVP und FPÖ-Bundesregierung, die alte wie die neue, hat zugelassen, dass in den Forderungslisten über Wasser diskutiert wird. Diese ÖVP-FPÖ-Bundesregierung hat zugelassen, dass in den GATS-Forderungslisten über Bildung diskutiert wird. Das ist das große Problem und nicht jetzt sich hinzustellen und mit einer Regierungserklärung - ich habe sie da vor mir liegen - zu sagen: „Die Bundesregierung wird sich auf EU-Ebene dafür einsetzen, dass in den laufenden GATS-Verhandlungen öffentliche Dienstleistungen wie Gesundheit und Bildungswesen, Wasserversorgung, Kunst und Kultur nicht weiter liberalisiert werden.“ 

Ja das sind ja alles Lippenbekenntnisse, wo wir spätestens seit der Transitfrage wissen, welche Umfallerpartie sowohl beim Atomstrom als auch in der Frage Transit die Volkspartei und die Freiheitlichen sind! Wer sich jetzt im GATS-Prozess auf die österreichische Bundesregierung verlässt, ist verlassen! Das ist das Problem, vor dem wir tatsächlich stehen und - Volkspartei und Frei-
heitliche - ich spreche Ihnen jede Glaubwürdigkeit ab, im Interesse der Bevölkerung zu handeln und zu verhandeln! Sie verhandeln im Interesse der großen Konzerne. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Die Industriellenvereinigung verhandelt ja!) Ja, die Industriellenvereinigung verhandelt in ihrem Interesse! Während es uns um die Menschen geht, geht es Ihnen um die wohlhabenden Unternehmer - bleiben wir in Wien im 19.Bezirk -, damit die weiter ihre Interessen wahr nehmen und ihre Gewinne machen können. Das ist das große Problem! 

Kommen wir zum Bereich der Daseinsvorsorge. Was heißt denn Daseinsvorsorge? Da geht es doch um all jene Bereiche, wo wir eigentlich der Meinung sind, dass sich Staat, Länder und Gemeinden zum Wohle der Bevölkerung dafür einsetzen müssten, dass Leistungen für die gesamte Bevölkerung bereitgestellt werden. Das heißt, es ist Aufgabe des Staates sicherzustellen, dass Leistungen bereitgestellt werden. Und an diesen Leistungen wollen Sie durch weitere Liberalisierungmaßnahmen profitieren, Profit machen. Das ist absurd und widerspricht dem Daseinsvorsorgebegriff! Das heißt nicht, dass es nicht in manchen Bereichen durchaus sinnvoll ist, Überschüsse zu erzielen, um andere Bereiche damit zu finanzieren, aber Profitorientierung und Daseinsvorsorge schließen sich aus. Das ist ein ganz ein wichtiger Punkt und das sollten wir meines Erachtens auch für die Zukunft festhalten. 

Wir haben kurz über die Regierungserklärung und auch wie sich die ÖVP tatsächlich bei der Abgabe der Forderungen verhalten hat, gesprochen, aber wir haben ein bissel das Gefühl, es wird da auch unterschätzt, in welche Richtung gegenwärtig die Bundesregierung steuert. Da geht es einmal um die gesamte Privatisierung der ÖIAG. Alles, was dort noch als Rest der Daseinsvorsorge drinnen ist, soll endgültig privatisiert werden. Na hervorragend! Da geht es um die Einleitung weiterer Liberalisierungsschritte - innerösterreichischer Liberalisierungsschritte - in den unterschiedlichsten Bereichen. Und da ist noch immer diese Debatte Pflichtversicherung - Versicherungspflicht und schauen wir uns doch an, wie die Pensionen gesichert sind und schauen wir uns an, wie gegenwärtig Freiheitliche und ÖVP in trauter Einigkeit und hoffentlich auch Einsamkeit an der Zerschlagung des österreichischen Pensionssystems arbeiten! Bis zu 30 Prozent Pensionseinbußen von Frauen wird vorausgesagt, wenn das ÖVP-FPÖ-Modell durchgeht! Ja damit bereitet man den Boden für Liberalisierungen vor, denn wenn die öffentliche und kommunale Daseins-vorsorge nicht mehr funktioniert, dann wird natürlich der Ruf nach Privatem lauter! Und das ist das große Problem und Sie arbeiten in diese Richtung! Sie wollen die Zertrümmerung, damit einige Wenige ihre privaten Gewinne machen können! Und diese Politik lehnen wir ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wie kurz das Gedächtnis der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen ist, möchte ich an einem Beispiel illustrieren: 

Hans Salmutter, Sozialversicherungsvorsitzender, Präsident, was auch immer - was hat man ihm gesagt, warum er gehen muss? Er muss gehen, weil ihm zur Sanierung der Krankenversicherung nur Beitragserhöhungen einfallen und zwar, glaube ich, 0,1 Prozentpunkt hat er damals gesagt. Das war weniger, als was jetzt passiert! Ja, Ihre Regierung schreibt es ins Regierungsprogramm! Was ist jetzt los, haben Sie schon beim Herrn Salmutter Abbitte geleistet? Oder leben Sie mit dem Kurzzeitgedächtnis, das immer wieder dazu führt, dass man sich ein bissel später nicht mehr daran erinnern kann, was man eigentlich vor ein, zwei Jahren gesagt hat? 

Man merkt, es ist Ihnen damals überhaupt nicht um die Krankenversicherung gegangen so wie es Ihnen auch jetzt nicht um die Krankenversicherung gegangen ist. Ihnen ist es vor der Wahl und nach der Wahl um dasselbe gegangen: Um Postenschacher und um das Unterbringen Ihrer Personen, aber niemals um das Interesse der österreichischen und der öffentlichen Daseinsvorsorge, sondern nur um Ihr ureigenstes Interesse. Und ich hoffe doch sehr, dass mit diesem Regierungsprogramm, das Sie jetzt vorgestellt haben, den Österreichern und Österreicherinnen tatsächlich einmal die Augen aufgehen werden, denn das, was jetzt passiert, das ist die größte Belastungslawine, die es innerhalb der letzten 20 Jahre gegeben hat! 

Da komme ich jetzt wieder auf Bgm Häupl zurück, weil er gesagt hat, er bedauert es, dass keine grünen Minister da sind. Ja es war nicht anders möglich! Die ÖVP hat allen Parteien ein und dasselbe Programm vorgelegt und hat allen Parteien gesagt, ihr dürft bestenfalls ein bissel umeinanderpitzeln, und die einzigen, die sich bereit gefunden haben - und dass sie die Belastungslawine mittragen werden, das hat man ja schon vorher gewusst -, das waren die Freiheitlichen!

Es war für die GRÜNEN nicht möglich, zuzustimmen, dass man gegen GATS eigentlich nichts unternimmt, denn die GATS-Verhandlungen - und das sage ich Ihnen ganz deutlich - sind der größte Raubzug gegen öffentliches Eigentum! Die GATS-Verhandlungen, so wie sie gegenwärtig laufen, sind der größte Angriff auf die Rechte der öffentlichen Beschäftigten, und deshalb gilt es, diese GATS-Verhandlungen zu stoppen und deshalb freut es mich, dass die Stadt Wien in dieser Frage eindeutig Position beziehen wird. 

Ich komme jetzt zum Ende, weil ich mir aus verschiedensten Gründen zumindest drei, vier Minuten offen halten möchte, um möglicher Weise noch zu replizieren, und bringe daher zunächst einmal unseren Antrag ein, einen Antrag, der sich auch als Fortsetzung unseres Antrags vom 24. Juni versteht, in dem der Gemeinderat der Stadt Wien weitere Liberalisierungen öffentlicher Dienstleistungen, wie sie gegenwärtig im Rahmen der GATS-Verhandlungen von vielen WTO-Ländern eingefordert werden, ablehnt. Wir fordern stattdessen bis zur Überprüfung und Evaluierung bisheriger Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte einen sofortigen Verhandlungsstopp. Das deckt sich im Großen und Ganzen, glaube ich, auch mit der Position der sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen. 

Genauso wie Kollege Rieder fordern wir die Bundesregierung auf sicherzustellen, dass Länder und Gemeinden in der innerösterreichischen Positionsfindung in globale Wirtschafts- und Handelsabkommen miteingebunden werden. Des weiteren stellt der Gemeinderat fest, dass es einen Ausverkauf öffentlicher und kommunaler Dienstleistungen zu verhindern gilt, da sich die öffentliche Daseinsvorsorge in erster Linie an solidarischen, ökologischen und volkswirtschaftlichen Kriterien zu orientieren hat und der politische Gestaltungsspielraum erhalten werden muss. (Beifall bei den GRÜNEN)  

Vielleicht noch einen Punkt zur Geheimhaltung, weil mir der noch sehr wichtig ist. Es stimmt schon, es war sehr schwer, die exakte Angebots- und Forderungsliste zu erhalten. Jetzt gibt es sie und es gibt sie unter anderem deshalb, weil in Kanada trotz strengster Geheimhaltung immer wieder die unterschiedlichsten Papiere veröffentlicht werden, die sich seitens der EU und anderer WTO-Mitglieder auf die GATS-Verhandlungen beziehen. Es ist kein Wunder, dass es sich dabei um Kanada und nicht um ein Land innerhalb der EU handelt, weil Kanada in der Öffentlichkeit bezüglich GATS eine Vorreiterrolle hat. Die EU ist in der Summe der Länder diejenige Organisation, die die meisten Liberalisierungsforderungen aufgestellt hat. Die EU ist schon jetzt weltweit der größte Dienstleister und stellt die meisten Forderungen, unter anderem bei Wasser, aber auch noch in vielen anderen Bereichen. 

Mit ein paar Beispielen will ich illustrieren, worum es da geht. Wie StR Rieder schon gesagt hat, gibt es einen gewissen Umkehrschluss: Die EU kann nicht unbeschränkt fordern und nichts zugestehen. So soll zum Beispiel von Kamerun verlangt werden, dass endlich die Hürde fällt, dass pro 10 000 investierte Dollars zumindest ein Arbeitsplatz geschaffen wird. So soll in Malaysia die Hürde beseitigt werden, die den Handel mit der Landeswährung einschränkt. So sollen in Mexiko und Chile die Gesetze beseitigt werden, die davor schützen, dass die Küsten in diesen beiden Ländern mit Hotels voll gepflastert werden.

Ja in diese Richtung geht alles, was die EU als Handelshemmnis sieht. Und wenn man sich überlegt, welche weltweiten Konsequenzen das hat, dann kann man sich jetzt schon ausmalen: Kommt GATS, dann wird die Zweiteilung der Welt noch erheblich stärker fortschreiten als es jetzt schon der Fall ist. Und auch innerhalb der Europäischen Union und auch in Österreich wird es die öffentliche Versorgung nicht mehr in dem Maße geben, wie es sie jetzt noch gibt. Es wird dann für Menschen, denen finanzielle Mittel nicht ausreichend zur Verfügung stehen, sehr schwierig werden, sich Bildung zu leisten, sich Gesundheit zu leisten, sich öffentlichen Verkehr zu leisten, et cetera.

Ein letzter Punkt, weil die Angebotsliste ja auch durchgesickert ist: Die EU macht an viele Länder dieser Welt ein sehr, sehr interessantes Angebot im Bereich der sogenannten Arbeitskräftezuwanderung. Da soll das Angebot gemacht werden, dass ausländische Investoren, die in Österreich eine Firma gründen, Arbeitskräfte zur Ausbildung für ein halbes Jahr nach Österreich entsenden können. Das hört sich auf den ersten Augenblick zunächst nicht einmal so schlecht an, nur was steckt unter den Regelungen vom GATS dahinter? Das ist die Aushöhlung des österreichischen Arbeitsrechts, das ist die Aushöhlung der österreichischen Sozialversicherung, das ist Lohndumping, was dahintersteckt, und das ist der Verlust sämtlicher sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche, der dahintersteckt! Und auf wessen Kosten wird das gehen? Natürlich auf Kosten aller in Österreich beschäftigten Menschen oder aller Menschen in Österreich, die gerne hier beschäftigt wären und keine Arbeit finden. Wenn wir uns dann auch noch mit Lohn- und Sozialdumping auseinandersetzen müssen, weil zwar in dieser Art und Weise geregelt wird, dass Menschen in Österreich arbeiten können - die man übrigens nachher auch gleich wieder heimschickt wenn man sie nicht mehr braucht - ohne sich tatsächlich zu überlegen, wie man sicherstellen kann, dass das österreichische Arbeitsrecht und Sozialversicherungsrecht jedenfalls Anwendung findet, dann leistet man der Schwarzarbeit Vorschub und dann leistet man leider - und ich sage das ganz bewusst - auch der AusländerInnenfeindlichkeit Vorschub. 

Wenn man ausländische Menschen dazu benützt, Lohndumping zu betreiben, leistet man der AusländerInnenfeindlichkeit Vorschub! Vielleicht kommt das FPÖ nicht ungelegen, vielleicht stimmt sie ja deshalb zu! 

Wir lehnen diese menschenverachtende Politik jedenfalls ab und wünschen uns, dass die Stadt Wien vereint mit anderen Städten und Ländern in Österreich und vereint mit anderen Ländern und Kommunen europaweit so starken Widerstand entwickelt kann, dass GATS in der Form, wie es jetzt im Rahmen der WTO geplant wird, nicht zustande kommt. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte auf den letzten Redner nicht allzu sehr eingehen, weil er den Frust, den er in seiner eigenen Bundespartei haben dürfte, zum Ausdruck gebracht hat. Er ist wirklich so weit weg von all dem, was hier tatsächlich überlegt wurde. Für ihn war es halt ein großer Frust, dass auch Koalitionsverhandlungen stattgefunden haben. Das ist nach dem, was Sie hier von sich gegeben haben, verständlich. Sie leben in einer anderen Welt. Ich möchte mich daher auf das wieder zurückbewegen, was eigentlich Gegenstand ist, nämlich auf das, was die GATS-Verhandlungen betrifft. 

Wir haben in der heutigen Diskussion bereits davon gehört, dass diese GATS-Verhandlungen auf einem Abkommen beruhen, das 1995 unterzeichnet wurde und dass das im Zuge der Uruguay-Runde im Rahmen des GATS beziehungsweise der heutigen WTO geschehen ist. Es war im Nationalrat 1995 ein Drei-Parteienbe-schluss, sogar ein Vierparteienbeschluss - alle Parteien außer den GRÜNEN haben damals mitgewirkt –, und in diesem steht Vieles von dem drinnen, was jetzt diskutiert wird. 

Eines einmal vorweg gesagt: GATS bedeutet eine Liberalisierung des Welthandels und setzt damit eine Tradition fort, die für die Nachkriegszeit, für die Zeit nach dem 2. Weltkrieg ein entscheidender Faktor dafür war, eine Friedensordnung in der Welt zu finden. Dadurch, dass Dienstleistungen liberalisiert worden sind, dass verschiedene Handelshemmnisse beseitigt worden sind, ist auch ein wichtiger Schub gesetzt worden, damit einfach auch die Entwicklungsländer, damit jene Länder auch eine Chance bekommen, die davor keine gehabt haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das gibt es ja nicht!)

Möglicherweise, wenn man das aus einem verkommenen Weltbild des Marxismus sieht, ist das anders, aber bei allen Problemen, die es gibt, muss es einem doch heute ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber auch wenn man sich die Fakten anschaut ist es anders, Herr Kollege Tschirf!) Herr Kollege Margulies, ich weiß, ich habe mich auch mit Marxismus theoretisch auseinandergesetzt, ich kenne Ihre Gedanken, nur, der Marxismus ist im Jahre 1989 gescheitert. (Beifall bei der ÖVP.- GR Dipl Ing Martin Margulies: Da weiß man ja erst wirklich, wie wenig Ahnung Sie haben!)

Meine... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber das war ja nicht Marxismus, was in der Sowjetunion war!) Ich weiß, wir haben...(GR Dipl Ing Martin Margulies: Das war doch nicht Marxismus!) Ich weiß, wir haben uns vor wenigen Tagen an den 50. Todestag von Stalin erinnert. Aber das ist halt Teil Ihrer Geschichte. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben an Stalin erinnert!) Das ist Teil Ihrer Geschichte, das ist nicht...(GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben erinnert! Wir haben nicht Stalins gedacht!) Das ist nicht Teil ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn Sie sich erinnern, ist das Ihr Problem, Herr Kollege Tschirf!) Es ist... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wir haben nicht Stalins gedacht!) Es ist leider ein Gedankengut, das durch Jahrzehnte vielen –zig Millionen Europäern, Bürger der Welt, Unfreiheit und Gefangenschaft, ja Tod gebracht hat. Gott sei Dank ist dieses Regime vorbei. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Martin Margulies: Wollen Sie uns das unterstellen oder was? Wir haben das immer abgelehnt!) 

Ich bin... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wir haben das immer abgelehnt!) Ich bin froh, wenn Sie das auch ablehnen, aber ich wäre noch froher, wenn Sie auch die (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben Stalins gedacht!) politischen ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Was jetzt? Was werfen Sie mir vor?) Ich werfe Ihnen vor, dass jene politischen Überlegungen, die damals dieses Regime geschaffen haben, das eben nicht auf Freiheit ausgerichtet war, das nur auf Zwangskollektivierung aus war und das auch politisch (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie stehen ja vollkommen daneben, Herr Tschirf!) zur Kollektivierung geführt hat, dass Sie dieses Gedankengut heute noch tragen. Das ist das, was ich Ihnen vorwerfe! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben ja einen Klopfer, sagen wir das einmal so! – Große Aufregung bei der ÖVP. – GR Walter Strobl: Ordnungsruf! – GR Georg Fuchs: Ordnungsruf! – GR Dipl Ing Martin Margulies: Ja, Ordnungsruf für Herrn Tschirf!) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Wir sind hier bei der Besprechung der Mitteilung des Herrn Vizebürgermeisters. (GR Georg Fuchs: Ordnungsruf! Ordnungsruf! – GR Dipl Ing Martin Margulies: Ja, Ordnungsruf für Herrn Tschirf! – Weitere Aufregung bei der ÖVP.) 
Ich denke, dass es nicht sinnvoll ist, hier einen Geschichtsunterricht zum GATS zu halten, sondern ein jeder soll über seine Formulierungen nachdenken. Ich würde hier jetzt keinen Ordnungsruf für den Herrn Kollegen Tschirf abgeben, dass er Stalin ins Gespräch gebracht hat. Zu der Wortmeldung des Kollegen... (Große Aufregung bei der ÖVP. – GR Georg Fuchs: Das gibt es ja nicht! Das darf doch nicht wahr sein! Das darf doch nicht wahr sein!) 
Hören Sie mir zu! Herr Kollege Fuchs, eine Bitte: Einmal würde ich Sie bitten, dass Sie mir zuhören! Ich habe gesagt, ich gebe keinen Ordnungsruf dem Kollegen Tschirf für Stalinismus oder für den Stalin und ich gebe keinen Ordnungsruf für den Klopfer.

Ich würde Sie alle gemeinsam bitten: Halten Sie Ihre Emotionen etwas zurück! (GR Walter Strobl: Das kann man doch nicht vergleichen bitte!)

Kollege Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Ich möchte geschäftsordnungsmäßig eine Unterbrechung verlangen und verlange, dass eine Präsidiale stattfindet, weil wenn man eine üble Figur der Geschichte heranzieht, die einfach aus einem bestimmten geschichtlichen Gedenken heraus erwachsen ist und man dafür einen Ordnungsruf bekommt, dann verstehe ich die Geschäftsordnung nicht und ich verlange daher ... (GR Christian Oxonitsch: Keinen Ordnungsruf! Keinen! – GR Mag Andreas Schieder: Keinen Ordnungsruf!) Okay.
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (nochmals unterbrechend!): Meine Damen und Herren! Ich bitte um Ruhe von allen hier Anwesenden und ich sage noch einmal: Ich habe keinen Ordnungsruf gegeben!

Kollege Tschirf! Normalerweise verstehen wir zwei uns. Ich verstehe mich nicht mit allen, aber wir zwei verstehen uns. Aber anscheinend hören Sie eher auf die Zwischenrufe. (Aufregung bei der ÖVP.)

GR Dr Matthias Tschirf: Gut.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (fortsetzend):Ich habe keinem einen Ordnungsruf erteilt.

GR Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Gut, ich nehme das gerne zur Kenntnis. 
Ich möchte mich weiters wieder mit dem beschäftigen, was eigentlich Gegenstand dieser GATS-Verhandlungen ist. (GR Mag Andreas Schieder: Also keine Unterbrechung!) Bitte? (GR Mag Andreas Schieder: Keine Unterbrechung!)
GATS-Verhandlungen bedeuten, dass hier Regelungen geschaffen werden hinsichtlich des Welthandels. Es geht hier darum, dass wir an das anknüpfen, was durch das Abkommen 1994 beziehungsweise 1995 beschlossen und auch vom Österreichischen Nationalrat verlangt worden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In dieser Diskussion, die wir jetzt geführt haben, sind verschiedenste Dinge miteinander vermengt worden und es ist auf Vieles nicht eingegangen worden, was eigentlich in dem GATS ist beziehungsweise es ist dem GATS etwas unterstellt worden, was dem GATS tatsächlich nicht zuzurechnen ist, denn die Frage der Liberalisierung und die Frage der Privatisierung ist eine Frage der eigenstaatlichen Verantwortung und keineswegs eine Frage, die hier das GATS festlegt. Schauen Sie sich das GATS an, dann sehen Sie das auch. Ich weiß, dass hier in den verschiedenen Polemiken anders argumentiert wird. 

Wenn hier darauf hingewiesen wird, dass ein höheres Maß an Offenlegung, an Diskussion notwendig ist, so bin ich sehr wohl der Ansicht, dass wir Vieles, was in den europäischen Gremien diskutiert wird, auch gerade hier in einer breiteren Diskussion abhandeln sollten. Da möchte ich auch an das anschließen, was hier eine Forderung auch an diesen Wiener Gemeinderat und Landtag ist. 

Der Herr Vizebürgermeister hat darauf hingewiesen, dass die Österreichische Bundesverfassung vorsieht, dass die Bundesländer in die Integrationsverhandlungen einbezogen werden sollen, damit, wenn in Österreich hier etwas zur Diskussion steht, das auch in den Bundesländern diskutiert wird. Ich könnte mir vorstellen, dass, ähnlich wie in anderen Bundesländern - ähnlich wie in Oberösterreich, in Tirol, in der Steiermark -, verpflichtend auch für den Wiener Landtag vorgeschrieben wird, dass all das auch hier zu verhandeln ist und dass ein entsprechendes Bindungsverfahren hier stattfindet. Das ist ein ähnliches Verfahren wie es im Nationalrat stattfindet.

Was die GATS-Verhandlungen betrifft muss man der Österreichischen Bundesregierung hier etwas zugute halten. Die Österreichische Bundesregierung hat etwas getan, was andere Bundesregierungen in keiner Weise getan haben: Es wurden sämtliche Dokumente nicht nur den Bundesländern übermittelt - die Verbindungsstelle der Bundesländer hat alles bekommen -, sondern es wurde das auch den Sozialpartnern übermittelt. In den europäischen Diskussionen wurde hier immer darauf hingewiesen, warum Österreich das eigentlich tut, warum in Österreich in der Tradition, in der wir uns befinden, alles den Sozialpartnern gegeben wird. Das ist Teil der Offenlegungspolitik der Bundesregierung. Daher ist ein diesbezüglicher Vorwurf völlig falsch und unangebracht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn hier im Antrag der SPÖ - und wir hätten ganz gerne in dieser Diskussion gemeinsame Positionen erarbeitet - Dinge verlangt werden wie ein Verhandlungsstopp, dann kann ich nur sagen: Warum hat man das 1995 gemeinsam beschlossen? Da ist der Zug längst abgefahren! Wir stehen auch zu diesem Prozess. Irgendwie erinnert mich hier in der Diskussion über GATS manches an die Diskussion, die im Jahr 93,94 im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt geführt wurde. Da war von irgend welchem Wasser, das transportiert wurde und von verschiedenen Lebensmitteln und so weiter die Rede und von Politikern, die sich hier ihr Kleingeld entsprechend geholt haben. 

Ich glaube, es ist hier falsch, die Leute zu verunsichern, sondern es ist wichtiger, dass wir informieren. Und wir sollten daher von Wien aus die Informationen, die Wien beispielsweise über die Verbindungsstelle der Bundesländer bekommt, auch entsprechend weitergeben. (GR Godwin Schuster: Das ist der Bartenstein!) Ich glaube auch, dass wir gut beraten sind, die Leute nicht zu verunsichern, sondern Ihnen zu sagen, dass uns dieses GATS Chancen gerade für die Weiterentwicklung des Welthandels bietet und damit auch des Wohlstands der gesamten Welt.

Die Frage, was wir liberalisieren, das bleibt weiterhin unsere Angelegenheit. Es ist keineswegs ein Eingriff in die Autonomie der Gemeinden. Der ist damit nicht verbunden, man braucht nur nachzusehen. 

Wenn Sie in dem Antrag drinnen stehen haben, dass etwa diese Forderungsliste, von der Sie reden, jetzt nachverhandelt wird - bitte diese Forderungsliste ist ja längst abgeschickt worden! Ich frage mich nur, welchen Sinn hat es, hier eine solche Forderung zu stellen, wo man weiß, das der Prozess weitergegangen ist. Was notwendiger wäre ist, dass wir diesen Prozess in jenem Stadium, in dem wir uns jetzt befinden, entsprechend unterstützen und auf die Themen eingehen, die wir hier wirklich aus unserer europäischen Sicht einzunehmen haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich empfehle Ihnen sich anzusehen, was die österreichische Bundesregierung zu GATS sagt. Die österreichische Bundesregierung - und wir haben jetzt gerade die Erklärung des Bundeskanzlers - sagt klipp und klar: „Die Bundesregierung wird sich auf EU-Ebene dafür einsetzen, dass in den laufenden GATS-Verhandlungen öffentliche Dienstleistungen wie Gesundheits- und Bildungswesen, Wasserversorgung, Kunst und Kultur einschließlich Bild nicht weiter liberalisiert werden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: So erfolgreich wie beim Transit?) Über die laufenden Verhandlungen wird das Parlament umfassend informiert und eingebunden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: So erfolgreich wie bei der Atomkraft?) Gegenüber der Öffentlichkeit wird im Rahmen der EU-Vorgabe größtmögliche Transparenz gewährleistet. Die Initiative zur Einschränkung der bereits bestehenden Zugeständnisse im Bildungsbereich auf das EU–Niveau wird weitergeführt.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dieser Passage ist etwas klargestellt worden, etwas, zu dem wir von hier aus nur „Ja“ sagen können und sagen sollen. Das ist ein wichtiger Ansatz und auf den sollten wir aufbauen.

Wir haben gerade als Europäer auch andere Traditionen als die Amerikaner und hier gerade bei der Bildung und Kultur sicherlich unterschiedliche Situationen und es gilt natürlich, dass wir hier unsere europäische Eigenheit erhalten. Das ist gegeben und bei den Verhandlern, die auf GATS-Ebene von Österreich aus dabei sind, können wir auch zuversichtlich sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind als Wiener Volkspartei für jedes Maß an Offenheit. Wir sind dafür, dass wir auch zu Hause die Diskussionen über Liberalisierung und Privatisierung führen. So ist es ja nicht, dass in Österreich jetzt schon alles übermäßig offen ist. Ich glaube gerade, dass Wettbewerb in den verschiedensten Bereichen, auch im Bildungsbereich, sehr wohl auch noch möglich ist und dass hier Verbesserungen möglich sind. Also so, dass man sagt, alles das, was heute da ist, ist zu schließen und so geht es nicht weiter, so soll es wirklich nicht sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Diskussion sollten wir aber auch dazu nutzen, und da möchte ich da gerne auf das aufspringen, dass wir die Informationspolitik auch in Wien intensivieren und dass wir in Wien auch die Fragen der europäischen Integration und die Fragen der Mitwirkung des Wiener Landtags an der Gesetzwerdung entsprechend aufbauen. 

Ich schlage Ihnen daher vor, dass diesbezüglich eine Initiative gesetzt wird, dass im Wiener Landtag gleiche Rechte eingeführt werden so wie sie etwa der Oberösterreichische Landtag oder der Landtag der Steiermark oder der Landtag von Tirol hat. Das wäre sinnvoll, das hätte auch für die BürgerInnen einen Vorteil und das hätte einen Vorteil für die Qualität der Arbeit. Verunsicherung und anderes, was nur dazu führt, sich nicht mit den Themen auseinander zu setzen, sondern billiges Kleingeld zu erhalten, das ist der falsche Weg. Auf diesem Weg werden sie uns sicherlich nicht finden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr GR Margulies gemeldet. Ich würde bitten, sich genau an die Vorschriften dieses Hauses zu halten. Keine zoologischen oder biologischen Wörter dazwischen, die andere nicht verstehen können. Danke.

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Gegensatz zu manchen hier im Haus, die tatsächlich über lange Zeit dem Deutschnationalismus gefrönt haben, habe ich weder einem diktatorischen Regime das Wort geredet noch dem Stalinismus (Heiterkeit bei der ÖVP.) in keiner einzigen meiner Wortmeldungen hier im Gemeinderat und in keiner einzigen meiner Wortmeldungen in meinem politischen Leben. Ich weise die Unterstellung des Kollegen Tschirf ganz energisch zurück. 

Es ist ein Problem, wenn Kollege Tschirf das Einsetzen für eine menschlichere, demokratischere, solidarischere und umweltbewusstere Welt als stalinistisch bezeichnen. Das sei ihm unbenommen. Aber das Gleichsetzen ist eine bodenlose Frechheit! Und entweder er kommt jetzt heraus und legt vor, warum er zu diesem Schluss kommt, oder er besitzt die Größe und kommt heraus und entschuldigt sich. (GR Walter Strobl: Entschuldigen müssen Sie sich! – GR Dr Matthias Tschirf: Sie müssen sich entschuldigen!) 

Wenn er sich entschuldigt, dann bin ich gerne bereit, den „Klopfer“ zurück zu nehmen. (Aufregung bei der ÖVP.) Wenn er sich nicht entschuldigt, dann muss ich leider hinzufügen, dass ich ihn politisch, historisch und menschlich für einen äußerst dummen Menschen halten würde! - Ich danke sehr. (Große Aufregung bei der ÖVP.)
Vorsitzender GRin Josefa Tomsik: Als nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr StR DDr Schock. Der Herr Kollege Margulies hat den „Klopfer“ jetzt zurückgenommen, wenn Sie genau hingehört haben. (Weitere große Aufregung bei der ÖVP.) Er hat gesagt... Ich glaube, ich habe das richtig gesagt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein, den habe ich nicht zurückgenommen!) Entschuldigung, er hat ihn nicht zurückgenommen. Bei den Schreiereien ist das ja kein Wunder. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich habe gesagt: „Für einen äußerst dummen Menschen“!) 

Der DDr Schock hat das Wort.

StR GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Wenn dieser Gemeinderat zu dieser attraktiven Stunde über die GATS-Verhandlungen debattiert, dann hat das - darauf ist ja heute Morgen schon hingewiesen worden - vor allem den einen Zweck: Sie wollen damit Zeit schinden. (Vbgm Dr Sepp Rieder: Margulies will doch keine Zeit schinden!) Sie wollen von der Debatte über die sozialistische Freunderlwirtschaft in der Flächenwidmung ablenken. (VBgm Dr Sepp Rieder: Also Margulies will doch keine Zeit schinden!) Sie wollen von diesem System, in dem sich sozialistische Genossenschaften über Konsulentenverträge Beamte der Stadt willfährig gemacht haben, ablenken und sie wollen von diesen Widmungen auf Wunsch ablenken. Sie wollen davon ablenken, dass sozialistische Stadträte Genossenschaften, die der SPÖ nahe stehen, durch diese Flächenwidmungen begünstigt haben und sie wollen auch von dem Versagen der Dienstaufsicht in dieser Stadt ablenken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Herr Vizebürgermeister hat heute ja sehr ausführlich und lange auf die Bedeutung der kommunalen Dienstleistungen hingewiesen. Ich glaube, dass es grundsätzlich ja sehr erfreulich ist, dass sich in diesem Punkt alle Fraktionen in diesem Haus zumindest über weite Strecken ja einig sind. Gerade die Stadt Wien hat ja eine sehr lange und erfolgreiche Tradition bei diesen kommunalen Dienstleistungen, etwa bei der Versorgung der Wiener Bevölkerung mit Hochquellenwasser. Und diese Geschichte unseres Wassers ist ja auch ein Querschnitt durch alle politischen Epochen dieser Stadt und ist auch ein bisschen ein Verdienst aller Fraktionen, die heute in diesem Haus sitzen. 

Und, meine Damen und Herren, weil gerade das Wasser hier immer der Aufhänger für diese Diskussion ist, so sei mir auch die Bemerkung hier gestattet, dass diese Erfolgsgeschichte unseres Wassers im Jahre 1873 mit der Eröffnung der 1. Wiener Hochquellwasserleitung unter einem sozialliberalen Bürgermeister begonnen hat, nämlich in der Ära von Bgm Kajetan Felder. Es ist dann in der christlich-sozialen Ära diese Geschichte mit der 2. Wiener Hochquellenwasserleitung weiter geschrieben worden, die dann 1910 von Bgm Dr Karl Lueger eröffnet worden ist. Und auch sozialdemokratische Bürgermeister haben diese Geschichte weiter geschrieben: Bgm Dr Zilk mit der Einleitung der Pfannbauernquelle und unter Häupl wurde dann die 3. Wasserleitung aus der Mitterndorfer Senke in Betrieb genommen, die leider keine Hochquellenwasserleitung mehr ist. 

Wir haben damit eine sehr lange und erfolgreiche Tradition und wir Freiheitliche jedenfalls bekennen uns ganz ausdrücklich dazu, dass diese kommunale Wasserversorgung weiterhin eine kommunale Aufgabe bleiben soll. Aber auch die österreichische Bundesregierung - und darauf hat der Herr Klubobmann Tschirf ja hingewiesen - bekennt sich ausdrücklich zum Schutz etwa der österreichischen Wasserressourcen. Es stehen alle diese großen Themen der Daseinsvorsorge ja eigentlich inhaltlich außer Streit und es gibt ja auch bereits Vorarbeiten zwischen allen vier Fraktionen in diesem Haus, Vorarbeiten zu einer neuen gemeinsamen Wiener Europadeklaration. Es liegt ja auch bereits ein erster Entwurf einer solchen Europadeklaration vor. 

In diesem Entwurf werden ja ganz ausdrücklich von allen Fraktionen in diesem Haus diese Bereiche der Daseinsvorsorge in der Kommune völlig außer Streit gestellt. Diese neue Wiener Europadeklaration soll ganz eindeutig formulieren, und ich darf das hier zitieren: „Städte haben eine wichtige Funktion in der Vorsorgung der Bevölkerung mit notwendigen Leistungen der Daseinsvorsorge wie etwa Bereitstellung von Wasser, Energie, Entsorgung der Abfälle und des Abwassers, öffentlicher Personennahverkehr, Naherholungsflächen, Kultur, Freizeitangeboten, Bildungseinrichtungen, Kindergärten, Sicherheit und Katastrophenschutz bis hin zur Gesundheit und den sozialen Diensten.“ 

Dieser Entwurf für eine neue Europadeklaration folgert daraus, dass auch internationale Wettbewerbsregeln etwa in der EU oder auch die berühmten GATS-Regeln diese kommunalen Bereiche der Daseinsvorsorge nicht beeinträchtigen dürfen. Dieser Entwurf, der von allen Fraktionen mitgetragen wird, Herr Vizebürgermeister, fordert daher die Gestaltungsfreiheit für die Kommunen, wie sie diese Aufgaben tatsächlich erfüllen. 

Wir haben aber, meine Damen und Herren, bei den Vorarbeiten zu dieser Europadeklaration eine Forderung eingebracht, nämlich die Forderung, dass durch diese Deklaration keinesfalls, und das wollen wir nicht, überkommene Verwaltungsstrukturen in diesen Bereichen festgeschrieben werden. Wir haben bei diesen Vorarbeiten verlangt, dass in die Europadeklaration Reformmaßnahmen auch bei diesen kommunalen Dienstleistungen ausdrücklich hineinkommen sollen. Wir werden hier sogar massive Reformen durchführen müssen, wenn wir diese kommunalen Dienstleistungen auch in Zukunft wirtschaftlich effizient erbringen wollen, denn in Zeiten enger werdender Budgetspielräume werden wir hier um massive Strukturreformen auch nicht herumkommen. 

Es gibt daher auf freiheitlichen Wunsch in dieser gemeinsamen Europadeklaration ja auch einen Passus, den der Wiener Landtag beschließen soll. Dieser Passus ist so formuliert und darauf ist heute vielleicht noch ein bisschen zu wenig hingewiesen worden: „Wien erachtet es als permanente Aufgabe, kommunale Dienstleistungen effizienter und flexibler zu gestalten und dort, wo es notwendig ist, die Organisation besser an die Marktgegebenheiten anzupassen sowie auch neue Modelle der Public Privat Partnership und des New Public Managements einzubeziehen.“ 

Und Herr Stadtrat, wenn Sie daher immer wieder gegenüber der Öffentlichkeit in Pressemitteilungen alle Formen der Privatisierung kategorisch ausschließen, dann ist es doch zumindest ein bisschen eigentümlich im Hinblick darauf, dass Ihre eigene Fraktion etwa mit diesem gemeinsamen Entwurf zur Europadeklaration da ja offenbar schon viel weiter ist, wenn sich Ihre eigene Fraktion hier in diesem Entwurf ausdrücklich zum New Public Management bekennt, aber auch zu neuen Modellen des Public Privat Partnership. Diese Modelle einer öffentlich-privaten Partnerschaft heißen ja nichts anderes als dass man den Privatsektor eben über intelligente Modelle an der Besorgung von öffentlichen Aufgaben, von kommunalen Dienstleistungen, etwa beteiligt. Solche intelligenten Modelle betreffen ja etwa auch die Organisationsform dieser Dienstleistungen. 

Es ist sicherlich nicht mehr zeitgemäß, wenn wir hier beim Thema Wasser bleiben, die Wasserversorgung beispielsweise auch in Zukunft von einer Magistratsabteilung hoheitlich durchführen zu lassen, von der MA 31 eben. Wir haben ja bereits vor zwei Jahren in diesem Haus einen entsprechenden Vorschlag vorgebracht. Wir wollen, dass die Magistratsabteilungen 30 und 31, also Kanal und Wasser, gemeinsam mit den Entsorgungsbetrieben Simmering in die Wiener Stadtwerke ausgegliedert werden. Dann wäre in Wien für diese Daseinsvorsorge ein einzelnes Unternehmen zuständig.

Dieser Reformvorschlag der Wiener Freiheitlichen, mit den Wiener Stadtwerken einen umfassenden kommunalen Versorger zu schaffen, entspricht ja auch der internationalen Entwicklung. Überall auf der Welt entstehen Anbieter, die neben Strom, Gas und Fernwärme zugleich auch Wasser anbieten. Das ist die Richtung, in die sich dieser Markt in Zukunft entwickeln wird. 

Herr Stadtrat, Sie erklären immer wieder, dass sie gegen Privatisierung sind. Wir sollten uns aber nicht gegen ein gutes Geschäft in diesem Bereich wehren. Wir sollten uns nicht dagegen wehren, dass wir vielleicht auch einmal als Stadt in dieser Branche mit unserem Know-how bei Wasser und Abwasser, wo wir mit den EBS ja weltweit im Know-how führend sind, auch einmal ein gutes Geschäft machen könnten. Und, meine Damen und Herren, dieses Modell...(VBgm Dr Sepp Rieder: Sie waren nicht im Saal, wie ich gesprochen habe!) Herr Stadtrat, Sie haben eigentlich immer nur über GATS und über die Bundesregierung gesprochen, Sie haben aber mit keinem Wort die Notwendigkeit von Reformen in Ihrem ureigensten Bereich angeschnitten. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, Sie waren nicht im Saal, als ich gesprochen habe, sonst könnten Sie jir das ja nicht unterstellen!) Sie haben nicht angeschnitten, dass wir auch hier Reformen setzen müssen, um eben nicht das Vor-dringen auch ausländischer Konzerne zu ermöglichen. Wir müssen Reformen setzen, damit wir auch mit unseren Wiener Stadtwerken in dieser Branche tatsächlich konkurrenzfähig bleiben können. (Beifall bei der FPÖ.)

Herr Stadtrat, andere Städte wie auch Berlin etwa zeigen uns das vor. Berlin-Wasser etwa macht tolle Geschäfte in den Reformländern oder in der Dritten Welt, wo nach Umweltlösungen ja eine steigende Nachfrage existiert und wo es über die Weltbank günstige Finanzierungen gibt. Wenn man bedenkt, dass im Zuge der EU-Erweiterung jetzt ja auch in den Reformländern, die der EU beitreten werden, durch die Wasserrechtslinie der Europäischen Union ein gewaltiger Investitionsbedarf entsteht, ein gewaltiger Markt vor unserer Haustür, dann wäre es doch naheliegend, dass wir offensiv in diesen Bereich hinein gehen und nicht nur immer Angst vor dem Ausland haben, vor der Übernahme durch ausländische Konzerne. Die richtige Strategie wäre hier, offensiv in diesen Markt hinein zu gehen und selbst etwa dieses Geschäft, das vor unserer Haustür liegt, auch anzugreifen und Gewinne zu machen. Bisher sind diese Chancen verschlafen worden, etwa sogar in Slowenien, in Kroatien. In unseren Nachbarländern, wo wir ja die Beziehungen hätten, wo wir ja das Geschäft machen könnten, sind bisher ausländische Anbieter, Konkurrenten im Wassergeschäft, zum Zug gekommen. 

Herr Stadtrat, ich meine, wenn wir nicht wollen, dass ausländische Konzerne diesen Markt erobern, dann sollten wir im eigenen Haus Reformen setzen. 

Dann sollten wir im eigenen Haus Reformen setzen. Wir sollten im Kerngeschäft der Stadtwerke, bei der Daseinsvorsorge Strukturreformen setzen. Wir meinen daher, Sie sollten die Effizienz dieser Daseinsvorsorge in Wien sicherstellen. Sie sollten ein Reformpakt für die Wiener Stadtwerke vorlegen und Sie sollten diesen Auftrag der Europadeklaration, die wir nach Möglichkeit gemeinsam beschließen wollen, auch ernst nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ein Wort zum öffentlichen Personennahverkehr: Auch der steht für die freiheitliche Fraktion außer Streit. Wir bekennen uns ausdrücklich zum Vorrang der Wiener Linien bei der Erbringung dieser Verkehrsdienstleistungen in Wien. Sie haben selbst, Herr Stadtrat, auf die Beispiele in England hingewiesen, wo die Privatisierung über die britische Firma Rail Track eigentlich gescheitert ist, wo es zuerst den Anschein gegeben hat, dass diese Privatisierung erfolgreich ist, wo es Aktien, Kursvervielfachungen und große Dividendenausschüttungen gegeben hat, sich dann aber herausgestellt hat, dass diese am Anfang volle Performance auf Kosten der Sicherheit gegangen ist, weil der private Betreiber viel zu wenig in die Sicherheit des Schienennetzes investiert hat. Am Schluss hat es dann zwei dramatische Unfälle in England gegeben, die eigentlich gezeigt haben, dass die Privatisierung des Schienennetzes gescheitert ist. Erst im Vorjahr musste die britische Rail Track dann wieder vom Staat saniert und daher de facto wieder verstaatlicht werden.

Meine Damen und Herren, die freiheitliche Fraktion hat daher auch diesem Vertrag mit den Wiener Linien über den Personennahverkehr in Wien zugestimmt. Wir haben uns ausdrücklich zum Vorrang unserer Wiener Linien bei diesem Nahverkehr bekannt. Es stehen eigentlich von unserer Seite beim Wasser, beim Personennahverkehr all diese Dinge außer Streit und diese heutige ein bisschen künstliche Debatte ist daher schon ein Ablenkungsmanöver, wenn man sich vor Augen hält, dass die neue österreichische Bundesregierung, Herr Stadtrat, sich ebenfalls zur Daseinsvorsorge bekennt und in der Sache überhaupt keine andere Meinung vertritt. Die Bundesregierung bekennt sich in ihrem Arbeitsübereinkommen dazu, dass öffentliche Dienstleistungen wie Wasser, aber auch Kunst und Kultur, nicht weiter liberalisiert werden. Die neue österreichische Bundesregierung bekennt sich in dem aktuellen Arbeitsübereinkommen, das nicht einmal noch eine Woche alt ist, auch dazu, dass das Gesundheitswesen und das Bildungswesen in Österreich öffentliche Dienstleistungen bleiben sollen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an dieser Stelle vielleicht noch ein paar allgemeine Bemerkungen zu diesen GATS‑Verhandlungen machen. Diese Verhandlungen sind auch heute wieder von linken Politikern, von ultralinken Politikern bis hin zu anderen Politikern der linken Mitte, sehr kritisiert worden. Sie werden vielfach wie ein kapitalistisches Teufelswerk dargestellt. Aber diese Verhandlungen und der freie Welthandel insgesamt sind eigentlich dazu da, die Entwicklungsrückstände in den Entwicklungsländern aufzuholen. (GR Mag Thomas Reindl: Wissen Sie, wovon Sie sprechen?) Es sind gerade die Entwicklungsländer jene Länder, die unmittelbar auf diesen freien Welthandel angewiesen sind, weil die Entwicklungsländer ihre Waren, ihre Dienstleistungen auf den reichen, den industrialisierten Märkten mit hoher Kaufkraft verkaufen wollen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist doch nicht die Realität!) 

Herr Kollege, es wird daher diese laufende Verhandlungsrunde - das kommt nicht von ungefähr - ausdrücklich als Entwicklungsrunde bezeichnet. Diese Entwicklungsrunde wurde auch in einem Entwicklungsland begonnen, nämlich bei einer Verhandlung im arabischen Emirat Katar. Die Verhandlungen, die momentan laufen, sind auch nach dem Verhandlungsort in Katar, der Stadt Doha, benannt. Die laufenden Verhandlungen bilden den Rahmen der so genannten Doha‑Entwicklungsrunde. Diese Verhandlungen sollen den Entwicklungsländern möglichst rasch zusätzlichen Zugang zu den Weltmärkten mit hoher Kaufkraft ermöglichen. (Mag Thomas Reindl: Warum öffnen dann die USA nicht die Märkte für die Entwicklungsländer?)

Meine Damen und Herren, es haben zwei Fraktionen in diesem Haus heute Beschluss- und Resolutionsanträge zu diesem Thema eingebracht, nämlich die sozialdemokratische Fraktion auf der einen Seite und die Grünen auf der anderen Seite. Beide Fraktionen fordern in ihren Anträgen gleich lautend einen sofortigen Stopp dieser Verhandlungen. Der Stopp dieser Verhandlungen würde auch bedeuten, dass der Abschluss der laufenden Doha‑Entwicklungsrunde auf den Sankt‑Nimmerleins‑Tag verschoben wird. Ein Stopp der Verhandlungen würde bedeuten, dass damit auch alle Förderungsmaßnahmen für die Entwicklungsländer in weite Ferne geschoben werden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das wäre gut!) Eine weitere Verzögerung dieser Entwicklungsrunde wäre damit ein Rückschlag für die Entwicklungsländer und für die Entwicklungshilfe. (GR Mag Thomas Reindl: Zählen Sie fünf Vorteile auf!) Die freiheitliche Fraktion wird schon aus diesen Gründen diese beiden Anträge ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, natürlich versucht jedes Land bei diesen internationalen Verhandlungen für sich das Beste herauszuholen. Das ist selbstverständlich. Jedes Land präsentiert einen für sich selbst optimalen Vorschlag. Die Vorschläge - darauf hat der Herr Stadtrat im Rahmen dieser Verhandlungsrunde hingewiesen - sollen bis zum 31. März dieses Jahres, also noch in den nächsten drei Wochen, abgegeben werden. Herr Vizebürgermeister, Sie haben in diesem Zusammenhang heute wieder eine Sorgfaltspflicht der Regierung bei diesen Verhandlungen eingefordert, eine Sorgfaltspflicht für die Wirtschaft, aber auch für die Länder, die Gemeinden und die Städte. Die Bundesregierung hat diese Sorgfaltspflicht für unsere österreichischen Interessen bei diesen Verhandlungen sehr genau erfüllt. Die österreichische Bundesregierung hat bei ihren Verhandlungen in Brüssel etwa durchgesetzt, dass jene Dienstleistungen, die unsere österreichischen Interessen berühren, eben nicht in diesem Verhandlungsvorschlag der EU enthalten sein werden. Die EU wird diesen Verhandlungsvorschlag bis Ende März an die Welthandelsorganisation übermitteln. In diesem Verhandlungsvorschlag, Herr Vizebürgermeister, wird auf ausdrücklichen Wunsch Österreichs die Gesundheit nicht enthalten sein. In diesem Verhandlungsvorschlag wird die Bildung nicht enthalten sein. Darin werden Kunst, Kultur und Film nicht enthalten sein. Dieses Verhandlungsangebot wird auch nicht das für uns alle in Wien so wichtige Wasser umfassen. Im Angebot wird natürlich auch nicht der öffentliche Personennahverkehr enthalten sein. Die Bundesregierung wird daher die vitalen österreichischen Interessen im Rahmen dieser GATS‑Verhandlungen sehr erfolgreich vertreten. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat sich in ihrem Arbeitsübereinkommen, weil Sie das eingemahnt haben, auch dazu verpflichtet, bei diesem Verhandlungsprozess ein maximales Maß an Transparenz sowohl gegenüber dem Parlament als auch gegenüber der Öffentlichkeit zu garantieren.

Meine Damen und Herren, zum Abschluss noch ein Wort zum Wasser: Wir Freiheitlichen haben uns seit jeher zu unseren Wasserressourcen bekannt. Wir waren vor zehn Jahren noch die Einzigen, die einsamen Rufer in der Wüste, als wir im Zuge des EU‑Beitritts dieses Thema angeschnitten haben. Damals sind die sozialistischen Beschwichtigungshofräte durch das Land gezogen und haben die Menschen gewarnt. (GR Paul Zimmermann: Das glauben Sie aber selber nicht!) Selbstverständlich! (GR Paul Zimmermann: Sie übertreiben wieder!) Wir haben vor zehn Jahren schon darauf hingewiesen, dass das österreichische Wasser in der EU, aber auch bei Verhandlungen auf internationaler Ebene, bewahrt werden muss. Damals hat es geheißen, das ist Angstpropaganda der Freiheitlichen, daran ist überhaupt nicht gedacht.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Kollege Schock, darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen.

GR DDr Eduard Schock (fortsetzend): Meine Damen und Herren, ich komme nun zum Schluss.

Heute, zehn Jahre später, haben auch Sie die Notwendigkeit des Schutzes des österreichischen Wassers erkannt. Wir haben in Brüssel durchgesetzt, dass gerade beim Thema "Wasser" die Einstimmigkeit in der EU, das Einstimmigkeitsprinzip, weiterhin erhalten bleibt. Wir haben damit durchgesetzt, dass Österreich ein Veto in diesen Fragen des Wassers hat. Es kann daher die EU keine Entscheidungen gegen die vitalen Interessen unseres Landes treffen. Das wird auch in Zukunft so bleiben und das ist auch die freiheitliche Handschrift in diesem neuen Arbeitsübereinkommen der österreichischen Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich hoffe, der Kollege Margulies ist im Saal. - Ja. Herr Kollege Margulies, ich mache das nicht sehr gerne, weil ich glaube, dass es in einer gesetzgebenden Körperschaft nicht wie in einer Schule zugehen soll, aber ich muss Ihnen einen Ordnungsruf erteilen. Ich habe mich bei der Frau Stenotypistin erkundigt, Sie haben den Herrn Kollegen Tschirf direkt angesprochen und ihm den Klopfer gezeigt. Aus diesem Grund muss ich Ihnen leider den Ordnungsruf geben. (GR Johann Römer: Warum leider?) Ich habe zuerst alle Sprecher gemahnt, man solle sich ein bisschen zurückhalten und von Anfang an gesagt, ich habe nie geglaubt, dass wir das anwenden müssen. Somit ist der Ordnungsruf an den Kollegen Margulies erteilt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und der vom Kollegen Tschirf?)

Zur Geschäftsordnung hat sich der Kollege Görg gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Teil hat sich meine Wortmeldung zur Geschäftsordnung durch den sehr spät erfolgten Ordnungsruf der Frau Vorsitzenden schon erledigt, aber eben nur zum Teil. 

Ich möchte noch einmal auf diese Auseinandersetzung zwischen Margulies und Tschirf und auch auf die Rolle der Vorsitzenden in dieser Auseinandersetzung zurückkommen. Der Kollege Tschirf hat in seiner ursprünglichen Wortmeldung, abgeleitet aus dem Plädoyer für eine wirtschaftliche Unfreiheit durch den Herrn Mar-
gulies, auf eine politische Unfreiheit und auf marxistisches Gedankengut - ich war ganz überrascht, wie sehr Sie sich darüber aufgeregt haben, weil ich immer angenommen habe, Sie würden "Marxist" als Ehrentitel verwenden - einen Bezug auf den Erblasser des Marxismus, auf Josef Stalin, gemacht. Der Herr Margulies hat aber das Wort "Klopfer", nämlich "Sie haben einen Klopfer!", in den Mund genommen. Josef Stalin ist eine historische Figur, einen Herrn Klopfer als historische Figur kenne ich nicht. Ich kenne zwar einen Mark Knopfler als Liedsänger und Gitarristen von Dire Straits, aber den wird der Herr Margulies nicht gemeint haben. 

Jetzt kommt das Eigentliche. Der Herr Margulies ist dann herausgegangen, hat vom Herrn Tschirf eine Entschuldigung für etwas verlangt, was der Klubobmann Tschirf gar nicht behauptet hat und dann gemeint, wenn er sich nicht für das entschuldigt, was er gar nicht gesagt hat, dann ist er für Sie menschlich, charakterlich und politisch ein dummer Mensch. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Historisch, politisch und menschlich!) Herr Kollege Margulies, ich will über Ihre Kinderstube nicht richten, das haben Ihre Eltern zu verantworten, aber, Frau Vorsitzende, es hätte auch diese Behauptung, der Herr Tschirf ist ein charakterlich, menschlich und politisch dummer Mensch über den Ordnungsruf des "Klopfers" hinaus ebenfalls einen Ordnungsruf verlangt.

Ich verlange daher namens meiner Fraktion auch diesen Ordnungsruf. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich werde mir dann das Protokoll bringen lassen, weil hier oben - jeder, der schon einmal hier gesessen ist, weiß das, und auch die Schriftführer werden das bestätigen - hört man alle Zwischenrufe, aber nicht genau. Ich glaube, das muss man schon zur Kenntnis nehmen, egal ob der Vorsitzender von Ihrer oder von irgendeiner anderen Fraktion ist. Ich werde mir dann das Protokoll kommen lassen und entscheiden, ob ein Ordnungsruf stattfindet oder nicht. 

Herr Kollege Margulies, noch einmal, zu einer tatsächlichen Berichtigung. Noch einmal meine große Bitte, ordnungsgemäß hier zu sprechen. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ganz ordnungsgemäß. Als Erstes berichtige ich den Kollegen Görg. Ich habe über die charakterlichen Schwächen des Kollegen Tschirf nichts gesagt. Das können Sie im Protokoll nachlesen. Es ist gewesen: politisch, historisch und menschlich, aber nicht charakterlich. (GR DDr Bernhard Görg: Was ist der Unterschied zwischen Menschlichkeit und Charakter?)

Zweiter Punkt: Wenn ich tatsächlich einen Ordnungsruf erhalte, verlange ich auch einen Ordnungsruf für den Kollegen Tschirf. Sie haben gesagt, Sie lassen sich das Protokoll kommen. Ich habe gesagt, ich lasse mir vom Kollegen Tschirf nicht stalinistisches Gedankengut unterstellen, was er tatsächlich gesagt hat. Sie können es im Protokoll nachlesen. Ich habe dann gesagt, er möge sich, wenn er die Größe hat, dafür entschuldigen. Ich hoffe immer noch, auch wenn er jetzt in der Bank den Kopf schüttelt, heraus geht und sagt: "Ich nenne den Herrn Kollegen Margulies was ich will, aber Stalinist ist er keiner." Damit wäre ich schon zufrieden. Dann ziehe ich auch den "Klopfer" zurück. Wenn Sie allerdings der Meinung sind, dass es tatsächlich so ist, dann müsste ich die Bemerkung über den Kollegen Tschirf auf die ganze ÖVP‑Fraktion ausdehnen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Johannes Prochaska: Das ist kränkend!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren!

Ich höre auch das nur leise, aber manchmal denke ich mir, da war jetzt etwas, was ein ärgerer Ordnungsruf gewesen wäre. 

Für die Besuchergalerie: So eine Tschauner-Bühne ist nicht immer. Heute scheint es so, dass es so ist. Aber Sie sehen, dass Politiker Menschen wie du und ich sind und Ihnen hie und da auch etwas über die Lippen kommt, die nicht so geordnet ist. (GR Dr Herbert Madejski: Schwarz‑Grün wäre wirklich eine charmante Koalition geworden! Das hätte schon einen Charme gehabt!)

Wir kommen nun zur Wortmeldung des Kollegen Schieder. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, dass ich von der ideologiegeschichtlichen Tieffliegerei wieder zum Thema "GATS" zurückkehre, das Gegenstand der Mitteilung und damit auch der Debatte über diese Mitteilung ist. 

Ich darf vielleicht mit dem vorherigen Debattenredner anfangen, mit dem Kollegen Schock, der hier sehr weise Vorschläge erteilt, was Wien mit seinen Umwelttechnologien nicht alles tun sollte und zum Beispiel Kroatien als ein Land genannt hat, wo man viel tun kann. Ich sage Ihnen, Sie sind da der Vergangenheit nachgehüpft, denn es wurde da im letzten Jahr sehr viel ausgearbeitet und es stehen nächste Woche am Mittwoch Verträge zur Unterzeichnung an, wo die Stadt Wien mit ihren Umwelttechnologien Pula eine Neuordnung des Entsorgungswesens, des Abwasserwesens und der Kläranlage gemeinsam mit dem Pulanesen organisiert. Ein ähnliches Projekt läuft schon seit vorigem Jahr erfolgreich im Raum Porec. Diese beiden Orte liegen zum Beispiel auch in Kroatien. Da sieht man wieder, wir tun schon längst das, was sinnvoll ist, mit Abschluss, bevor es uns jemand vorschlägt. (GR DDr Eduard Schock: Aber in Zagreb sind wir nicht dazugekommen!)

Der zweite Punkt, was ich Ihnen noch sagen wollte, Herr Kollege Schock, ist, dass ich es nicht ganz okay finde, wenn sich vier Gemeinderatsparteien zusammenfinden, ein Redaktionskomitee bilden, um eine Europadeklaration auszuarbeiten und immer wieder Text- und Papiervorschläge unterbreitet werden, wie man bei den einzelnen Punkten zu einem möglichen Konsens kommen kann, dass Sie heraus gehen, wo Sie nicht einmal Teil dieses Redaktionskomitees sind, Teile vorlesen und noch dazu Unterstellungen machen, das es mit irgendwelchen Positionen nicht kompatibel wäre. Ganz das Gegenteil ist der Fall. Aber das mag vielleicht auch daran liegen, dass wir vereinbart haben, in einer Stunde wieder ein Redaktionskomiteetreffen zu machen und Sie hier anscheinend vorauspreschen wollten. 

Jetzt lassen Sie mich zu GATS kommen und festlegen, dass mit Abschluss der Uruguayrunde des Freihandelswesens 1994 auch festgelegt worden ist, dass es im Februar 2000 zu den Neuverhandlungen von GATS im Rahmen der Welthandelsorganisation kommt. Das bitte ich insofern zu bedenken, dass Februar 2000 dann auch bei allen Fragen von Transparenz, Öffentlichkeit und Information gilt. Es geht nämlich auch um die Punkte, dass ab dem Zeitpunkt, nämlich ab Februar 2000, die Information zu geben ist und nicht erst ab März 2003. 

Die GATS‑Verhandlungen sind am Anfang von der Öffentlichkeit nicht sehr stark behandelt und vom zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft im Stillen betrieben worden. Mit der Zeit ist das öffentliche Interesse gestiegen und sind immer mehr Fragen betreffend GATS gestellt worden. Die Informationen, der Informationsfluss und die Antworten auf die Fragen sind jedoch aus dem Ministerium ausgeblieben. Es ist daher, glaube ich, sehr begrüßenswert, dass die Gemeinde Wien in den Fragen von GATS aktiv ist. Es gab am 8. November das Hearing der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaft und es gibt auch die heutige Mitteilung im Gemeinderat. Diese Mitteilung gibt uns auch die Möglichkeit, über den aktuellen Stand der GATS‑Verhandlungen zu diskutieren und möglicherweise auftretende Problemlagen zu erörtern, die sich vor allem in sozial- und beschäftigungspolitischer, aber auch bezüglich den so genannten Leistungen der Daseinsvorsorge stellen.

Mit den geplanten GATS‑Liberalisierungen verknüpfen die Welthandelsorganisation, die WTO, aber auch das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit angebliche Erwartungen beim Wachstum und bei der Beschäftigung. Sie haben es heute auch gesagt, dass Wachstum und Beschäftigung ein nahezu naturgegebenes Resultat aus der Liberalisierung sind. Ich kann nur sagen, die behaupteten positiven Effekte bezüglich Wachstum und Beschäftigung lassen sich in dieser Eindeutigkeit und Einfachheit für die Industrienationen im Westen und auch die Entwicklungsländern in dieser einfachen, eindeutigen Art nicht bestätigen. Die meisten empirischen Untersuchungen, die es dazu gibt - ich habe mir einige dazu angeschaut - gehen meistens auf preisliche Effekte ein, dass Preise sinken, aber alle Fragen bleiben unterbeleuchtet. Daher wäre es wichtig, dass es eine verstärkte empirische Forschung nach den Auswirkungen auf Beschäftigung, auf die Qualität der Dienstleistungen und die Bereitstellung der Dienstleistungen, auf die Umwelt und auch die Situation der Entwicklungsländer gibt. Die Forderung nach einer genaueren und besseren Untersuchung solcher behaupteten Effekte und einer öffentlichen Diskussion wäre notwendig vor einem einseitigen Weiterdrehen der Liberalisierungsspirale. In diesem Sinne ist auch die heutige Diskussion und auch ein später noch von uns eingebrachter Antrag zu sehen. 

Ein wesentlicher Motor dieser weltweiten Verbreitung der Liberalisierung ist das Meistbegünstigtenprinzip, was eines der Kernelemente des GATS‑Agreements ist. Das verlangt, dass Handelsbegünstigungen, die einem Land gegeben werden, automatisch dadurch, dass sie einem Land gegeben werden, allen WTO‑Mitgliedern, also nahezu der gesamten Welt, gewährt werden müssen und sich damit natürlich die Liberalisierung hinaufdreht. Mit GATS wurde eine multinationale Verhandlungsinstanz geschaffen, die durch international verbindliche Disziplinen, wie die das formulieren, für die staatlichen Gesetzgebungen und für die Regulierungen sämtlicher Dienstleistungserbringungen und Dienstleistungsmärkte solche Disziplinen schafft. Es erstreckt sich auf Gesetze, auf Verordnungen, auf Verwaltungsrichtlinien, auf Normen und auf Standards, sowohl auf nationaler Ebene, aber auch auf Ebene der Regionen und auch auf Ebene der Kommunen und Städte. Dadurch ist es besonders wichtig, dass sich auch eine Gebietskörperschaft wie Wien mit diesen Fragen auseinander setzt. Denn GATS greift nicht nur in die Mitgliedsstaatenebene ein, sondern es greift direkt auf die Städte und auf Wien durch und berührt daher auch die Arbeiterstädte mit vielen sensiblen Bereichen.

Einer dieser sensiblen Bereiche ist die Daseinsvorsorge. Es ist ein Begriff, der aus dem bundesdeutschen Sprachraum kommt und daher auch etwas hölzern klingt, aber man versteht unter Daseinsvorsorge alle Leistungen, welche die Grundversorgung mit Lebensnotwendigkeiten organisieren. Da geht es um Wasserversorgung, Müllversorgung und, Abwasser. Die Daseinsvorsorge ist quasi der Kern jedes Wohlfahrtsstaats und jedes wohlfahrtsstaatlichen Modell. Die Europäische Kommission hat selbst einmal die Daseinsvorsorge - das ist vielleicht recht brauchbar - als die Tätigkeit, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher von den Behörden mit einer spezifischen Gemeinwohlverpflichtung verknüpft wird, definiert. Hierzu zählt eine breite Palette von Bereichen: das Wasser, das Abwasser, der Müll, der öffentliche Personennahverkehr, der billige Zugang zu Freizeiteinrichtungen, die Bildung, das Bildungssystem und ‑einrichtungen, die Kultur, die Gesundheitsversorgung und viele andere Bereiche des alltäglichen Lebens. Man könnte es auch mit "Lebensqualität" umschreiben. Wenn wir gerade vor ein paar Tagen lesen konnten, dass Wien die Silbermedaille bezüglich Lebensqualität weltweit erlangt hat, also unter 215 Städten die Stadt mit der zweithöchsten Lebensqualität auf der Welt ist, dann ist dieses Faktum auch sehr eng damit verbunden, dass Wien eine tiefe Tradition und eine hohe Qualität an solchen Leistungserbringungen im Bereich der Daseinsvorsorge hat. (Beifall bei der SPÖ.)

Jetzt geht es um die Frage der Informationspolitik. Das Bundesministerium behauptet, das nimmt solche Dienstleistungen von der Liberalisierungsverpflichtung aus. Wenn man sich das genau anschaut, ist der Artikel 1 Abs. 3b vom GATS‑Abkommen ein sehr enger Begriff. Darin steht: "Von der Liberalisierung ausgenommen sind die Dienstleistungen in Ausübung hoheitlicher Gewalt." Das ist klar bei der Landesverteidigung, bei allem anderen aber nicht klar. Das ist zumindest - um es vorsichtig zu formulieren - eine problematische Formulierung, die ein großes Maß an Rechtsunsicherheit mit sich bringt. Daher ist auch eine genaue Definition in diesem Bereich notwendig, weil es nichts Schlimmeres gibt, als ein internationales Abkommen, das bis auf die Städte durchgreifen kann, zu unterzeichnen, wo der Rechtsunsicherheit Tür und Tor geöffnet sind und das nicht vorher abgeklärt wird. 

Eine weitere wichtige Frage ist, wie öffentliche Aufträge vor weiteren Marktöffnungszugeständnissen auch in der EU organisiert werden. Hier gilt die Forderung hinzuzufügen, dass wichtige Forderungen der internationalen Arbeitsorganisation, der ILO‑Konvention, verankert werden sollen, sowohl im EU‑Vergaberecht als auch im GATS‑Bereich. Da geht es vor allem um die Punkte 94, Konvention, 95, Lohnschutz und 98, Vertragsfreiheit und Kollektivvertragsrecht. Das sind wichtige internationale Vereinbarungen, die im österreichischen Rechtsgebäude und politischen Leben zwar Selbstverständlichkeit erlangen, aber weder in der Union, noch auf Weltebene in dieser Selbstverständlichkeit vorhanden sind. Daher sollten sowohl ein EU‑Vergaberecht als auch GATS darauf eingehen. Es ist letztendlich dem europaweiten Druck von Nichtregierungsorganisationen, Zivilgesellschaften, Gewerkschaften, verschiedensten politischen Gruppierungen, und auch dem Widerstand einiger Mitgliedsstaaten, im Besonderen Frankreich, Belgien und Deutschland, zu verdanken, dass es möglich geworden ist, dass die Europäische Kommission, die in ihrem Ansinnen möglichst viel zu Liberalisierung anmeldet, endlich etwas eingebremst werden konnte.

Bei den Mitgliedsstaaten Frankreich, Belgien und Deutschland fällt mir, weil von den Bundesregierungsvertretern quasi immer formuliert wird, dass die Bundesregierung jetzt so aktiv ist, auf, dass Österreich in all diesen Berichten als aktiver Motor zur Gestaltung dieses Prozesses nie aufscheint. Wir sind letztendlich Trittbrettfahrer von Frankreich, Belgien und Deutschland und ihren Bundesregierungen. Das ist auch eine Schande! 

Es ist durch die Zivilgesellschaft, durch den massiven Druck, der entfacht werden konnte, gelungen, dass die Wasserversorgung wie auch die individuellen Dienstleistungen zumindest von der EU einmal nicht als Angebot formuliert worden sind. Wichtig ist aber viel mehr, auch darauf zu schauen, dass im Zuge der Verhandlungen das nicht im Rahmen von Abtäuschen, wie sie bei solchen Verhandlungen üblich sind, wieder passiert. Es bleiben auch viele andere Bereich mit Unklarheiten und Problemen weiterhin offen. Ich nenne nur die vielen Energiedienstleistungen, die Post und die Verkehrsdienstleistungen. 

Ich glaube, dass man den Verhandlungsstand zum Thema "GATS" folgendermaßen zusammenfassen kann: 

Das Niveau der Angebote der öffentlichen Dienstleistungen ist wegen dem erfolgreichen öffentlichen Druck geringer ausgefallen. Ich möchte den Komparativ betonen. Es ist geringer als es noch vor einem halben Jahr ausgesehen hat. Aber geringer heißt nicht gering, verachtenswert oder nicht mehr beachtenswert, sondern es ist gelungen, das Ganze eine kleine Nuance zu verringern. Aber es gilt weiterhin, hier besonders wachsam zu sein. 

Zweitens versucht die Europäische Kommission über GATS die Liberalisierung, zum Beispiel im Schienenbereich, massiv voranzutreiben, die sie gerne innerhalb der Europäischen Union selbst organisiert hätte. Mit der Brücke GATS, so denke ich, kann man durchaus auch die Situation analysieren, die Wünsche zur Expansion einiger europäischer Großkonzerne zu fördern und deren Interessen Tür und Tor zu öffnen. Das ist auch nicht im Sinne der Städte.

Das Weitere ergibt eine politische Dimension beim GATS‑Abkommen, das ist die Informationspolitik. Dazu möchte ich noch einmal sagen, seit Februar 2000 laufen die GATS‑Verhandlungen. Bis vor kurzem gab es vom zuständigen Bundesministerium nahezu überhaupt keine Informationen. Ich habe mir jetzt noch einmal die GATS‑Information auf der Homepage des Bundesministeriums durchgelesen. Das wird nach wie vor in großzügigen Wörtern geschrieben: es gibt überhaupt keine Probleme, es ist alles nicht nachvollziehbar, es ist alles nicht betroffen, man soll sich keine Sorgen machen. Man findet darauf aber keine konkreten Dokumente. Diese bekommt man nur von vielen anderen Homepages im Internet. Ich möchte auch daran erinnern, dass bei der Enquete im November von Mitgliedern des Gemeinderats und vom Vizebürgermeister massive Fragen an den Vertreter des Bundesministeriums gestellt wurden. Er, der Herr Plank, hat dort keine Antworten gegeben, konnte weder die Fragen noch die Details beantworten. Dabei gehört auch die Informationstätigkeit in einer offiziellen Enquete des Wiener Gemeinderats zur Informationspolitik.

Ich möchte in diesem Zusammenhang schon darauf hinweisen, dass es eine Verpflichtung des Bundes gibt zu informieren. Man kann es sich nicht so leicht machen, einfach hinkommen und sagen, man weiß nichts. Ich erinnere nur an den Staatsvertrag vom 26. Mai 1992, der gemäß § 139 der Wiener Stadtverfassung auch hier beschlossen worden ist, die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern nach § 15a BVG über die Mitwirkungsrechte der Länder und Gemeinden in Angelegenheiten der Europäischen Union. In Artikel 1 ist genau festlegt, dass es eine Informationspflicht des Bundes gibt und in weiterer Folge über einen Staatsvertrag genau festgelegt ist, wie diese Informationspflicht zu erfüllen ist. Zu einer Enquete zu erscheinen, die eine Enquete des Landes und der Gemeinde ist und dort nichts zu sagen, ist jedenfalls im Widerspruch zu diesem Staatsvertrag. (Beifall bei der SPÖ.)

Der österreichische Nationalrat ist nicht im ausreichenden Maß eingebunden. Ich glaube, dass man auch von diesem Ort als Wiener Gemeinderat die Forderung aufstellen kann, dass im Zuge des EU‑Hauptaus-schusses des Nationalrats der Bundesminister verbindlich klar machen muss, welche Positionen er in der Europäischen Union, beim Wirtschaftsministerrat, vertritt. Ich glaube sogar, dass es besser wäre, würde man ihn mit einem so genannten Bindungsbeschluss ausstatten, damit man auch klar macht, welche Positionen er dort vertreten wird. Ich fürchte nur, dass dazu die politische Mehrheit im EU‑Hauptausschuss nicht zur Verfügung gestellt werden wird. 

Des Weiteren glaube ich, braucht auch die Welthandelsorganisation einen Demokratisierungsschritt. Es wäre notwendig, auch dort ein Parlament und ein parlamentarisches Organ einzurichten, weil nichts schlimmer ist als eine Welthandelsorganisation, die fernab von demokratischen Legitimationen agieren kann.

So wie wir es auch in unserem Antrag fordern, ist es notwendig, die Bestimmungen bezüglich öffentlicher Dienstleistungen dahingehend zu präzisieren, dass Leistungen zur Daseinsvorsorge als die orientierten Aufgaben von jeglicher Liberalisierung ausgenommen sind, sowohl im GATS als auch innerhalb der Europäischen Union. 

Zusammenfassend glauben wir, dass GATS viel Unsicherheit und eine große Gefahr für die Kommunen und die Erfüllung der politischen Steuerungsfunktionen im Bereich der Daseinsvorsorge darstellt. Daher möchte ich am Schluss meines Redebeitrags einen Antrag der sozialdemokratischen Fraktion einbringen, womit wir fordern, dass, so lange diese wichtigen Punkte nicht geklärt sind, auch ein Stopp der GATS‑Verhandlungen sein soll, denn es gibt keine dümmere Strategie, als zuerst zu verhandeln und dann wichtige Punkte zu klären. Normalerweise klärt man wichtige Punkte und entscheidet dann, wie man verhandeln will. Daher ist aus dieser Sicht in dem Antrag die Schlusskonklusion, dass wir einen Stopp der GATS‑Verhandlungen fordern.

Ich möchte auch sagen, wir sind nicht allein als Wiener Gemeinderat. Es gibt ähnliche Beschlüsse aus Sankt Pölten, aus Linz, aus Oberösterreich, wo der Herr Frais sagt, Österreich muss der Liberalisierung klare Grenzen setzen und hat ohne Wenn und Aber festzulegen, dass die Daseinsvorsorge der Bevölkerung nicht einem grenzenlosen Markt zum Opfer fällt. Das wollen wir mit unserem Resolutionsantrag sicherstellen.

Ich möchte abschließend noch sagen, es ist gut, dass wir heute diese Diskussion führen und unsere Positionierung festlegen können, denn mit Ende März ist es aus in dieser Frage. Es ist daher nichts dringender, als dass das Land Wien hier seine vitalen Interessen wahrnimmt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich finde GATS unwahrscheinlich wichtig. Wir reden mit Sicherheit zu spät darüber, aber besser spät als gar nicht.

Ich möchte dennoch, bevor ich mich mit diesem Thema befasse, mich noch kurz den Ausfällen des Herrn Abg Tschirf und der Wortmeldung des Herrn Stadtrats zuwenden. Die Geschichte dieser Auseinandersetzung beginnt mit Sicherheit und nachweislich bei Ihnen und nicht beim Herrn Margulies! Sie haben in Ihrer Rede dem Herrn Margulies, ohne dass er auch nur andeutungsweise je dazu Anlass gegeben hätte, etwas unterstellt, denn er hat nichts gesagt! (GR Walter Strobl: Der Zwischenruf!) Nein! Der Zwischenruf ist erst erfolgt, als Tschirf bereits geredet hat. (GR Walter Strobl: Ja, natürlich!) Jetzt lassen Sie mich sagen, was der Herr Abg Tschirf dem Herrn Abg Margulies unterstellt hat! (GRin Josefa Tomsik: Frau Kollegin Jerusalem, ich habe darum ersucht, dass wir uns das Protokoll bis zur nächsten Sitzung anschauen!) Ich habe mitgeschrieben, ich brauche kein Protokoll. Ich habe mitgeschrieben weil ich geahnt habe, was der Herr Tschirf jetzt machen wird. Der Herr Abg Tschirf hat nicht mehr und nicht weniger getan, als dem Herrn Abg Margulies eine Naheverhältnis mit dem Gedankengut von Stalin zu unterstellen! Das ist ein starkes Stück! (GR Walter Strobl: Aber doch nur auf den Zwischenruf hin!) Das hat mit den Zwischenrufen nichts zu tun! Das ist ein starkes Stück! Ich denke sehr wohl, dass man sich in Bezug auf derartige Unterstellungen ernsthafte Sorgen über die Kinderstube machen kann, aber nicht vom Herrn Abg Margulies, sondern vom Herrn Abg Tschirf, wenn er Derartiges hier in den Raum stellt. Stalin, ein Despot und Mörder, und sein Gedankengut, das unterstellen Sie dem Herrn Abg Margulies! (GR Walter Strobl: In Bezug auf den Zwischenruf!) Ich bin ernsthaft dafür, dass Sie sich entschuldigen, weil wenn einer, der dann so angesprochen wird, sagt: "Der hat einen Klopfer!", dann ist das eine sehr milde Ausdrucksweise (GR Walter Strobl: Das ist intolerant und niveaulos!) und Reaktion und beweist im Grunde genommen die sehr gute Kinderstube des Herrn Abg Margulies! (GR Johannes Prochaska: Margulies und Kinderstube schließen einander aus! So einfach ist das!)

Das Zweite, was ich Ihnen gerne sagen möchte, ist etwas, was ich wirklich zutiefst bedaure. Deswegen sage ich das jetzt auch, weil ich will, dass das im Protokoll steht. Dass es im Jahr 2003 einen Abgeordneten in diesem Haus gibt, der tatsächlich nicht zwischen Marxismus und Stalinismus unterscheiden kann, ist wohl eine Bildungslücke, die ich an Ihrer Stelle nicht allzu oft in die breite Öffentlichkeit tragen würde! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Johannes Prochaska: Das ist der alte Schmäh! - GR Günter Kenesei zur ÖVP: Ihr traut euch nicht einmal bei der Ampel links abzubiegen!) 
Jetzt zu dem, was ich zu GATS gern sagen möchte. Zunächst einmal möchte ich noch kurz auf die Rede des Herrn StRs Rieder eingehen, nach der ich geklatscht habe, weil ich sie sehr gut gefunden habe und weil sie in weiten Zügen dem entsprochen hat, was zu diesem Thema zu sagen ist. Er hat auf eine Sache verwiesen, die auch mir sehr wichtig ist. Es finden nämlich bezüglich GATS - wohl weil die Sache brisant ist - Geheimverhandlungen statt, am Parlament vorbei, ohne parlamentarische Kontrolle und ohne die Bevölkerung über die Tragweite dieser Verhandlungen zu informieren. Der Herr Stadtrat hat gesagt, man stößt auf eine Nebelwand der Desinformation. Ja, genau so ist es. Dieses Mienenfeld von dem er spricht, wo dauernd neue Informationen auftauchen, gibt es tatsächlich.

Meiner Meinung nach haben Sie, meine Damen und Herren von ÖVP und FPÖ, diese Nagelprobe für das Demokratieverständnis nicht bestanden. Wenn Sie die Bevölkerung einmal fragen wird: "Wieso haben sie keinen öffentlichen Dialog dazu geführt und warum wurden wir nicht informiert?", dann werden Sie darauf keine Antwort geben können. Aber diese Frage kommt auf sie zu, und zwar dann, wenn die Ergebnisse von GATS von den Leuten gespürt, bemerkt beobachtet und kritisiert werden, nicht jetzt, sondern dann, wenn es zu spät ist und dieser Vorwurf mehr als berechtigt ist. 

Tatsächlich ist es so, dass Österreich an das WTO‑Abkommen von 1995 gebunden ist. Da müssen sich natürlich auch die Sozialdemokraten die Frage stellen, was sie sich damals dabei gedacht haben, als sie dieses Abkommen unterzeichnet haben. Es freut mich sehr, dass Sie einen Meinungswandel durchlaufen sind, aber 1995 haben Sie das zunächst einmal unterschrieben, und zwar mit einer viel weiter gehenden Katastrophe als sie jetzt auf dem Tisch liegt, denn Sie wissen ganz genau, das dieses WTO‑Abkommen im Gegensatz zu den jetzigen GATS‑Verhandlungen der EU keinen Erfüllungsvorbehalt von Seiten Österreichs, zum Beispiel Bildung, vorsieht. Sie haben die Bildung damals vollkommen freigegeben, einfach auf den Markt geworfen, und zwar nicht nur die Erwachsenenbildung oder die Universitäten, was auch genug wäre, nein, Sie haben das für den gesamten Pflichtschulbereich gemacht. Das werden Sie vielleicht nicht gerne hören, aber ich frage trotzdem, vielleicht gibt irgendein Abgeordneter der Sozialdemokraten eine Antwort darauf: Was um Himmels Willen ist Ihnen denn eingefallen, damals dieses Abkommen ohne jeglichen Erfüllungsvorbehalt zu unterzeichnen? Ich kann das nicht nachvollziehen und wüsste gerne, was Sie sich dabei gedacht haben. 

Ich möchte gerne ein paar konkrete Worte und Bilder dazu auffinden, was das heißen würde, wenn es nicht gelingt, die Bildung wieder herauszuverhandeln. Der Herr StR Rieder hat darauf hingewiesen, dass es ein starkes Stück Arbeit sein wird, das wieder herauszuverhandeln. Ich persönlich halte es nicht für möglich, das herauszuverhandeln, aber wir werden es ja sehen. 

Unsere Wiener Schulwelt: In dieser Wiener Schulwelt wird kein Stein auf den anderen bleiben, sollte die Schule tatsächlich zur Ware werden, sollte Bildung zur Ware werden und GATS in dieses Wiener Schulwesen Einzug halten. Denn das hieße im Grunde genommen nichts anderes, als dass große Bildungskonzerne - in Amerika, Australien oder Neuseeland gibt es sie und es werden sicher nicht die einzigen sein - hier kommen könnten. Dann bliebe nichts anderes übrig als zum Beispiel - wir haben es heute schon kurz einmal gehört - Bildungsschecks zu vergeben, quasi an jedes Kind persönliche Bildungsschecks zu verteilen. Dieser Konzern kann in der Folge mit diesen Bildungsschecks auch Schule machen. Wenn Sie das in der Konsequenz ein kleines bisschen weiterdenken, dann haben wir im Endeffekt eine staatliche Restschule, die nur mit diesen Bildungsschecks Schule anbieten kann, und auf der anderen Seite Privatschulen von Konzernen, die denselben Bildungsscheck in derselben Höhe erhalten, dazu Schulgeld verlangen und mit Bildungsscheck plus Schulgeld wesentlich bessere Schulen anbieten werden können, weil sie mehr Geld zur Verfügung haben werden. Wir haben dann eine staatliche Restschule für einkommensschwache Eltern, wo die Kinder einkommensschwacher Eltern hingehen. Der Auftrag dieser Schulen wird im Endeffekt darauf hinauslaufen, unter Anführungszeichen Billiglohnarbeiter zu produzieren. Auf der anderen Seite werden wir Eliteschulen für jene Eltern haben, die sich neben dem Bildungsscheck viel zusätzliches Schulgeld leisten können. Dort wird die Geldelite ihre Kinder haben. Die Großzügigkeit wird dann darin bestehen, dass man sagt, dann vergibt man halt Stipendien und so weiter und sofort. Das würde aber nichts nützen. Das Schulsystem wird auseinander gehen. Die Schere zwischen Arm und Reich wird weiter gehen. Gute Bildung wird nur noch leistbar und bezahlbar von Menschen, die sehr viel Geld haben. 

Sie können sich durchaus auch vorstellen, was in diesem Zwischenraum passiert, nämlich in jenem Raum, in dem sich die Eltern aufhalten, die sich halt ein bisschen Schulgeld oder ein bisschen mehr Schulgeld leisten können. Hier wird der Wettbewerb jener Schulen voll ausbrechen, die um die vielen Kinder des Mittelstands kämpfen werden. Es wird sein, wie es immer ist. Der Wettbewerb wird sehr wohl auch über den Preis, über die Kosten, geführt werden. Die Kostensenkungen, das ist im Schulbetrieb ganz eindeutig, werden nur erfolgen können, indem man den Lehrern und Lehrerinnen weniger bezahlt. Das wird ein mörderischer Wettbewerb in diesem Bereich der Mittelstandsschulen, wo die Kinder und die Eltern eindeutig die Verlierer sein werden. 

Wenn Sie sich das einmal so konkret vorstellen und sich dann als Abgeordnete selbst fragen: "Will ich das? Will ich eine kostenlose staatliche Restschule haben? Will ich eine Luxusklasse an Schulen für die Geldelite haben? Will ich einen mörderischen Wettbewerb für den Mittelstand erzeugen? Will ich, dass Schule Geld kostet?", dann müssten meiner Meinung nach auch die Abgeordneten der ÖVP zu dem Schluss kommen, dass sie sagen: "Nein, das wollen wir nicht. Wir wollen sehr wohl eine Schule mit hoher Qualität und mit Chancengleichheit haben." Ich kann mir nicht vorstellen, das da die Abgeordneten der ÖVP oder sogar der Freiheitlichen Partei zu einem anderen Ergebnis kommen. 

Wenn wir uns dann anschauen, wie es sich im Bereich der Hochschulen abspielt, wo bereits jetzt große Konzerne sagen, sie können das Ergebnis der Hochschulen und die Leute, die von dort kommen, eigentlich nicht brauchen, sie machen sich ihre eigene Universität, die wieder nur Leute mit viel Geld bezahlen können, dann ist vollkommen klar, dass sich das dann auch nach unten fortsetzt. In diese Universitäten werden nur Kinder aus Schulen kommen, die davor bereits in diesen Geldeliteschulen waren. Das sind Entwicklungen, die wir alle nicht wollen. Das sind Entwicklungen, die wir ablehnen müssen. Nachdem es noch Rednerinnen und Redner nach mir gibt, würde mich schon eine Stellungnahme zu dem, was ich jetzt an möglicher Entwicklung im Schulbereich geschildert habe, interessieren. 

Meine Damen und Herren, ich kann für die Grünen sagen, wir wollen keine McSchule. Wir wollen ganz sicher nicht Junkfood fürs Hirn der Kinder, sondern wir wollen hervorragende Bildungsangebote, die kostenlos sind und wir wollen vor allem Chancengleichheit für alle Kinder haben. Ich hätte gerne, dass Sie sich dieser Meinung durchaus anschließen können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einer der Redner, die heute, ich glaube es war um 11 Uhr, die Geschäftsordnungsdebatte geführt haben, hat prophetisch gesagt, er versteht nicht, wieso wir diese wichtige Diskussion über GATS - und sie ist wichtig - zu so prominenter Stunde führen, weil das nicht das große Konfrontationsthema ist. Ich meine das auch. Es wäre in diesem Hause zu dieser Stunde eine durchaus sachlich gute Diskussion geworden, wenn man von den völlig unqualifizierten Versuchen der Grünen, zu provozieren, abgesehen hätte und wenn man davon absehen würde, dass diese Fraktion Angst und Panikmache betreibt. 

Damit gehe ich unmittelbar auf das ein, was die Frau Kollegin Jerusalem gesagt hat. Sie hat auch dazu aufgefordert - ich tue Ihnen den Gefallen, Frau Kollegin Jerusalem -, darauf zu replizieren, obwohl ich das ursprünglich nicht vorhatte. Sie sprechen von Ängsten, von Befürchtungen, von Bedenken, die rein fiktiv und virtuell sind. Das sind Szenarien, die mit dem GATS nichts zu tun haben. Die könnten eintreten, wenn man solche politischen Entscheidungen national treffen würde, aber es hat überhaupt nichts damit zu tun, dass das automatisch so kommen muss. Sie werden wohl hoffentlich wissen dass der Bildungsbereich genauso wie der Gesundheitsbereich ausgenommen ist. (GR David Ellensohn: Das stimmt nicht! Das ist falsch!) 
Ich gehe jetzt einmal auf die Mitteilung von Herrn VBgm Rieder ein. Ich meine, die sehr ausführliche Mitteilung war natürlich in weiten Bereichen von Bedenken, von Ängsten, von Befürchtungen und auch von Warnungen geprägt, die allerdings alle unter dem Titel "Wenn ..., dann ..." zu stehen sind. Natürlich kann man auch auf nationaler Ebene eine Menge Maßnahmen in die Wege leiten, die mit dem GATS nicht zwingend verbunden sind, die gewisse Entwicklungen herbeiführen, die bedenklich sind, aber es ist nicht zwingend. Außerdem muss ich sagen, es ist auch nicht so kontroversiell, denn es gibt viele Bereiche von diesen Befürchtungen, die genannt wurden, die keine der beteiligten Fraktionen wirklich möchte. 

Ich komme nur auf das Stichwort "Wasser" zu sprechen. Ich kenne eigentlich keine Fraktion, die den Ausverkauf des österreichischen Wassers befürworten würde, aber darauf komme ich noch zu sprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Was natürlich zurückzuweisen ist, ist der Vorwurf der Geheimverhandlungen. Ich möchte gar nicht davon sprechen, dass jedermann im Internet alle möglichen Informationen findet, das durchaus ausreichend ist und sich damit jeder in irgendeiner Form eingebunden fühlen kann. Die öffentliche Diskussion ist zu führen und wird sicher noch weiter geführt und wahrscheinlich intensiviert werden. Aber damit muss man sorgsam umgehen. Es ist unredlich, meine Damen und Herren, wenn man, so wie eine Fraktion in diesem Hause, Panik macht. Es ist auch unredlich, wenn die sozialdemokratische Fraktion von Information und öffentlicher Diskussion als Mindeststandard spricht und dann eine Teilorganisation dieser Partei Horrorszenarien zeichnet, die einfach unverantwortlich sind. Im Internet kann man nachlesen, was die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten dazu zu sagen hat. Das Harmloseste ist noch die Befürchtung, dass Arbeitsplätze und die Mitbestimmung in den Betrieben durch GATS bedroht sind. 

Ich verstehe, dass jede Veränderung Befürchtungen bringt. Auch der Fortschritt - wenngleich Fortschritt an sich ein positives Element ist - birgt natürlich Risken in sich. Das ist schon legitim. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist bei GATS der Fortschritt?) Wenn man dann solche Horrorszenarien aufzeigt, wo Schlagworte wie "Österreich zu Schleuderpreisen!", "Österreich zum Ausverkauf!", "Die Bombe tickt bis März." enthalten sind, halten Sie, meine Damen und Herren, das für Information? (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo ist der Fortschritt bei GATS?) Dann gibt es noch weitere Horrorszenarien, dass 20 000 Gemeindebedienstete gehen müssen, dass die Bildung, die Gesundheit und das schon zitierte Wasser der Öffentlichkeit mehr oder weniger entzogen werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Frau Kollegin, wo ist der Fortschritt bei GATS?) 
Ich meine, zum Beispiel beim Wasser - darauf muss ich schon noch einmal eingehen - ist die Behauptung, dass das österreichische Wasser an das Ausland ausverkauft wird, völlig falsch und aus der Luft gegriffen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das stimmt doch!) Österreich hat mit und ohne GATS völlige Verfügungsgewalt über seine Wasserressourcen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist in Niederösterreich? Dort verkauft der Pröll Wasser an die EdF!) Das ist schließlich das Wasser, das ich trinke. Dienstleistungen rund um das Wasser sind durchaus in Diskussion. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie müssen sich informieren! Rufen Sie in Niederösterreich an!) Es ist durchaus legitim, dass man über solche Sachen diskutieren kann. 

Auch wenn ich Sie jetzt damit langweile, ich werde trotzdem noch einmal darauf zu sprechen kommen, was GATS eigentlich ist. GATS ist ein Liberalisierungsabkommen für den internationalen Dienstleistungshandel. (GR David Ellensohn: Beschaffungskriminalität ist das!) Jedes WTO‑Mitglied ist völlig frei in der Liberalisierungstiefe und kann über die zu liberalisierenden Sektoren frei wählen und entscheiden. Das ist das Wesentliche. GATS ist an sich kein Deregulierungsabkommen. Sowohl öffentliche als auch private Monopole können durchaus beibehalten werden, wenn dies die nationale Gesetzgebung vorsieht und wenn das politisch gewünscht ist. GATS zwingt Nationalstaaten nicht dazu, im öffentlichen Besitz befindliche Dienstleistungsanbieter zu privatisieren, zu verschleudern oder was auch immer für Worte Sie wählen wollen. GATS zwingt den Nationalstaaten keine Regelungen auf, wie sie Sicherheitsstandards, Qualitätsstandards, Preise et cetera betreffen könnten, die ein Upgrading darstellen würden. (GR Mag Rüdiger Maresch: In manchen Zeitungen schreiben ÖVPler etwas ganz anderes!)

Ich muss noch auf den Begriff der Daseinsvorsorge zu sprechen kommen, weil der heute so häufig strapaziert wurde und weil das eigentlich der zentrale Punkt der Diskussion war. Was mir sehr gefehlt hat, war, dass hier niemand von Chancen gesprochen hat. Das gibt es auch im Rahmen des GATS‑Abkommens. Darauf komme ich dann noch zu sprechen. 

Noch einmal zur Daseinsvorsorge: Ich habe es vorhin gesagt, ich habe es vorweggenommen als Reaktion auf die Ausführungen von der Frau Kollegin Jerusalem. Die EU hat keine Forderungen im Bildungs- und im Gesundheitsdienstleistungsbereich gestellt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Dafür die USA!) Es wurden Forderungen im Umweltdienstleistungsbereich einbezogen, aber das berührt, wie ich gesagt habe, den Zugang zu den natürlichen Wasserressourcen nicht. Eine Liberalisierung öffentlicher Dienstleistungen per se zu verteufeln, ist auch falsch, meine Damen und Herren. In manchen Bereichen macht es durchaus Sinn. (GR Mag Rüdiger Maresch: In welchen, Frau Kollegin?) Ich glaube, das Wort ist schon oft strapaziert worden, aber es ist zutreffend. Mit Augenmaß kann man da durchaus auch Verbesserungen erzielen (GR Mag Rüdiger Maresch: In welchen Bereichen, Frau Kollegin?) Zumindest ein gewisses Maß an Wettbewerb zuzulassen, kann durchaus auch die Vollversorgung im Rahmen von sparsamen und effizienten Möglichkeiten gewährleisten. (GR Mag Rüdiger Maresch: In welchen Bereichen, Frau Kollegin?) Weil Sie fragen, in welchen Bereichen: Wir haben zum Beispiel private Spitäler, Krankenanstalten, die einen eindeutigen Auftrag haben, was den Standard betrifft, was die Kriterien betrifft. Diese versorgen die Bevölkerung durchaus ausreichend und erfolgreich mit Gesundheitsdiensten. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt zum Beispiel keine ausländischen Firmen, die Krankenschwestern bei uns anstellen!)

Meine Damen und Herren! Tun Sie nicht so, als wäre die rein kommunale, öffentliche Versorgung über jeden Zweifel erhaben, dass sie so wirtschaftlich und sparsam wie möglich ein Maximum an Leistungen bietet. Ich habe heute von Herrn Kollegen Prochaska gehört, es stapeln sich dicke Akten im Kontrollausschuss, die anderes beweisen. Ich erinnere nur an den in der letzten Sitzung diskutierten Bericht über die sozialen Dienste. Ich habe daraus nicht den Eindruck gewonnen, dass das ein Persilschein dafür ist, dass mit öffentlichen Dienstleistungsangeboten sorgsam umgegangen wird, sorgsamer, als dies Private könnten. (GR David Ellensohn: Daher die grüne Forderung: mehr Demokratie, mehr Kontrolle, mehr Transparenz!)
Ich komme jetzt noch auf etwas zu sprechen, was mir persönlich ein Anliegen ist. Ich habe es schon erwähnt: Was heute - zumindest bisher - gar nicht angesprochen worden ist, ist, dass dieses freie Dienstleistungsabkommen, dieses Handelsabkommen selbstverständlich auch Chancen für die Wirtschaft mit sich bringt. Es wurde ja mit einer sehr abfälligen Bemerkung der GRÜNEN abqualifiziert, die da etwa so gelautet hat - ich schreibe nicht bei allem mit wie Frau Kollegin Jerusalem, daher werde ich es wörtlich vielleicht nicht ganz treffen, aber es war von irgendwelchen "g'stopften Industriellen" die Rede, die mit einem sehr negativen Touch dargestellt worden sind, als wären sie keine Bürger dieses Staates.

Im Übrigen kann man auch darauf hinweisen, dass ja Betriebe, wenn sie ordentliche Rahmenbedingungen vorfinden, diejenigen sind, die die Arbeitsplätze in diesem Staat schaffen beziehungsweise erhalten. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte vor allem auf Wien zu sprechen kommen. Wien ist wettbewerbsfähig und kann von dieser Liberalisierung profitieren, was die Wirtschaft betrifft. In den letzten Jahren haben wir hier ja - zum Teil auch gemeinsam - alles unternommen, um unsere Stadt als attraktiven Dienstleistungsstandort zu erhalten, aufzuwerten und international zu positionieren. Wir alle wissen, dass der Dienstleistungssektor - und das hat auch der Herr Vizebürgermeister in seiner Mitteilung erwähnt - der prosperierende Wirtschaftssektor nicht nur im Staat, sondern insbesondere in Wien ist und dass die Wiener Dienstleistungsbetriebe nicht nur regionale Anbieter, sondern durchaus auch international wettbewerbsfähig sind. Wir haben sogar selbst ein Wirtschaftsförderungsprogramm ins Leben gerufen, um diese Wettbewerbsfähigkeit noch zu fördern und zu unterstützen. 

Natürlich brauchen auch diese Betriebe, wenn sie die Chancen und Möglichkeiten wahrnehmen wollen, Unterstützung. Sie wünschen sich internationale Vereinbarungen, die den Zugang - erstens einmal - eindeutig mit Rechtssicherheit regeln und womöglich auch erleichtern. Der Dienstleistungsexport macht österreichweit rund die Hälfte des Warenexportes aus. Das ist schon etwas, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir diesen Teil der Wirtschaft stärken können, dann muss man das positiv sehen, das geht gar nicht anders. Wien ist österreichweit der größte Dienstleistungsexporteur - das liegt an der Struktur unserer Wirtschaft, das habe ich schon erwähnt -, und wenn man sich die Mühe macht und regionale Kennzahlen für Wien betrachtet, dann ergibt sich, dass Wien 43 Prozent seiner Bruttowertschöpfung mit den ungebundenen Dienstleistungen erzielt. Das sind genau diejenigen, die vom GATS-Abkommen profitieren sollen. 

Nun erhebt sich auch die Frage - vielleicht sogar nur die rhetorische Frage -: Gibt es Profiteure in der Wirtschaft, die dann zu Lasten Schwächerer in den Genuss des Profits kommen? Da muss ich noch einmal auf diese Irreführung, was die Befürchtungen hinsichtlich der Daseinsvorsorge betrifft, zu sprechen kommen. Denn die Daseinsvorsorge, wie wir sie verstehen: als optimale Versorgung der Bürger mit den notwendigen Dienstleistungen, ist wohl durch das GATS nicht in Gefahr zu bringen.

Die EU-Kommission hat im November 2002 im Internet die Sektoren bekannt gegeben - wieder Beweis für die Informationspolitik -, die sie aus den Forderungen an die Drittstaaten ausgenommen hat. An dem Katalog sieht man schon, dass das die öffentlichen Dienstleistungen und die notwendige - ich sage es jetzt noch einmal - Daseinsvorsorge für die Bevölkerung bis hin zu den Schwachen jedenfalls nicht jene Gefahren bringt, die hier von manchen Rednern so drastisch dargestellt worden sind.

Dass bei Liberalisierungen natürlich gewisse Mindeststandards, Qualitätsstandards und Spielregeln gelten müssen, die das Allgemeinwohl erhalten, ist ganz klar. Das ist eben Aufgabe der nationalstaatlichen Regelung. Ich glaube, diese wird entsprechend wahrzunehmen sein und wird auch von unserer Bundesregierung wahrgenommen.

Ich möchte zum Abschluss noch einmal davor warnen, und ich bedauere es sehr, dass gerade zu diesem Thema, das für die weitere Zukunft sowohl für die Wirtschaft als auch für die Bürger sehr wichtig ist, die Desinformanten unterwegs sind. Es ist natürlich sehr leicht, meine Damen und Herren, wenn ich mit plakativen Schlagworten, die noch dazu falsch sind, Panik mache. Solche falschen Schlagworte haben es an sich, dass sie meist auf fruchtbareren Boden fallen als die sachliche und wertfreie Darstellung einer sehr komplexen Materie. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist falsch! Das haben wir auch nicht gemacht!) Es ist immer schwieriger, eine komplexe Materie so darzustellen, dass jeder Bürger sofort in alle Hintergründe geführt wird, als wenn ich einfach mit einem Schlagwort sage: Wir werden kein qualitativ hochwertiges Wasser mehr zu trinken haben. - Ein solche Satz ist sehr viel leichter anzubringen als die wahre Information.

Ich appelliere an alle Fraktionen dieses Hauses, das ernst zu nehmen. Denn nur so hat der politische Diskussionsprozess auch einen Sinn, dass wir eine gemeinsame Vorgangsweise finden und dass nicht einzelne Fraktionen oder eine Fraktion ausschert, um genau das Gegenteil zu bewirken. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Thomas Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte kurz auf meine Vorrednerin replizieren. Wissen Sie, Frau Kollegin, gerade das ist ja das Teuflische, dass bei einem so komplexen Thema sozusagen auf der einen Seite vielleicht die extreme Überzeichnung steht, aber ich bei Ihnen doch auch sehr viele Verharmlosungen gehört habe: Das wird ohnehin nicht verschwiegen; es ist alles gar nicht so arg; es ist ja für die Menschen, es ist nicht gegen die Menschen. - Ich glaube, da muss man ein Mittelgewicht finden, weil diese Prozesse, die jetzt stattfinden, irreversibel sind. Natürlich können wir diese Prozesse jetzt beeinflussen, aber sobald einmal die Beschlüsse gefallen sind, ist es zu spät. 

An einem kleinen Beispiel aus dem Finanzwesen möchte ich Ihnen ganz kurz zeigen, wie Liberalisierung von Dienstleistung stattfindet und welche Gefahren darin stecken, wenn man nicht sorgsam damit umgeht. Ein großer Bereich ist ja die Liberalisierung der Finanzdienstleistungen. Im GATS wird unter anderem gefordert, dass die Länder zum Beispiel die Anzahl der Niederlassungen ausländischer Banken nicht begrenzen dürfen, Geschäfte mit ausländischen Banken sind auch in ausländischer Währung zuzulassen. Das alles sind für uns Selbstverständlichkeiten, aber für die unterentwickelten Länder, für die Entwicklungsländer, für die das, wie Herr Schock gesagt hat, gerade so gut ist, trifft das nicht in allen Fällen zu. Pakistan zum Beispiel darf Kredite an ausländische Firmen nicht begrenzen. China darf nicht Joint Ventures mit mindestens 50 Prozent an chinesischem Anteil zur Bedingung für Bankgeschäfte von Ausländern machen. Ägypten soll das Niederlassungsrecht ausländischer Banken nicht mehr von einem eigenen ökonomischen Bedarf des Landes abhängig machen. Mexiko soll Bankgeschäfte nicht mehr auf diejenigen Gesellschaften begrenzen, in denen mexikanische Aktionäre einen bestimmenden Einfluss haben.

Als Freund der Liberalisierung wird man sagen: Ja, das soll nicht so sein, es soll freien Zugang zu den Märkten geben, dafür sind wir, und dafür treten wir auch ein. Was allerdings ist die Gefahr, wenn das ohne Begleitmaßnahmen passiert? Die Banken können natürlich massiv in die Ökonomie vor Ort eingreifen. Es können Ersparnisse aus dem Land abgezogen werden. Und wenn eine Krise stattfindet, was passiert? Die Banken und die Investoren sind die Ersten, die das Land verlassen!

Ich kann Ihnen auch ein Beispiel geben, das Beispiel eines Landes, das vor 40, 50 Jahren das siebenreichste Land der Welt war: Argentinien. Argentinien war sozusagen eine Art Feldversuch der vollkommenen Liberalisierung in allen Bereichen, auch im Bankenwesen. Wenn man sich ansieht, wie Argentinien heute dasteht, kann man eigentlich sagen: Die Menschen sind pleite, das Land ist pleite, offensichtlich ist das Experiment dort ganz, ganz stark danebengegangen. Ich will nicht die Banken verteufeln, aber ich glaube, wenn wir von Liberalisierung sprechen, müssen wir uns eben ganz genau anschauen, was wir liberalisieren, welche Auswirkungen es hat und welche Schutzmaßnahmen wir stellen können. 

Zum Kontrollausschuss möchte ich auch noch eine kleine Anmerkung machen. Frau Kollegin, ein gutes Beispiel dafür, wie Liberalisierung nicht funktioniert, war zum Beispiel der Bericht über die Ampelanlagen. Dort haben wir ein oligopoles Monopol, und auch Ausschreibungen helfen uns nicht, weil dieselben Anbieter, die in Österreich anbieten, auch in Deutschland und mit Töchtern auf der ganzen Welt anbieten. Daher wird sozusagen durch Liberalisierung - und das müssen wir klar sehen - der Markt teilweise auch vollkommen beseitigt: Große teilen es sich auf, und das war es.

Eine sehr interessante Frage der Liberalisierung hängt natürlich mit der Privatisierung zusammen. Liberalisierung hat ja immer auch den Inhalt der Privatisierung. Ich habe hier eine Umfrage der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft, die wir im Dezember letzten Jahres durchgeführt haben. 1 000 Wiener sind befragt worden, das ist also ein sehr gute Sample.

Wenn Sie die Wiener fragen: können Sie sich vorstellen, dass bestimmte städtische, kommunale Einrichtungen privatisiert werden?, kann ich Ihnen sagen: Die Wiener lehnen Privatisierungen mit großer Mehrheit ab. So entfallen etwa auf die Spitäler, aufs Wasserwerk oder auch auf die Verkehrsbetriebe 80 bis 85 Prozent an Ablehnung - die Wiener wollen nicht, dass das privatisiert wird. Auch die Klientel der ÖVP und der FPÖ steht Privatisierungen zum Beispiel in diesem Bereich durchaus sehr negativ gegenüber. So sind zum Beispiel 69 Prozent der deklarierten ÖVP-Wähler gegen die Privatisierung der Verkehrsbetriebe. Die FPÖ ist da schon eher auf dem Privatisierungs-Trip, hat aber mit 52 Prozent der deklarierten Wähler noch immer eine große Gegnerschaft. Bei der Müllabfuhr zum Beispiel wissen wir ja, dass Privatisierung nicht so gut funktioniert hat - sehr zum Leidwesen der Geldtasche des Budgets unseres Herrn Finanzstadtrats -, und das wird zu 75 Prozent abgelehnt, genauso bei Straßenreinigung, Abwasserbeseitigung und so weiter.

Wenn man nachfragt: wenn jetzt Private bestimmte Geschäfte machen, also bestimmte kommunale Dienstleistungen durchführen, was erwarten die Wiener, wird es billiger werden, oder wird es teurer werden?, können wir sagen: Mindestens drei Viertel der Wiener gehen davon aus, dass, wenn kommunale Einrichtungen privatisiert werden, die Preise höher werden und die Mieten teurer werden. Das ist schon ganz besonders bedenklich, der Ruf der Privatisierung dürfte offensichtlich doch nicht so gut sein.

Auch bei den Leistungen, die erbracht werden, wird im Generellen erwartet, dass es zu Verschlechterungen kommt: bei den Spitälern, Verkehrsbetrieben, Müllabfuhr, Straßenreinigung, Abwasserbeseitigung, Wasserwerken. Ich möchte jetzt nicht alles im Detail ausführen, aber es erwartet doch ein beträchtlicher Anteil von nahezu 40 Prozent aller Wienerinnen und Wiener, dass die Leistungen, wenn sie von Privaten durchgeführt werden, sich verschlechtern.

Auf die Frage "Wann kann denn ein privatisierter Betrieb finanziell erfolgreicher sein als ein kommunaler Betrieb?" ergeben sich im Prinzip zwei wesentliche Punkte: Leute rausschmeißen und nicht mehr investieren. Das sind jene zwei Punkte, auf die es uns in Wien ankommt - ich kann Ihnen gerne die Studie geben, es ist leider so.

Wenn wir dann fragen, ob es in Österreich sinnvoll ist, aus volkswirtschaftlichen Gründen eine verstaatlichte Industrie oder eine Industrie unter staatlichem Einfluss zu haben, so sind 55 Prozent der Wienerinnen und Wiener der Meinung: Eine staatliche Industrie oder auch kommunale Einrichtungen sind sehr sinnvoll und sollen so bleiben.

Wenn man nun diese Umfrage vergleicht mit dem, was wir heute auch von der Opposition hier im Haus gehört haben - zum Beispiel betreffend das Bekenntnis des Bundes zur Daseinsvorsorge haben wir heute schon gehört, dass sich der Bund dazu bekennt -, wenn wir uns auch anhören, dass ohnehin alles halb so schlimm ist, und jetzt diese Umfrage in Relation setzen zu dem, was im neuen Regierungsprogramm steht - meine Damen und Herren, ich glaube, die Wienerinnen und Wiener, die Österreicherinnen und die Österreicher können sich da warm anziehen: Offensichtlich arbeitet die Regierung schon voll an der Umsetzung des GATS-Abkommens, obwohl dieses noch nicht einmal abgeschlossen ist! Wie wäre es sonst erklärbar, dass etwa die Unternehmen der Energieversorgung von der öffentlichen Hand mehrheitlich abgegeben werden sollen, sodass der Staat weniger als 51 Prozent haben soll? Wir wissen aus den USA und Großbritannien, was für Folgen das haben kann: in Kalifornien gab es wochenlang keinen Strom. Der Vorteil ist, Sie brauchen dazu eine Verfassungsmehrheit, und diese werden Sie von der SPÖ im Bund sicher nicht bekommen.

Es ist auch interessant, dass zum Beispiel die Land- und Forstwirtschaft vor allem Energieträger werden soll, und zwar durch Biomasse. Wir wissen ja, dass das nicht unbedingt der Weisheit letzter Schluss ist, aber hier ist durchaus auch eine Pflege Ihrer Klientel zu sehen.

Wenn Sie schon für Liberalisierung sind, dann muss man sich fragen, warum die neue Regierung keine Liberalisierung des Berufszuganges und der Berufsausübung im Bereich der freien Berufe macht. Das wäre zum Beispiel ein interessanter Beschäftigungsimpulsgeber der Notare, Rechtsanwälte, Steuerberater, Architekten und so weiter. Warum also wird in diesem Bereich nicht liberalisiert? Warum entscheidet sich die Regierung nicht zu diesem Schritt?

Es fehlt auch jedwedes Bekenntnis zu einer aktiven Lehrlingsbeschäftigungspolitik. Es gibt keinen einzigen Hinweis darauf, was die Regierung für die Beschäftigung und für die Lehrlinge in unserem Land machen wird. Die Eindämmung der Schattenwirtschaft erfolgt sehr zaghaft, und wenn ich höre, dass der Herr Finanzminister zwar Schwerpunktkontrollen macht, diese aber überwiegend erfolglos sind, frage ich mich: Warum gibt es nicht endlich das Gesetz, das wir auch hier im Land schon oft eingefordert haben?

Im Bereich des Verkehrs werden unserer Meinung nach die falschen Prioritäten gesetzt. Es wurde zwar ein Generalverkehrsplan erstellt - aber 45 Milliarden EUR an Investitionen, da wird wohl keiner hier im Haus glauben, dass das machbar ist. Wir haben einen Vorschlag gemacht, über das LKW-Road-Pricing einen zwar geringeren, aber doch erheblichen Investitionsschub zu bekommen. Da aber jetzt im Regierungsabkommen drinsteht, es soll erneut eine Überprüfung der Höhe der Sondermaut für LKW hinsichtlich nachteiliger Standorteffekte stattfinden, wissen wir schon, was das heißt: Die Maut wird sinken, die Einnahmen sollen sinken. Damit können wir aber weniger Impulse setzen.

Eine ganz besondere Bedrohung und voll GATS-konform ist schon die Frage beim Nahverkehr. Wörtliches Zitat: "Beim Nahverkehr wird eine Stärkung des Bestellerprinzips gefordert." Das heißt nichts anderes, als dass der öffentliche Verkehr weiter ausgedünnt wird. Was wird nämlich dort, wo weniger Leute wohnen oder wo mit erheblichem Aufwand nur öffentlicher Verkehr stattfinden soll, passieren? Es wird der Postbus eingestellt werden, oder er wird verkauft und privatisiert - ein Privater wird natürlich nur auf der Linie fahren, die ihm Geld einbringt -, oder er wird subventioniert werden. 

Auch im Umweltbereich gibt es einen massiven Reformstau, ich erwähne hier nur Klimaschutz, Abfallpolitik, Luft-, Wasserreinhaltung und Strahlenschutz. Ich möchte jetzt nicht Temelín erwähnen, das ist sicher keine Erfolgsstory. Was natürlich auch fehlt, sind sehr viele Investitionen in die Umwelt und in die Infrastruktur. Bei 300 000 Arbeitslosen muss man sich eigentlich fragen, worauf da noch gewartet wird.

Was ebenfalls fehlt, ist - weil wir heute so viel vom Wasser gesprochen haben -: Wir haben in Österreich durch die Überdüngung der Äcker in einigen Bereichen massive Grundwasserprobleme. Doch hier steht kein Wort über eine Grundwassersanierung im Regierungsprogramm, oder es besteht nicht einmal die Absicht. 250 000 Österreicherinnen und Österreicher können ihr Grundwasser nicht nutzen und müssen anders versorgt werden, weil es hier keine Maßnahmen gibt.

Anders hingegen die Landwirtschaft, die eigentlich - das muss man sagen - recht gut aussteigt: Sie wird mehr Geld bekommen, rund 180 Millionen EUR mehr, die Umsetzung der Agrardieselpreissenkung wird erfolgen und kostet den Steuerzahler 100 Millionen EUR im Jahr, dafür wird allen anderen Autofahrern der Diesel oder überhaupt der Sprit durch Steuererhöhung verteuert. Aber das sind sicher Förderungen, die sehr gut ankommen.

Mit dem Budget möchte ich mich in Anbetracht der Zeit nicht mehr so genau auseinander setzen. Aber es wäre einmal interessant zu wissen, wie hoch eigentlich der Konsolidierungsbedarf der österreichischen Bundesregierung wirklich ist. Warum gibt es überhaupt einen, wenn das schwarz-blaue Reformteam während der letzten drei Jahre so erfolgreich war und alle Probleme, die es in Österreich gab, einfach wegradiert hat? Warum stehen wir jetzt wieder vor denselben Problemen, die wir vor drei Jahren hatten, nur jetzt mit dem Vorteil, dass alle Reservetöpfe ausgeräumt sind? Das heißt, dass weniger Geld da ist, dass alle Abgaben erhöht wurden - 35 Steuererhöhungen waren es, wie wir wissen -, jeder leidet unter dieser Steuerlast, aber trotzdem wird jetzt wieder konsolidiert, und natürlich einnahmenseitig: Zur Kasse gebeten werden die Kranken, die Pensionisten und die Autofahrer. Die Landwirte und andere werden sich freuen, weil sie ein bisschen mehr Geld bekommen. Wenn man hört, dass auch bei der Gebührenfinanzierung eine Erhöhung kommen soll, dann wissen wir ohnehin schon, was passiert.

Mit der Frühpensionen-Abschaffung - darüber haben wir heute schon gesprochen - möchte ich mich nicht näher befassen. Ein besonderes Lieblingsthema von mir - Sie wissen ja, dass ich in meinem Privatberuf Betriebsrat bin - ist die private Pensionsvorsorge. Steuerfrei kann man 1 800 EUR mit 9,5 Prozent staatlich gefördert einzahlen, nur: Wer kann sich die 1 800 EUR leisten? So, wie wir hier sitzen, wahrscheinlich wir alle - aber bei einem Durchschnittsösterreicher mit einem durchschnittlichen Einkommen frage ich mich, wenn man sich den Einkommensbericht anschaut: Wie sollen sich diese die 1 800 EUR, die berühmte dritte Säule, leisten können?

Ich frage mich auch, wenn ich mir die Betriebspensionskassen anschaue, welche Performance diese liefern. Jetzt wird laut über die gesetzliche Mindestrendite von 1,5 Prozent im Fünfjahresschnitt, die sie erbringen müssen, nachgedacht, und es gibt Bestrebungen, diese gesetzliche Frist von fünf Jahren auf zehn Jahre auszudehnen. Das bedeutet nichts anderes, als dass die Betriebspensionen damit noch geringer sind, als sie durch die Verluste ohnehin schon sind. Im Prinzip sind all diese Betriebspensionssysteme gestorben. In Wirklichkeit können Sie, wenn sie weiterhin eine solche Steuer- und Einkommenspolitik wie jetzt machen, die dritte Säule der Pensionsvorsorge auch gleich auf dem Zentralfriedhof zu Grabe tragen. Denn die Kleinverdiener werden dadurch nicht bevorzugt, und die Mittelverdiener auch nicht, weil sie über das ASVG heruntergesetzt werden, damit die Großverdiener mehr Pension bekommen können.

Meine Damen und Herren! Ein wesentlicher Bereich noch - und hier geht es ja auch um öffentliche Dienstleistungen: Die ÖIAG-Abverkaufsorgie wird fortgesetzt, da besteht weiterhin der Trend zu den Privaten. Über das Verschenken der Telekom um 9 EUR will ich mich nicht äußern, das habe ich schon vor zwei Jahren getan. Aber wenn wir wissen, dass Paradeunternehmen wie Böhler Uddeholm, VA Tech, VOEST Alpine, Postbus - habe ich schon erwähnt -, Bergbau Holding, Telekom Austria und so weiter abverkauft werden sollen: beim jetzigen Börseumfeld werden sich wahrscheinlich Prinzhorn und seine Konsorten freuen, sie haben ohnehin schon die halbe Verstaatlichte aufgekauft. Da muss man wirklich sagen: Es wird österreichisches Volksvermögen zu Schleuderpreisen verkauft!

Dass Sie überhaupt keine Anstalten machen, österreichischer Kernaktionär zu bleiben, sodass der Staat sagt: okay, man muss nicht alles haben, aber ich will zumindest so viel Einfluss haben, dass ich entscheiden kann, wo die Konzernzentrale ist, wo Forschung stattfindet, wo Entwicklung stattfindet und dass auch die Arbeitsplätze in Österreich garantiert sind - das verstehe ich nicht! Es fehlt auch jedes standortpolitische Konzept in Ihrer Politik, und wo die österreichischen Interessen sind, wird man wahrscheinlich auch nur in einigen Ihrer Abgeordneten in der Regierungsriege finden.

Meine Damen und Herren! Der Zusammenhang zwischen dem Regierungsprogramm und dem GATS ist meiner Meinung nach eindeutig. Es wird hier bereits alles für eine Liberalisierung auf dem Dienstleistungsweg vorbereitet, damit Österreich da noch weiter geöffnet wird. Ich bitte Sie: Unterstützen Sie alle unsere Resolution, die wir eingebracht haben. Noch ist es nicht zu spät, noch haben wir Zeit und können das eine oder andere für Wien, für Österreich und damit für unsere Bürger sichern. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Als nächste Rednerin ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Es ist ihre zweite Wortmeldung, sie hat noch eine Redezeit von 4 Minuten. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Frau GRin Rothauer hat gemeint, die Desinformanten sind unterwegs. Stimmt, denn genau als eine solche hat sie sich hier vorgestellt: als Desinformantin! Ich möchte - um das auch zu untermauern, was ich sage - zitieren aus einem Bericht von Frau Dr Elsa Hackl, Institut für Politikwissenschaft: In dem Dokument, in dem sich Österreich betreffend Dienstleistungen verpflichtet hat, steht eindeutig drin, dass Österreich sowohl den primären Schulbereich als auch den Sekundärbereich und die Erwachsenenbildung GATS-mäßig - sage ich jetzt einmal abgekürzt - freigibt. Das ist dieser WTO-Vertrag. Wenn es nicht so ist, dann kommen Sie bitte heraus und sagen Sie, er gilt nicht mehr! Aber derzeit gilt noch immer dieser WTO-Vertrag. Meines Wissens haben Sie bis jetzt nichts davon hinausverhandelt, also gilt er.

Das WTO-Abkommen ist am 1. 1. 1995 in Kraft getreten - die Verhandlungen hat nicht die EU geführt, sondern die Verhandlungen hat damals Österreich als Nicht-EU-Mitgliedsland geführt -, und es weicht in einigen Punkten deutlich vom EU-Vertrag ab. So hat anlässlich der GATS-Errichtung zwar die EU, nicht aber Österreich unter der Rubrik "Horizontale Verpflichtungen" eintragen lassen, dass in sämtlichen EU-Mitgliedstaaten Dienstleistungen, die auf nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Aufgaben betrachtet werden, staatlichen Monopolen oder ausschließlichen Rechten privater Betreiber unterliegen. Das heißt - jetzt wiederhole ich es noch einmal, damit es klar ist -, die EU hat sich das Recht vorbehalten, den Marktzugang im öffentlichen Bereich, sprich: auch in der Bildung, einzuschränken, Österreich hat das nicht getan!

Wenn Sie diesbezüglich mehr wissen und bereits berichten können, dass es gelungen ist, zumindest auf den Stand der Dinge der EU zu kommen, dann sagen Sie es mir. Aber mir zuzuhören und dann herzugehen und zu sagen, dass ich desinformiere, und selbst vollkommen desinformierend zu wirken, das geht nicht an!

Wenn das stimmt, von dem ich glaube, dass es Sache ist, dann kann sich die Schule genau so entwickeln, wie ich es in meiner Rede gesagt habe: zu einer staatlichen Restschule für Kinder aus einkommensschwachen Familienhäusern und zu Eliteschulen für - sagen wir es abgekürzt: - Reiche. Wenn es sich anders verhält, dann sagen Sie es jetzt und hier! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es gibt natürlich zwei Möglichkeiten der Desinformation: entweder macht man es politisch absichtlich, oder man weiß es nicht. Ich enthalte mich jetzt weiterer Überlegungen und zitiere hier - weil Sie es vielleicht wirklich nicht wissen, Frau Kollegin Jerusalem - aus der Zeitschrift "Österreichische Gemeindezeitung" Nr. 3 aus 2003. Darin können Sie genau nachlesen, was der Inhalt der GATS-Verhandlungen ist. Hier steht ausdrücklich drin - ich zitiere jetzt wortwörtlich -: "Bildung: Österreich hat sich im Rahmen der Uruguay-Runde im primären und sekundären Bildungsbereich voll verpflichtet" - das heißt, der ist ausgenommen in Hinblick auf Ihre Vermutungen oder Ängste, dass hier Liberalisierungen stattfinden oder gar Private die Möglichkeit hätten, den staatlichen Monopolbereich zurückzudrängen -, nicht jedoch im tertiären Bereich. Das ist klar, das ist bekannt, und das ist auch keine Neuerung.

Das heißt, das, worum es hier geht, ist jetzt tatsächlich die Frage: Gebe ich Informationen weiter, nur um Angst zu machen, oder gebe ich Informationen weiter, um tatsächlich etwas zu bewirken nach dem Motto: hier muss nachverhandelt werden? Ich kann aber nicht etwas nachverhandeln, was gar nicht im Vertrag drinsteht, und deswegen habe ich zitiert: "voll verpflichtet", im Monopolbereich, im staatlichen Bereich zu verbleiben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber was heißt "voll verpflichtet"?)

Noch einmal: Wenn drinsteht, dass der tertiäre Bereich ausgenommen ist, dann geht es um GATS. GATS will ja Liberalisierung, daher muss ich mich nicht negativ abgrenzen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das steht aber in dem Artikel nicht drin! Ich kenne den Artikel! Sie zitieren etwas, was nicht drinsteht! Ich kenne den Artikel!)
Noch etwas: Sie haben eine zweite Geschichte, und da gehe ich doch davon aus, dass hier sozusagen bewusst etwas behaupten, was nirgendwo steht. Das werden Sie auch nicht zusammenbringen, dass Sie hier nur Ihre Vermutungen auf irgendetwas beziehen. Das ist der so genannte Bildungsscheck. Ich hätte gern gewusst, wo das steht. Das steht in keinem Regierungsabkommen, in keinem Koalitionsabkommen. Es gibt bestenfalls Diskussionen darüber, aber da gibt es viele, Frau Kollegin Jerusalem. Da gibt es auch Ansätze der totalen Verstaatlichung und der Rückkehr zu Mustern, die wir schon überwunden haben. Aber deswegen komme ich nicht auf die Idee, hier ein Angstgebäude aufzurichten, nur nach dem Motto: Verunsichern wir zuerst einmal die Menschen! Politik hat die Aufgabe, den Menschen Angst zu nehmen, und nicht die Aufgabe, Angst zu verbreiten. (GR Günter Kenesei: Das kannst deiner Bundesregierung ausrichten!)
Daher bitte ich jetzt in aller Seriosität - Kollege Kenesei, in aller Seriosität -: Wenn Sie hier Diskussionen zum GATS und zum Thema Bildung führen, dann erkundigen Sie sich bitte, bevor Sie sich ans Rednerpult stellen und Dinge behaupten, die nachweislich nicht stimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge, die zur sofortigen Abstimmung empfohlen werden.

Ich lasse zuerst über den Antrag der GRÜNEN abstimmen betreffend die Forderung nach einem Verhandlungsstopp des GATS-Abkommens und einer Beendigung des Ausverkaufs öffentlicher Dienstleistungen sowie der Privatisierung der Grundversorgung der Bevölkerung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ-GRe Mag Andreas Schieder und Mag Thomas Reindl betreffend die Liberalisierung öffentlicher Dienstleistungen durch GATS. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Der Antrag ist ebenfalls, mit dem gleichen Stimmverhalten, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 61 der Tagesordnung - lang ersehnt - zur Verhandlung. Sie betrifft den Bericht der Gemeinderätlichen Untersuchungskommission bezüglich "Praxis der Wiener Flächenwidmungen".

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte, bevor ich den Herrn Berichterstatter bitte, einzuleiten, nur noch sagen, dass sich der Vorsitzende der Gemeinderätlichen Untersuchungskommission, Herr Senatspräsident Dr Derbolav, für die heutige Sitzung entschuldigen muss, da er eine dringende Verpflichtung hat. Er hat aber beantragt, dass wir allen Fraktionen seinen Dank aussprechen: Er dankt den Fraktionen für die gute Zusammenarbeit.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten. Er weiß, die Redezeit für ihn beträgt 45 Minuten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Untersuchungskommission des Gemeinderates betreffend "Praxis der Wiener Flächenwidmungen" hat sich am 4. April 2002 konstituiert. Nach 17 öffentlichen Sitzungen in mehr als 62 Stunden wurde in der Sitzung am 26. Februar 2003 mehrheitlich, mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP, der Antrag auf Vorlage eines Berichtes an den Gemeinderat beschlossen.

Grundlage für die Beratung der Kommission waren fünf Kontrollamtsberichte. Sie wissen, das Kontrollamt hat Vorgänge im Bereich der Widmungspraxis der Stadtplanung der damaligen MA 21B einer Prüfung unterzogen, in denen schwerwiegende Verfahrensfehler festgestellt wurden. Es war daher die Aufgabe der Kommission, in einem behördlichen Verfahren den maßgeblichen Sachverhalt zu erörtern, um dem Gemeinderat Bericht erstatten zu können.

Ich möchte aber auch festhalten, dass es nicht die Aufgabe der Kommission war, die zivil-, disziplinar- und strafrechtliche Verantwortung einzelner Personen festzustellen, sondern die politische Verantwortung der behaupteten Missstände. 

Der heute hier vorliegende Bericht entspricht daher auch einem Verfahrensprogramm, das sich die Kommission selbst auferlegt hatte, nämlich:

erstens die Feststellung der Fakten auf Grundlage der fünf Kontrollamtsberichte,

zweitens die Feststellung des Zeitpunktes der Kenntnis beziehungsweise der Möglichkeit der Kenntnisnahme der behaupteten Missstände durch die vorgesetzten Dienststellen und die politischen Verantwortungsträger und
drittens die Feststellung der gesetzten Maßnahmen nach Kenntnis der behaupteten Missstände. 
Dazu wurden in den bereits erwähnten 17 Sitzungen ein Sachverständiger und 23 Zeugen zur Einvernahme geladen. Die geladenen Zeugen waren von der Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheimnisses entbunden und beriefen sich, mit einer Ausnahme, nicht auf die berufliche Verschwiegenheit oder auf das Recht der Aussageverweigerung.

GR Kenesei weigerte sich trotz mehrmaligen Nachfragens, jenen Zeugen M. M. zu nennen, der in einem Gespräch mit ihm am 30. 8. 2000 Korruptionsvorwürfe erhoben hatte. M. M. ist zwar GR Kenesei namentlich bekannt, er hat sich aber verpflichtet, die Identität von M. M. nicht bekannt zu geben.

Bei den großteils sehr ausführlichen Zeugenbefragungen durch die Mitglieder der Kommission gab es auch keine thematischen Einschränkungen. Aber Basis für die erfolgreiche Ermittlungstätigkeit der Untersuchungskommission, deren Einsetzung ein Minderheitenrecht darstellt, war vor allem auch die unabhängige und faire Vorsitzführung von Herrn Senatspräsidenten Dr Dietrich Derbolav, unterstützt von Herrn Notar Dr Dieter Baumgartner als stellvertretendem Vorsitzenden. Es war auch ihr Verdienst, dass die Arbeit der Kommission letzte Woche von allen Fraktionen als gelungen bewertet wurde. Die Untersuchungen sind fair und objektiv abgelaufen. Dies garantierte auch Dr Derbolav mit seiner Unabhängigkeit und Erfahrung. Dafür möchte ich auch einen herzlichen Dank aussprechen! (Allgemeiner Beifall.)
Herr Senatspräsident Dr Derbolav hat aber in der letzten Sitzung der Untersuchungskommission auch sein Lob für die Wiener Stadtverfassung zum Ausdruck gebracht, worin erstmals in Österreich das Mittel der Untersuchungskommission als Minderheitsrecht eingeführt wurde. Er sprach von einem sehr mutigen Schritt und meinte, dass es erfreulich wäre, wenn sich dieser Schritt auch in der Regierungserklärung des Bundes finden würde, Untersuchungsausschüsse als Minderheitsrecht einzurichten.

Entscheidend für die Kommission war aber auch die Transparenz des Verfahrens. Die Sitzungen wurden öffentlich durchgeführt, die Diktatprotokolle des Vorsitzenden wurden nach den Einvernahmen ins Internet gestellt. Ich möchte mich an dieser Stelle auch sehr herzlich bei der Magistratsdirektion, den Beamtinnen und Beamten, die die Kommission in ihrer Tätigkeit unterstützt haben, ebenso bedanken wie bei den Zuhörern und Medienvertretern, die bei den Sitzungen anwesend waren. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ausgangspunkt waren ja die Pressekonferenzen von GR Kenesei am 30. 8. und 14. 9. 2000, in denen er Korruptionsvorwürfe gegen den damaligen Leiter der MA 21B erhob, dass dieser gegen Geschenkannahme für Bauträger oder andere Personen in Wien Flächenwidmungen oder Umwidmungen durchführe und gute Kontakte zu Baufirmen und Architekten zum Nachteil der Öffentlichkeit pflege.

Dazu konnte die Kommission Folgendes feststellen:

Am 8. September 2000 langte bei der rechtsfreundlichen Vertretung der genannten Baugenossenschaft ein Schreiben der den GR Kenesei vertretenden RechtsanwältInnen ein, in dem bedauert wird, dass es zu diesem Missverständnis gekommen ist. Am 25. April 2001 schlossen Dipl Ing Vokaun als klagende Partei - er hatte nämlich seinerseits eine Privatklage vor dem Landesgericht für Strafsachen Wien eingebracht - und der beklagte GR Kenesei einen Vergleich, in dem sich die beklagte Partei verpflichtete, die Verbreitung der getätigten oder sinngleicher Behauptungen zu unterlassen. Dabei wurde unter anderem auch ausdrücklich festgehalten, dass die beklagte Partei eine Rufschädigung weder geplant noch beabsichtigt hatte.

Kontrollamtsdirektor Dr List ordnete - wie er auch der Kommission mitteilte - unmittelbar nach der Pressekonferenz am 30. August 2000 eine Prüfung an. In weiterer Folge wurde die Prüfung auch auf andere Widmungsfälle, die in den darauf folgenden Presskonferenzen erwähnt wurden, ausgedehnt. Nach Fertigstellung dieser Prüfberichte des Kontrollamtes wurden diese den betroffenen Dienststellen des Magistrats und dem amtsführenden Stadtrat zur Kenntnis gebracht.

In seiner Sitzung vom 25. Februar 2002 behandelte der Kontrollausschuss die fünf Berichte und nahm sie als Teilberichte des Tätigkeitsberichtes des Kontrollausschusses über das Jahr 2001 einstimmig zur Kenntnis. Nach Prüfung dieser Akten durch die MA 2 hinsichtlich disziplinär – und strafrechtlicher Relevanz wurden diese – ebenso wie von GR Kenesei – an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet. Bezüglich zweier Mitarbeiter der damaligen MA 21B wurden in diesem Zusammenhang Disziplinaruntersuchungen eingebracht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kritik des Kontrollamtes in seinen fünf Berichten bezog sich im Wesentlichen darauf, dass die Vorgänge von der MA 21B nicht offen gelegt, gewichtige und objektive Gründe für geplante Abweichungen nicht ausreichend erörtert wurden beziehungsweise Stellungnahmen nicht oder nur teilweise eingearbeitet wurden oder auch Begründungen für die Nichtberücksichtigungen fehlen. Weiteres wurde als Verfahrensmangel kritisiert, dass wesentliche Änderungen erst nach der öffentlichen Auflage durchgeführt wurden und teilweise keine lückenlose Dokumentation des Planungsprozesses möglich war.

Der erste Kontrollamtsbericht behandelte Wien 13, Küniglberggasse 42, bezüglich des Vorwurfs, dass dem Eigentümer der Liegenschaft hinsichtlich der baulichen Ausnutzbarkeit wesentlich weitreichendere Rechte eingeräumt worden seien als den Eigentümern der umliegenden Liegenschaften. Dazu wies Dipl Ing Vokaun darauf hin, dass er zu diesem Zeitpunkt, 1992, noch nicht Abteilungsleiter gewesen ist und dass die Rückwidmung im Jahr 2000 auch mit ausdrücklicher Zustimmung der Bezirksvertretung erfolgt ist. Den Grundeigentümer habe er nicht gesprochen und mit ihm auch nicht telefoniert oder schriftlich verkehrt.

Der zweite Kontrollamtsbericht beschäftigte sich mit Wien 23, Maurer Hauptplatz, wo der Vorwurf erhoben wurde, dass Änderungen zugunsten des Eigentümers von Maurer Hauptplatz 7 vorgenommen worden sein sollen, da sich insgesamt das zulässige Bauvolumen auf dem genannten Grundstück erhöht hat. Auch das Kontrollamt teilte mit, dass eine Bevorzugung des Grundeigentümers vorliegen könnte.

Zum Vorwurf der Bevorzugung oder - ich zitiere - "um Freunde zu bedienen" - Ende des Zitats - liegt vom ehemaligen Leiter der MA 21B zum Bericht des Kontrollamtes bereits insofern eine Stellungnahme vor, als festgestellt wird, dass weder eine verwandtschaftliche, persönliche oder freundschaftliche Beziehung zum Grundstückseigentümer bestehe. Zur Kritik des Kontrollamtes bezüglich der Änderungen nach der öffentlichen Auflage teilte Dipl Ing Vokaun mit, dass es sich aus seiner Sicht um unwesentliche Änderungen gehandelt habe. Für seine Vorgangsweise habe er - ich zitiere - "keine Weisungen von politisch Verantwortlichen oder oberen Stellen bekommen" - Ende des Zitats.

Im dritten Kontrollamtsbericht, Wien 23, Atzgersdorfer Friedhof, ging es um das Thema einer geplanten Umwidmung einer als Grünland gewidmeten Fläche in Bauland. Hier wurde von Seiten des Kontrollamtes die Meinung vertreten, dass die MA 21B den Gemeinderat zwecks Umsetzung subjektiver Interessen Dritter unter Inkaufnahme bedenklicher Verfahrensschritte und unter bewusst einseitiger, unvollständiger, teilweise sogar unrichtiger Berichterstattung dazu bringen wollte, die vorgelegten Plandokumente zu beschließen.

Dazu ist festzustellen, dass Dipl Ing Vokaun ausgesagt hat, dass ihm sämtliche Voreigentümer des strittigen Areals persönlich unbekannt seien. Er hat auch mit niemandem Verkaufsgespräche oder Ähnliches geführt und beharrte insgesamt darauf, dass hier weder wesentliche Änderungen vorgelegen wären noch eine Bevorzugung eines Bauträgers erfolgt sei.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kommission hat sich mit diesem Plandokument am ausführlichsten von allen fünf Fällen beschäftigt, auch im Hinblick auf übergeordnete Zielsetzungen des Stadtentwicklungsplans 1994 und des 1 000-Hektar-Plans, den Bezirksentwicklungsplan 1988, der zu diesem Zeitpunkt bereits die Möglichkeit einer Wohnbebauung vorsah, den politischen Willen, der in den einstimmigen Beschlüssen der Liesinger Bezirksvertretung vom 25. September 1997 und 24. September 1998 dokumentiert ist, sowie mit unterschiedlichen rechtlichen Beurteilungen.

Warum die Vorgänge, die einzelnen Planungsschritte bei diesem Plandokument nicht transparent gemacht wurden, war eine wesentliche und häufig gestellte Frage auch im Hinblick auf die Erörterung von Verfahrensmängeln. Zur geplanten Widmung Bauland/Wohngebiet in diesem Widmungsfall möchte ich aber feststellen, dass dieses Plandokument vom Gemeinderat bis heute nicht beschlossen worden ist.

Der vierte Kontrollamtsbericht betraf Wien 12, Aßmayergasse. Der Vorwurf richtete sich auf eine Bevorzugung der Eigentümer der Grundstücke, auf denen eine Firma angesiedelt war, insofern, als die Trakttiefen von ursprünglich 12 Meter zuerst auf 15 und später auf 16 Meter erhöht wurden.

Dazu gilt es festzuhalten, dass das Widmungsverfahren bis zur Erstellung des letztgültigen, dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegten Antragsplanes war, dass die MA 21B nach der öffentlichen Auflage die im Planentwurf II enthaltenen Bebauungsbestimmungen abänderte und dann auch in dem schon im Videndenweg befindlichen Antragsplan, dem Rotdruck III, Änderungen vornahm, wobei letztere Änderungen jedoch im diesbezüglichen Antragsplan an den Gemeinderat nicht dokumentiert wurden und daher auch nur lückenhaft nachzuvollziehen waren.

Wie aus einem diesbezüglich eingeholten Rechtsgutachten hervorgeht, handelt es sich bei den nach der öffentlichen Auflage vorgenommene Änderungen um einen so genannten Grenzfall, der ein nochmaliges Begutachtungs- und Auflageverfahren nicht erforderlich gemacht habe. Dipl Ing Vokaun war auch der Ansicht, dass er hier keinen Grenzfall gesehen habe, daher die Änderungen nicht als gravierend eingestuft hat.

Bezüglich der Rückholung des Aktes aus dem Stadtratbüro, um die Trakttiefe von 15 Meter auf 16 Meter abzuändern, konnte die Kommission weder klären, durch wen der Akt aus dem Stadtratbüro in die MA 21B und von dort nach der Korrektur wieder in das Stadtratbüro zurückgekommen war, noch wer die Auslackung des Datums vorgenommen hatte.

Der fünfte Kontrollamtsbericht betrifft Wien 23, Perfektastraße, wo nach der öffentlichen Auflage Änderungen zugunsten von Bauträgern vorgenommen worden sein sollen - so der Vorwurf. Das Kontrollamt stufte die Änderungen nach der öffentlichen Auflage betreffend den Wohnpark Perfektastraße, ähnlich wie bei der Aß-mayergasse, als Grenzfall ein. Es wäre jedoch, so wird die Meinung vertreten, in das Ermessen des Gemeinderates beziehungsweise des Gemeinderatsausschusses zu legen, ob ein neuerliches Auflageverfahren abgehalten werden muss oder ob der geänderten Fassung die Zustimmung erteilt wird. Eine solche Information an den Gemeinderat ist allerdings unterblieben. Dipl Ing Vokaun wendete dazu ein, dass das Rechtsmittelbüro, das die Zulässigkeit der Änderungen rechtlich geprüft hatte, keine Einwendungen vorgebracht habe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Rahmen der Tätigkeit der Untersuchungskommission wurde weiters untersucht: erstens der Wohnpark Hetzendorf, zu dem auch der ehemalige StR Dr Swoboda einvernommen wurde, der die Entscheidung für das Projekt im Rahmen des Wohnbauprogramms, 10 000 Wohnungen pro Jahr zu errichten, dargelegt hat. Der Beschluss der Flächenwidmung ist im letztendlich entscheidungsbefugten Gremium, dem Gemeinderat, im Dezember 1997 erfolgt. 

Zweitens: Die Meldung einer Nebenbeschäftigung des ehemaligen Leiters der MA 21B nahm die MA 2 mit Schreiben vom 11. November 1981 zur Kenntnis. Diese Nebentätigkeiten waren ausdrücklich nur auf den Raum Niederösterreich beschränkt. Mit Schreiben vom 3. 8. 1999 gab Dipl Ing Vokaun der MA 2 die beabsichtigte und mit Schreiben vom 8. 3. 2000 die tatsächlich erfolgte Beendigung seiner Nebentätigkeit bekannt. 

Drittens: Bezüglich allfälliger Korruptionsvorwürfe wurde festgehalten, dass es - abgesehen vom Zeugen Dipl Ing Steiner, einem Mitarbeiter der MA 18, der angab, dass Dipl Ing Vokaun in der einen oder anderen Sache auffällig geworden war - von allen zu diesem Thema einvernommenen Beamten die Erklärung gab, einschließlich des Kontrollamtsdirektor Dr List, aber auch des ehemaligen StR Dr Swoboda, dass sie vor der Pressekonferenz des GR Kenesei über keine Informationen verfügt haben, die an der Integrität des Dipl Ing Vokaun Zweifel hätten aufkommen lassen. (GR Günter Kenesei: Swoboda selbst ...!)
Der ehemalige Planungsstadtrat DDr Bernhard Görg wies in seiner Aussage darauf hin, dass er auf angebliche - ich zitiere - "Nehmerqualitäten" - Ende des Zitats - des Dipl Ing Vokaun angesprochen worden sei. Auf seine Nachfrage um konkrete Hinweise sei ihm geantwortet worden, dass es aufgrund von Medienberichten Untersuchungen gegeben habe, die aber ergebnislos geblieben seien. Konkrete Beschuldigungen wurden nicht vorgebracht. Hinweise auf Korruptionsverdacht gegenüber anderen Mitarbeitern im Flächenwidmungsbereich erbrachte die Untersuchung der Kommission nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit ergeben sich folgende Erkenntnisse aus den Untersuchungen der Kommission.

Zu Punkt 2 des Verfahrensprogramms, "Zeitpunkt der Kenntnis beziehungsweise der Möglichkeit der Kenntnisnahme der behaupteten Missstände durch die vorgesetzten Dienststellen und die politischen Verantwortungsträger": Es ergaben sich keine Hinweise, dass die in den Kontrollamtsberichten aufgezeigten Ordnungswidrigkeiten und Mängel, die nach Meinung der Kommission vom ehemaligen Leiter der MA 21B zu verantworten sind und derzeit in disziplinärer und strafrechtlicher Hinsicht untersucht werden, Politikern oder leitenden Magistratsbeamten bekannt waren. 

Zweitens zu Punkt 3 des Verfahrensprogramms, "Gesetzte Maßnahmen nach Kenntnis der behaupteten Missstände": Nach Vorliegen des Kontrollamtsberichtes leitete der amtsf StR Dipl Ing Schicker eine Reform der Verfahrensabläufe bei den Flächenwidmungen in die Wege. Dabei handelte es sich konkret um die Vorziehung der Umstrukturierung der Abteilung von 2004 auf Beginn des Jahres 2002, die neu geschaffene Bezirkseinteilung innerhalb der nun neu geschaffenen zwei statt bisher drei Planungsabteilungen, das neue, verbesserte Controlling, das neuerlich notwendige Begutachtungsverfahren im Fall gravierender Änderungen gegenüber dem Ursprungsentwurf vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat, die öffentliche Neuauflage der Pläne nach gravierenden Veränderungen sowie nicht zuletzt der notwendige Hinweis im Vorlageplan für den Gemeinderat bei Zweifel, ob Änderungen gravierend sind.

Mit Dienstanweisung des Herrn Magistratsdirektors ergingen für das Verfahren bei Festsetzung und Änderungen von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen auch neue Bestimmungen, die festlegten, welchen Zielen diese Verordnungen dienen, auf welche Planungsziele Bedacht zu nehmen ist und aus welchen Gründen Abänderungen der Flächenwidmungs- und Bebauungspläne vorgenommen werden dürfen. Auch hier wird auf die Aussage des Herrn Kontrollamtsdirektors vor der Kommission hingewiesen, da - ich zitiere - "durch die Dienstanweisung die Anregungen und Hinweise des Kontrollamtes zu hundert Prozent als erfüllt anzusehen sind" - Ende des Zitats.

Schließlich ist noch festzuhalten, dass im Zuge der Erhebungsarbeit der Kommission eine Weisung des Herrn Magistratsdirektors an die MA 2 erging, alle Nebenbeschäftigungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats dahin gehend aktuell zu überprüfen, ob sie den Bestimmungen der Dienstordnung entsprechen.

Die Kommission kommt daher zu folgenden Schlussfolgerungen:

Anlässlich der Einvernahmen und Fragestellungen waren auch immer wieder Auffassungsunterschiede hinsichtlich des Begriffes Weisung insofern festzustellen, als mehrfach davon ausgegangen wurde, dass das Erteilen von Weisungen unbedingt negativ besetzt sein müsse. Zum Begriff der Weisung ist deshalb seitens der Kommission grundsätzlich festzustellen, dass jede Organisationsform, insbesondere die öffentliche Verwaltung, einer klaren Verantwortlichkeit bedarf. Dabei ist systemimmanent, dass Feststellungen zu treffen sind, wer wozu anordnungsbefugt ist und wer in welcher Form diesen Anordnungen Folge zu leisten hat.

Bei der Stadt Wien sind diese Weisungsbefugnisse unter anderem in der Dienstordnung, in der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien und in der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien festgelegt. § 10 Abs. 2 legt dabei ausdrücklich fest, dass die amtsführenden Stadträte zur Erledigung der Geschäfte ihrer Geschäftsgruppe Weisungen erteilen können.

Die Kommission stellte auch fest, dass die in den Sitzungen erörterten und hinterfragten Verfahrensmängel und Ordnungswidrigkeiten nicht auf Weisungen politischer Organe zurückzuführen waren. Nach Ansicht der Kommission sind im Bereich des Verfahrensablaufs und auch des Dienstrechts umgehend und effizient entsprechende Maßnahmen gesetzt worden. Die Kommission fand im Zuge ihrer Erhebungen und Beratungen keine Hinweise, die insbesondere politische Weisungen hätten erkennen lassen, die nicht durch die Rechtsordnung gedeckt gewesen wären beziehungsweise den Rahmen der Weisungsbefugnis überschritten hätten. Die Kommission konnte nach einer intensiven Befragung der Zeugen und Einsicht in alle ihr zugegangenen, für die Sachverhaltsdarstellung wesentlich erscheinenden Unterlagen und Akten betreffend die vom Kontrollamt festgestellten Verfahrensmängel keine Bestätigung der erhobenen Vorwürfe (Begünstigungsabsicht durch Beamte oder Politiker Dritten gegenüber oder eine Begünstigung in Korruptionsabsicht) erkennen.

In diesem Sinne ersuche ich Sie, den vorliegenden Bericht zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Berichterstatter. - Ich eröffne die Debatte.

Die Geschäftsordnung sieht laut § 39b vor, dass die Redezeit pro Redner mit 15 Minuten begrenzt ist, ausgenommen sind nur der Herr Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte, die 20 Minuten haben.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nach gut einem Jahr Arbeit in der Kommission, nach -zig Stunden und gemeinsamen Debatten und Zeugeneinvernahmen ist es Zeit, heute Resümee zu ziehen, einen Endbericht vorgelegt zu bekommen, und nochmals vielleicht gegenüber zu stellen, warum es nicht zu einem gemeinsamen Bericht aller Fraktionen hier im Haus gekommen ist und wo die Unterschiede zwischen den einzelnen Fraktionen zu sehen sind.

Es ehrt mich, dass der Herr Berichterstatter einen breiten Teil seiner Berichterstattung meiner Person gewidmet hat. Offensichtlich waren die seinerzeitigen Anhaltspunkte, die wir der Öffentlichkeit und dem Kontrollamt bezüglich der Kontrollamtsberichte und der Unterlagen geliefert haben und die wir weitergeleitet haben, doch nicht die schlechtesten.

Ich möchte mit ein paar Aussagen einleiten, die jetzt doch ein bisschen anders zu sehen sind.

Da hat es den Herrn Schicker am 7.9.2000 gegeben, der gemeint hat, ich laufe Gefahr zum verbalen Wiederholungstäter zu werden, der mangels an Beweisen seine Anschuldigungen wieder zurücknehmen muss. Na, es liest sich in den Kontrollamtsberichten etwas anders und es liest sich auch bei den einzelnen Zeugenaussagen etwas anders.

Es ist grundsätzlich einmal festzuhalten, und da könnte man jetzt lange darüber diskutieren - aber das ist vielleicht ein Zeitproblem -, inwieweit der Herr StR Schicker seine politische Verantwortung wahrgenommen hat, denn als die Unterlagen gekommen sind, war er schon Stadtrat, und welche Reaktionen es auf Grund der Rohberichte, die ihm zugegangen sind - also der Berichtsentwürfe - gegeben hat, dann die Stellungnahme der MA 21 und schlussendlich die Endberichte des Kontrollamts. Denn das einzige oder eines der wesentlichen Merkmale war, dass er sicherheitshalber einmal der Opposition die Gründrucke entzogen hat. Das war nicht die geschickteste Variante und er ist dann vom Bürgermeister offensichtlich wieder zurückgepfiffen worden und das ist in Ordnung gebracht worden.

Aber ich möchte jetzt einmal die Glaubwürdigkeit einzelner Aussagen gegenüberstellen, die sicherlich erst im Nachhinein betrachtet im einen oder anderen Fall noch die Gerichte beschäftigen wird. Der Vorsitzende hat zwar immer, bevor er einen Zeugen befragt hat, darauf hingewiesen, dass eine falsche Zeugenaussage vor der Kommission einen strafrechtlichen Tatbestand darstellt, aber offensichtlich haben einige mit dem Nachdenken und mit dem Gedächtnis ein bisschen Probleme gehabt.

Ich möchte da einmal auf den Fall des von meiner Seite fast bemitleidenswürdigen SR Sengelin eingehen, der in einer Art und Weise von OSR Vokaun in Misskredit gebracht wurde und in diese ganze Sache mit hineingezogen wurde, nämlich beim Atzgersdorfer Friedhof, wo er, Vokaun, vor der Kommission erklärt hat, und ich darf da aus dem Protokoll vom 24. April 2002, Seite 31 zitieren: "Auf Grund der Situation, dass ich auch in der Wien-Süd tätig bin, hat diesen Akt dann mein Stellvertreter weiter geführt. Ich war natürlich auch dabei, aber er hat es dann übernommen."

Dann weiter noch: "Sämtliche Akten, die den 7149“ - also Atzgersdorfer Friedhof „betreffen, die schriftlichen Sachen, ist alles von meinem Stellvertreter unterschrieben und er hat es durchgeführt."

Dazu hat es etliche Befragungen von anderen Personen gegeben, die mit diesem Akt zu tun gehabt haben und unisono haben alle darauf geantwortet, dass ihnen eigentlich nicht aufgefallen ist, dass Vokaun diesen Akt abgegeben hätte, sondern er habe bei diesem Akt vielmehr federführend agiert. Stellvertretend dazu nur einer oder zwei davon, zum Beispiel der ehemalige stellvertretende Leiter Kotyza von der MA 18: "Ich wäre nie auf die Idee gekommen, dass der Sengelin mit diesem Plandokument am Atzgersdorfer Friedhof irgend etwas zu tun gehabt hätte", oder auch der Direktor Weikarth, der ebenfalls gemeint hat, er hat bei diesem Plandokument ausschließlich mit Vokaun zu tun gehabt und der Herr Sengelin ist ihm nur von Besprechungen bekannt, da er hie und da einmal dabei gewesen ist. Also soweit einmal zur Glaubwürdigkeit.

Es bestehen, wie gesagt, bei diesem Atzgersdorfer Friedhof irrsinnig große Diskrepanzen zwischen den Aussagen der Befragten Vokaun, Sengelin, Kotyza, Weikarth eben bezüglich der Abgabe dieses Falls, aber auch um dessen Inhalt. Das Problem ist, dass auf Grund von immer wieder auftretenden Gedächtnislücken bei diversen Zeugen noch Unklarheiten bezüglich der fehlenden Verfahrensschritte bestehen, bezüglich - beispielhaft angeführt - Fachbeiratssitzung ohne abgeschlossenes Gründruck-Verfahren, und so weiter.

Es ist bei den Kommissionssitzungen überhaupt festzustellen gewesen, dass sich einzelne Zeugen sehr exakt daran erinnern können, was sich am 17. September vor 3 Jahren um 15.00 Uhr im Büro der MA 18 abgespielt hat. Da hat man ganz konkret sagen können, wer dabei war, wer nicht dabei war und wir haben über das gesprochen und über das wurde nicht gesprochen. Aber kaum ist man zu einer heiklen Textpassage gekommen, zu einem Vorhalt aus dem Protokoll von anderen Zeugenaussagen, dann hat es immer den markanten Satz gegeben: "Also an das kann ich mich konkret nicht erinnern."

Diese zeitweilige Amnesie einzelner Zeugen war natürlich auch eine Schwierigkeit in sich in der Kommission und bei der Arbeit als solches. Man könnte jetzt verleitet sein, Fall für Fall durchzugehen und sie auf Glaubwürdigkeit der Zeugenaussagen und auf Möglichkeit einer gerichtlichen Strafverfolgung, aber auch einer politischen Bewertung auf Grund der Inhalte der Zeugenaussagen unterziehen. 

Ich werde versuchen, einmal die Glaubwürdigkeit dieser Aussagen ein bisschen aneinander zu reihen. Da ist es zuerst einmal im Zusammenhang mit dem Herrn OSR Vokaun um Unregelmäßigkeiten in der Vergangenheit gegangen, weil es ja geheißen hat und weil ja der Herr StR Görg unmissverständlich zu verstehen gegeben hat, dass er auch vor den Nehmerqualitäten „gewarnt“ wurde. Dazu befragt, meinte Görg am 30. Oktober 2002 vor der Untersuchungskommission: "Ich musste zur Kenntnis nehmen, dass schon meine Vorgänger offensichtlich Vorwürfe untersucht haben gegen den Herrn OSR Vokaun und nichts gefunden haben. Er ist sogar befördert worden, er ist Abteilungsleiter geworden in der Zeit, wo schon diese Gerüchte über seine Nehmerqualitäten im Raum gestanden sind. Ich selbst hatte überhaupt keinen konkreten Hinweis.“

Jetzt kann man dem Gedächtnis Einiger ein bisschen auf die Sprünge helfen. Jeder weiß, dass es bereits einmal Untersuchungen auch von Seiten des Rechnungshofs über einen Grundstücks- und Villenankauf des Herrn SR Vokaun gegeben hat und federführend - federführend wäre jetzt übertrieben, aber als einer derjenigen, die sich im Haus mit diesen Vorwürfen beschäftigt haben, das war der seinerzeitige StR Swoboda, der sich in seiner Amtszeit - er ist auch im Planungsausschuss gewesen - immer wieder sehr vorsichtig und sehr genau mit Aktenstücken von Seiten des Herrn SR Vokaun auseinandergesetzt hat. Interessanterweise sagt derselbe Swoboda in der Kommissionssitzung, er hätte nie Informationen über Unkorrektheiten im Zusammenhang mit OSR Vokaun erhalten. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, genau das ist der Punkt dieser zeitlich begrenzten Amnesie des Nichtwissens, des Nichtssagens vor einer Kommission, des Zurückhaltens von Informationen, die vielleicht für den Einen oder Anderen unangenehm gewesen wären, aber die sehr wohl sehr viel Aufhellung und sehr viel Transparenz in die Sache gebracht hätte.

Jetzt will ich die ganze Assmayergassengeschichte gar nicht irgendwie breittreten. Aber auch da ist es interessant, dass Vokaun selbst sagt, er hat einen Auftrag aus dem Stadtratbüro gehabt, das zu verändern. Dann versucht man dem näher zu kommen: Wie war das jetzt mit diesem Auftrag aus dem Stadtratbüro? Und plötzlich beginnt die zeitlich eingegrenzte Amnesie. (GR DDr Berhard Görg: Das ist aber keine Amnesie gewesen!) Görg sagt: „Ich kann mit aller Deutlichkeit sagen, dass von mir kein Auftrag an irgend jemanden ergangen ist.“ (GR DDr Bernhard Görg: Das war so!) Gut so. „Das Ganze ist mir schleierhaft“, war Ihr Zusatz. Der Herr Vokaun sagt, er hat von Ihnen (GR DDr Bernhard Görg: Nein!) den Auftrag bekommen (GR DDr Bernhard Görg: Vom Stadtratsbüro!), vom Stadtratsbüro. (GR Godwin Schuster: Vom Stadtratsbüro!) Gut, vom Stadtratsbüro. Wir haben ja auch Andere aus dem Stadtratsbüro befragt und dann heißt es unter anderem von Ihrem damaligen Büroleiter: „Von dem weiß ich überhaupt nichts. Ich habe es auf Grund dessen, dass ich es im Kontrollamtsbericht gelesen habe, meine Mitarbeiter gefragt und auch denen ist nichts davon bekannt.“ Und dann hat es noch den Herrn Dr CHRISTIAN gegeben, Ihren persönlichen Mitarbeiter: „Ich habe in meiner Erinnerung und in meinen Notizen dazu nichts gefunden.“ 

So und jetzt haben wir drei Aussagen von drei Personen aus dem Stadtratsbüro - vom Stadtrat, seinem Büroleiter und seinem persönlichen Mitarbeiter -, die im diametralen Gegensatz zu dem stehen, was der Herr OSR Vokaun vor der Kommission gesagt hat und was auch schlussendlich... (GR DDr Bernhard Görg: Er sagt die Unwahrheit!) Lassen Sie mich da den Satz fertig sagen? (GR DDr Bernhard Görg: Ich brauche Ihnen die Sache nicht fertig sagen zu lassen!) Wieso? (GR DDr Bernhard Görg: Weil ich weiß, was Sie sagen wollen!) Sie wissen schon, was ich sagen werde? In seherischer Qualität des Herrn Dr Görg wissen Sie, wie ich meinen Satz beenden werde. Das finde ich (Aufregung bei der ÖVP.) jetzt ganz besonders toll, denn mein Schluss wäre gewesen, dass auf Grund dieser und auch vieler anderer Aussagen die Qualität der Aussagen des Herrn SR Vokaun sehr mit Vorsicht zu genießen sind. Jetzt weiß ich nicht, waren wir jetzt auf einer Linie? Ich glaube, Sie haben sich jetzt für nichts und wieder nichts kurzfristig doch ein bisschen erregt.

Trotz allem wird aber den Aussagen Vokauns auch im Bericht der SPÖ und der ÖVP zwar eine gewisse Kritik anheim gestellt - Ordnungswidrigkeiten hat es der Kollege Pfeiffer einmal genannt, das waren so irgendwie Unschärfen, so ist mir das immer in der Diskussion vorgekommen -, das Ganze gipfelt aber dann in den bemerkenswerten Schlusssatz Ihres Berichts, und den hätte ich mir um eine Spur anders vorgestellt: „Die Kommission konnte nach intensiver Befragung der Zeugen und Einsicht in all die ihr zugegangenen und für die Sachverhaltsdarstellung wesentlich erscheinenden Unterlagen und Akten betreffend die vom Kontrollamt festgestellten Verfahrensmängel“ - und die sind für mich unbestritten, das, was das Kontrollamt festgestellt hat, ist für mich unbestritten – „keine Bestätigung der erhobenen Vorwürfe erkennen“

Und da denke ich mir, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ und der ÖVP, da haben Sie ziemlich daneben geschossen, denn an Hand dieses einen Beispiels - sei es jetzt mit dieser Wohnzufriedenheitsstudie, wo es sich vom Datum her gar nicht ausgeht, so wie der Kollege Vokaun argumentiert hat, das stimmt einfach nicht, was er dort gesagt hat, das ist falsch gewesen vor der Kommission, das ist, und das wird die Staatsanwaltschaft prüfen, eine falsche Zeugenaussage gewesen - würdigen Sie solche Zustände. Das muss Ihnen ja aufgefallen sein, denn alleine beim Lesen des Protokolls weiß ich, dass der 21. Februar vor dem 23. Februar kommt und dass der 4. April vor dem 16. April ist. Das lernen die Kinder im Normalfall in der zweiten, dritten Klasse Volksschule. Also muss auch verlangt werden können, dass Mandatare der SPÖ und der ÖVP dieser Grundregeln des täglichen Lebens - welcher Tag kommt vor dem anderen - mächtig sind, wenn sie hier herinnen sind. 

Gerade diese Sachen haben Sie mit keinem Satz irgendwo nur in Ihrem Bericht gewürdigt, sind mit einem einzigen Wort darauf eingegangen und haben in Ihrer Zusammenfassung das Kontrollamt in den Regen gestellt und haben gesagt: Alles, was das Kontrollamt gefunden hat, haben wir nicht gefunden und konnten in diesem Zusammenhang nichts erkennen. Ja ich gehe ja nicht davon aus, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass Sie in der Kommission mit Blindheit beschlagen waren. Sie haben sich zwar in der allgemeinen Diskussion und in der Befragung vornehm zurückgehalten, das sehe ich schon irgendwo ein, aber jetzt ins Conclusio Ihres Berichts hinein zu schreiben: „Die Kommission konnte nach intensiver Befragung der Zeugen und Einsicht in all ihre Unterlagen betreffend die vom Kontrollamt festgestellten Verfahrensmängel keine Bestätigung der Vorwürfe erkennen“ – (GR Godwin Schuster: Nein, nein! – Aufregung bei der SPÖ.) ja aber dann haben Sie offensichtlich weder die Kontrollamtsberichte gelesen noch die Protokolle der Zeugenaussagen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ und der ÖVP! Sie haben ziemlich daneben geschossen mit Ihrem Bericht, mit Ihrem Persilschein, den Sie dem StR Swoboda und dem StR Görg ausstellen wollten. Weil Sie einen Persilschein ausstellen wollten, haben Sie weit über das Ziel hinaus geschossen. Offensichtlich ist (GR Christian Oxonitsch: Zitieren Sie richtig!) das Wissen des Herrn OSR Vokaun (GRin Mag Sonja Wehsely: Du zitierst bewusst falsch!) weit über das Maß hinaus, das er hier bei der Befragung der Kommission zugegeben hat. 

Wir haben Punkte und die wird sich die Staatsanwaltschaft einfach anschauen müssen, die in die Richtung gehen, dass es falsche Zeugenaussagen gegeben hat, dass hier...(Aufregung bei GR Godwin Schuster. - GR Christian Oxonitsch: Zitieren Sie richtig!) Ich kann den ganzen... (GRin Sonja Wehsely: Grammatik ist schwierig, mit Klammer und so!) Soll ich das in der Klammer auch vorlesen? Und das macht’s jetzt, und das macht das Wesentliche aus? (GR Godwin Schuster: Ist es so schwierig?)

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Kenesei, wir sind schon über der Zeit.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Ja, ich bin fast schon fertig, Herr Vorsitzender. 

Die Kommission konnte... (GRin Mag Sonja Wehsely: Deutsche Sprache, schwere Sprache!) Na Kollegin Wehsely, da... (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist es!) Ja, und das ist der Punkt.
Begünstigungsabsicht durch Beamte oder Politiker Dritten gegenüber oder eine Begünstigung in Korruptionsabsicht ist der Klammerbegriff. Das Kontrollamt hat klar und deutlich festgestellt... (GR Godwin Schuster: Ist es so schwierig?) Soll ich...(GR Franz Ekkamp: Nein!) Ich lese nochmals zum allgemeinen Interesse den Kontrollamtstext vor. (GR Franz Ekkamp: Nein, nein!) Oh, ja

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer (nochmals unterbrechend): Wir sind bitte in der letzten Minute.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): „Die im vorliegenden Bericht des Kontrollamts getroffenen Feststellungen zeigen, dass die MA 21b den Gemeinderat zwecks Umsetzung subjektiver Interessen Dritter (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja!) unter Inkaufnahme bedenklicher Verfahrensschritte und unter bewusst einseitiger, unvollständiger, teilweise sogar unrichtiger Berichterstattung dazu bringen wollte, die vorgelegten Plandokumente zu beschließen.“ 

Das ist die Stellungnahme des Kontrollamts und dem kann man sich nach 62 Stunden Befragung nur vollinhaltlich anschließen. 

Das Conclusio der SPÖ und der ÖVP daraus ist: „Die Kommission konnte nach intensiver Befragung der Zeugen und Einsicht in alle ihr zugegangenen“ - das lassen wir einmal im Raum stehen, weil Sie ja auch Zeugen oder eine Zeugin abgelehnt haben –, „für die Sachverhaltsdarstellung wesentlich erscheinenden Unterlagen und Akten betreffend die vom Kontrollamt festgestellten Verfahrensmängel“ - habe ich soeben zitiert – „keine Bestätigung der erhobenen Vorwürfe“ - Klammer, und jetzt kommt’s – „(Begünstigungsabsicht durch Beamte oder Politikern Dritten gegenüber)“. (GR Christian Oxonitsch: Ja! – GR Godwin Schuster: Ja, ja!) Das Kontrollamt schreibt eindeutig: „Bedenkliche Verfahrensschritte zwecks Umsetzung subjektiver Interessen Dritter“. 

So, und wer hat jetzt die subjektiven Interessen der Dritten versucht umzusetzen, sowohl ein Beamter, der dafür zuständig gewesen ist,

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (nochmals unterbrechend): Herr GR Kenesei, ich darf zum letzten Satz bitten!

GR Günter Kenesei (weiter fortsetzend): als auch Politiker, die sich für diese Dinge hier verwenden lassen wollten. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und Herren, diese sehr gut funktionierende Untersuchungskommission hat bewiesen, dass die Stadt und die Politiker reif sind, in einer Kommission gemeinsam zu reden und Zeugen zu befragen, dass aber die Zeit offensichtlich noch nicht reif ist, vor allem bei der Sozialdemokratie, auch die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich darf als nächsten Herrn GR Pfeiffer bitten. 

Und ich darf bitten, dass wir uns alle ein bissel an die Redezeit halten. 15 Minuten haben wir ausgemacht und eine halbe Minute Toleranzzeit ist eh drinnen. So bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich einleitend erklären, dass Untersuchungsausschüsse als ein Minderheitenrecht seitens der Wiener Volkspartei in Anträgen lange schon bevor es hier in diesem Hause Grüne gegeben hat, gestellt wurden und gefordert wurden. Erst als die Sozialistische Partei, die Sozialdemokratische Partei - entschuldigen Sie das Korrigieren - die absolute Mehrheit verloren hatte, ist es uns, der ÖVP, gelungen, dass es solche Untersuchungsausschüsse beziehungsweise Kommissionen gibt. Die Unterstellung der Geschichtsfälschung, die mir in der Kommission seitens des Herrn Kollegen Kenesei gemacht wurde, ist daher wirklich nicht wahr.

Als ich vor nicht ganz einem Jahr meine Unterschrift geleistet habe, so habe ich es in der Hoffnung und Absicht getan, dass eine seriöse Aufarbeitung der im Raum stehenden Vorwürfe möglich sein wird, dass mögliche Missstände aufgeklärt werden und dass Licht in die Vorgänge gebracht wird, speziell unter dem Eindruck der fünf Kontrollamtsberichte. Diese Hoffnung, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat sich voll und ganz erfüllt. 

An den Anfang möchte ich daher den Dank an den Herrn Senatspräsidenten Derbolav und seinen Stellvertreter Dr Baumgartner richten, der mit der Konzentration, mit der er die Arbeit geleistet hat, und dem Blick für das Wichtige in den Aussagen, durch seine ruhige Führung, zum Wesentlichen der Aufgabe der Untersuchungskommission beigetragen hat, und selbstverständlich auch meinen Dank an den Herrn Regierungsrat Kusta und seiner, ich muss jetzt sagen Damenschaft, weil Mannschaft war es ja nicht, die diese Riesenarbeit erledigt haben. (Beifall bei der ÖVP und GR Franz Ekkamp.) 
Der § 59a der Wiener Stadtverfassung gibt der Untersuchungskommission die Aufgabe, und ich zitiere: "In einem behördlichen Verfahren den maßgebenden Sachverhalt zu ermitteln", Zitatende. Ein Auftrag, der von meinen Oppositionskollegen gründlich missverstanden wurde, wie sich zeigen sollte. 

Es ist ganz interessant, dass der Kollege Chorherr heute die Inquisition ins Spiel gebracht hat. Genauso haben sich einige der Damen und Herren in der Kommission geriert, sie waren nämlich Ankläger und Richter in einem, und das ist Inquisitionsprozessordnung. 

Aber dennoch hat die Untersuchungskommission viele positive Aspekte gezeitigt:

1. Es wurde der Fokus darauf gerichtet, dass der Gemeinderat das beschließende Organ ist, und dass es daher notwendig ist, dass er umfassend und richtig durch die Beamtenschaft informiert wird. Es hat sich gezeigt, dass es auch umfassender Kenntnisse auf der anderen Seite, der Mitglieder des Gemeinderats, über die gesetzliche Materie bedarf, derer sie sich einfach bedienen müssen, in diesem Fall die Bauordnung. Viele der Kollegen wurden im Zuge dieses Verfahrens richtige Bauordnungsspezialisten (GR Franz Ekkamp: Das stimmt! Ja!), und das ist auch gut so. 

2. Es hat sich gezeigt, dass eine ständige Dienstaufsicht gegen Routineschlendrian und gegen Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist. Jawohl, Ordnungswidrigkeiten, ich bediene mich da der Wortwahl auch des Kontrollamts, und dass das nur durch qualitätssichernde Maßnahmen passieren kann. Die Verfahrensrichtlinie 2001 ist ein typischer Beweis dafür, aber es müssen auch noch Veränderungen im Ablauf kommen. Hier wird eine fachliche und rechtliche Kontrolle notwendig sein, um das Ende des Verfahrens zu setzen. Das ist erforderlich. Nicht nur eine Vidende, sondern eine im Verfahren eingebaute Kontrolle. Ich glaube, dass man sehr wohl den davor gelagerten Institutionen, insbesondere Bezirksvertretung und Fachbeirat, weniger Fristenlauf zur Verfügung stellt. Damit wird das Verfahren dann als Ganzes nicht länger, aber es wird rechtssicherer und es wird fachlich kompetenter. 

3. hat sich gezeigt, dass die Dienstaufsicht im Personalwesen endlich einer Regelung zugeführt wurde. Es tut mir zwar leid, dass ich hier eine deutliche Kritik anbringen muss, aber natürlich, dass man bei Beförderungen einmal den Personalakt in die Hand nimmt und nachsieht, ob da eventuelle Nebenbeschäftigungen drinnen und dabei sind, das wäre eigentlich schon eine Selbstverständlichkeit. Aber jetzt gibt es einen Erlass des Herrn Magistratsdirektors dazu - auch eine positive Folge der Kommission.

Die Untersuchungskommission insgesamt ist ein Signal an alle, die sich in der Verwaltung vielleicht ein leichtes Leben machen wollen. Dass sie vielleicht auch einmal vor einer Untersuchungskommission Rede und Antwort stehen müssen, das ist auch ein wichtiges Ergebnis.

Wenn ich jetzt die positiven Aspekte genannt habe, so wirft der Verlauf ein bezeichnendes Licht auf die politische Kultur. Die Grünalternativen wissen sich sowieso im Besitz der ewigen Wahrheit. Daher bleibt selbstverständlich jede Objektivität auf der Strecke. Dementsprechend hat dann auch ihr Berichtsentwurf ausgesehen. 

Die Untersuchungskommission als Bühne des Grafen von Monte Christo auszuwählen, der sich rächt, dass er mit einem blauen Auge bei einem schmählichen Vergleich vor Gericht davon gekommen ist, das ist ein typisches Beispiel für die politische Kultur in dieser Stadt. 

So sahen dann auch die Pressekonferenzen aus, die die GRÜNEN gegeben haben und die Lesung jenes Büchleins, das sich jeglicher Objektivität enthält und halbe Wahrheiten zu ganzen Unwahrheiten verkehrt. 

Letztendlich kann man auch nicht sagen, dass sich der Herr Kollege Kenesei durch das Kontrollamt bestätigt sieht, denn er hat Korruptionsvorwürfe erhoben und das Kontrollamt hat keinen einzigen Korruptionsvorwurf tatsächlich in einem Bericht festgestellt. Das muss man auch einmal klar und deutlich sagen. 

Die Freiheitlichen gerieren sich auch sonst bei allen Möglichkeiten eher in einer leicht paranoiden Verschwörungstheorie und in ihrem Berichtsentwurf stehen daher auch nur eine Reihe von unbewiesenen Behauptungen, von unbewiesenen Beschuldigungen. Und darauf aufbauend haben sie ein Gerüst ihrer Beweisführung entwickelt, die jeder aus dem Verfahren hervorgehenden Grundlage entbehrt. 

Wir haben, wie es in der Redaktionssitzung ausgemacht war, eine knappe Stellungnahme zu den Punkten des Einsetzungsauftrags vorgeschlagen - (GR Dr Herbert Madejski: Eineinhalb Seiten!), eineinhalb Seiten, ja, richtig -, aber genauso wie vereinbart eben eine Diskussionsgrundlage beigebracht. Das haben Sie völlig ignoriert und haben sich - ich habe es heute sowieso schon einmal gesagt - in Ihren Pressekonferenzen, die schon vorgebucht waren, eigentlich wirklich sehr schofel benommen.

Lassen Sie mich aber jetzt zu den Vorwürfen kommen: „Sie wünschen - wir widmen“, das war einer der prägnantesten Vorwürfe. Und ich sage dazu: Ja, jede Umwidmung erfolgt auf Grund von Wünschen von Grundeignern, von der Stadtplanung, von Investoren, von Bürgern. Kein Grundstück kommt von selbst und sagt: Ich möchte umgewidmet werden. Das passiert nicht. Es muss natürlich dieser Wunsch im Einklang mit der Raumplanung in einem gesetzlichen Vorgang abgehandelt werden. Aber ja, „Sie wünschen - wir widmen“ - das ist richtig, anders geht es nicht. 

Kenntnisse über Unregelmäßigkeiten wurden unterstellt und behauptet. Die gab es nicht, auch wenn Sie es jetzt heute wiederholt haben. Es gab Gerüchte! Und können Sie mir erklären, wie Sie führen wollen, wenn Sie jedem Gerücht, das in Ihrer Mannschaft über eine bestimmte Persönlichkeit aufkommt, sofort nachgeben? Das kann ja wohl nicht sein!

Die Aussage Steiners wurde nicht nur vom ehemaligen StR Swoboda bestritten, sondern in einem Brief auch vom Magistratsdirektor Bandion an die Untersuchungskommission.

StR Görg hat Vokaun selbst über die Gerüchte informiert und hat seinen Aussagen zufolge auch nachher genau beobachtet, ob etwas auf Grund seines Verhaltens daran sein könnte. Er hat dann auch ausgesagt, er hat sich in seinen Widmungen eher Eigentümer kritisch gezeigt als nicht.

Wenn Sie meinen, dass die Perlustrierungen von Handakten, Schreibtischen oder Taschen oder dergleichen mehr zu den Aufgaben eines amtsführenden Stadtrats gehört, na dann haben Sie sich eigentlich selbst ein wirklich schwächliches Zeugnis ausgestellt.

Der Vorwurf der Änderung nach der öffentlichen Auflage: Ja, die Rechtsmaterie ist sehr kompliziert. Es musste ja dann im Nachhinein sogar dieses berühmte Korinek-Gutachten erbracht werden, weil es eben einfach nicht leicht festzustellen ist, ob etwas ein gravierender Unterschied in der Planung ist. Aber grundsätzlich machen natürlich Änderungen nach der öffentlichen Auflage Sinn, denn es geht darum, eventuelle Fehler, die passiert sind, auszubessern, unbeabsichtigte Benachteiligungen auszubessern und Wünsche nach mehr oder nach einer anders gearteten Gestaltung zu befriedigen. Das alles ist richtig und gehört so. (GR Günter Kenesei: Oder jemanden zu bevorzugen!) Es muss dazu natürlich eine rechtliche und fachliche Überprüfung geben. Wir haben uns dazu ja auch schon unterhalten.

Es hätte Weisungen gegeben. Pfui, ja, Weisungen! Ja, sage ich, ein Stadtrat, der keine Weisungen erteilt, gehört entlassen. Ganz klar und deutlich. Wie soll er denn führen? Mit Anregungen oder mit unbestimmten Wünschen oder in welcher Art und Weise soll denn geführt werden? Ja, ausschließlich und nur durch Weisungen! Alles andere ist ja ein Ablenken von der Verantwortung. Und - das ist jetzt unsere Schlussfolgerung, die Sie nicht widerlegen können - es gibt keinen Nachweis einer unkorrekten politischen Weisung. Die können Sie auch hier nicht behaupten! 

Bevorzugung von Dritten: Ja, Flächenwidmung ist immer eine Umverteilung von Gunst und Ungunst der Lage. Das ist schon einmal so. Egal, wie Sie auch immer Veränderungen herbeiführen, werden die einen bevorzugt und die anderen vielleicht benachteiligt werden. Wenn man Wohnungen braucht in dieser Stadt, dann wird aufgezont. Jawohl, so ist es. Wenn man Verkehrsbänder benötigt, dann wird umgewidmet und vielleicht entschädigt, wenn es erforderlich ist. Wenn man Grünraum schützen will, dann hat man auch in der Vergangenheit viele, viele Flächen, die ländliches Gebiet waren, in „Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel“ umgewidmet. Jawohl, es ist ständig eine Verteilung von Gunst und Ungunst der Lage. 

Und die Bevorzugung von Dritten - die werden wir uns noch kurz anschauen. Ob schriftliche Verwendungszusagen der Weisheit letzter Schluss sind möchte ich allerdings dahin gestellt sein lassen. Halten wir uns aber einmal an die Tatsachen und nicht an virtuelle Vorgänge: 

Von den fünf inkriminierten Fällen zeigt der Maurer Hauptplatz, und zwar die Nummer 5, dass in der gleichen Verdichtung gebaut wird wie die Nachbargrundstücken. Bevorzugung? Es war eigentlich eher eine Benachteiligung, dass das bisher nicht der Fall war.

Atzgersdorfer Friedhof - noch immer keine Widmung. Die Baugenossenschaften und -träger sitzen auf wertlosen Grundstücken. Bevorzugung gesehen? (GR Günter Kenesei: Spekulation! Spekulation!)
Assmayergasse... (GR Günter Kenesei: Spekulation!) Das werfen Sie den Baugenossenschaften vor aber doch nicht den politischen Verantwortungsträgern unserer Stadt! 

Assmayergasse: Die Firma Wojnar sitzt immer noch auf dem unverkaufbaren Grundstück. Die Verdichtung ist gleich groß wie in den Nachbarblöcken. Bevorzugung tatsächlich erfolgt?

Perfektastraße: Bereicherung wurde seitens Kallingers in der Zeugeneinvernahme widersprochen, ausgesprochen dagegen agiert. Sie haben ihm ja nicht einmal nachgefragt, so überzeugend war er. Ist im Konkurs. Bevorzugung? Interessant! 

Einzig und allein die Wittgensteinstraße: Hier gibt es eine größere Verdichtung als in der Umgebung und die Begründung durch den Herrn Vokaun lässt deutlich sagen, dass hier das Bemühen der Erhaltung eines Betriebsstandorts gegeben war. Man muss aber dazu sagen: Eine ungenügende Begründung für eine ungenügende Maßnahme. Er selbst war damals allerdings nicht federführend.

Wo also liegt der marktschreierische Flächenwidmungsskandal tatsächlich? Das können Sie mir nicht sagen! In den Fakten jedenfalls liegt er nicht! Das ist eindeutig. 

Der Skandal liegt bei jenen, die wider besseres Wissens die Untersuchungskommission zu einer Bühne Ihres politischen Theaters gemacht haben! Darin liegt der Skandal! (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei GR Günter Kenesei.) 
Es gibt viele Indizien, die man so oder so auslegen kann, aber es sind Indizien.

Es gibt Verständnisunterschiede bei Ermessensfrage, also wieder auflegen oder nicht oder dergleichen mehr. (GR Günter Kenesei: Keine widersprüchlichen Zeugenaussagen!)

Es gibt Mobbing und Intrigen in der Beamtenschaft, es gibt jedoch keinerlei Beweis von politischer Unkorrektheit im Zusammenhang mit den untersuchten Flächenwidmungsfällen!

Aus diesem Grund haben wir uns entschlossen, gemeinsam mit den Sozialdemokraten den vorliegenden Bericht zu legen, einem Minderheitsbericht nicht beizutreten (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) und die weitere Vorgangsweise den dazu berufenen Stellen zu überlassen, nämlich der Diskussion heute hier im Gemeinderat - und da sehen Sie bisher nicht besonders gut aus -, der Disziplinarkommission und dem Strafgericht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also der Kollege Pfeiffer hat uns hier ja demonstriert, dass er längere Zeit Ausschussvorsitzender beim StR Görg war. Sein Lieblingswort ist „verdichten“. 

Kollege Pfeiffer, natürlich, weil da ist es nicht darum gegangen, ob man verdichtet oder aufzont oder nicht, sondern wie es überhaupt zu Verdichtungen, zu Verbauungen, zu Flächenwidmungen kommt! Das war doch der Sinn dieser Untersuchungskommission herauszufinden, wie ist hier vorgegangen worden, wer hat Bescheid gewusst, wer hat es nicht verhindert wider besseren Gewissens und wer hat die politische Verantwortung? Und Ihr Gefasel da von Aufzonungen – bitte, verschonen Sie uns mit solchen Wortmeldungen, die Sie hier abgegeben haben. Sie sind unqualifiziert und Ihrer nicht würdig. 

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man jetzt die Untersuchungskommission Revue passieren lässt, dann geb’ ich zu, aus der Rolle natürlich der Opposition gibt’s ein vielleicht anderes Gesicht, vielleicht eine andere Betrachtungsweise als die Regierungspartei oder jene Partei hat, die vorher noch in einer Koalition mit der Regierungspartei war. 

Ich habe den Eindruck gehabt, dass hier die Befragung der Zeugen vor allem durch das Blockdenken politischer Parteien stattgefunden hat - hier auf der einen Seite die Bewahrer, diejenigen, die vielleicht etwas zu verheimlichen haben, auf der anderen Seite die Oppositionsparteien, jetzt wenn ich nenne Freiheitliche und Grüne, die durchaus bemüht waren, hier sachlich den Hintergrund zu hinterfragen. 

Die SPÖ hat vor allem bei der Fragenstellung und bei der politischen Verantwortung massiv geblockt. Ich erinnere Sie, wenn Sie den Vorsitzenden, Herrn Dr Derbolav, so gelobt haben, dem ich mich auch anschließe - er hat nachher sofort eine Presseausendung in der APA gemacht, in der er am Schluss gesagt hat, traurig oder es habe ihn eigentlich erstaunt, dass nicht mehr über die politische Verantwortung hinterfragt wurde. Ja mehr als wir hinterfragt haben, konnte überhaupt niemand anderer, aber wenn zwei Parteien als Befrager ausfallen, dann wird es halt hier ein bisschen wenig, was man den Zeugen herauslocken hätte können. 

Man hat auch den Eindruck gehabt, dass viele Zeugen vorher vielleicht einen Gedankeaustausch gepflegt haben, denn interessant war ja, dass sich manche sehr wohl ganz plötzlich an Gespräche sogar mit Datum noch vor vier Jahren erinnern konnten, dann plötzlich waren wieder unheimliche Gedächtnislücken, obwohl es vielleicht Gespräche waren, die viel kurzfristiger zurück gelegen sind. Also ich habe schon den Eindruck gehabt, dass sich hier manche Zeugen, die noch im Abhängigkeitsverhältnis waren, sehr wenig erinnern konnten und die nicht in Abhängigkeit waren oder die vielleicht die eine oder andere Frage aufklären hätten können, sich hier abgesprochen haben. Das ist meine persönliche Überzeugung und die kann mir niemand wegnehmen. 

Eines geht hier eindeutig hervor: Wir glauben, dass durch alle Zeugenbefragungen durch Vergleiche, durch die Daten, alles, was alle hier gesagt haben, eines auf jeden Fall feststeht: Dass die Dienstaufsicht der Stadt in diesem Bereich vollkommen versagt hat, und zwar die Dienstaufsicht aller Leitenden oder der meisten Leitendenden Beamten - auf Grund der 15 Minuten kann man jetzt hier nicht alles aufzählen -, aber selbstverständlich auch der zuständigen Politiker.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das eigenartigste ist ja doch noch immer dieser Konsulentenvertrag des ehemaligen OSR Dipl Ing Vokaun, der Ihnen 20 Jahre überhaupt nicht aufgefallen ist. Jetzt lasse ich mir einreden, dass er Ihnen nicht aufgefallen ist solange er nicht Obersenatsrat war. Es hätte doch den verantwortlichen Stellen bis hinauf zum Bürgermeister dann irgendwann einmal auffallen müssen, dass der Herr Obersenatsrat auch weiterhin, nachdem er die Funktion des Leiters übernommen hatte, hier einen Konsulentenvertrag mit der Wien-Süd hat. 

Und das Ganze, was Ihnen in Ihrem Bericht eingefallen ist - das ist ja überhaupt kein Bericht, das ist eine Abschreiben von Statistiken. Er beschäftigt sich in Wirklichkeit in - ich glaube - 14 Seiten von diesen 29 Seiten mit irgendwelchen Verfahrensregeln. Also das hätten wir auch gewusst. Dazu hätten wir Ihre Schriftstücke nicht gebraucht. 

Was sagen Sie zum Vertrag mit dem Herrn Vokaun? „Die Befragung der Zeugen Wöhrer und Weikarth Wien-Süd bestätigen die Einschränkung der Tätigkeit des Dipl Ing Vokaun im Bereich Niederösterreich. Laut Aussage von Dr Weikarth erfolgte die Verrechnung der Leistung pro Projekt auf Stundenbasis.“ Na wie schön. Die Beendigung der Tätigkeit sei von Dipl Ing Vokaun aus gegangen. Ein besonderer Grund hiefür sei nicht bekannt. „Ausdrücklich führte Dr Weikarth aus, dass die für die Wien-Süd erbrachten Leistungen des Dipl Ing Vokaun dessen Berufstätigkeit nicht betroffen habe.“ 

Na dann frage ich mich, wieso haben sie den überhaupt als Konsulenten beschäftigt? Sie haben ihn doch sicherlich nicht als technischen Zeichner oder ich weiß nicht als Fotografen oder ich weiß nicht als was beschäftigt. Sie haben ihn natürlich auf Grund seines Wissens, auf Grund seines Einflusses, seiner Erfahrung, seiner Kontakte beschäftigt. Da brauchen wir doch nicht lange herum zu diskutieren oder lange herumreden. So ist es gewesen, und das ist auch eindeutig aus all den Aussagen sowohl vom Weikarth als auch vom Wöhrer hervorgegangen.

Meine Damen und Herren, wenn Ihnen dazu in dem Bericht nicht mehr einfällt, dann ist das sehr traurig. Sie berufen sich auf die Aussage des Weikarth. Dem steht es übrigens gar nicht zu, wenn er sagt, dessen Berufstätigkeit war nicht betroffen. Wir müssen feststellen, die Behörde muss feststellen, ob er tatsächlich in seinem Beruf dort geholfen hat oder nicht. Der Weikarth, dem ist das relativ wurscht, der hat ihn ja aufgenommen, damit er ihm dort in diesem Bereich hilft. 

Wenn das heißt, er hat keinen Einfluss gehabt, er hat alles an seinen Stellvertreter abgegeben, dann darf ich Ihnen sagen, wir haben uns die Mühe gemacht, von allen Zeugenaussagen alle Daten, die es überhaupt gibt, heraus zu finden. 

Atzgersdorfer Friedhof: Ich lese Ihnen jetzt nur die Daten vor, gar nicht, was das für Sitzungen waren, wo da der Obersenatsrat anwesend war, der angeblich ja in seinem Berufsfeld dort überhaupt keinen Einfluss mehr gehabt hat: 

Weihnachten 95/96 und Jänner/Februar 96, 11 Sep-tember 1997, Oktober 97, November 97, April 98, Juli 98, August 98, Oktober 98, Dezember  98, Juli 99, Oktober 99, und dann erst am 8.3.2000 hat der Herr Obersenatsrat seine Konsulententätigkeit offiziell beendet. Das heißt, er war die ganze Zeit vollkommen involviert. Und Sie wollen uns einreden, er hat überhaupt nix zu tun gehabt und er will uns einreden, er hat einen Stellvertreter gehabt, der im übrigen nie gewusst hat, dass er Stellvertreter ist! Ja für wie blöd halten Sie uns eigentlich überhaupt? Ich verstehe das alles nicht! Bei allen diesen Gesprächen war ursprünglich der StR Swoboda dabei, der Wurm, der Herr Bezirksvorsteher, der Herr StR Görg, der Dipl Ing Klotz und alle, wie sie hier vorkommen, Frau Dr Jilka, wie sie alle hier vorkommen. 

Und da wollen Sie uns einreden, der hat keinen Einfluss gehabt? Ich mache dem OSR Vokaun überhaupt keinen persönlichen Vorwurf. Er hat den Job gehabt, er hat einen gültigen Vertrag gehabt, abgesegnet vom Herrn Bürgermeister. (GR DDr Bernhard Görg schaut fragend.) Sie zucken die Schultern! Na wenn Sie das nicht betrifft! Sie hätten als Erster, Herr StR Görg, draufkommen und agieren müssen, dass der eigentlich überhaupt keinen Sondervertrag haben dürfte. Das steht ja dienstrechtlich drinnen. Wieso hat hier niemand reagiert und hier geschaut, das zumindest für dieses Verfahren der Herr Obersenatsrat überhaupt nicht mehr entscheiden kann? Das ist mir an sich vollkommen unverständlich, wirft aber ein bezeichnendes Licht auf Ihre Amtsführung, Herr Stadtrat! 

Und wenn ich jetzt... (GR Gerhard Pfeiffer: Sie wissen offensichtlich nicht, dass ein Stadtrat keine Einsicht in den Personalakt hat!) Geh’ Kollege Pfeifer, bitte, der lebt sein ganzes politisches Leben, weil er vier Jahre neben dem Dr Görg gesessen ist und die Akten getragen hat! (GR Gerhard Pfeiffer: Sie wissen zu wenig!) Geh’ bitte, Herr Kollege Pfeifer, bitte (GR Gerhard Pfeiffer: Sie wissen zu wenig!) quälen Sie mich doch nicht und stehlen Sie mir nicht meine wertvolle Zeit! Stehlen Sie mir nicht die wertvolle Zeit, Herr Kollege Pfeifer. Ich bin lauter als Sie, glauben Sie es mir. Glauben Sie es mir! Ja, Sie... (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist schlecht, wenn Sie zu wenig wissen!) Ist schon recht, Herr Kollege!

Also der Untersuchungsausschuss oder die Kommission hat sich auch andere Ziele gesetzt und sie hat auch andere Akte überprüft, unter anderem in Hetzendorf und auch die Unilevergründe. Zu den Unilevergründen haben wir für das Kontrollamt einen Antrag gestellt, der inzwischen eingelangt ist. Es ist heute nicht die Zeit, aber auch nicht der Ort, jetzt über diesen Akt zu intensiv zu diskutieren. Wir werden dazu im Kontrollausschuss ausreichend Gelegenheit haben, aber dann sicherlich auch nachher hier zu diesem Aktenstück etwas zu sagen, da ja auch Sie, Herr Dr Görg, bei Ihrer Einvernahme gesagt haben, das ist eines der ganz wenigen Aktenstücke, bei dem sie selber Bauchweh gehabt haben. Wenn man jetzt diesen Kontrollamtsbericht liest, dann weiß ich auch, warum Sie damals Bauchweh gehabt haben. Trotzdem haben Sie das mit der Begründung durchgezogen, man muss die Rechtssicherheit anbieten. Rechtsicherheit ist schön, aber man muss immer darauf achten, wie sie zustande kommt und ob sie dann wirklich zustande kommen soll und ob das in dem Fall sinnvoll ist. 

Der StR Swoboda hat gesagt: Wegen der Arbeitsplätze haben wir das umgewidmet, sowohl Universale als auch Unilever. Denen ist es so schlecht gegangen, diesen Firmen, und da haben wir jetzt die Verwendungszusagen machen müssen, wobei ich gar nicht mehr zwischen Verwendungszusage und Zusage unterscheide, weil wenn ein sozialdemokratischer Stadtrat mit einer absoluten Mehrheit hier etwas wünscht und glaubt, dass es gut ist, dann schaue ich mir doch an, ob in irgendeinem Ausschuss irgendwer aufsteht und dagegen stimmt! Der hat dann wahrscheinlich an diesen Nachmittag das letzte Mal sein Mandat ausgeübt. Das können Sie mir hier auch nicht erzählen!

Man könnte ja das Ganze so nennen: „Firmen in Not und wir widmen um und helfen ihnen.“ Das war damals der Fall. 

Bei Unilever hat es geheißen, die Bank Austria hat müssen kaufen und es wird nachher umgewidmet, damit es der Firma besser geht. Arbeitsplätze erhalten werden, weil denen geht es so schlecht. Ich darf Ihnen vorlesen, ich habe vorige Woche gelesen, und ich habe mich für die Firma sehr gefreut: „Unilever verdient deutlich besser. Der Unilever-Konzern steigerte 2002 den Reingewinn um 16 Prozent auf 2,1 Milliarden EUR, der Umsatz sank zwar durch die Reduktion von Produktionsstandorten um 7 Prozent.“ Na klar, warum, einer der Produktionsstandorte war Österreich. Ich freue wahnsinnig, dass wir einer Firma so geholfen haben, die die Produktionsstätte eingestellt hat, die jetzt eine größere Marge haben und Mitarbeiter und in Europa die Standorte abgebaut haben. Das ist wirklich gute Standortpolitik, das ist wirklich gute Wirtschaftspolitik gewesen!

Und in der zweiten Zeitung lese ich: „Die Österreich-Tochter der britisch-niederländischen Unilever erzielte 2002 ein Umsatzplus von 4 Prozent auf 450 Millionen EUR.“ Auch das ist ja nicht erst 2002 entstanden, sondern sukzessive. 

Wir haben da massiv geholfen und noch einmal: Das ist die Sozialdemokratie damals gemeinsam mit Ihnen, Herr Stadtrat. Das haben Sie leider damals unterschrieben. Wir haben einer Firma geholfen, die es wahrscheinlich gar nicht notwendig gehabt hätte und das Grundstück wahrscheinlich selber hätte verkaufen können und verwerten können.

Meine Damen und Herren! Wer ist der Nutznießer, weil der Herr Kollege Pfeiffer gesagt hat, niemand ist Nutznießer? Wir haben ja nur einmal drei Fälle, weil wir sonst nicht über die Rundenzeit kommen. 

Beim Atzgersdorfer Friedhof hat er Recht. Im Augenblick gibt es dort keinen Nutznießer. Aber ich bin hellhörig geworden, wie der Kollege Schuster in dieser Sitzung, wo wir das besprochen haben, gesagt hat – ich glaube, es war der Kollege Schuster oder Ekkamp, einer von den beiden Kollegen, sie waren immerhin die eifrigsten der Sozialdemokratie, die waren nämlich immer da und haben immer mitgeschrieben, aber immerhin einer von den zweien hat das gesagt (GR Franz Ekkamp: Danke für das Kompliment!) -: „Ja Atzgersdorfer Friedhof, ja jetzt ist es nicht umgewidmet. Das heißt doch nicht, dass es für ewig nicht umgewidmet ist.“ Da bin ich natürlich – ich kann mir schon denken, dass du jetzt sagst, dass du es nicht warst, dann war es der Kollege. Ich brauche mir nur das wortwörtliche Protokoll heraussuchen. Es war mir ein bisschen zu mühsam, ich werde mir noch raussuchen, wer es war. Da kann ich mir schon denken, was in zwei, drei oder vier Jahren passiert: Man wird wieder daherkommen, vielleicht mit einer ein bisschen anderen Bebauung, aber ich bin sicher, Wien-Süd und Mischek bleiben nicht auf 120 Millionen Vermögensverlust sitzen, die werden das schon mit Ihrer Hilfe schaffen.

Das zweite ist die Assmayergasse. Auch wenn die Aufzonung, wie du gesagt hast, lieber Kollege, überall gleich ist, aber um das geht es gar nicht. Es geht darum, wie es dazu gekommen ist. Natürlich sind Tausende Kubikmeter mehr Möglichkeiten für den Inhaber dieses Grundstücks! 

Maurer Hauptplatz. Na bitte, selbstverständlich ist da das Gleiche passiert, auch wenn die Umgebung gleich hoch ist, gleiche Kubatur. Das ist nicht Aufgabe gewesen, dass wir uns im Untersuchungsausschuss die Umgebung anschauen, sondern wir haben uns konkrete Fälle anzuschauen! Und da, Kollege Pfeiffer, war deine Wortwahl nicht glücklich. Natürlich gibt es hier Leute oder Institutionen oder Firmen, die Nutznießer waren. 

Es gibt, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber etwas, was auch noch übrig geblieben ist und wir sind der Ansicht, das ist wirklich das einzig strafrechtlich relevante, was übrig geblieben ist. 

Auf der einen Seite hat die Dienstaufsicht im Großen und Ganzen wirklich versagt. 

2. Es gab bei diesen Flächenwidmungen Nutznießer. Man hat niemanden nachweisen können, dass irgendwelche Malversationen, Schmiergeld oder snst was geflossen ist. Das hätte mich auch sehr gewundert, dass sich derjenige meldet und sagt, da hab ich die Bestätigung, Madejski oder Kenesei, das kannst du vorlegen. Na bitte, das findest du überhaupt nirgends, das ist absolut unmöglich. Da können Sie sich gemütlich zurücklehnen, das wird nicht passieren. 

Aber - und das ist auch ein Grund, warum wir uns vielleicht überlegen müssen, in der Wiener Stadtverfassung die Untersuchungskommission ein bisschen zu ändern – Falschaussagen vernommener Personen anlässlich der Verhandlungen der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderats - und das ist ein wichtiger Punkt, meine sehr geehrten Damen und Herren und damit komme ich zum Ende - sind mit ganz wenigen Einschränkungen strafrechtlich leider nicht zu ahnden. Der Paragraph 288 – er heißt laut Gesetz „Falsche Beweisaussage vor Gericht“ - gilt auch nach Absatz 3 für falsche Aussagen in allen vom Nationalrat eingesetzten Untersuchungsausschüsse, gilt aber nicht für Untersuchungsausschüsse von Land und Gemeinde. Ein Punkt, wo man darüber nachdenken sollte, ob man da nicht eine Änderung herbeiführen sollte. 

Paragraph 289 Strafgesetzbuch sanktioniert Falschaussagen vor einer Verwaltungsbehörde. Nach der Rechtssprechung – ich bin gleich fertig, Herr Vorsitzender – fallen darunter nur Verwaltungsbehörden und Behördenorgane, weil sie durch das Gesetz mit Befehls- und Zwangsgewalt ausgestattet sind und in ihrem sachlichen und örtlichen Wirkungsbereich vollstreckbare bindende Anordnungen erlassen können. Das waren wir natürlich auch nicht in der Untersuchungskommission. Daher gilt auch hier der Paragraph 289 nicht.

Und jetzt kommt es: Aber sehr wohl gilt im Rahmen der Durchführung von Flächenwidmungsplänen, wenn es zu Urkundendelikten gekommen ist, zum Beispiel - steht drinnen - Auslackierungen oder Änderungen in den Unterlagen, dann spricht man deutlich von Urkundenfälschung im Sinne des Paragraph 223 StGB und weiters von Missbrauch der Amtsgewalt laut Paragraph 302 StGB. Und wir werden nur diesen einen Akt Assmayergasse, weil es für mich der einzige Akt ist, der unter Umständen oder mit ziemlicher Sicherheit strafrechtliche Folgen haben muss, der Staatsanwaltschaft hier übergeben, genau gereiht mit allen persönlichen Zeugenaussagen, die sich auf diesen Fall beziehen. Es wird dem Herrn Staatsanwalt oder der Frau Staatsanwältin obliegen, hier festzustellen, ob man Vorerhebungen einzuleiten hat oder nicht - ich nehme an, dass es das sein wird -, weil dann unterliegen alle Zeugen, die hier vorkommen - meine Damen und Herren, das sind alle jene Personen, die wir heute schon genannt haben, vom Bürgermeister abwärts bis Stadtrat, bis Beamte - per Eid der Wahrheitspflicht. Dann schaue ich mir an, was da rauskommt, weil es kann nicht sein, dass wir nicht entdecken, wer auslackiert hat, wer den Auftrag gegeben hat, warum es auslackiert ist und mit dem fühlen Sie sich konform, Herr Berichterstatter? Das kann es ja wirklich nicht sein! Da muss in der Flächenwidmung und in der Dienstaufsichtsbehörde irgend etwas schief gelaufen sein.

Wir werden uns sicherlich noch öfters über diese gesamte Problematik unterhalten. Sicherlich das nächste Mal bei Vorlage des nächsten Kontrollamtsberichts. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Ekkamp. Bitte schön. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren!

Wir haben uns hier in der ersten Diskussionsrunde ein wenig ein Bild machen können, wie eben gewisse Zitate aus dem Zusammenhang gerissen werden. Ich verstehe durchaus die Rolle der Opposition. Sie hat einen anderen Zugang zu den Themen. Aber ich glaube, ein wenig mehr Objektivität wäre schon angebracht. Wahrscheinlich sind ja die fehlenden Beweise, die ja so großartig angekündigt worden sind, der Grund dafür. 

Und ich weise auf noch etwas hin, was heute schon gesagt worden ist, nämlich dass auch unterschiedliche Zeugenaussagen bewertet. Ja, wir haben sie in der Untersuchungskommission festgestellt. Sie stehen auch in dem Bericht drinnen. Es steht nicht jede Detailaussage in diesem Bericht drinnen. Aber eine Aufgabe haben wir als Untersuchungskommission nicht: Die Bewertung der Aussagen und wir sollen uns nicht anmaßen, ein Gericht zu sein, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir haben nämlich die Aufgabe, die politische Verantwortung zu klären und laut Stadtverfassung einen sachlichen Bericht vorzulegen. Ich denke, wir haben einen sachlichen Bericht vorgelegt und jedes einzelne gesprochene Wort ist nachvollziehbar. Es ist nichts geheim und heute fertig geworden auch auf CD, nicht in drei Aktenordnern, sondern sogar auf CD, es ist sehr leicht mit dem Computer aufzurufen und jedes Wort und jeder Zusammenhang zu prüfen. 

Ich verstehe natürlich die Nervosität der Opposition, denn eines ist schon aus der sogenannten peniblen Untersuchung hervorgegangen: Der grün-blaue Beschuldigungsballon ist lautstark geplatzt. Diese Korruptionsvorwürfe, die am Beginn dieser Untersuchungskommission gestanden sind, sind eindeutig widerlegt worden. Aber leider wird mit demokratiepolitischer Ignoranz weiter beschuldigt, auch wenn es keine Beweise der politischen Verfehlung in Bezug auf Korruption und Begünstigung dahinter gegeben hat. Das ist eine Stilfrage, meine sehr verehrten Damen und Herren der politischen Arbeit. Wir müssen dies halt zur Kenntnis nehmen. 

Demokratie heißt auch, Ermittlungsergebnisse zur Kenntnis zu nehmen. Und auch wenn es den Freiheitlichen und den GRÜNEN nicht passt, das ist so in einer Demokratie, auch wenn sich die grün-blauen Wünsche nicht erfüllt haben, dass sich Ihre unseriösen Anschüttungen und Beschuldigungen am Beginn dieser Kommission bestätigt haben. 

Ich kann die Arbeit der ersten Untersuchungskommission als erfolgreich betrachten, und ich bin sogar froh darüber – es ist nicht immer der Fall, dass eine Regierung froh darüber ist, wenn es eine Untersuchungskommission gibt –, denn wir haben mit dieser Untersuchungskommission, die das ganze Jahr gedauert hat, endlich bewiesen oder beweisen können, dass nichts dran ist an den dubiosen Behauptungen. In Wahrheit, meine sehr verehrten Damen und Herren, haben Sie sich blamiert, denn von den großen und auch angekündigten Beweisen und Anschuldigungen ist in Wahrheit nichts übriggeblieben. 

Ich darf vielleicht ein Zitat unseres Vorsitzenden bringen, dem ich noch einmal den Dank ausspreche. Ich denke, an seiner Vorsitzführung gibt es ja überhaupt nichts zu rütteln. Er hat gegenüber der APA festgestellt – ich zitiere jetzt und reiße nichts aus dem Zusammenhang –: "Für den Verdacht der Korruption habe es seiner Ansicht nach keine Beweise gegeben." – Am 15. Jänner 2003 zur APA. Da können Sie noch so viel verdrehen. 

Ich würde gerade insbesondere dem Grünen Klub raten, sich in Zukunft solche blamable Vorstellungen zu ersparen. Bevor der Kollege Kenesei wieder so einen Ballon steigen lässt, wäre es, glaube ich, besser, genau zu recherchieren, alles genau anzuschauen, die Beweise und die Fakten sammeln. Dann erst geht man wahrscheinlich in die Öffentlichkeit. (GR Günter Kenesei: Nur nicht wo anstreifen, wo man dreckig werden könnte!)

Meine Damen und Herren! Es sind heute auch die so genannten Verwendungszusagen angeschnitten worden. Und das ist jetzt der große Beweis für die Schuld. Ja, Verwendungszusagen hat es gegeben, und wahrscheinlich hat jede Gemeinderätin, jeder Gemeinderat im Zuge seiner Arbeit in irgendeiner Form schon eine Verwendungszusage gegenüber den Bürgerinnen und den Bürgern gegeben, außer er ignoriert die Wählerinnen und Wähler. Denn wegen eines Kaffees oder wegen des schönen Wetters werden die Menschen sicher nicht mit uns als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in Kontakt treten, meine sehr verehrten Damen und Herren. Die Politikerinnen und die Politiker haben eben die Aufgabe, sich um die Anliegen der Menschen anzunehmen. Da nehme ich keine Partei aus, und ich gehe auch davon aus, dass Sie es machen werden.

Eine Feststellung der Freiheitlichen im Zuge der Verwendungszusagen. Da sind die Unilever-Gründe genannt worden, und da steht auch drinnen in ihrem ersten Textbeitrag, dass es eine Verwendungszusage für Umwidmung in ein Wohngebiet gegeben hat. Dies in der Absicht, Arbeitsplätze in Wien zu halten, weil Unilever in Schwierigkeiten war.

Meine sehr verehrten Damen und Herren der Freiheitlichen Partei! Das haben Sie richtig erkannt, es ging um Arbeitsplätze, aber Sie ziehen leider daraus wieder falsche Schlüsse und leiten politisch wieder etwas anderes ab. Die Politik hat nicht nur für Flächenwidmungen zu sorgen, sondern hat auch für ein engagiertes Wohnbauprogramm, wie wir es nach der Ostöffnung gehabt haben, die Flächenwidmungen bereitzustellen. Die Menschen erwarten sich Hilfe von der Politik insbesondere dann, wenn es um Arbeitsplätze und deren Existenz geht. Ich weiß das. Ich komme aus der Privatwirtschaft. Die Menschen klammern sich in schwierigen Situationen an jeden Strohhalm und erwarten sich Hilfe von der Politik.

Natürlich gibt es bei jeder Flächenwidmung, die vorgenommen wird, eine Wertsteigerung. In Wahrheit ist das ein Kapital der Stadt. Und was spricht denn dagegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man dieses Kapital dazu nützt, den Betrieb zu unterstützen und die Arbeitsplätze abzusichern? Was spricht dagegen, wenn man die Arbeitsplätze in Wien behält? Was spricht dagegen, dass man den Betrieb unterstützt?

Ich denke, wir stehen ständig in Konkurrenz mit dem Umland, wo Flächenwidmungen vorgenommen werden – darüber wird gar nicht gesprochen, das wird einfach gemacht –, um so die Betriebe anzusiedeln. Wir haben das auch bei der Aßmayergasse, glaube ich, klar herausgearbeitet. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir es nicht gemacht hätten, wenn wir keine Hilfe für die Menschen geleistet hätten, auch wenn es mit einer Umwidmung ist, wodurch man vielleicht einen Betrieb retten kann, dann wäre der Aufschrei der Opposition sehr, sehr laut. Ich erinnere mich da nur an einen Aufschrei in Grinzing, an einen Heurigenwirt, wo die FPÖ gesagt hat, die Stadt muss umwidmen, denn sonst geht der zu Grunde. Aber das würde jetzt zu weit führen. (GRin Heike Trammer: Das war ja das gleiche Problem! Bleiben Sie doch bei der Wahrheit!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gerade aber die Freiheitliche Partei lebt und agiert mit einer politischen Persönlichkeitsspaltung. Ich habe mir hier, weil ich ein Döblinger bin, ein Plandokument aus Döbling herausgesucht. Es gibt einen Beschluss vom 30.9.1998 betreffend das Plandokument 7020, Hohe Warte. In Döbling wird sehr viel Wert auf Grünraum gelegt, das soll aber nicht heißen, dass man nichts baut und verändert. 

Ich habe das jetzt recherchiert, und da ist es in erster Linie darum gegangen, dass man einen Bauplatz in der Stürzergasse von 360 Quadratmeter auf 470 Quadrat-meter erweitert. Kein Problem. Das ist von der MA 21 gemacht worden. Das heißt aber bereits schon wieder weniger Grünraum. Dann hat es einen Antrag gegeben, einen Antrag von freiheitlichen Mandataren. Da ist es darum gegangen, dass wir die Baufläche nach hinten, also die Bautiefe verändern, und zwar um zirka ein Drittel des gesamten Bauplatzes. Das liegt alles bei dem Plandokument 7020 auf und ist auch im Gemeinderat mit einem Abänderungsantrag beschlossen worden. 

Man denkt immer, das ist ein Döblinger Mandatar, der sich da einsetzt, weil er Kontakt hat. Es war kein Döblinger Mandatar, es war ein freiheitlicher Mandatar, er sitzt mittlerweile nicht mehr in diesem Gemeinderat herinnen. Aber wie gesagt, es ist kein Problem, es ist beschlossen.

Nur das Schöne kommt dann als nächster Schritt. Denn als das umgewidmet war, hat der Grundeigentümer dann ganz einfach eine Grundteilung beantragt, die auch noch durchgeführt worden ist. Jetzt hat er zwei Bauplätze. Auf der Hohen Warte, im schönen Grün hat er zwei Bauplätze und kann de facto zweimal bauen. Auf dem einen Grundstück in der Stürzergasse wurden 14 neue Wohnungen errichtet. Und für so etwas hat sich ein freiheitlicher Mandatar verwendet. Er hat dem eine Zusage gegeben, er wird sich dafür verwenden. 

Ob das der richtige Weg ist? – Ich habe kein Problem damit, aber man kann doch nicht jemand anderen etwas Unrechtes vorwerfen und selbst ... (GR Günter Kenesei: Aber dass man auch noch schriftlich zusagt, dass es eine Baubewilligung geben wird!) Das weiß ich nicht, ob es schriftlich war, es war halt so. (GR Günter Kenesei: Schriftlich! Mit Datum!) Jedenfalls stellen wir fest, dass es eine Vergrößerung des Bauplatzes gibt, eine Wertsteigerung, weil es leichter verkaufbar war. Und das ist halt eine Zusage eines freiheitlichen Mandatars.

Meine Damen und Herren! Jetzt wäre es spannend, noch einmal über die Ausgangslage zu diskutieren. Das werde ich aber nicht tun, denn die so genannten wasserdichten Beweise ist ja auch der Kollege Kenesei leider schuldig geblieben, obwohl das sehr viel Licht in das von ihm genannte Dunkel gebracht hätte.

Aber ich habe mir noch einen interessanten Fall angesehen, weil man immer so tut, als könnte einem Grünen das sowieso nicht passieren. Es ist ja undenkbar, dass sich ein Grüner dafür einsetzt, dass irgendetwas umgewidmet wird und dass da Widmungsgewinne zustande kommen.

Ich habe mir einen Fall angeschaut, und zwar – Moment, ich muss es noch suchen – das Plandokument 6881, beschlossen am 9. August 1996. Noch einmal: Ich habe kein Problem damit. Das betrifft eine Flächenwidmung im 15. Bezirk, Tautenhayngasse. Ich habe das ein bisschen vergrößert, das ist eine "Briefmarken"-Widmung, weil es nur ein kleiner Baublock ist, gar nicht viel, also kein größeres Gebiet. Dieses besagte Gebiet war gemischtes Baugebiet, Betriebsbaugebiet, Bauklasse III. Das Problem dabei: Man durfte keine Wohnungen darauf bauen. Jetzt wurde natürlich intensiv interveniert, weil das Interesse bestand, darauf Wohnungen zu bauen. Noch einmal: nichts Böses. Wenn im Zuge des Wohnbauprogramms zehntausend Wohnungen für Wien neu gebaut werden sollen, kommt das dem durchaus entgegen, wenn man eine Chance hat, dort Wohnungen bauen zu können. Und jeder Grundeigentümer hat ja das Recht, einzureichen.

Am 3. Mai 1995 wurde von einem Bauträger namens C & R Ökologische Bauprojekte GesmbH ein Widmungsansuchen für ein Wohnhausprojekt in der Tautenhayngasse 19 bei der Magistratsabteilung eingereicht. Der Wunsch der Firma war reine Wohnwidmung. Gewidmet wurde gemischtes Baugebiet beziehungsweise Wohnbaugebiet, Bauklasse III, 16 Meter Höhe. Nur die Ordnungsnummer 19 in der Tautenhayngasse, wo eben der Besitzer des Grundstückes C & R ist, wurde als GB, gemischtes Baugebiet, Strukturgebiet, gewidmet, hat mehr Trakttiefe – etwas, was immer wieder bekämpft worden ist – und eine Bauhöhe von 23 Metern, also auch mehr als bei den anderen. Das ist auch bei all den Fällen bekrittelt worden. Und das bedeutet ausgerechnet eine Kubaturerhöhung von sage und schreibe 102 Prozent gegenüber der alten Widmung. 

Das ist eine saftige Wertsteigerung, meine sehr verehrten Damen und Herren, und so etwas nennt man ja bekanntlich Widmungsgewinn, der da in eine private Firma eingeflossen ist. Das ist der Unterschied zur Baugenossenschaft, die den Widmungsgewinn an den Mieter weitergeben würde. 

Und jetzt kommt das Spannende. Wissen Sie, wer in dem Widmungsbegehren der Firma C & R Geschäftsführer und Gesellschafter war? Das war ein Gemeinderat der Stadt Wien. Es wäre nicht auszuschließen, dass es, wenn das einer von der SPÖ oder der ÖVP wäre, Tobsuchtsanfälle gebe. Skandal! Skandal! Das ist es. (GR Günter Kenesei: Ihr macht es über Dritte!) Aber nein, meine Damen und Herren, es war ein grüner Gemeinderat. Es war ein grüner Gemeinderat, der – jetzt sage ich es sehr genau – zum Zeitpunkt des Widmungsbegehrens am 3. Mai 1995 und bei der Beschlussfassung am 9. August 1996 diesem Haus angehörte und auch noch heute diesem Hause angehört. Ich bin gespannt, wie die Grünen damit umgehen. Die nachfolgenden Redner werden das sicher erklären. (GR Godwin Schuster: Doppelmoral! Totale Doppelmoral!

Es ist ein bisschen eine schiefe Optik dabei: Ein grüner Gemeinderat sucht an in Bezug auf eine Firma, bei der er Gesellschafter und Geschäftsführer ist und beschließt sich im Gemeinderat gleich selbst die Flächenwidmung, wodurch es eine Kubaturerhöhung gibt. Noch einmal: Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen, meine Damen und Herren. Ich will aber den Kollegen nicht kriminalisieren.

Ich sage nur: Der Gemeinderat hat nicht die Grundaufwertung beschlossen, sondern 10 000 Wohnungen in Wien neu zu bauen, und dafür da hat er für Grundflächen zu sorgen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man könnte noch länger darüber reden. Es ist eben so ein Bild: Man wirft dem anderen etwas vor, muss aber dabei aufpassen, dass man selbst nicht ertappt wird. Das ist halt doch eine gewisse Zweigleisigkeit, und das wirft auch ein Licht, glaube ich, auf die Glaubwürdigkeit so mancher Oppositionspolitiker. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie trotzdem um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet: Herr GR Mag Chorherr. Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Die gesamte Geschichte des Widmungsskandals – ja, des Widmungsskandals – hat ja eine Reihe von Akten. Ich werde, gerade wegen der Rede des Kollegen Ekkamp, auf alle diese Akten eingehen und versuchen, mit einer gewissen Ruhe einfach eine Analyse dessen vorzunehmen. 

Der Akt eins ist das, was die Ursache des Ganzen war und worüber man sich immer wieder wundert. Es gibt übergeordnete Interessen dieser Stadt: Grünpläne, Stadtentwicklungspläne, Wünsche des Bezirks, Überlegungen, was wie dicht wo gebaut werden soll. Und dann gibt es Wünsche des Bezirksvorstehers (GR Godwin Schuster: Der Bezirksvertretung!), der Bezirksvertretung, alle möglichen Dinge. Und wenn man heute durch gewisse Siedlungen geht, fragt man sich oft: He, wieso ist denn der Spielplatz so klein, oder warum ist es dort so dunkel, warum fällt da kein Licht ein? Und dann denkt man: Wer hat den da so komisch geplant? 

Tatsache ist, dass alle Grundstückseigentümer, ob Genossenschaften oder Private, aus kommerziellen Gründen eine einzige Rechnung vornehmen, wenn sie ein Grundstück kaufen. Diese Rechnung lautet: Ganz schnell einen Architekten drübergehen lassen, der berechnen kann, wie viel erzielbare Nutzfläche dort möglich ist, weil sich der Wert eines Grundstückes aus der erzielbaren Nutzfläche bestimmt. Und man wird alles versuchen, um die Nutzflächen zu erhöhen. 

Soweit, so ein sichtbarer Interessenkonflikt. Und dass auch eingereicht wird mit dem Wunsch, ich hätte dort gerne eine höhere Widmung, das ist ja soweit legitim. 

Der Punkt ist der – und das war der Grund des Widmungsskandals, das war der Grund des Untersuchungsausschusses; dabei bin ich noch immer nur beim ersten Akt –, dass bei allen dokumentierten Fällen am Rande der Legalität mit dubiosen Methoden immer den Wünschen gewisser Bauträger Rechnung getragen wurde. Entgegen übergeordneten Interessen! Das ist der zentrale Punkt. 

Und dass da nichts herausgekommen wäre, möchte ich Ihnen mit einem einzigen Satz jetzt hier widerlegen. Der dritte Akt lautet dann: Wie reagiert die SPÖ auf das? Ich zitiere den Herrn Kontrollamtsdirektor Dr List vom 4.12., der berichtet hat, dass er gewisse Teile an die Staatsanwaltschaft übermittelt würde, mit folgender wörtlichen Begründung. Nur weil Sie sagen, es ist eh nichts passiert, Herr Kollege Ekkamp. Ich zitiere den Kollegen List, denn uns glauben Sie nicht, das werde ich auch nicht ändern, auch wenn hier ich fünf Stunden rede. Der Kollege List sagt: "Die Vorlage an den Staatsanwalt erfolgte in Fällen, in denen ganz konkret strafbare Handlungen vermutet werden und es hierfür nach Möglichkeit auch Beweise gibt." – Das sagt nicht der böse Kenesei oder der Chorherr oder sonst wer, das sagt der Kollege List: "konkrete strafbare Handlungen vermutet" und "hierfür nach Möglichkeit auch Beweise gibt".

Jetzt sind wir nämlich beim zweiten Akt. Es geht nicht darum, dass Bauträger versuchen, Kubaturen zu erhöhen. Kollege StR Schicker erzählt Ihnen gerne viele Fälle von Widmungen, wo ihm im Vorhinein schon gesagt wird, ihr könnt ruhig so widmen, nachher holen wir uns die Kubaturen eh mit dem 69er, weil der Wunsch nach erhöhten Kubaturen wirtschaftlich begründbar ist; und darum gibt eine einziges relevantes Interesse: Mehr Nutzfläche, mehr Nutzfläche, mehr Nutzfläche! Es geht im zweiten Akt also nicht darum, dass der Wunsch da ist, sondern darum: Wie reagiert der Magistrat und seine Kontrollinstrumente? Hier übergeordnete Ziele – Grünraum, Kinder, Verkehr, Licht et cetera –, dort die Wünsche nach mehr Kubatur, mehr Kubatur, mehr Kubatur.

Und jetzt fällt es niemandem auf und findet auch niemand etwas Arges dabei, dass jener Spitzenbeamte, der, wie wir heute wissen, maßgeblich – maßgeblich! – bestimmt hat über diese Höhen der Kubatur, wie viel gebaut werden kann, gleichzeitig Konsulent bei jenen Firmen ist, die permanent einreichen. Und das – jetzt bin ich beim dritten Akt, den ziehe ich jetzt vor – finden alle okay. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein! – GRin Mag Sonja Wehsely: Nein, gar nicht!) Das finden alle okay, und das fanden alle okay. Von 1981 – ich denke, ich habe die Zahlen richtig im Kopf, sonst, Frau Kollegin Wehsely, korrigieren Sie mich –, von 1981, erstmalige Meldung, bis 1999, bis zu der inkriminierten Pressekonferenz von GR Kenesei war das alles okay. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist alles falsch, Herr Kollege! – GR DDr Bernhard Görg: Die Pressekonferenz war ein Jahr später!) Von 1981 bis 1999, also 18 Jahre, passiert das alles. – Also das ist einmal der eine Fall. 

Der zweite Fall ist das, was auch Kollege Görg angesprochen hat, und – noch einmal – ich versuche, Sie jetzt auch dahin gehend zu schützen, dass ich Ihnen nicht unterstelle, weder Ihnen noch dem Swoboda, dass es eine Weisung gibt: Du, armer Vokaun, bitte widme da rechtswidrig, denn ich will da jemanden begünstigen. Das war nie der Vorhalt. Der Vorhalt war, dass weggeschaut wurde, dass nicht kontrolliert wurde, wo man hätte kontrollieren können. 

Nächstes Zitat. Worauf hat sich vor allem der Kontrollamtsbericht bezogen, der in der Tat Unglaubliches zutage gefördert hat? Ich erspare es mir, noch einmal zu berichten, was da drinnen gestanden ist. Was hat das Kontrollamt gemacht? Es hat in etwas geschaut, was vielen SPÖ-Gemeinderäten und ÖVP-Gemeinderäten und vielleicht auch anderen Gemeinderäten nicht bekannt war: in die berühmten Handakte. Man hat einmal hineingeschaut, um zu sehen: Was verbirgt sich hinter den Widmungsvorgängen? Wer hat mit wem geredet? Wie ist das im Detail gelaufen? 

Eine zentrale Aussage für mich war die des Herrn Vatter ganz am Anfang, der gefragt wurde: Sagt einmal, wenn kontrolliert wurde, wie oft habt ihr in die Handakten hineingeschaut, um Dinge zu überprüfen? Wie oft haben Stadträte gesagt, geh schaut doch einmal hinein im Detail? Und was hat Herr Vatter, völlig korrekt und nur das System des Versagens, des Totalversagens Ihrer Kontrolle beschreibend, gesagt? Niemals. Das war völlig unüblich. Da hat man nicht hineingeschaut, denn wenn man da hineinschauen würde, wer weiß, auf was man da draufkommt. Da kämen wir zur Not auf so Sachen drauf wie das Kontrollamt und dann haben wir Mörderzorres. "Dann haben wir Mörderzorres!" – Warum? Welches Klima herrscht denn in diesem Haus? 

Nächste Zeugenaussage. Die ist von einem Dipl Ing Steiner, der gesagt hat – ich lese nicht alle die Dinge vor, Sie kennen diese Aussagen –: In diesem Haus herrscht ein Klima der Angst! Das hat er ausgesagt. Also wenn man da hineinschaut in so einen Handakt und draufkommt, welche Macheloikes bei der Widmung oder vor der Widmung passiert sind, wer weiß, was einem da passiert. – Alles jetzt vor dem Hintergrund, dass Sie feststellen: Es war eh alles in Ordnung.

Nächster Punkt – weil es immer nur heißt: der Steiner, der Steiner –: Auch der Kollege Kotyza, der sich maßgeblich gegen diese eine Widmung gewährt hat, weil sie im Gegensatz zu übergeordneten Grünrauminteressen gestanden ist, sagt das dem Kollegen Görg, sagt das anderen, weist auf ganz vieles hin, was hier rechtlich passiert. In seiner Aussage heißt es: Er hat ziemlich verärgert darauf reagiert mit dem Hinweis, er habe schon eine Unterschrift gegeben. Und er sagt dann, so lange wurde ihm signalisiert: Hör auf! Hör auf! Hör auf! Und weiter: Ja, dass ich nicht aufhöre dagegen zu protestieren, damit habe ich meine Rolle ausgespielt gehabt. – Also auch ein Zweiter sagt das.

Also wir haben jetzt einmal dieses Kartell, das man damit rechtfertigen kann, dass man sagt, na ja, wir haben ja so viele Wohnungen bauen müssen, seien wir doch froh, dass da irgendein armer Bauträger daherkommt und sagt, bitte widmet mir ein bisschen mehr Wohnungen da drauf. Und wenn er sich schon so bemüht, dass er mehr Wohnungen in Wien hat, dann kriegt er halt ein paar mehr. Ist doch eh im Interesse der Stadt. Das hat auch Swoboda hier gesagt. 

Also hier gab es eine Reihe von Dingen, wo man – da bleibe ich bei Brecht – so eingenommen von sich selber sein musste wie diese regierende Partei hier in der SPÖ, die auch die damals regierende ÖVP angesteckt hat, dass man – ja, Brecht – gesagt hat: Was brauche ich mir diese Aussagen anzuschauen? Ich weiß doch eh, es war alles in Ordnung, ich weiß doch eh, da sitzen nur Schlechtmacher. 

Was insbesondere deshalb besonders grotesk ist, weil Kenesei dem Swoboda oder dem Görg nie vorgeworfen hat, dass sie sich bereichert haben oder gar Korruption von ihnen gegeben war. (GR DDr Bernhard Görg: Das wäre ja noch schöner!) Es wurde immer nur gesagt: He, klären Sie das auf! Da in Ihrem Haus passieren Rechtswidrigkeiten, da werden Bauträger begünstigt, da passieren üble Sachen, entgegen übergeordneten Interessen. – Nein, das ist Schlechtmacherei,

Und interessant war ja eines. Bei wem ist die SPÖ, die sich in dieser Untersuchungskommission nicht durch enorme Fragenlust ausgezeichnet hat, aufgewacht? Bei welchem Zeugen wurde intensivst nachgefragt und noch und noch und noch? Ein einziger Zeuge war das, das war der GR Kenesei, denn da hat man es wirklich wissen wollen. Was reitet diesen Querulanten, uns das hier einzubrocken? – Das war der Punkt. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt doch nicht! – GR Gerhard Pfeiffer: Politisch schaut da nichts heraus!)

Nächste Geschichte, was da alles bekannt war und bekannt wurde, womit ich jetzt zum letzten Akt kommen möchte, der mich am meisten von allen schockiert. (GR Godwin Schuster: Ja der vom 15. Bezirk!) Ich bringe Ihnen das im Detail hier mit Ihrem Fachbeirat. Was ist das für ein System – und jetzt lasse ich das Ganze mit dem Auslacken weg ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, Ihre Redezeit ist beendet. 

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Die paar Sekunden krieg ich noch dazu, ja? – Ich lasse das Auslacken weg, jetzt lasse ich weg, um die fünf Sekunden zu sparen, wo er sagt, es konnte nicht nachgewiesen werden, wie der Akt vom StR Görg zurück zum Vokaun gekommen ist und dort verbessert wurde. Da sind wir nicht draufgekommen. Wahrscheinlich ist er geflogen, der Akt. Oder nein, im Untersuchungsausschuss steht: Zufällig hat eine Haushälterin den Tisch gewischt beim Görg, das ist der Akt dann in einen Korb gefallen. Den Korb hat sie genommen, und auf dem Weg rüber – denn nachher musste sie, das war in ihrem Dienstplan, beim Vokaun putzen – ist ihr der Akt wieder herausgefallen, und dann hat sie das Tippex umgeleert. Damit ist das gelbe Zetterl passiert. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ha, ha, ha!) Nicht ha, ha, ha. Sie begründen hier: Wir wissen nicht, wie das passiert ist. Aber dass es passiert ist, ist doch wohl außer Streit. 

Kurz, bevor eine Widmung passieren soll, verschwindet ein Akt aus einem Stadtratbüro, taucht wieder auf bei einem Referenten, bei einem führenden Beamten, der noch ganz geschwind ein paar Kubaturen hinzufügt, und dann heißt es nur: Ja wir sind nicht draufgekommen. Statt sich zu fragen: Wie ist das möglich, dass so etwas passiert? Welche Kontrollinstrumente haben da versagt?, sagen Sie nur: Nein, das ist alles in Ordnung. – Das nur als ein Detail. (GR Gerhard Pfeiffer: Jetzt wird der Politakt zur Schmiere!)

Das nächste ist eine Geschichte, die ich auch besonders arg finde als Detail dieses Sittenbildes. Alle wirken danach. Da gibt es dann eine entsprechende Sitzung einer hochrangigen Kommission, die Flächenwidmungspläne kontrollieren soll. Da bringt man das dann über einen Nachtrag ein und nicht auf der ordentlichen Tagesordnung, weil man weiß, da gibt es Widerstände dagegen, genau aus den Gründen, warum auch Kotyza und andere dagegen waren. Im Nachtrag bringt man das dann, ganz am Schluss, wo schon etliche weg sind, und dem Kollegen Kotyza bescheidet man: Du hältst dort die Pappn! Im Klartext heißt das, dass vorher ein Pickerl passiert – das nächste Pickerl –, und da steht – vor der Sitzung bitte, die darüber beraten soll –: "Das Ding ist gelaufen. Mit Hollein wurde vorher gesprochen. Weitere Diskussionen erübrigen sich. Die MA 18 gibt nichts ab." Vor der Sitzung! "Die Sache ist gelaufen". 

Aber es ist alles in Ordnung. Das macht man halt so. Vor der Sitzung sagt man, die Sache ist gelaufen. Das ist alles total in Ordnung, und die MA 18 gibt nichts ab, denn wenn ein Beamter sagt, das widerspricht übergeordneten Interessen, dann sagt man dem: Du hältst den Mund, denn es wurde schon alles geklärt.

Ich habe jetzt nicht die Zeit, Ihnen zu schildern, wie sich die Frau Kollegin Jilka windet, um zu sagen, was sie mit "Ding gelaufen" meint. Das war ja nur so gesprochen, es wurde ja nur informiert, weil das ja vorher immer so ist.

Es gab viele, viele Fälle dieser Art. Und da kommt man nicht drauf, dass da was falsch gelaufen ist? Da kommt man nicht drauf, dass Kontrollinstrumente versagt haben? Da kommt man nicht drauf, dass man sehr wohl Interessen etwas entgegensetzen muss? Das ist der Punkt, den ich arg finde. 

Mit so einem Bewusstsein, Frau Kollegin Wehsely! Ich frage mich immer ernsthaft – wir haben schon einmal auch unter vier Augen darüber diskutiert –, wenn Sie und andere hier referieren: Glauben Sie das wirklich? (GRin Mag Sonja Wehsely: Wir fragen uns, was Sie glauben!) Glauben Sie das wirklich, dass alles in Ordnung ist, mit alle den Kenntnissen, die Sie aus der Lektüre der Kommission haben können? (GRin Mag Sonja Wehsely: Glauben Sie das wirklich, was Sie sagen?) Ja, ich glaube das wirklich. Ich glaube wirklich, dass ihr wegschauen wollt. 

Ich habe bewusst den Brecht vorgelesen, wie diese Inquisitoren wirklich geglaubt haben, das darf nicht sein. (GRin Mag Sonja Wehsely: Glauben Sie, was Sie da vortragen?) Ich brauche das überhaupt nicht durchzuschauen, denn was ich da beim Durchschauen sehe, ist ja nur falsch. Also schaue ich das nicht durch, also schaue ich mir diese Dinge überhaupt nicht an. – Das ist der Punkt, um den es da geht. 

Nun zu dem Fall, der wirklich zeigt, wie Sie daneben sind, Herr Kollege Ekkamp, dass man in einem Gebiet Wohnungen bauen will und sagt: He, ich würde dort Wohnungen bauen! Ja, das wurde beantragt. Es wurde mir sogar nahegelegt, da könnte man einen 69er machen. Ich habe, weil ich Gemeinderat war, gesagt, ja dort ließe sich ein 69er – im Altbau, nicht im Neubau – realisieren, ich halte das aber für unzulässig. Also keinen 69er. Dort gibt es jetzt Wohnungen im Rahmen der übergeordneten Dinge. (GR Franz Ekkamp: Das ist Intervention!) Alleine, dass Sie diese zwei Sachen vermischen, zeigt, dass Sie nichts, aber überhaupt nichts begriffen haben. (GR Godwin Schuster: Sie verwechseln Uneigennützigkeit und Eigennützigkeit von Intervention!)

Darum haben wir dieses Buch herausgegeben, um all denen, die sich dafür interessieren – und das sind zum Glück viele: Architekten, Studenten, Öffentlichkeit, Bürgerinitiativen –, zu zeigen, wie Widmungspraxis funktioniert und wie völlig ungeeignet und unwillens Sie sind, Kontrolle in dieser Stadt auszuüben. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster zu Wort gemeldet: Herr Dr Ulm. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorredner!

Es ist Ihnen jetzt sicher nicht gelungen, nachzuweisen, dass es einen Widmungsskandal gegeben hat und dass politische Verantwortung nicht wahrgenommen worden ist. Sie haben aber sehr leicht den Nachweis erbracht, dass Sie sich nicht nur ausgezeichnet als Gemeinderat und Klubobmann eignen, sondern auch als Kabarettist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie sollten auch ein bisschen lustiger sein!)

Aber ich hatte noch eine ganz andere Assoziation bei einem Parteifreund von Ihnen, nämlich beim Herrn Kollegen Kenesei, und zwar hatte ich da die Assoziation mit Goethe. Nicht, weil ich im Entferntesten den Herrn Kollegen jetzt direkt mit dem großen Dichter vergleichen möchte, auch seinen Redebeitrag nicht im Entferntesten an Werke des großen Dichters heranrücken möchte, aber ein Werk ist mir dabei schon eingefallen, und zwar ist es das Werk von Goethe "Aus meinem Leben – Dichtung und Wahrheit". Und es war halt ein bisschen viel Dichtung dabei, und die Wahrheit ist ein bisschen zu kurz gekommen.

Es ist nämlich Dichtung, wenn Sie sagen, die Vorwürfe des GR Kenesei wurden voll durch das Kontrollamt bestätigt. Wahr ist vielmehr: Sie haben Korruptionsvor-würfe erhoben, die wurden überhaupt nicht bestätigt. 

Dichtung ist, wenn Sie sagen, die Kommission hat die Verfahrensmängel, die das Kontrollamt festgestellt hat, nicht bestätigt. Ja selbstverständlich wurde das bestätigt von der Untersuchungskommission. Nicht bestätigt wurde allerdings der besagte Klammerausdruck, über den Sie hinweggegangen sind. (GR Günter Kenesei: Wo ist das bestätigt worden?) Sie sind in der Kommission gesessen. (GR Günter Kenesei: Wo ist das bestätigt worden? Den Satz im Endbericht hätte ich gerne gelesen!) Sie können es allen fünf Akten entnehmen, Sie können es auch der Beschreibung im Endbericht zu den fünf Aktenstücken entnehmen. 

Und Dichtung, Herr Kollege, ist es auch, wenn Sie glauben, dass es die Aufgabe der Untersuchungskommission gewesen wäre, dem Herrn OSR Vokaun eine strafbare Handlung nachzuweisen. Das wäre nämlich die Aufgabe der Staatsanwaltschaft, die sich, glaube ich, seit ungefähr drei Jahren redlich bemüht. Wir werden sehen, ob es greifbare Ergebnisse gibt. Bis jetzt gibt es diese greifbaren Ergebnisse für uns jedenfalls nicht.

Es sei an dieser Stelle klar darauf hingewiesen, dass es Vizebürgermeister Dr Görg zu verdanken ist, dass diese Untersuchungskommission überhaupt ihre Arbeit aufnehmen konnte und dass tatsächlich ein sehr interessanter Bereich der Wiener Stadtverwaltung untersucht werden konnte. Dr Görg ist Erfinder und Durchsetzer dieser Untersuchungskommission, weil er weiß, wie wichtig die Kontrolle der Verwaltung und die Überprüfung der politischen Verantwortung durch Abgeordnete ist. (GR Godwin Schuster: Die Überschrift hat er erfunden!) Unbestritten, Herr Kollege Schuster, ist das selbstverständlich von SPÖ und ÖVP beschlossen worden, aber kein politischer Beobachter geht davon aus, dass diese Untersuchungskommission auch zustande gekommen wäre unter einer SPÖ-Alleinregierung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sorgen Sie als ÖVP auch auf Bundesebene dafür, dass es Untersuchungskommissionen gibt! – GR Godwin Schuster: Auf Bundesebene gibt es noch kein Wort davon!) 
Jetzt ist es Ironie der Geschichte, dass sich die erste Untersuchungskommission genau auf die Tätigkeit ihres Erfinders konzentriert. Die Geschichte ist aber nicht nur ironisch, sehr geehrte Damen und Herren, die Geschichte ist auch gerecht. Sie ist wahrscheinlich nicht immer gerecht, aber in diesem Fall zumindest ist sie gerecht, denn richtigerweise ist hervorgekommen, dass dem VBgm Dr Görg nichts vorzuwerfen ist, dass er keine politische Verantwortung hätte übernehmen sollen und ihm auch keine Unterlassung vorgeworfen werden kann.

Ganz im Gegenteil! Da darf ich jetzt ein bisschen auf das bisherige Vorbringen der FPÖ eingehen, wonach man meint, Dr Görg als Person ist an sich über alle Vorwürfe erhaben, aber er hat nicht so wahnsinnig viel gemacht, er hat die Dinge laufen lassen. Es gibt sogar eine Presseaussendung, nach der er sich vornehm zurückgehalten hätte, was die Rechtsansicht des OSR Vokaun im Zusammenhang mit dem Atzgersdorfer Friedhof betrifft.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Gegenteil ist wahr! Tatsächlich war es Dr Görg, der dafür gesorgt hat, dass dieses Widmungsverfahren gestoppt wurde. Tatsächlich hat er sich nicht zufrieden gegeben damit, dass ihm vom Obersenatsrat mitgeteilt wurde: Und im Übrigen gibt es da auch noch ein Rechtsgutachten, worauf man umwidmen müsste. – Nein, er hat es dabei nicht belassen. Besonders feinfühlig war er sogar, wie sich aus den Protokollen ergibt. Denn auf Grund der Tatsache, dass das vom Berichterstatter OSR Vokaun sozusagen als Argument nach dem sachlichen Bericht hinten angereiht wurde, hat er gedacht: Diese Reihenfolge der Argumentation finde ich überraschend, das interessiert mich jetzt doch näher. Und er hat darauf bestanden, dass ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben wird. Es ist dann zu einem solchen gekommen durch OSR Dr Schiller, Leiter der Bauoberbehörde und der Bauordnungspapst im Wiener Magistrat.

Aber auch damit hat sich Dr Görg noch nicht zufrieden gegeben. Als er erfahren hat, dass dieses Gutachten unrichtig sein könnte – das wurde nämlich von OSR Dr Ponzer moniert –, hat er den Stopp dieser Widmung verfügt, und es ist nicht zur Umwidmung gekommen.

Es ist mir aber schon ein Anliegen, festzuhalten, dass diese Untersuchungskommission, die in einer sehr rechtsschutzorientierten und einer sehr sachlichen Art und Weise Vorgänge im Magistrat überprüft hat, schon auch zu dem Ergebnis gekommen ist, dass nicht alles in Ordnung ist und dass es keinen Grund gibt, Missstände, die tatsächlich aufgetreten sind, und Dinge, die sich lohnen, weiter untersucht zu werden, nicht auch zu besprechen. Das möchte ich sehr gerne tun, und ich denke mir, dass es möglich sein muss, auch noch über den Wortlaut des Berichtes hinaus Anmerkungen zu machen.

Eine solche erste Anmerkung möchte ich zur Aktenführung des Magistrats machen. Auf Grund meiner beruflichen Tätigkeit weiß ich ein bisschen, wie Akte beim Bund geführt werden, insbesondere kenne ich das natürlich aus der Gerichtsbarkeit. Es ist nicht notwendig, wiederum die maria-theresianische Kanzleiordnung einzuführen, aber sie hatte schon auch ihr Gutes. Was ich vermisse, das ist eine Kanzleiordnung des Magistrats, um zu einer Aktenführung zu kommen, die dem Rechtsstaat besser Genüge tut. 

Wir wurden immer wieder konfrontiert mit offiziellen Akten, mit Handakten, mit persönlichen Aufzeichnungen. Frau Dipl Ing Stich hat beispielsweise ein Diensttagebuch geführt, was eine ganz persönliche Aufzeichnung darstellt. Ich meine, dass es so etwas wie einen Aktenspiegel selbstverständlich geben sollte, dass selbstverständlich eine Durchnummerierung aller Aktenseiten erfolgen sollte und dass sichergestellt sein muss, dass aus dem Akt nichts entfernt werden kann, ohne dass das sofort auffällt. 

Ein kritisches Wort möchte ich auch noch zur Vergabe von Verwendungszusagen durch Stadträte sagen. Jetzt kommt es natürlich immer darauf an, wie man diese Verwendungszusagen interpretiert und was man darunter versteht.

Bei schriftlichen Verwendungszusagen meine ich schon, dass diese problematisch sind, weil sie im Endergebnis natürlich die Kompetenz des Gemeinderates, zu widmen, aushöhlen und weil sie die Entscheidung durch das berufene Gremium, nämlich den Gemeinderat, vorwegnehmen. Denn was soll denn schon passieren im Verwaltungsablauf? Es ist damit zu rechnen, dass das Verwaltungsverfahren bereits in die Richtung des Wunsches läuft. Am Ende des Verwaltungsverfahrens steht dann der Planungsausschuss. Es gibt nur ganz seltene Fälle, dass Punkte, die einmal auf die Tagesordnung des Ausschusses kommen, dann nicht auch beschlossen werden. Gleiches gilt für den Gemeinderat. Es gibt allerdings auch Ausnahmen. Ich darf da an die Sensengassen erinnern. Aber der Akt ist nur deshalb so interessant, weil er die Ausnahme von der Regel darstellt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube auch, dass man über einen Fachbeirat wie Stadtplanung und Stadtgestaltung reden darf. In der Tat ist das, was mein Vorredner angesprochen hat, etwas, was doch überraschend war. Das ist natürlich ein Zitat, mit dem man nicht rechnet. Das Ergebnis findet sich auch in den Medien wieder, und leider Gottes müssen wir feststellen, dass da der Beirat nicht mehr als makellos beschrieben wird und dass man auch von einer Befangenheit eines Vorsitzenden ausgehen kann, der derart viele Funktionen auf einmal ausübt. 

Ich glaube daher, dass es wichtig wäre, sich mit dem Regulativ des Fachbeirates auseinander zu setzen, um grundsätzlich über Besetzung, Geschäftsordnung und Transparenz all dieser Dinge im Zusammenhang mit dem Fachbeirat zu debattieren.

Jetzt komme ich zur Konsulententätigkeit des Herrn OSR Vokaun. Da muss man, glaube ich, auch etwas ganz klar festhalten: Kein Mensch findet, dass die Genehmigung dieser Konsulententätigkeit in Ordnung ist. Das ist auch mit dem Wortlaut des § 25 der Dienstordnung überhaupt nicht in Einklang zu bringen, denn dort steht, dass der Beamte keine Nebenbeschäftigung ausüben darf, die die Vermutung seiner Befangenheit hervorruft. Er muss gar nicht befangen sein, es könnte nur die Vermutung dafür bestehen. Das genügt bereits. Es ist ganz klar, dass dann, wenn jemand einen Konsulentenvertrag mit der Wien Süd hat, auch wenn dieser beschränkt ist auf die Tätigkeit in Niederösterreich, der Anschein einer Befangenheit hervorgerufen werden kann, wenn dieser auch zuständig ist für Widmungen eines solchen Bauträgers.

Was ist aber nun die Konsequenz? Die Konsequenz ist, dass der Vorwurf an den Herrn StR und VBgm Dr Görg sicher nicht richtig ist, denn der hat, als er von seinem Konsulentenvertrag erfahren hat, Rücksprache gehalten und hat erfahren, dass dieser Konsulentenvertrag von der Magistratsdirektion genehmigt worden ist. Er musste sich darauf verlassen, dass das richtig ist. Er hatte nämlich keine Einsichtmöglichkeit in den Personalakt. Wenn jetzt hier gesagt wird, da hätte doch der zuständige Stadtrat etwas machen müssen, dann kann man das der Personalstadträtin oder dem jeweiligen Personalstadtrat vorwerfen; zuletzt ist das Frau Mag Brauner.

Ein wichtiger Punkt ist sicherlich auch der § 69 der Bauordnung, der sehr ausgiebig besprochen wurde im Zusammenhang mit der Tätigkeit dieser Untersuchungskommission. Es geht dort um die unwesentlichen Abweichungen von den Bebauungsvorschriften. Ich glaube, das es hier zu einer Veränderung kommen wird und auch zu einer Veränderung kommen muss, und ich glaube auch, dass die Tätigkeit der Kommission die Grundlage dafür geliefert hat. 

Es ist auch die Wissenschaft, die sich mit diesem § 69 der Bauordnung intensiv auseinander gesetzt hat. Ich verweise auf den Kommentar "Wiener Bauvorschriften" von Prof Geuder und Dr Hauer, Senatspräsident des Verwaltungsgerichtshofes. Auch die meinen, dass diese Bestimmung äußerst problematisch ist. Und in der Tat gibt man hier bei der Genehmigung eines Bauvorhabens einem Bezirksbauausschuss mehr Kompetenz in die Hand als dem gesamten Magistrat, denn der Magistrat ist bei der Baubewilligung ja gebunden an bestehende Bauvorschriften und Widmungsvorschriften. Darüber hinausgehend abweichen kann aber der Bauausschuss im Bezirk, dem man damit eigentlich eine bedeutendere Rolle einräumt als dem Magistrat. Besonders problematisch – und darauf wird auch in dem Kommentar hingewiesen – ist, dass der Magistrat als Baubehörde erster Instanz selbst an eine eindeutig rechtswidrige Entscheidung des zuständigen Bauausschusses gebunden wäre. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich meine daher, dass diese Untersuchungskommission, auch wenn nichts herausgekommen ist, dennoch ein voller Erfolg war, dass der Bericht sachlich und richtig abgefasst wurde, dass es aber natürlich politische Schlüsse daraus zu ziehen gilt, zu denen die unterschiedlichen Fraktionen einen unterschiedlichen Zugang haben, dass wir diese Diskussion und diese Debatte aber selbstverständlich weiterführen werden. Das ist der Grund, warum wir hinter diesem Bericht stehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist beschämend, wenn man nach einem Jahr intensiver Kommissionssitzungen miterleben musste, welche Fakten, Widersprüche, Versäumnisse auch politisch Verantwortlicher auf den Tisch gekommen sind, wenn man heute hier im Gemeinderat seitens der SPÖ und leider Gottes auch seitens des ehemaligen Koalitionspartners ÖVP – beide sind ja davon betroffen, in den Skandal involviert – erleben muss, wie sie aus einem Skandal der Regierenden, der politisch Verantwortlichen versuchen, einen Skandal der Opposition zu machen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde Ihnen noch ein paar Fakten nennen, woraus auch Sie vielleicht erkennen – Sie sind ja nicht in der Kommission gesessen, daher wissen Sie auch nicht Bescheid –, dass Sie sich von Ihren Kolleginnen und Kollegen täuschen lassen. Und auch das, was in dem Schlussbericht der SPÖ/ÖVP steht, ist das Papier nicht wert, auf dem es gedruckt ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie sollten sich entweder wirklich besser informieren und nicht ganz Ihren Kollegen trauen und glauben, auch nicht der ÖVP, weil Sie ja hier in einem Boot sitzen. Und das merkt man auch. Ich vermisse ein bisschen die Angriffsfreudigkeit, die die ÖVP nach den letzten gewonnenen Wahlen in Richtung SPÖ gezeigt hat. Heute ist wieder ein Schulterschluss, der erstaunlich ist. Wir machen uns unseren Reim darauf. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich weiß schon, diese Koalition des Zudeckens, des politischen Handelns wird heute fortgesetzt, weil es für beide unangenehm ist, wenn einer der beiden Partner plötzlich das Schweigen brechen würde. Daher sind sie so eng miteinander verbunden. (GR Gerhard Pfeiffer: Recht muss Recht bleiben!) So ist es. Nur Ihre Darstellung heute hat nichts mit Recht zu tun. Haben Sie neue Unterlagen, die Sie nicht vorgelegt haben? Haben Sie noch einen Handakt wo gefunden? Nun gut, jetzt ist es zu spät, wir sind ja bei der Debatte des Schlussberichtes. 

Es ist um die Frage der genauen Untersuchung gegangen, ob der Abteilungsleiter, der ehemalige SR Vokaun, im Zusammenhang mit den Flächenwidmungen Gegenleistungen oder persönliche Vorteile erhalten hat. Dipl Ing Steiner, ein glaubwürdiger Zeuge, sagt, dass er Vokaun als politisch motiviert und außengelenkten Menschen betrachtet. Er verweist darauf – das ist die Aussage des Dipl Ing Steiner –, dass man es im Rathaus nicht ungern gesehen hat, wenn bestimmte Wohnbauträger zum Zug kommen oder politische Verbindungen zur SPÖ bei Flächenwidmungen besonders berücksichtigt werden. Das sind doch alles Aussagen von einem glaubwürdigen Zeugen, die beweisen im Verlauf der Vernehmungen, dass hier sehr wohl der Vorteil für die SPÖ bewusst angedacht war und auch danach gehandelt wurde. 

Die FPÖ kommt jedenfalls zu dem Schluss, dass diese Aussagen Steiners beweisen, dass es hier politische Verbindungen auch zu entsprechenden Verantwortlichen nicht nur in der Beamtenschaft, sondern auch hin zu den politisch Verantwortlichen gibt, die mit Wissen zugeschaut und nichts unternommen haben. 

Die genaue Klärung der Frage, ob sich der ehemalige Abteilungsleiter bei der Immobilienmesse in Cannes Vorteile verschafft hat oder ob hier ein Schaden für die Stadt Wien eingetreten ist, ist auch interessantes Detail. Vokaun hat sich zur Immobilienmesse angemeldet und hat sich dann, damit er der Stadt Wien etwas spart, nicht als Beamter der Stadt Wien dort angemeldet und eintragen lassen – davon wussten aber auch wieder seine politischen Vorgesetzten –, sondern er hat dann plötzlich als Mitarbeiter beim Aussteller der Bauträgergesellschaft Wien Mitte fungiert. Die Stadt Wien hat die Hälfte nachgelassen bekommen von der doch beträchtlichen Teilnahmegebühr. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir schon so weit sind, dass politisch Verantwortliche zuschauen, wie sich ein Beamter der Stadt Wien bei einer internationalen Messe zum halben Preis einschleicht, und das toleriert wird und es da keinen Aufschrei gibt, dann wundere ich mich nicht, dass es auch bei Verfehlungen bei Flächenwidmungen keinen Aufschrei gegeben hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Dipl Ing Vokaun war auch Konsulent der Wien Süd. Das haben wir heute schon öfter gehört. Und ein Fakt, den sie offensichtlich vom Tisch wischen, der auch in Ihrem Bericht nicht vorkommt, der auch vom Kollegen Ulm falsch dargestellt wird: Dipl Ing Vokaun war angeblich nur in Niederösterreich tätig. Das behaupten Sie immer, das schreiben Sie in Ihrem Bericht. Es stimmt nur nicht, denn wenn Sie sich bitte die Zeugenaussage des Direktors Hans Wöhrer von der Wien Süd anhören und lesen, dann werden Sie feststellen, das derjenige, der es wissen muss, nämlich Direktor Hans Wöhrer, vor der Untersuchungskommission gesagt hat, Vokaun war beim Atzgersdorfer Friedhof beteiligt, zum Beispiel, wenn Architekten Entwürfe vorgestellt haben. Und ob das vor oder nach dem betreffenden Ankauf durch die Wien Süd war, konnte Hans Wöhrer nicht sagen. 

Also bitte eines ist schon klar: Wenn Sie sagen, die Frage der Unvereinbarkeit, der Unzulässigkeit dieser Nebenbeschäftigung ist nicht so streng zu sehen, denn er war ohnehin nur in Niederösterreich tätig, und es kommt aus der Untersuchungskommission heraus, das er nicht nur in Niederösterreich, sondern auch in Wien tätig war, und Sie verschweigen das im Bericht, Sie behaupten hier sogar das Gegenteil davon, dann frage ich, welche Qualität Ihre Aussagen noch haben können. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie interpretieren das falsch!) Da gibt es nichts zu interpretieren, das ist wortwörtlich mitgeschrieben. (Beifall bei der FPÖ.) Es gibt keine Interpretationsmöglichkeit über "er hat an der Flächen-widmung Atzgersdorf teilgenommen". Da ist keine falsch Interpretation möglich. (GR DDr Bernhard Görg: Das musste er ja sogar!) Ich weiß schon, dass Sie da ein bisschen nervös werden, Herr Stadtrat. (GR Christian Oxonitsch: Soll er als Magistratsbeamter nicht dort sein? Es geht ja um seine Beamtentätigkeit! Das ist eine unseriöse Darstellung!) Das ist schon möglich, dass Sie da nicht ganz zufrieden sind. 

Und weil es, Herr StR Görg, auch um die Frage geht, ob die Verantwortlichen, Sie zum Beispiel, etwas wussten: Das haben Sie auch wissentlich überlesen, nicht in den Bericht hineingenommen. 

Der Stellvertreter Dr Sengelin, der den Akt zum Atzgersdorfer Friedhof federführend übernommen haben soll von Vokaun, hat diesen Akt nie federführend übernommen, er war nur kurzfristig als Urlaubsvertreter damit befasst. Das hat er auch ausgesagt. (GR DDr Bernhard Görg: Habe ich das behauptet?) Na, Moment! Sie werden gleich sehen, worum es geht. Sie haben das nicht behauptet, aber im Zusammenhang mit dieser Befragung stellt sich Interessantes heraus. Er sagt: Es war aber ohnehin Wurscht, wer von den Beamten den Akt federführend geführt hat, denn die höhere Stelle habe das entschieden, und er habe schon x-mal gesagt, wer die höhere Stelle sei. 

Nach näherem Befragen: Es war mein unmittelbarer Vorgesetzter. Es ist der Bereichsleiter Dr Klotz. Von dort ist es besprochen worden, beim Baudirektor, beim Stadtrat. Aussage Vokaun. 

Eine höhere Ebene? – Bereichsleiter Dr Klotz: Ich glaube, dass das übergeordnete Stellen sind. Also wenn von dort nicht die Entscheidung gekommen ist, würde der Antrag ja nie gestellt worden sein, denn das ist ja eine Sache, die nicht ein Abteilungsleiter treffen kann, sondern die auf höhere Ebene zu treffen ist. 

Wenn Sie diese Aussagen nicht würdigen wollen, weil sie Ihnen unangenehm sind und weil sie Ihre Verquickung in den Skandal beweisen, dann verstehe ich das schon, aber bitte halten Sie doch nicht die Mitglieder des Gemeinderates, die zum Teil auch Mitglieder der Untersuchungskommission waren, für so dumm, dass sie Ihnen auf den Leim gehen und einen Bericht zur Kenntnis nehmen werden, in dem die Unwahrheit drinnen steht – im Gegensatz zu dem, was protokolliert ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Dann müssen Sie mit der Kollegin sprechen! Die war einverstanden! Das ist wirklich haarsträubend, was Sie jetzt verbreiten!)

Herr Kollege Pfeiffer, ich komme jetzt zu einem interessanten Fall, der auch auf die Ära des Herrn StR Görg zurückgeht, aber auch den jetzigen StR Dipl Ing Schicker betrifft, weil Dipl Ing Schicker hier vor einem Jahr auf eine Anfrage zur Flächenwidmung Praterstraße 20 ganz locker erklärt hat: Das ist alles dicht, das hat ohnehin das Kontrollamt schon geprüft. – So dicht und so gut geprüft, dass das Kontrollamt jetzt ein Jahr lang neuerlich den Fall geprüft hat. 

Und jetzt kommen wir zum Ergebnis, was das Kontrollamt über die Flächenwidmung Praterstraße 20 sagt. Und das ist nur ein Beweis mehr, wie hier in der Vergangenheit und auch noch in der jüngsten Vergangenheit bei Flächenwidmungen mit Bürgern, die als Berechtigte für Stellungnahmen da sind, mit Bezirkspolitikern, die im Bauausschuss mitzuentscheiden haben, aber auch mit Gemeinderäten umgegangen wird. 

Diese Dichtheit schaut so aus, dass das Kontrollamt ganz klar feststellt, dass hier von der Magistratsabteilung von Herrn SR Vatter ein Planentwurf vorgelegt wurde, der Anfang Jänner 2001 dem Bezirk übermittelt wurde, worin Bauklasse IV für die Praterstraße 20 vorgesehen ist. Es gab zu dieser Zeit bereits ein Expertenverfahren oder ein vom Grundeigentümer einberufenes Verfahren, wo der Bezirksvorsteher drinnen saß, wo SR Vatter drinnen saß, der also genau wusste, dass während der Planvorlage an den Bezirk ein Verfahren läuft, wo auf Grund der Architektenergebnisse alle davon ausgegangen sind, und zwar noch während des Auflageverfahrens, es wäre Bauklasse V besser, weil die Architekten Projekte eingereicht haben und auch das Siegerprojekt die Bauklasse V vorsah. 

Sie haben weder den Bezirk informiert – der Bezirksvorsteher hat kein Wort gesagt –, es wurde die Bezirksbevölkerung nicht informiert, es wurde der Fachbeirat nicht neuerlich informiert oder beigezogen. Man hat ganz einfach den Ablauf der Dinge im Bezirk nach Ende der Auflage vom Bauausschuss beschließen lassen, und das ist in den Gemeinderat gekommen. Und hier gab es – und das ist bezeichnend, weil wir von Verwendungszusagen gehört haben – keine Verwendungszusage, sondern eine direkte Zusage des verantwortlichen Beamten. SR Vatter hat in dem Expertenverfahren dem Grundeigentümer geraten oder gesagt: Machen Sie einen Antrag, dann werden wir erhöhen. Dieser Antrag ist aber dann erst relativ spät – Ende oder Mitte Februar – eingereicht worden.

Daraufhin hat man – und das ist der Skandal – von der Bauklasse III – von der sind wir ausgegangen, das war Bestand – einen unrealistischen Entwurf mit Bauklasse IV präsentiert, hat Bürger, Bezirkspolitiker getäuscht, weil man schon wusste, das lässt sich nicht halten, man wird erhöhen. Man sagt dem Grundeigentümer, mach einen Antrag, wir machen das schon, schwindelt das am Bezirk und am Gemeinderat vorbei – am Gemeinderat vorbei! – und macht aus der Bauklasse III nicht wie vorgesehen Bauklasse IV, sondern Bauklasse V. 

Wissen Sie, was das ist? Sogar SR Vokaun, aber auch alle Experten und auch das Gutachten – nicht nur seit dem Korinek-Gutachten, sondern in zahlreichen Entscheidungen – haben klargestellt, dass die Überschreitung einer Bauklasse jedenfalls keine geringfügige Änderung eines Flächenwidmungsplanes mehr darstellt. Sie haben es daher unterlassen – und das ist ihre Verantwortung, Herr Stadtrat –, diesen geänderten Plan neuerlich dem Fachbeirat vorzulegen, dem Bezirk in die Auflage zu geben, und Sie haben es auch unterlassen – und da behaupte ich: wissentlich, das ist kein Versäumnis, es wurde unterlassen –, in dem Aktenstück an den Gemeinderat darauf hinzuweisen, dass diese Änderung gemacht wurde. 

Entschuldigen Sie schon, aber das widerspricht eindeutig den Bestimmungen des § 2 der Bauordnung, weil bei Änderungen die Dienststelle selbstverständlich verpflichtet ist ... (Zwischenruf von GR Gerhard Pfeiffer.) Ja, Sie geben mir Recht. Warum ist das unterlassen worden? (GR Franz Ekkamp: Es ist festgestellt worden!) War das wieder ein Versäumnis eines einzelnen kleinen Beamten? War das wieder so etwas, wo man hintenherum, weil schon lange ausgemacht mit Grundeigentümern, mit Bezirkspolitikern, mit verantwortlichen Stadtpolitikern, versucht hat, das durchzuschwindeln? 

Das ist der Grund: Weil Sie wissentlich die Bevölkerung, die Bezirkspolitiker und auch den Gemeinderat getäuscht haben. Wir werden daher bei dem konkreten Fall, bei Einreichung einer Baubewilligung, alle rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um das auch vor den Gerichten durchziehen zu können. Das ist eine Vorgangweise, die dieses Gemeinderates nicht würdig ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Da gibt es noch eine Reihe von Fällen (GR Franz Ekkamp: Denken Sie an das Plandokument 7020), und Sie werden sich damit abfinden müssen, dass Ihr heutiger schönfärberischer Bericht, der nichts über die Wahrheit, über die Ergebnisse, der nichts über die Wahrheit ... (GR Godwin Schuster: Na, geh bitte, Kollege!) Ich zitiere. Entschuldigung, Sie haben ja heute schon ein paar Mal versucht, hier das Kontrollamt zu desavouieren, indem Sie sagen: Alles in Ordnung! Was das Kontrollamt sagt, ist alles nicht wahr. (GR Godwin Schuster: Nein, das stimmt nicht!) Das tun Sie. Ich zitiere hier das Kontrollamt: "Zum Vorlageakt ..." (GR Christian Oxonitsch: Jetzt merkt man, dass Sie es nicht einmal gelesen haben!) Hören Sie mir zu! Ich habe nur noch 30 Sekunden. – "Zum Vorlageakt an den Gemeinderat war anzumerken, dass diesem keine Plandarstellung der vorgenommenen Korrekturen, wie sonst üblich und nunmehr auch im Erlass der Magistratsdirektion vom 25. April vorgesehen ist, angeschlossen war." (GR Godwin Schuster: Kollege Wagner! Nur eine Wortspende: Der Kollege Prinz hat nie interveniert?) Das Kontrollamt stellt das fest. "Die nachträglichen Änderungen im Plandokument waren nur durch eine sehr aufwendigen Vergleich möglich." Also widersprechen Sie dem Kontrollamt, Herr Kollege Schuster (GR Godwin Schuster: Nein!), mir zu widersprechen hat wenig Sinn. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

So wie Magistratsdirektor Dr Bandion zum U-Bahn-Bau-Skandal gesagt hat, das war ein Kompromiss mit dem Unanständigen, sage ich Ihnen, dass Ihr heutiger Bericht kein Kompromiss ist, sondern die Unanständigkeit ist. Wir treten ihrer Unanständigkeit nicht bei. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Unanständig ist es, nicht die Wahrheit zu sagen!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Wehsely. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bevor ich heute zum Bericht der Untersuchungskommission spreche, ein paar Worte zur Aspernbrückengasse – Praterstraße. Kollege Wagner, Sie wissen, dass es nicht so ist, wie Sie es hier gesagt haben, denn Sie waren auch am Dienstag im Kontrollausschuss, wo Herr SR Vatter ganz klar und eindeutig gesagt hat, dass er dieses Juryprotokoll, in dem die Bauklasse V vorgesehen ist, nicht unterzeichnet hat, was sonst üblich ist. Er hat es nicht unterzeichnet. Er hat dem Eigentümer, so ganz normal und üblich, wie man es einfach tut, wenn die Frage gestellt wird, gesagt, dass es natürlich diese Möglichkeit auch gibt. 

Aus dem Kontrollamtsbericht geht auch ganz, ganz eindeutig hervor – und Sie kennen die Gegend genauso wie ich, weil wir politisch beide aus diesem Bezirk kommen –, dass sachlich die Bauklasse V vollkommen gerechtfertig ist. Im Kontrollamtsbericht steht auch drinnen, dass eine Neuauflage nicht geboten war, aber möglich gewesen wäre. Aber sie war nicht geboten. Und das muss man natürlich vor dem Hintergrund sehen ... (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das sind Strohhalm-Formulierungen!) Das sind überhaupt keine Strohhalme. Das muss man vor dem Hintergrund sehen, dass dieser Akt vor dem Korinek-Gutachten entstanden ist, aber trotzdem der strengen Prüfung des Korinek-Gutachtens standhält. (GR Josef Wagner: Nein, eben nicht!) Also daher gehen Ihre Vorwürfe hier vollkommen ins Leere. 

Zu dem, was wir heute hier diskutieren, zum Bericht der ersten Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates, möchte ich anfangs kurz noch über die rechtliche Grundlage sprechen. Die Untersuchungskommission hat die Aufgabe der Überprüfung der politischen Verantwortung von Mandatsträgern. Und wenn ich mir heute die Diskussion hier angehört habe – ich glaube, ich habe jetzt die letzte Wortmeldung –, habe ich nicht den Eindruck, dass diese in der Stadtverfassung festgeschriebene Aufgabe wirklich überall so akzeptiert worden ist. 

Die Untersuchungskommission ist in Wien auch ein Minderheitenrecht, und die Opposition wird es nicht gerne hören, was ich jetzt sagen möchte, und daher werde ich es auch nicht in eigene Worte fassen, sondern werde einfach aus dem Wortprotokoll der letzten Sitzung der Untersuchungskommission die Worte des Vorsitzenden zitieren, des Dr Derbolav. Zitat-Anfang:

 "Am Schluss eines langen und penibel geführten Verfahrens ist mein Anliegen, ein paar Worte an Sie zu richten. 

Zunächst einmal wirklich ein Lob an die Wiener Stadtverfassung, die erstmals in Österreich ein Untersuchungsverfahren eingeführt hat, das sich von allen anderen im Bund und in den Ländern ganz wesentlich unterscheidet. Das erste und ganz wesentliche Neue ist, dass es ein Minderheitenrecht ist, also dass ein Drittel der Abgeordneten bereits einen Untersuchungsausschuss einberufen kann. Die Regel ist, dass das ein Recht der Mehrheit ist. Die Mehrheit dirigiert, und sie hat naturgemäß weniger Interesse, ihre Amtsführung von der Opposition überprüft zu sehen, als die Opposition. Das ist also ohne Frage ein mutiger Schritt. Es wäre im Sinne des immer wieder diskutierten Demokratiepakets sicher sehr erfreulich, wenn sich in der neuen Regierungserklärung auch die Absicht finden würde, Untersuchungsausschüsse als Minderheitenrecht einzurichten. Vielleicht hört das der eine oder andere, der das weitertransportieren kann." – Zitat-Ende. So der Vorsitzende.

Und diese Untersuchungskommission, als Minderheitenrecht eingeführt, ist auch das Abbild des Demokratieverständnisses, das die Sozialdemokratie hier in diesem Haus hat. Wenn heute hier viele das auf ihre Fahnen geheftet haben, dann soll dem so sein. Ich möchte da nur hinzufügen, dass 43 der Stimmen zur Einführung dieses Minderheitenrechts von der auch damals stärksten Fraktion, nämlich der Sozialdemokratie, gekommen sind.

Und wenn sich heute die FPÖ das ganz stark auf ihre Fahnen schreibt und die ÖVP auch, dann gehe ich davon aus, dass es sich nur mehr um wenige Zehntel Sekunden handeln wird, bis es dieses Minderheitenrecht auch im Bund gibt, weil anders, glaube ich, kann das ja nicht sein, dass man das hier in der Opposition fordert und dann, wenn man die Möglichkeit hat, es umzusetzen, es nicht tut. Davon werde ich ja wohl nicht ausgehen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich freue mich daher schon sehr bald auf einen Untersuchungsausschuss im Parlament zu den Abfangjägern, der ja dann möglich sein wird, wenn es ein Minderheitenrecht sein wird. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 

Materiell war die Aufgabe der Untersuchungskommission ein Instrument zur Klärung der politischen Verantwortung, und da ist offensichtlich vielen nicht ganz klar, was die politische Verantwortung ist.

Herr Kollege Wagner, die politische Verantwortung ist nämlich nicht die Frage, ob der Herr Vokaun korrupt ist oder nicht korrupt ist, die politische Verantwortung sind auch nicht zivilrechtliche Fragen und die politische Verantwortung sind auch nicht disziplinarbehördliche, disziplinarrechtliche Fragen, sondern die Frage ist, wer politische Verantwortung für die Verfahrensfehler trägt, die in den fünf Kontrollamtsberichten dargelegt worden sind.

Und wenn der Kollege Chorherr heute hier sagt, dass der Dr List in seiner Vernehmung vor der Untersuchungskommission gesagt hat, dass es hier strafbare Handlungen gibt und dass deshalb die Staatsanwaltschaft eingeschaltet worden ist – ja, gut und richtig, dass das so passiert ist. Aber bitte die Staatsanwaltschaft ist doch nicht eingeschaltet worden wegen der politischen Verantwortung, sondern auf Grund der Ergebnisse des Kontrollamtsberichtes und von Verfehlungen, die einzelne Beamtinnen und Beamte begangen haben.

Daher möchte ich hier noch einmal sagen, dass ich dem Kontrollamt sehr dankbar bin, dass es diese Grundlage der Arbeit geliefert hat, denn auf Grund dieser Grundlage war es uns auch in der Kommission möglich, diese Dinge nachzuvollziehen und in sehr vielen Sitzungen und über 62 Stunden Arbeit 23 Zeugen zu befragen, um glasklare Verhältnisse zu schaffen und die Wahrheit herauszufinden.

Wir haben 23 Zeugen angehört .Es war ja nicht so, dass mit schwachen Bandagen vorgegangen wurde, sondern es gab Korruptionsvorwürfe, insbesondere vom Kollegen Kenesei. Und der Kollege Kenesei hat schon am 14. September 2000 gesagt, also lange vor dem Kontrollamtsbericht und vor der Untersuchungskommission, dass er Anwälte beauftragt, das möglichst präzise auszuarbeiten, die Dinge der Staatsanwaltschaft zu übermitteln, und es gelte für seine Zeugen größtmöglicher Personenschutz auf Grund der Veröffentlichung, während sehr interessante Fälle zusätzlich an ihn herangetragen wurden.

Unser Problem in der Untersuchungskommission war nur das, dass dieser Personenschutz so groß war, dass es uns bis zum Schluss nicht möglich war, dass der Herr Kenesei uns sagt, wer der Zeuge ist, von dem er alle diese Informationen hat. Denn da ist zwar der Untersuchungskommission eine Mitteilung zugegangen, dass ein Zeuge, der M M. heißt, verschiedenste Anwürfe irgendwie dem Herrn Kenesei näher gebracht hat. Der Herr Kenesei war der einzige von den 23 Zeugen, der offensichtlich an der Wahrheitsfindung nicht interessiert war, der sich entschlagen hat und der nicht bereit war, hier zur Wahrheitsfindung beizutragen und den Zeugen zu nennen, der möglicherweise durchaus Licht ins Dunkel hätte bringen können. Das ist, glaube ich, der einzige Wermutstropfen der Untersuchungskommission, denn sonst war die Arbeit wirklich ausgesprochen konstruktiv. 

Wenn man jetzt das Ergebnis beleuchtet, und da habe ich auch den Eindruck, dass hier von Unterschiedlichem gesprochen wird, muss man sich natürlich vor Augen halten, wieder einmal: Was war denn eigentlich zu prüfen? War zu prüfen, ob jemand korrupt ist? Die Antwort ist: Nein. War zu prüfen, ob ein Beamter dienstrechtliche Verfehlungen begangen hat? Die Antwort ist: Nein. Die einzige Frage, die zu prüfen war, ist, ob es politische Verantwortung gibt für die in den Kontrollamtsberichten aufgezeigten Verfahrensfehler. 

Die Grundlage, um das zu prüfen, waren die Fakten, die wir in diesen 62 Stunden in der Untersuchungskommission erarbeitet haben. Und da ist auch ein Problem: Fakten sind halt Fakten. Die liegen am Tisch und sind nachzulesen in zig Seiten Protokollen der Untersuchungskommission. Fakten sind eben nicht das, was man sich vorher gedacht hat, was rauskommen wird. 

Und wenn man sich diese Fakten anschaut und wenn man dann nach dem Verfahrensprogramm, das wir alle gemeinsam beschlossen haben, vorgeht und den Punkt 2 des Verfahrensprogramms beantwortet, nämlich die Kenntnis beziehungsweise die mögliche Kenntnisnahme der behaupteten Missstände, dann kommt da ganz klar heraus, dass es keine Hinweise gibt, auf Grund der Ergebnisse unserer Arbeit in der Untersuchungskommission, dass die Verfahrensfehler, die im Kontrollamtsbericht aufgezeigt worden sind, die natürlich auch alle durch die Arbeit in der Untersuchungskommission bestätigt worden sind – das hat der Kollege Ulm auch schon gesagt, dass kein Mensch, der heute diesen Bericht vorgelegt hat, davon ausgeht, dass irgend etwas, was im Kontrollamtsbericht steht, nicht stimmt –, dass also diese Verfahrensfehler den Politikern bekannt waren, und es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass sie ihnen hätten bekannt sein müssen. Das heißt, die Frage der politischen Verantwortung in diesem Bereich ist schlicht und ergreifend zu verneinen.

Und der dritte Punkt, der von den Oppositionsparteien interessanterweise überhaupt nicht angesprochen worden ist – von der FPÖ und den GRÜNEN, muss ich hier konkret sagen –, ist der wichtige Punkt, den wir uns auch im Verfahrensprogramm vorgenommen haben, nämlich zu schauen: Was sind denn die gesetzten Maßnahmen nach Kenntnis der behaupteten Missstände? Denn die Aufgabe der Kommission kann es doch nicht nur sein, Fakten zu sammeln, was einmal war, sondern natürlich auch nachzufühlen, was tut denn die Politik, wenn sie darüber informiert wird, dass es Missstände in verschiedenen Bereichen der Verwaltung gibt? Tut sie nichts oder setzt sie Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass es diese Missstände zukünftig nicht mehr gibt? Wobei man natürlich hier vorausschicken muss: Überall, wo Menschen arbeiten, passieren Fehler, und die fehlerlose Verwaltung wird es auch in Wien nie geben. 

Aber was sind denn die gesetzten Maßnahmen nach Kenntnis der behaupteten Missstände? Und da gibt es eine Reihe von Maßnahmen: Die Vorziehung der Umstrukturierung der Abteilungen vom Jahr 2004 auf den Beginn des vorigen Jahres, des Jahres 2002, die neu geschaffene Bezirkseinteilung innerhalb der nun zwei statt drei Planungsabteilungen, ein neues, verbessertes Controlling, das neuerlich notwendige Begutachtungsverfahren im Fall gravierender Änderungen gegenüber dem ursprünglichen Entwurf vor Beschlussfassung durch den Gemeinderat, die öffentliche Auflage der Pläne nach gravierenden Änderungen und nicht zuletzt der notwendige Hinweis im Vorlagebericht für den Gemeinderat bei Zweifel, ob Änderungen gravierend sind. Und das sind, glaube ich, ganz wesentliche Maßnahmen, die es uns auch möglich machen werden, dass es diese Missstände zukünftig nicht mehr gibt. 

Denn eines muss man schon bei allen Kontrollamtsberichten sagen: Alle Ergebnisse der Kontrollamtsberichte sachlich wären durchaus zu rechtfertigen, abgesehen davon, Klammer auf, dass der Bereich, dem am meisten Platz eingeräumt worden ist, nämlich dem Atzgersdorfer Friedhof, ja bis heute nicht beschlossen ist. Das muss man ja schon ein bisschen als eine Skurrilität darstellen. Es war ja nicht so, dass die Dinge sachlich nicht gerechtfertigt sind, sondern die große, richtige und schwerwiegende Kritik des Kontrollamtes war, dass die Gremien, das heißt der Ausschuss und der Gemeinderat, nicht vollständig davon informiert waren. Und genau durch diese Maßnahme, die der StR Schicker jetzt hier gesetzt hat, wird das zukünftig nicht mehr passieren.

Ich möchte mich abschließend bei allen Kolleginnen und Kollegen der Untersuchungskommission bedanken. Ich denke, dass es ein sehr gutes erstes Mal war, dass wir sehr konstruktiv zusammengearbeitet haben. 

Es tut mir sehr Leid, dass wir uns nicht auf einen Bericht einigen konnten. Ich hatte eigentlich auch nicht den Eindruck, dass die Freiheitliche Partei und die GRÜNEN daran interessiert waren, da die zweite Sitzung des Redaktionskomitees nach fünf Minuten vorbei war und man nicht einmal bereit war, sich mit dem Entwurf, den die Österreichische Volkspartei und die Sozialdemokratische Partei vorgelegt hat, auseinander zu setzen, nicht einmal bereit war, zu sagen, der Punkt gefällt mir nicht, hier hätte ich gerne eine Änderung. Man wollte grundsätzlich eben nicht einen Bericht. Ich nehme das zur Kenntnis. Ich finde das schade, und das entspricht nicht der konstruktiven Arbeit, die wir in dem letzten Jahr sonst gehabt haben. 

Und abschließend möchte ich mich auch noch sehr herzlich bedanken bei den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien, die im Planungsbereich tätig sind und die tagtäglich hervorragende Arbeit leisten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Herr Kollege Madejski hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Jetzt ist mir eigentlich klar, wieso dieser Bericht von der SPÖ und von der ÖVP so ausgefallen ist, wie er ausgefallen ist, weil sie hat hier gesagt – und jetzt komme ich zu der tatsächlichen Berichtigung der wenigen Minuten –, es war nur Aufgabe der Untersuchungskommission, die politische Verantwortung herauszuarbeiten oder auch nicht herauszuarbeiten. 

Das stimmt natürlich überhaupt nicht. Offensichtlich haben Sie sich nur mit diesem einen Punkt beschäftigt. Ich werde Ihnen nämlich jetzt vorlesen auf Grund des Antrages, womit sich in Wirklichkeit die Untersuchungskommission zu beschäftigen gehabt hätte beziehungsweise mit welchen Punkten sie sich beschäftigt hat. Da kommen wir sehr wohl auf Korruption, da kommen wir sehr wohl auf andere Punkte. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das weiß ich!) Hören Sie mir zu. Sie kennen das offensichtlich nicht, sonst hätten Sie das hier nicht behaupten können. 

Die tatsächliche Berichtigung: Unsere Untersuchungskommission hat sich nicht nur mit der politischen Verantwortung zu beschäftigen gehabt, das war nur einer der wenigen Punkte, sondern unter anderem mit folgenden Punkten: Ergänzende Untersuchungen weiterer nicht verfahrenskonform abgewickelter Fälle der Abteilungen MA 21 A, 21 B sowie der ehemaligen Abteilung C, vor allem hinsichtlich der zeitlichen Zusammenhänge, unter Beiziehung aller von diesen Verfahren betroffenen Dienststellen und Personen. Des weiteren: Genaue Darstellung – hören Sie gut zu – der Nutznießer und Profiteure von Unregelmäßigkeiten bei Flächenwidmungs- und Bebauungsplanverfahren durch Abteilungen der MA 21. Weiters: Genaue Klärung der Mitverantwortung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 21. Genaue Klärung der Frage, ob, durch wen und nach welchen Vorgaben magistratsintern neben der Prüfung des Kontrollamtes Flächenwidmungs- und Bebauungspläne auf deren Korrektheit überprüft werden. Oder: Die genaue Klärung der rechtlichen Konsequenzen, zum Beispiel Aufhebung, Schadenersatz von Verfahren, die nicht rechtmäßig abgewickelt wurden. Oder: Untersuchung der Frage, welchen Beitrag die politischen Entscheidungsträger – jetzt kommen wir dazu –, leitende Magistratsbeamte sowie Vorgesetzte zur Aufklärung dieser Unregelmäßigkeiten geleistet haben. Oder: Untersuchung der Frage, welche der politischen Entscheidungsträger, leitende Magistratsbeamte sowie Vorgesetzte vor dem Vorliegen des Kontrollamtsberichts – vorher – Kenntnisse gehabt haben. Genaue Untersuchung der Frage, ob der ehemalige Abteilungsleiter der MA 21 B im Zusammenhang mit Flächenwidmungen Gegenleistungen zum persönlichen Vorteil erhalten hat beziehungsweise auf Grund welcher Motive er gehandelt hat. Das war sehr wohl ein Thema, Frau Kollegin, auch wenn Sie es hier abstreiten. Genaue Klärung der Frage, in welcher Funktion der ehemalige Abteilungsleiter der MA 21 B an der Immobilienmesse MIPIM 2001 in Cannes teilgenommen hat und wer die angefallenen Kosten übernommen hat. Das war sehr wohl ein Thema unseres Antrages. Genaue Klärung der Sachlage bezüglich Vereinbarkeit der Funktion des Abteilungsleiters der MA 21 B und allfälliger nebenberuflicher Aktivitäten, wie beispielsweise Konsulententätigkeiten. Oder: Die Aufklärung der politischen Verantwortung für nicht verfahrenskonforme sowie rechtliche Flächenwidmungen und, und, und. Ich könnte Ihnen noch und noch aufzählen. Ich wollte Ihnen nur darlegen, und daher bin ich schon am Ende, dass Sie Unrecht gehabt haben mit dem Punkt, dass nur die politische Verantwortung zu untersuchen war. Es war sehr wohl auch die Verantwortung von einzelnen Dienststellen, von einzelnen internen Abläufen oder Magistratsbeamten oder hohen Beamten. Und das wollte ich nur richtig stellen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich die Frau Kollegin Mag Wehsely gemeldet.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Madejski! Ich berichtige tatsächlich, dass ich den Antrag natürlich kenne, der hier eingebracht worden ist, dass ich aber auch die Stadtverfassung kenne und dass ich an allen Sitzungen der Untersuchungskommission teilgenommen habe. Die Stadtverfassung, der § 59a Abs. 1, sieht vor: 

"Zur Überprüfung der Verwaltungsführung der einer politischen Verantwortlichkeit unterliegenden Organe der Gemeinde Wien im eigenen Wirkungsbereich können Untersuchungskommissionen eingesetzt werden. Die Untersuchungskommissionen haben in einem behördlichen Verfahren den maßgeblichen Sachverhalt zu ermitteln und dem Gemeinderat darüber einen schriftlichen Bericht zu erstatten." 

Das ist die eine Rechtsgrundlage, und zwar die wesentlichste Rechtsgrundlage. 

Und die zweite hat stattgefunden am 4. April 2002 im Zuge der Konstituierung der Untersuchungskommission, und dort wurde auch festgelegt, einstimmig, auf Anregung des Vorsitzenden, ein Verfahrensprogramm. Dieses Verfahrensprogramm hat drei Punkte vorgesehen, nämlich die Feststellung der Fakten, der politischen Verantwortlichkeit, wie es ja eben im § 59a der Stadtverfassung steht, zweitens des Zeitpunktes der Kenntnis beziehungsweise der Möglichkeit der Kenntnisnahme der behaupteten Missstände durch die vorgesetzten Dienststellen oder die politischen Verantwortungsträger und drittens die gesetzten Maßnahmen nach Kenntnis der behaupteten Missstände. Das war unser einstimmig beschlossenes Verfahrensprogramm auf Grundlage des § 59a der Stadtverfassung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einige Anmerkungen zu den Redebeiträgen. 

Der Kollege Kenesei ist mehrfach auf die Stellungnahme des Kontrollamtes zum Atzgersdorfer Friedhof eingegangen, und ich wiederhole, dass dieses Plandokument ja bis heute nicht beschlossen ist, obwohl es möglich gewesen wäre, weil am 15. Jänner 2001 die Magistratsdirektion - Verfassungs- und Rechtsmittelbüro vermerkt hat, dass der nun vorgelegte Antrag eine Vidierung und damit Weiterleitung an die beschlussfassenden Organe gerechtfertigt erscheinen lässt. Das heißt, zu diesem Zeitpunkt waren die formalen Voraussetzungen erfüllt. Eine ausführliche und nachvollziehbare Darstellung für die geplante Umwidmung war auch vorhanden. Damit ist letztendlich ja auch die Behebung eines Verfahrensmangels dokumentiert worden. 

Der Kollege Chorherr hat gemeint, dass es gerade im Bereich des Atzgersdorfer Friedhofes auch übergeordnete Interessen gegeben hat, nämlich den Stadtentwicklungsplan oder den Tausendhektarplan. Das war eines jener Themen, die wir besonders ausführlich in der Untersuchungskommission behandelt haben, wo wir auch festgestellt haben, dass es selbst hier zwischen diesen übergeordneten Interessen Widersprüche gibt. Aber auch das Kontrollamt selbst hat in seinem Bericht darauf hingewiesen, dass Planungsvorstellungen des Gemeinderates, wie eben der Stadtentwicklungsplan oder Landschaftsrahmenpläne, laut der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs vom 24. April 1990 unverbindliche Programme sind und daher Flächenwidmungs- und Bebauungspläne sehr wohl davon abweichen können, der Magistrat aber verpflichtet ist, darzustellen und zu begründen, wie sich der vorgelegte Entwurf zu den Planungsvorstellungen verhält. Und wenn das nicht passiert, dann liegt eben ein Verfahrensfehler vor, den auch das Kontrollamt dokumentiert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Kollege Pfeiffer ist darauf eingegangen, dass Stadtplanung letztendlich auch ein Abwägungsprozess ist, weil natürlich in einem Planungsprozess viele Wünsche an die Planungsabteilungen herangetragen werden, von Grundstückseigentümern, von Bürgern, von Interessensvertretungen, von Bürgerinitiativen genauso wie von Bauträgern. Und gerade auch die hier vorgelegten Kontrollamtsberichte zeigen, dass nicht immer alle Wünsche realisiert worden sind, weshalb diese Informations- und Koordinationsgespräche, über die wir uns auch mehrfach in der Kommission unterhalten haben, von besonderer Bedeutung sind. Es ist natürlich auch Aufgabe der Projektträger, abzuklären, ob ein Projekt aus der Sicht der Stadt oder des Bezirkes überhaupt realisierbar oder vorstellbar erscheint, etwa im Hinblick auf die Verkehrsorganisation, auf die Frage, wie hoch der Anteil des öffentlichen Verkehrs in diesem Bereich ist, aber auch dahin gehend, wie es mit der sozialen Infrastruktur aussieht und ob Förderungsmittel bereit gestellt werden können. 

Aber umgekehrt ist es natürlich auch im Interesse der Stadt oder des Bezirkes, über eine rechtzeitige Information zu verfügen, gerade wenn es darum geht, Bürgerbeteiligungsmodelle und Mitbestimmungsmodelle zu entwickeln. Daher ist letztendlich die Planung natürlich auch eine Umsetzung des politischen Willens unter Einbeziehung all dieser erwähnten Stellungnahmen, um eben für die Grundfunktionen des städtischen Lebens zu sorgen, wie ein Sachverständiger in der Kommission gemeint hat, nämlich für Wohnungen, Arbeitsplätze, Grünräume, Bildung, Kultur, aber auch soziale Infrastruktur.

Da komme ich dann gleich zur Frage der Unilever, wo ein Betriebsgrundstück im Zuge von Bemühungen für die Sicherung von Arbeitsplätzen für eine Wohnbebauung vorgeschlagen wurde. Im erwähnten Schreiben wurde auch auf den Einklang mit den Nutzungsvorstellungen der Stadt hingewiesen. Es ist dadurch auch gelungen, den Standort und die Arbeitsplätze dieses Werkes für viele Jahre zu sichern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Untersuchungskommission ging es daher nicht um Vermutungen, nicht um Verdächtigungen, nicht um Aussagen, die aus dem Zusammenhang zu reißen wären, auch nicht um Formulierungen wie "man könnte den Eindruck gewinnen", sondern letztendlich um gesichertes Wissen, nicht um subjektive Eindrücke, sondern um konkrete Aussagen. 

Daher wiederhole ich mich, wenn ich sage, dass keine Verfehlungen politischer Organe festgestellt wurden. Die in den Kontrollamtsberichten aufgezeigten Verfahr-ensmängel und Ordnungswidrigkeiten sind nicht auf die Weisung politischer Organe zurückzuführen. 

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Kenntnisnahme des vorliegenden Berichtes. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Bericht der Untersuchungskommission zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig von ÖVP und SPÖ angenommen. Danke. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 36. Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Hier geht es um das Plandokument 7424 im 21. Bezirk. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 36 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE so angenommen. Danke. 

Wir kommen zur Postnummer 37. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Es geht um die Subvention an den Verein "Aktionsradius Augarten". Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 37 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche Partei so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 38. Sie betrifft das Plandokument 7412 im 14. Bezirk. Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich darf jene Damen und Herren, die der Postnummer 38 ihre Zustimmung gegeben wollen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche Partei. 

Wir kommen nun zur Postnummer 40 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7381. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. Wer der Postnummer 40 die Zustimmung geben will, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE. 

Wir kommen nun zur Postnummer 41. Sie betrifft ein Plandokument im 22. Bezirk. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wer der Postnummer 41 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche Partei. 

Wir kommen nun zur Postnummer 33. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien. 

Ich bitte die Frau GRin Zankl, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Neuhuber. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Ich muss Sie enttäuschen, wenn Sie jetzt schon gehofft haben, dass ich mich heute im Detail mit der Wiener Kulturpolitik oder einigen Aspekten davon beschäftigen werde. Ich vertrete nur den Kollegen Salcher, der bei einem Termin außer Haus weilt. 

Es geht bei dieser Post um einen Innovationspreis für die Freie Kulturszene und eine Zweiteilung, und ich darf seitens meiner Fraktion einen Beschlussantrag dazu einbringen, der wie folgt lautet: 

"Der Gemeinderat möge beschließen, dass ein Innovationspreis der Freien Kulturszene Wiens in zwei Kategorien, Bereich Wien-spezifisch mit Schwerpunkt Zivilgesellschaft oder Kooperation oder experimentelle Kunst und Bereich europäische Integration, ausgeschrieben wird. Die Preissumme beträgt je 3 500 EUR. Für die Bewerbung und Administration sind weitere 3 000 EUR vorgesehen. Die Durchführung des Wettbewerbs und die Prämierung erfolgt in Kooperation mit der IG Kultur Wien." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich darf das einbringen. Danke. Ich mache den Tag damit etwas kürzer. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm. – Wo ist er? (GR Godwin Schuster: Er ist nicht da!)
Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr. 

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Berichterstatterin!

Es freut mich sehr, dass Herr Mag Neuhuber und die ÖVP Wien sich für die Freie Kunst- und Kulturszene in Wien einsetzen. Meine Fraktion wird den Antrag der ÖVP unterstützen. Ich bitte um Unterstützung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung, zuerst über das Poststück. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung mit der Hand.– Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Es gibt zu dieser Post einen Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Salcher und Neuhuber. Hier geht es um einen Innovationspreis der Freien Kulturszene Wiens in zwei Kategorien aus den Mitteln der Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Ich darf nun jene Damen und Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist ohne Freiheitliche. Danke.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 10 und 11 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine und Institutionen, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wir dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde so vorgehen. 

Ich darf die Frau GRin Frauenberger bitten, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau GRin Lakatha ist als Erste zu Wort gemeldet.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie brauchen keine Angst zu haben, dass es heute eine Frauendebatte gibt. Ich melde mich zu Wort, weil wir zehn Abänderungsanträge einbringen, die Frauensubventionen betreffen. 

Die ÖVP spricht sich gegen Dreijahresverträge mit einer Indexklausel aus. Das hat bitte nichts mit den Vereinen zu tun und mit ihrer Arbeit, aber in einer Zeit zunehmender Budgetschwierigkeiten sehen wir es eigentlich nicht für richtig an, bereits Indexklauseln festzulegen. 

Ich werde jetzt nur den Abänderungsantrag für das Geschäftsstück 1 vorlesen: 

"Der Subventionsnehmerin Verein "Sprungbrett - Mädchenberatung, Mädchenbildung, Mädchenforschung" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: 96 850 EUR." 

Das ist der Betrag, der für das heurige Jahr einschließlich der zweiprozentigen Steigerung festgesetzt wurde.

Ich möchte sagen: Sämtliche sind gleichlautend. Ich bin gerne bereit, Ihnen jeden vorzulesen, aber ich glaube einer genügt.

Ich bitte um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josef Tomsik: Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte um das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Auch ganz kurz, weil ich mir denke, eine Wiederholung der Debatte vom letzten Mal wird wahrscheinlich nicht angebracht sein. Eine ausführliche Frauendebatte können wir ja morgen führen. 

Es geht hier um die Dreijahresverträge, ganz speziell für Frauenvereine, im Bereich tätig von Integration, Arbeitsmarktpolitik und Gewaltschutz. Es geht darum, diesen Vereinen Sicherheit zu geben, aber nicht nur den Vereinen Sicherheit zu geben, sondern auch der Stadt. Es gibt Qualitätskriterien – nur kurz wiederholt, sie wurden schon das letzte Mal angeführt –, die gemeinsam mit dem Kontrollamt erarbeitet wurden, wo die Vereine in Qualitätssicherungsgesprächen immer wieder mit der Stadt sozusagen abklären, ob sich alles in dem Rahmen befindet, der mit den Vereinen vereinbart wurde. Ich denke mir, es geht hier um einen Qualitätsunterschied, weil nämlich Wien den Vereinen, aber auch der Bevölkerungsgruppe, die diese Vereine in Anspruch nimmt, nämlich den Frauen, eine notwendige Sicherheit gibt. Selbst die neue Frauenministerin spricht von Mehrjahresverträgen in ihrem mäßigen Programm. Aber ich denke mir, die Frauendebatte kommt ja morgen. 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesen zehn vorliegenden Geschäftsstücken, zu diesen Dreijahresverträgen für die Frauenvereine. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Zur Postnummer 1 gibt es einen Abänderungsantrag der GRin Ingrid Lakatha und des GR Dr Wolfgang Ulm. Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die ÖVP und somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 1. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP.

Auch zur Postnummer 2 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er ist abgelehnt; nur die ÖVP hat dafür gestimmt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ und ÖVP.

Auch zur Postnummer 3 gibt es einen Abänderungsantrag. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die ÖVP und somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 3. Wer ihr die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche und ÖVP.

Auch zur Postnummer 4 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer stimmt zu? – Nur die ÖVP, somit abgelehnt.

Wer stimmt der Postnummer 4 zu? – Mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ.

Auch zur Postnummer 5 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer will den Abänderungsantrag? – Nur die ÖVP, somit abgelehnt.

Wer stimmt der Postnummer 5 zu? – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ.

Auch zur Postnummer 6 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer stimmt ihm zu? – Nur die ÖVP, daher abgelehnt..

Wer der Postnummer 6 die Zustimmung gibt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP.

Auch zur Postnummer 7 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer will dem Abänderungsantrag die Zustimmung geben? – Nur die ÖVP, daher abgelehnt.

Wer der Postnummer 7 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP.

Zur Postnummer 9 gibt es auch einen Abänderungsantrag. Wer ihm die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das Ist nur die ÖVP, daher abgelehnt.

Wer der Postnummer 9 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – 

Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche und ÖVP.

Auch zur Postnummer 10 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer stimmt dem Antragsantrag zu? – Nur die ÖVP, somit abgelehnt. 

Wer der Postnummer 10 die Zustimmung geben will, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ und ÖVP.

Auch zur Postnummer 11 gibt es einen Abänderungsantrag. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Nur die ÖVP, daher abgelehnt.

Wer der Postnummer 11 die Zustimmung gibt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche und ÖVP.

Ich danke vielmals und danke auch dem sehr verehrten Herrn Vorsitzenden für seine Mithilfe. 

Wir kommen nun zur Postnummer 17. Hier gibt es keine Wortmeldung. Wer der Postnummer 17 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Wir kommen nun zur Postnummer 19. Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Wer der Postnummer 19 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP.

Wir kommen zur Postummer 21. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Wer der Postnummer 21 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche.

Wir kommen nun zur Postnummer 22 der Tagesordnung. Ich darf die Frau GRin Novak bitten, als Berichterstatterin die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es Ihr. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

In diesem Geschäftsstück geht es um Subventionen an den Verein "Austrian Players League". 

Es ist interessant, dass um 15.19 Uhr der Kollege Wutzlhofer schon eine Aussendung gemacht hat, wo er unser Abstimmungsverhalten prognostiziert hat. Ich beglückwünsche ihn zu seinen hellseherischen Fähigkeiten, möchte aber schon auch auf diese Presseaussendung eingehen, weil sie doch zeigt, dass man sich anscheinend hier nicht auseinander setzen kann mit einem Thema, das eigentlich doch nicht so einfach vom Tisch wegzuwischen ist. 

Uns zu unterstellen, wir wollen keine Organisationen unterstützen, die LAN-Partys veranstalten, ist falsch. Und uns dann noch zu unterstellen, dass wir nicht die Jugendlichen vertreten beziehungsweise ihre Interessen nicht vertreten beziehungsweise nicht die Vorteile unterstützen, die der Verein "Austrian Players League" natürlich für die Jugendlichen auch bringt, ist ebenfalls falsch. 

Auch die Zensur durch Geld ist nicht so wichtig, und dazu werde ich ja noch kommen. 

Dieser Verein "Austrian Players League" macht gute und wichtige Sachen, vor allem in Bezug auf den Zugang für Jugendliche, die es sich nicht leisten können, einen eigenen Computer daheim stehen zu haben. Er bietet eben an, dass genau diese Jugendlichen diese neuen Technologien nützen können und sich dort auch Fähigkeiten aneignen können. 

Dieser Verein bietet auch die Möglichkeit, sich in der Organisation von großen Veranstaltungen zu üben, zu denen auch die LAN-Partys gehören, zu denen ich aber noch später komme, und er versucht zumindest, Mädchen in diese Computertechnologien einzuführen. Wobei ich schon sagen möchte, dass diese Mädchenförderung vielleicht doch noch etwas ausgebaut werden könnte, denn nur LAN-Partys für Mädchen zu organisieren ist ein bisschen dürftig. Aber wenn es in diesem Verein gelingt, Mädchen mehr in diese Technologie Computer, Internet einzubinden, dann begrüßen wir das natürlich. 

Nun zu den LAN-Partys, die ein Teil des Tätigkeitsfeldes dieses Vereins sind. Ich möchte von der Homepage dieses Vereins zitieren, die davon spricht, dass sie keine Finanzierungssorgen haben, denn die Sponsoren rennen ihnen glücklicherweise die Türen ein. Computer werden von Softwarehäusern kostenlos zur Verfügung gestellt. Sie haben keine Finanzierungsprobleme. 

Jetzt kann man sagen: Gut, sie haben keine Finanzierungsprobleme. Die Stadt Wien unterstützt diesen Verein trotzdem, das ist richtig. Die Frage ist nur: Müssen wir die LAN-Partys in dieser Form unterstützen? Wo wir im Ausschuss ja eigentlich alle der Meinung waren, dass die Spiele, die dort gespielt werden, nämlich Computerspiele, die eindeutig Gewalt verherrlichen, nicht wirklich das Beste sind. Denn aus den Berichten über die LAN-Partys geht hervor, dass selbst die Jugendlichen sich mit diesem Thema Gewalt in den Spielen nicht wirklich auseinander setzen. Und so Meldungen wie "Tod ist halt grafisch am Einfachsten darstellbar" oder "Die Gewalt sehe ich gar nicht mehr" nehmen wir einfach hin, indem wir Computerspiele tolerieren bei diesen LAN-Veranstaltungen, LAN-Partys, bei denen Gewalt im Mittelpunkt steht und bei denen das Schießen auf Gegner beziehungsweise die Trefferquote zählt, wie viele Gegner man virtuell erledigt hat. 

Für uns sind diese Spiele nicht wirklich geeignet, um im großen Stil mit den Jugendlichen das Thema Gewalt aufzuarbeiten, was ja auch in dem Antrag erwähnt wird, dass das eine Möglichkeit wäre. Wir halten diese Spiele aus pädagogischer Sicht und im Sinne der Gewaltprävention für nicht zielführend. 

Und ich stelle hier noch einmal klar: Wir sind nicht gegen die Abhaltung solcher LAN-Partys, sondern wir sind dagegen, dass die Stadt Wien Partys unterstützt, bei denen gewaltverherrlichende Spiele gespielt werden. 

Ich bringe deswegen einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

"Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport Grete Laska wird aufgefordert, die zuständige Magistratsabteilung anzuhalten, VeranstalterInnen von LAN-Partys nur dann zur Gewährung von Subventionen vorzuschlagen, wenn diese ein detailliertes Konzept vorlegen, aus dem hervorgeht, wofür die öffentlichen Gelder verwendet werden und welche Computerspiele angeboten werden. Der Einsatz gewaltbereitschaftsfördernder Computer-spiele stellt einen Ausschließungsgrund für die Gewährung einer Subvention durch die Stadt Wien dar." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Es ist ja nicht so, als hätten wir nicht im Ausschuss schon darüber gesprochen. Auf meine Frage, welche Spiele werden denn dort gespielt, wurde mir vom zuständigen Magistratsleiter geantwortet, das kann er mir nicht beantworten, aber ich bekomme die Liste. Die Liste der Spiele bekam ich nicht, bis heute habe ich die Liste nicht erhalten, obwohl wir die Information haben, das es diese Liste gibt, die zwar an die zuständige Stadträtin weitergeleitet worden ist, aber eben nicht zur Opposition. Und vielleicht wäre auf dieser Liste ja draufgestanden, es gibt gar keine gewaltverherrlichenden Computerspiele, die dieser Verein bei seinen LAN-Partys anbietet. Wir gehen einmal davon aus, nachdem wir diese Liste nicht bekommen haben, dass unser Vorwurf bezüglich dieser gewalttätigen Computerspiele richtig ist. Und da nützt mir auch nichts die polemische Aussendung vom SPÖ-Kollegen Wutzlhofer.

Ich wünsche mir nur, dass die SPÖ-Frauen-sprecherin oder die GRin Frauenberger zum Beispiel jetzt eine Aussendung machen könnte bezüglich ÖVP: Die ÖVP lehnt alle Fraueninitiativen in Wien ab. Aber nein, man begibt sich hier auf den Boden von Polemik, ohne sich wirklich mit dem Thema auseinandersetzen zu wollen. Das finde ich schade, und wir werden sehen, wie die GRÜNEN dann bei diesem Tagesordnungspunkt abstimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Strobl. Ich erteile es Ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich kann mehr oder weniger direkt anschließen an meine Vorrednerin. Wir haben uns die Frage auch gestellt, schon im Ausschuss, welche Spiele hier eigentlich gespielt werden. Es hat sich herausgestellt, das dass nicht klar zu beantworten war, außer dass man darauf hingewiesen hat, dass es natürlich, von der Präferenz der Jugendlichen ausgehend, in erster Linie Abschieß-Spiele sind. 

Wenn man sich das nun genauer anschaut, und wer die Homepage von APL anklickt, kommt auf weitere Links, die dann Details dazu bekannt geben. Wir sehen dann ganz deutlich, dass zum Beispiel Spielregeln angegeben sind. Diese Spielregeln sagen, es geht um ein Spiel, das vom 21. bis zum 23. März dieses Jahres stattfinden wird. Sie sagen zum Beispiel, dass auf Maps nur die Terrorists-Wins gewertet werden oder die Counter-Terrorists-Wins. Siege durch explodierende Bomben außerhalb der Spielzeit werden nicht gewertet. Selfkill, also das absichtliche Herbeiführen eines "schnellen" Todes ohne Fremdeinwirkung, zum Beispiel "kill" in die Console, Herunterspringen mit tödlichem Ausgang und so weiter, ist verboten. All das steht auf der Homepage, wer es sich anschauen möchte. 

Es gibt dann auch noch Silentbombs, das sind überhaupt lustige Dinge, das Legen der Bombe an einer Stelle, an der sie keine Geräusche macht, und so weiter. 

Das Eigenartige an der Sache ist auch, und das erscheint mir überhaupt aufklärungsbedürftig, dass bei den Regeln steht: Jugendliche unter 18 Jahren müssen laut Gesetz eine Bestätigung der Erziehungsberechtigten vorzeigen, um an dieser LANParty teilnehmen zu können. Es ist mir also schleierhaft, wie man auf der einen Seite davon spricht, dass es sich um Jugendarbeit im Randgruppenbereich handelt, und dann eigentlich nur Erwachsene spielen dürfen, weil jeder, der schon 18 ist, gilt ja nicht mehr als Jugendlicher. Also hier gibt es Fragen über Fragen, die aus meiner Sicht doch eher so sind, dass ich sage: Ich kann es nicht ganz verstehen, wie die Stadt Wien so eine LAN-Party dann auch finanziell unterstützt. 

Ich kann auch nicht verstehen, wie man zum Beispiel solche LAN-Spiele mit dem Schnapsen oder Tarockieren vergleichen kann. Auch das ist auf der Homepage in einer Pressedarstellung deutlich zu sehen. 

Also ich habe selten ein so eigenartiges Verständnis im Umgang mit Gewalt entdeckt, dass ich nur sagen kann: Ich verstehe überhaupt nicht mehr, was da dahinter steht und was der Grund ist, dass man einen derartigen Akt überhaupt anlegt. 

Meine Damen und Herren! Was mir in dem ganzen Akt insgesamt fehlt, ist der reflexiv-kritische Umgang mit Medieninhalten und die Frage, wie hier aktive Medienpädagogik betrieben wird. Ich kann ja die LAN-Spiele, die zweifelsohne dadurch ihre Attraktivität haben, weil es eben um dieses Abschießen und um dieses Explodieren und um diese Effekte geht, durchaus gerade mit Jugendlichen aus dem Kreis, wo APL vorgibt, sich ganz besonders bemühen zu wollen, mit diesen jungen Leuten auch ordentlich aufarbeiten. 

Wir sehen uns daher bestätigt in unserem Erstverhalten, im Ausschuss diesem Akt nicht zugestimmt zu haben, und werden daher diesem Akt nicht zustimmen. 

Abschließend möchte ich nur noch erwähnen: Wie kompliziert offenbar hier auch wissenschaftlich die Diskussion derzeit läuft, zeigt die Diskussion in Deutschland. Nicht nur, dass der Amokläufer von Erfurt ein LAN-Spieler war, der sich sozusagen seine Gewalttätigkeiten offenbar mit heruntergeladen hat im Computer. Wobei ich natürlich auch nicht an monokausale Zusammenhänge in diesem Fall glaube. Aber der komplexe Zusammenhang mit Gewalt und möglichen labilen Persönlichkeitsstrukturen kann dann offenbar auch zu solchen Exzessen führen. 

Wir halten das für problematisch, glauben nicht, dass es ein geeigneter Weg ist, Jugendliche im Randgruppenbereich pädagogisch in ihrem Freizeitverhalten zu bestärken, und werden daher diesen Antrag beziehungsweise diesen Akt ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. Bitte. 

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Liebe Damen und Herren!

Also ich muss ehrlich sagen, dass mich die Debatten schon im Ausschuss und heute zu dem Thema einigermaßen verwundern, verwundern nämlich aus drei verschiedenen Gründen.

Erstens glaube ich, wir haben da ein massiv unterschiedliches Bild von dem Akt, der eigentlich vorliegt, obwohl man ihn ja an sich durch Lesen sich aneignen könnte. Also mich verwundert, dass es da so unterschiedliche Meinungen zu dieser Austrian Players League gibt, zu dem Akt, nämlich zu dem Subventionsansuchen. Also auch im Hinblick darauf, was dann heute nach meiner Rede beziehungsweise nach dem Schlusswort beschlossen wird.

Zweitens verwundert mich das Bild, das im Raum steht, was die Computernutzung von Jugendlichen betrifft, was sie da wirklich machen, was so eine LAN-Party ist und was die für Auswirkungen hat. Und da, glaube ich, sind unsere Ansichten auch, sagen wir es einmal vorsichtig, weit auseinander. 

Und drittens, und deswegen habe ich auch eine durchaus polemische Presseaussendung geschrieben, verwundert mich der pädagogische Zugang, indem offenbar versucht wird, das Gute, Wahre und Schöne durch Prohibition und Tabuisierung durchzubringen, so nach dem Motto, da gibt es irgend etwas Böses, das darf es nicht geben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Zum Akt!) Ich komme schon darauf zurück. Ich gehe alle Punkte einzeln durch für Sie. Okay? 

Erstens: Was steht in dem Akt? Wie funktioniert diese APL oder was subventionieren wir mit dem Beschluss? Die Austrian Players League ist ein Verein, der – und das steht auch gleich beim Vereinsnamen – Jugendlichen die Nutzung von Computern, Jugendlichen IT-Fähigkeiten näher bringen will, also Computer-Literacy, wenn man so will, vermitteln. 

Die Frage ist: Wie funktioniert das? Und da weiß man, dass ein Gutteil von jungen Menschen ihren Zugang zu Computertechniken, ihren Zugang zu Anwendungsprogrammen dadurch bekommen, dass sie ausprobieren und spielen. Und genau das macht die APL. Sie versucht, den Jugendlichen den Raum zu geben, genau das zu tun: ausprobieren, spielen, Computerspiele spielen. Das sind Dinge, die man in Schulen zum Beispiel nicht kann, auch in Schulen nicht, die schon relativ weit sind und einen Computer haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Drum gehen sie zur APL!) Das stimmt. Es wäre nett, wenn du das einmal genauer anschauen würdest, bevor du da jetzt so dazwischenrufst. Genau das war der Grund, warum zum Beispiel die Schulen zur APL gehen, zu dieser Area52 in der Umgebung, weil dort Raum ist, wo Jugendliche Computer nutzen können, wo es die Infrastruktur gibt, einmal einfach zu spielen oder zu surfen und so weiter. Das ist einmal diese Sache. 

Dann bieten die Seminare, Workshops an, sicher Sachen, die wir jetzt alle gut finden, Hardwarekenntnisse, Webdesign, Internetsurfen, was auch immer. In Zusammenarbeit mit Wien-extra und mit anderen Vereinen der Stadt. 

Und dann ist der Zugang, und das ist relativ interessant, denn das ist auch eine Sache, die wir fördern, dass die Jugendlichen halt dort in der Ehrenamtlichkeit massiv eingebunden werden, mitmachen und selber organisieren. Die Jugendlichen machen zum Beispiel Turniere, LAN-Partys, Computerspielturniere, und da hilft diese APL mit, macht Amtswege für sie, stellt die Infrastruktur zur Verfügung. Ziemlich viel machen die Jugendlichen dort selber. Was sie auch selber gemacht haben ist zum Beispiel, dass sie ein altes Konsumgebäude umgebaut und selber renoviert haben in diese Area52, wo ein Schulungsraum zur Verfügung steht, wo die Infrastruktur ist und so weiter. 

Was wir in diesem Akt fördern, ist diese Area52 – vielleicht kann die Berichterstatterin auch noch die vier Punkte kurz bringen, wo die Geldbeträge daneben stehen – Miete, Strom, Gas, Instandhaltung. Wir fördern keine Personalkosten. Wir fördern überhaupt keine LAN-Partys. Nur das, was in dem Antrag steht und was nachher beschlossen wird. Das ist der Antrag. 

Das Zweite: Was ist eine LAN-Party? Grundsätzlich spielen Jugendliche Computerspiele. Die spielen sie entweder daheim, im Internet, und als Alternative dazu wurde versucht im LAN, Local-Area-Network, Computer zusammenzuschließen und diese Spiele gemeinsam zu spielen. Mit dem Argument, dass man dadurch das Ganze auch kommunikativ machen kann. Da bilden sich Teams. Da bilden sich eigene Strategien. Die machen eigene Fahnen, Wimpel, tunen ihre Computer. Und das ist das, was eine LAN-Party an sich ist. Meistens gibt es dort, zumindest für die, die in Wien sind, Alkohol- und Rauchverbot. Und die Kids nehmen ihre Computer selber mit. Die sind meistens supertoll aufgetunt, weil ein richtiger Spieler lässt sich den Computer nicht von irgendjemand zur Verfügung stellen. Da sind auch schon die Spiele vorinstalliert. 

In dem Zusammenhang bietet zum Beispiel die Austrian Players League ausschließlich das LAN an, also die HUBS, die Internetkabeln, die Netzwerkkarten und nicht die Computer und die Spiele. Das heißt, wenn da im Antrag steht, dass Gelder verwendet werden, weil Computerspiele angeboten werden, geht das ins Leere, weil das rechtlich gar nicht geht. Ein Verein kann nicht Computerspiele anbieten für irgendeine LAN-Party. 

Das Zweite ist: Aus dem Konzept geht übrigens auch genau hervor, wofür die Subventionsgelder verwendet werden. Das habe ich schon erwähnt, aber ich verstehe den Antrag an sich sehr als ins Leere gehend. So viel dazu, was eine LAN‑Party ist. 

Das Dritte - jetzt komme ich zum Schluss - was mich so verwundert, ist dieser pädagogische Zugang. Es gibt diese LAN-Partys. Die Jugendlichen spielen dort zu 90 Prozent Spiele, wo Gewaltanwendung als Spielkonzept verwirklicht ist. Das ist so. Das finde ich auch nicht super. Ich finde auch Spiele, wo es keine Sieger gibt, oder zumindest Spiele, wo nicht massiv Leute erschossen werden, besser. Es gibt aber diese Spiele. Jetzt gibt es mögliche Reaktionen darauf:

Erstens: Das Verbot. Das dürfen sie nicht. Motto "Augen zu und ich bin nicht mehr da".

Zweitens gibt es natürlich die Möglichkeit, das in irgendeiner Weise ernst zu nehmen und pädagogisch zu nutzen. Diese Bewahrpädagogik hat eigentlich in den Sechzigerjahren geboomt, letztes Jahrhundert. Jetzt geht man eher von diesem Wirkungsansatz, was Medien mit einem machen, zu einem Nutzungsansatz, nämlich was man mit Medien machen kann, was die Leute mit Medien machen, lernen wir ihnen einen Zugang und dann arbeiten wir damit. Genau das ist der pädagogische Zugang der Medien. Die holen die Jugendlichen dort ab, wo sie sind, weil Pädagogen mit dem erhobenen Zeigefinger ins vorige Jahrhundert gehören. (Beifall bei GRin Mag Marie Ringler.) 

Natürlich wäre es schöner, wenn die Jugendlichen nur Spiele ohne Sieger spielen würden. Aber die Augen zu verschließen und dann nur den Reichen den Zugang zu lassen, die ein LAN daheim aufbauen können, weil die Computer haben, ist absolut der falsche Weg. Ich plädiere wirklich dafür, dass man hergeht und die Lebenswelt von Jugendlichen wahrnimmt, dass man anschaut, was sie machen, was sie spielen und dass man das dann als pädagogischen Raum nutzt, dass man da hineingeht, dass man mit den Jugendlichen redet und mit ihnen arbeitet. (Beifall bei SPÖ und GRin Mag Marie Ringler.) 

Jetzt kann ich Luft schnappen. Sie mögen genau das, was die Stadt Wien macht, weil mit der "Austrian Players League" gemeinsam organisiert hat man zum Beispiel die LAN‑City im Rathaus, 7. bis 9.11.2001. Da hat es parallel dazu massive Diskussionen mit Pädagoginnen, mit Pädagogen, mit Psychologinnen und Psychologen gegeben. Das war in der Öffentlichkeit. Da hat es die Möglichkeit gegeben, genau das zu thematisieren. Wie ist das mit Gewalt? Wie ist das mit diesen LAN‑Partys überhaupt? Wie kann man damit pädagogisch arbeiten? Das ist das, was die Stadt Wien macht. Das ist das, was die übrigens auch in Verbindung mit der Stadt Wien machen.

Oder als zweites Beispiel, die LAN‑Partys nur für Frauen oder nur für Mädchen, weil es ein großes Problem ist, dass diese Sachen vor allem sehr exklusiv von Männern und Buben genutzt werden. Auch da startet die "Austrian Players League" zum Beispiel Initiativen.

Zum Schluss: Ich hätte das sonst nie gesagt, aber weil der Herr Kollege Strobl die deutsche Debatte eingebracht hat, tue ich es. Ich habe vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend von Deutschland ein Heft, das sich durchgehend nur mit Spielen auseinander setzt, mit LAN‑Partys und so weiter. Da gibt es einen relativ netten Artikel. Das ist übrigens alles einhellig, also nicht, dass man jetzt glaubt, ich suche genau das heraus, wo die Wutzlhofer‑Argumentation steht. Das gefällt mit recht gut und ich würde das als Schlusswort stehen lassen: "Natürlich weiß man, dass es auch pädagogisch interessante Computerspiele gibt und dass eine Vielzahl normaler und netter jungen Menschen diesem Hobby frönt. Aber Beachtung wird der Spielergemeinde meist nur in einem Punkt zuteil, dann, wenn es um die negativen Aspekte geht. Computerspieler spielen gewalttätige Games, Computerspieler sind süchtig, Computerspieler tauchen in virtuelle Welten ab und sind deshalb etwas sonderbar. Lauter negative Schlagzeilen, durch die zwar die Spieler erfahren, dass es sie gibt, jedoch versehen mit dem Stigma des Abnormen und irgendwie Gefährdeten. Aus pädagogischer Sicht ein fataler Irrweg, da pädagogisches Handeln unter diesen Prämissen nur schwer möglich ist."

Ich plädiere dafür, sich den Lebensraum von Jugendlichen genau anzusehen, sich genau anzusehen, was sie machen, das auszuloten und nach Möglichkeiten zu suchen, wie man mit ihnen arbeiten kann und nicht mit Tabuisierung und Prohibition zu arbeiten. - Danke. (Beifall bei SPÖ und GRin Mag Marie Ringler.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es geht noch weiter. Wir haben jetzt eine tatsächliche Berichtigung von Frau Sommer‑Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich berichtige tatsächlich, dass wir nicht gegen LAN‑Partys sind und zweitens dass in dem Antrag, der heute zur Abstimmung vorliegt, nicht steht, dass die Miete, der Strom und Sonstiges gefördert werden sollen, sondern die Subvention an den Verein "Austrian Players League" zur Unterstützung seiner geplanten Aktivitäten im Jahr 2003 in der Höhe von 22 000 EUR gehen soll. Bei der Liste der Aktivitäten stehen LAN‑Veran-staltungen, Freizeitveranstaltungen wie LAN‑Partys, Computerspielturniere, Internetsuchspiele, Unterstützung von Jugendlichen bei Veranstaltungen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Also, Jürgen, lies bitte deinen Akt das nächste Mal, bevor du heraus gehst!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie Sie wissen, haben die Grünen eine ausgeprägte Diskussionskultur. In diesem Fall sind wir durchaus unterschiedlicher Meinung.

LAN‑Partys und Computerspiele zu spielen, meine ich, sind Teil einer aktuellen Jugendkultur. Das ist etwas, was sich in den letzten 15 bis 20 Jahren entwickelt hat. Auch ich habe einen Teil meiner Jugend mit solchen Zusammenhängen verbracht und habe vielleicht deshalb einen anderen Zugang. Vielleicht hat es auch etwas mit dem Alter oder mit einem grundsätzlich anderem Verständnis von Jugendarbeit zu tun. 

LAN‑Partys und Computerspiele sind Teile von Lebensrealitäten junger Menschen. Das wissen wir. Lebensrealitäten haben es an sich, dass sie oft nicht ganz so sind, wie wir uns das gern vorstellen würden. Viele junge Menschen sind zum Beispiel durchaus in einem Alter, das man klassischerweise "die Pubertät" nennt, in dem sie nicht wahnsinnig glücklich mit sich selbst sind oder in dem sie vielleicht oft auch über die Strenge schlagen. Wir alle wissen, dass es notwendig ist, hier einen Rahmen zu bieten und dass unsere Gesellschaft einen Auftrag hat, junge Menschen dort zu unterstützen, wo sie uns brauchen. 

Was wir aber meines Erachtens nach nicht tun dürfen, ist, die Lebensrealitäten junger Menschen sträflich zu vernachlässigen und so zu tun, als wäre das, was da passiert, nicht wahr oder darf nicht wahr sein, weil es nicht so ist, wie wir es uns wünschen. Viele Jugendliche, aber auch ältere Menschen, spielen gerne mit dem Computer. Erinnern Sie sich an die berühmten Artikel zu Tetris oder Moorhuhn, wo uns vorgerechnet wurde, welche Ausfälle diese Spiele gerade im Bereich der Wirtschaft verursacht haben, weil sehr erwachsene Menschen sehr ausführlich Computerspiele gespielt haben statt zu arbeiten. Diese Spiele sind Teile von Realitäten und decken Bedürfnisse ab. Das ist zu akzeptieren. Gleichzeitig muss man sich dort, wo das Ganze vielleicht negative Effekte hat, anschauen, wie man damit umgeht. 

Jugendliche spielen Computerspiele, weil sie sich vielleicht für nichts anderes interessieren als für Computer. Manch einer meint, das wäre schlimm, weil ein Buch würde doch so viel mehr bringen. Vielleicht auch nicht. Vielleicht sind Computer und Computerspiele durchaus eine adäquate Freizeitbeschäftigung. Im Übrigen kann das, was Spaß macht, nicht immer ganz falsch sein. Wenn Jugendliche allerdings in Situationen, in denen es ihnen vielleicht nicht so gut geht, allein gelassen werden, dann rutschen sie leicht in Isolation. Das kann wohl nicht unser Anliegen sein. Es kann nicht sein, dass wir der Meinung sind, weil Jugendliche gern Computer spielen, dass sie alleine zu Hause vor einem Computer sitzen und dann dort das eine oder andere gewalttätige oder auch nicht gewalttätige Spiel spielen. Viel eher ist es mir ein Anliegen, dass diese Leute dann zusammenkommen können und die großen Errungenschaften, die das Internet mit sich gebracht hat, nutzen können, nämlich zu kommunizieren, gemeinsam an etwas zu arbeiten und gemeinsam etwas zu lernen.

Das Internet hat eine Neuerung gebracht. Das bringt uns nämlich die technische Möglichkeit, dass man diese Spiele gemeinsam spielt, Netzwerkspiele, Multiuserspiele übers Internet spielt oder sie auch bei LAN‑Partys spielt. Das heißt, diese LAN‑Partys sind ein Ort der Kommunikation, genauso wie die geplante Area Fiftytwo. Sie sind eine Möglichkeit, wo man den Computer unter den Arm nimmt, das Netzwerkkabel in die Tasche steckt, dort hingeht und gemeinsam mit anderen Leuten diese Spiele spielt. Was dann dort passiert, ist vielleicht viel wichtiger und viel förderungswürdiger als die Tatsache, dass das Spiel gewalttätig ist. Es ist keine Frage, das ist grundsätzlich nicht ganz unproblematisch, weil dort werden Know‑how ausgetauscht, dort werden Skills erlernt, dort redet man miteinander. Das ist, glaube ich, sehr förderungswürdig, nicht zuletzt deshalb, weil diese Spiele mittlerweile auch Entwicklungen anbieten, mindestens förderungswürdig sind, nämlich zum Beispiel die Möglichkeit, diese gewalttätigen Spiele weiter zu bauen, eigene Levels zu schaffen. Es gibt die Möglichkeit, sich in Baukastensystemen mit Software selbst eigene Welten zu erschaffen, selbst eigene Waffen zu bauen. Es sind dann noch immer Waffen, aber vielleicht werden dann Bananen und nicht mehr Kugeln geschossen. Vielleicht wird sogar der gesamte Charakter des Spiels umgedreht. Es gibt viele gute Beispiele dafür, wie das passiert ist. Viele Spielerinnen und Spieler machen es nur noch so, dass sie ihre eigenen Levels spielen. 

Natürlich ist es richtig, dass es ein Problem darstellt, dass dort Gewalt, wenn Sie so wollen, verherrlicht wird. Das ist selbstverständlich ein Problem. Aber gleichzeitig - das zeigen im Übrigen durchaus die Arbeiten einiger Entwicklungspsychologen - kann man mit diesen Spielen einiges bei jungen Menschen bewegen. Wolfgang Bergmann, anerkannter deutscher Kinderpsychologe, arbeitet zum Beispiel gerade an der Entwicklung eines Spiels, das verhaltensauffällige Kinder dazu bringen soll zu kommunizieren. Er hat nämlich festgestellt, dass die hyperaktiven Kinder, wenn sie vor dem Computer sitzen, plötzlich sehr ruhig werden, plötzlich konzentriert sein und ihre Aufmerksamkeit auf etwas anderes lenken können. Daraus hat er einen Ansatz entwickelt, der es ermöglichen soll, mit diesen verhaltensauffälligen Kindern zu arbeiten und sie in ein soziales Netzwerk einzubinden. Das scheint mir ein sehr guter Ansatz zu sein. Wenn das auf einer anderen Ebene passiert, dann halte ich das für mehr als förderungswürdig. 

Gewalt im Fernsehen und in Computerspielen wurde in den letzten Jahren viel diskutiert. Tatsächlich ist es ein Phänomen, dem man gegensteuern sollte. Natürlich, Gewalt in der Gesellschaft können wir nicht einfach hinnehmen. Vor allem physische, konkrete Gewalt ist ein riesengroßes Problem, aber das betrifft nicht nur Computerspiele, das betrifft Gewalt in der Familie, das betrifft Gewalt in vielen anderen Zusammenhängen und nicht zuletzt Krieg. Das Verbieten kann jedoch nicht die Antwort sein, sondern ganz im Gegenteil geht es darum, dass wir Medienkompetenz an Menschen vermitteln, dass wir ihnen die Möglichkeit geben zu verstehen, was sie im Fernsehen sehen, was sie in Computerspielen sehen, dass sie die Möglichkeit bekommen diese Schlüsselkompetenz, Medienkompetenz zu erlernen. Darum geht es. Wenn LAN‑Partys und das, was APL vorhat, ein Beitrag dazu sind, dann halte ich das für einen sehr guten und sehr wichtigen Beitrag. 

Wir Grüne stehen für die Vermittlung von Medienkompetenz. Ich erachte die Arbeit von APL und LAN‑Partys als einen Beitrag dazu. Wenn es eigeninitiativ ist, umso besser. Wir kritisieren immer - oft zurecht -, dass Jugendarbeit einen Topdownansatz verfolgt, dass wir glauben, besser zu wissen, was Jugendliche wollen. Wenn sie es selber tun, dann sollten wir sie ganz besonders fördern. In diesem Sinne bin ich anderer Meinung als meine Kollegen und werde mich dem Subventionsantrag gerne anschließen. - Danke. (Beifall bei Teilen der GRÜNEN und der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Noch eine vorliegende Wortmeldung, eine tatsächliche Berichtigung. Herr GR Wutzlhofer, bitte.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Frau Kollegin Sommer‑Smolik hat berichtigt, dass das nicht so ist, dass die Geldbeträge, die wir beschließen, im Zusammenhang mit dem Gebäude stehen. Ich berichtige die Berichtigung und den Zwischenruf vom Kollegen Margulies, ich hätte den Akt nicht gelesen - ihr wollt es nicht anders haben -, mit folgenden Zahlen: Ausgaben Mietkosten: 20 767 EUR, Strom und Gas: 8 400 EUR, Reinigungskosten: 2 240 EUR, Instandhaltungs- und Reparaturkosten: 2 500 EUR, Büromaterialien: 2 700 EUR und Schulungs-, Fortbildungs-, Projektkosten: 5 800 EUR. Keine LAN‑Partys. 

Ich glaube, ich habe das relativ richtig gelesen. Es ist nämlich so, dass dort ziemlich viel Leute ziemlich viel freiwillig machen, weil sie davon sehr begeistert sind und man das gar nicht zu unterstützen braucht. Was die machen, ist einfach die Infrastruktur zur Verfügung stellen. Das ist an sich ziemlich klar aus dieser Sache ersichtlich. (Beifall der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich verstehe, das wir gruppendynamische Prozesse brauchen.

Herr GR Margulies, bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es dauert nicht lange. Vielleicht findet sich innerhalb der sozialdemokratischen Fraktion jemand, der dem Kollegen Wutzlhofer beibringt, wie man Akten liest und dass als Antrag steht, was tatsächlich beantragt wird. (GR Jürgen Wutzlhofer: Wir haben weniger beschlossen!) 
Dass in der Beilage eine Ausgabenaufstellung dabei ist, ist durchaus sinnvoll, weil natürlich dieser Verein auch Grundkosten hat. Das ist vollkommen klar. Aber im Antrag selbst steht nicht, dass wir die Grundlagen dieses Vereins fördern und auch nicht, dass wir die Miete dieses Vereins fördern, sondern im Akt steht eindeutig, dass wir seine geplanten Aktivitäten fördern. Jeder in der sozialdemokratischen Fraktion, der ein bisschen den Unterschied zwischen der Grundlagen- und der Aktivitätsförderung versteht, wird Ihnen diesen Unterschied auch erklären. Vielleicht der Kollege Strobl. Der weiß ganz genau, was ich meine. Bitte reden Sie mit dem Kollegen Wutzlhofer! - Ich danke sehr. (VBgmin Grete Laska: Das heißt aber trotzdem nur, dass Sie Zensur über Geld ausüben wollen!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir jetzt zur kollektiven LAN‑Party übergehen, darf ich diese Sache für geschlossen erklären. - Punkt eins. 

Punkt zwei: Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Ich darf somit zur Abstimmung kommen. 

Wer für die Postnummer 22 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit, ohne die ÖVP und Teile der Grünen. Namentlich zu erwähnen, kann ich mir, glaube ich, ersparen. 

Es liegt weiters von den Grünen ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend gewaltfreie Spiele bei LAN‑Partys vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit, ist nur von der ÖVP und den Grünen unterstützt und somit abgelehnt. 

Bevor wir zur Postnummer 42 kommen, muss ich zwei Dinge tun. 

Ich habe das in der Früh nicht getan, weil ich sie nicht gesehen habe. Ich möchte der Frau GRin Martina LUDWIG auch in diesem Hause recht herzlich zur Flora alles Gute wünschen. (Allgemeiner Beifall.) 

Das war der eine Punkt, den ich tun musste. Alles, alles Gute!

Der zweite Punkt ist, es wurde von Herrn GR Margulies verlangt, dass ich Herrn GR Dr Tschirf einen Ordnungsruf erteile. 

Ich darf hier nach Rücksprachen mit beiden festhalten, wir sind übereingekommen, dass der Herr GR Margulies vieles ist, aber kein Stalinist. Diese Zuordnung zum Stalinismus ziehen wir zurück. Somit ist diese Angelegenheit erledigt. (GR Walter Strobl: Stimmt nicht!) Ich habe mich nur auf die Passagen des Herrn Dr Tschirf zum Stalinismus bezogen, nicht zum Nazismus. Ich darf das genau lesen. Fakt ist, die Sache ist erledigt, aus der Welt geschaffen. Es gibt keinen Ordnungsruf, um das klarzustellen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Bereitstellung der Transferzahlungen für die Vorbereitung und Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung für die Errichtung einer 3. Müllverbrennungsanlage durch die Wiener Kommunal- Umweltschutzprojektges.m.b.H. 

Frau GRin Polkorab, bitte.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Nachdem der Nachmittag nicht so schnell fortgeschritten ist, werde ich mir aber trotzdem nicht allzu viel Zeit nehmen. 

Es geht darum, dass für die UVP 4 Millionen EUR reserviert werden sollen. Damit da habe ich ein kleines Problem. Wir haben das schon einmal im Ausschuss diskutiert. Wir hätten gerne eine kleine Veränderung, und zwar einen Abänderungsantrag, den ich Ihnen vorlesen möchte. Der Abänderungsantrag bedeutet im Grunde genommen, dass wir für Bürgerbeteiligung auch Geld reserviert haben wollen, weil bei der UVP die Bürger zwar eingeladen sind, teilzunehmen, aber alle ihre Ausgaben sich selber bezahlen müssen, wobei die Firma, die zu 100 Prozent der Stadt gehört, die MA 48, die EbS und die Wienkanalabwassertechnologie, die der Stadt gehört, einen Vorteil haben. Wir wollen dabei Waffengleichheit und hätten gerne einen Abänderungsantrag, den ich wie folgt vorlesen möchte:

"Ergänzend zu der Bereitstellung der Transferzahlung für die Vorbereitung und Durchführung der UVP, für die Errichtung einer 3. Müllverbrennungsanlage durch die Wiener Kommunal- Umweltschutzprojektges.m.b.H. mit Gesamtkosten in der Höhe von 4 Millionen EUR stellt die Stadt Wien, um partizipative Elemente der Demokratie in Wien zu stärken, BürgerInnen, AnrainerInnen und Bürgerinitiativen und NGOs für deren Tätigkeiten, und zwar BürgerInnenversammlungen, Beauftragung von Gutachten und so weiter im UVP‑Prozess, finanzielle Mittel in der Höhe von mindestens 300 000 EUR zur Verfügung. Diese Mittel sollen von der MA 22 und der Wiener Umweltanwaltschaft verwaltet und vergeben werden."

Damit nicht genug, möchte ich bei diesem Geschäftsstück noch zwei Dinge anmerken und auch mit einem Antrag versehen. 

Das Eine betrifft Folgendes: Die Frau Stadträtin war vor kurzem in den Medien, und zwar mit dem Dosenpfand. Der Dosenpfand ist nichts anderes als in Deutschland ein Pfand auf Einweggebinde. In Wien schaut das aber nicht aus wie ein Standardeinweggebinde, sondern ist eine Belohnung für Menschen, die Dosen oder Einwegflaschen aufklauben und dann ins Geschäft zurückbringen. 

Wir glauben, dass das keine gute Idee ist, haben aber das Gefühl, in Wien schaut es im Moment auf einer ganz anderen Ebene, und zwar bei der Kühlschrankentsorgung sehr schwierig aus, weil in Wien 29 Prozent der Kühlschränke, welche die Stadt entsorgt, letztendlich auf der grünen Wiese, im Wald, auf der Straße oder sonst wo landen, die MA 48 diese dann holen muss und das auch Kosten verursacht. 

Deswegen unser Beschlussantrag zu einem Pilotversuch in diesem Fall: 

"Die Stadt Wien startet und finanziert einen einjährigen Modellversuch zur kostenlosen Kühlschrankrücknahme auf den Mistplätzen. Der Modellversuch wird durch eine Evaluation begleitet. Untersucht wird dabei Akzeptanz bei der Bevölkerung, Anzahl entsorgter Kühlschränke, Anzahl entsorgter Kühlgeräte aus anderen Bundesländern und aus dem Ausland sowie Kosten jeweils im Vergleich zur bestehenden Situation."

Dazu möchte ich noch anfügen, ein Argument war immer, dass dann die Kühlschränke aus Tschechien, Ungarn und aus Niederösterreich kommen. Das wollen wir untersucht haben und das macht auch Sinn. 

Der zweiter Teil des Beschlussantrags lautet:

"Der Wiener Gemeinderat fordert den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasserwirtschaft auf, die Verordnung über die Rücknahme von Kühlgeräten derart zu novellieren, dass die derzeit bestehenden illegalen Kühlschrankentsorgungen weitgehend zurückgedrängt werden."

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt. 

Bleibt noch zum Schluss der Geniestreich der Stadträtin beziehungsweise alles, was rund um das Kanalprojekt der MA 30 im Stadtpark und die Rodung von Bäumen, die Nichtrodung von Bäumen, das Ausgraben von Bäumen oder wie auch immer passiert: Vor kurzem war in der "Kronen"‑Zeitung ein Foto, wo uns die Frau Stadträtin gemeinsam mit dem Herrn Heiligenbrunner und dem Herrn Lötsch versichert hat, es wird dort keine Baumfällung geben, alle Bäume werden ausgegraben, woanders hingebracht und wieder zurückgebracht. 

Zu dem Punkt möchte ich nur ganz kurz sagen, im Normalfall braucht man für einen solchen Prozess ungefähr drei Jahre. Wien ist offensichtlich super und bringt es in drei Stunden zusammen. Normalerweise muss man, um die Bäume, die man ausgraben möchte, einen Graben ziehen, die Feinwurzeln anregen, dann die Bäume in einem einjährigem Rhythmus zurückschneiden, schauen, ob sie es überleben, dann kommt das Ausgraben, dann kommt der Hubschrauber, dann kommt das Wiedereingraben im 2. Bezirk oder irgendwo sonst, dann werden sie dort festgezurrt, zwei Jahre oder eben ein Jahr, wie lange das Projekt halt dauert, dann werden sie wieder zurückeingepflanzt und dann schauen sie aus wie ein Stecken. Wenn die Frau Stadträtin oder die SPÖ glaubt, das Projekt so durchführen zu können, dann wird der Stadtpark nie wieder so aussehen, wie er jetzt aussieht. 

Deswegen schlagen wir vor, das Projekt so zu adaptieren, dass es zu keinen Baumfällungen kommt und Wien trotzdem den notwendigen Kanal bekommt. Das Projekt der MA 45 hat anders ausgesehen. Jetzt hat uns die MA 30 mit einem Projekt beglückt, das wiederum, wie sie selber sagen, ein Wahnsinnsprojekt ist, zumindest ist es in der Zeitung so gestanden. 

Ich möchte Ihnen den Beschlussantrag vorlesen:

"1. Der Gemeinderat stoppt mit sofortiger Wirkung alle geplanten Baumfällungen und Baumausgrabungen im Stadtpark. 

2. Der Bau des Wien‑Sammelkanals wird neu überdacht, dabei erfolgt eine Überprüfung der vorhandenen Variante im Hinblick auf Ökologie und Stadtbild. 

3. Alle weiteren Planungsschritte erfolgen unter größter Transparenz, unter Einbeziehung der Bevölkerung und der Bezirksbehörden. Die Wiederaufnahme von Bautätigkeiten für das Kanalprojekt ist nach Vorlage eines Berichts vom Gemeinderat zu genehmigen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Jetzt habe ich nur ein ganz kleines Problem. Ich habe die Anträge auf meinem Platz liegen. Die muss mir jemand bringen, dann kann ich sie auch abgeben. Damit bin ich noch in der Zeit, damit der Erich, unser stellvertretender Vorsitzende, rechtzeitig nach Hause kommt. Ich bin gleich fertig mit meinem Antrag. 

Die "Kronen"‑Zeitung hat unserer Frau Stadträtin viel Glück gewünscht. Ich wünsche ihr auch viel Glück, weiterhin in der tollen Zusammenarbeit mit der "Krone". Meine drei Anträge habe ich jetzt beieinander. Wir werden sehen, was die Debatte bringt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. - Bitte. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das vorliegende Gesetzstück, bei dem es in drei Buchstaben zusammengefasst um die UVP der dritten Müllverbrennungsanlage geht, gibt uns ein bisschen die Gelegenheit, uns an den Beginn der Legislaturperiode zurückzuerinnern, an dem, Frau Stadträtin, gleich ein knalliger Fehlstart war. Ich möchte nur ein kleines Detail erwähnen. Das war der Stopp des Liefervertrags an die Schwarze Pumpe in Ostdeutschland, der auf einmal, als wir das aufgezeigt haben, von der Tagesordnung des Ausschuss genommen wurde. Wir haben nie mehr etwas davon gehört. Diese Schwierigkeiten waren sicher am Anfang, als Sie dieses Umweltressort übernommen haben. 

Es gibt weitere folgenschwere politische Manöver, die nicht gerade als sehr geschickt zu bezeichnen sind. Auch wieder hat diese mit einem dreibuchstabigen Kürzel, nämlich SUP, das strategische Umweltprüfungsverfahren für die Wiener Abfallwirtschaft zu tun. Meine Damen und Herren, im Endeffekt ist das SUP bei weitem nicht so gut dotiert wie dieses UVP‑Verfahren, aber ich glaube, für die Wiener Umweltpolitik ist das SUP schon sehr wichtig, denn mit dem SUP‑Verfahren haben namhafte Experten die Zukunft der Wiener Abfallwirtschaft eindeutig festgelegt. 

Bei der Arbeit dieser Expertengruppe sind wesentliche Entscheidungen herausgekommen. Eine davon betraf diese 3. Müllverbrennungsanlage, die genauso empfohlen wurde wie gleichzeitig die Stilllegung der Müllverbrennungsanlage Flötzersteig als Ausgleichsmaßnahme zur 3. Müllverbrennungsanlage. Das wurde verkündet und auf einmal war irgendwo eine politische Findung in Simmering, die 3. Müllverbrennungsanlage wird kleiner gebaut, aber wir lassen den Flötzersteig, obwohl der Flötzersteig durch den Standort nicht ideal ist und auch nicht mehr auf dem Stand der letzten Technik ist. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja gar nicht!) Man kann sich vorstellen, wie das gelaufen ist. (GR Godwin Schuster: Wer sagt denn das?) Noch dazu, Frau Stadträtin, waren Sie in diesem Expertenteam, das die Stilllegung des Flötzersteigs beim Bau der 3. Müllverbrennungsanlage empfohlen hat. Das stimmt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das stimmt sicher nicht!) Nein, das Ganze stimmt! (GR Godwin Schuster: Wo haben Sie das her? Da haben Sie sich verhört!)

Aber gehen wir zur Zukunft. Das war die Vergangenheit. Im vorliegenden Akt soll das Geld für einen weiteren Vorbereitungsschritt für die Müllverbrennungsanlage genehmigt werden. Natürlich finden wir, dass das gesetzlich vorgeschriebene UVP‑Verfahren gerade bei diesem gegenständlichen Projekt, bei dem es um sehr viele Bürgerängste geht, besonders gut vorbereitet werden sollte, doch wir sind angesichts der Summe, die hierfür verwendet wird, mehr als gespannt, welchen großen Vorbereitungsprozess wir erwarten können. Ich sage das auch, weil man uns gesagt hat, ein Bürgerbeteiligungsverfahren wäre in diesem Fall nicht sinnvoll. Meine Damen und Herren, angesichts dieser Summe wäre, glaube ich, ein Bürgerbeteiligungsverfahren auch noch drinnen gewesen.

Ich hoffe, wir werden nicht weiter enttäuscht. Ich hoffe auch, dass wir nicht die gleiche Enttäuschung beim Genehmigungsverfahren für das geplante Biomassekraftwerk erleben werden. Wir können uns zwar kaum vorstellen, dass dieses rot‑grüne Prestigeobjekt an einer terminlichen Unachtsamkeit scheitern wird, aber uns erscheint es angesichts der langen Vorlaufzeit für die Errichtung dieser Anlage es äußerst schwierig, den Termin 2004 für die Erteilung des Genehmigungsbescheids einhalten zu können. 

Frau Stadträtin, Sie lachen! Sie wissen genauso wie ich, wird dieser Termin nicht eingehalten, ist das ganze Projekt in Frage gestellt, weil dann die von der Bundesregierung garantierten Ökostrompreistarife nicht zur Anwendung kommen können. Ich fürchte, bei der derzeitigen Planungsdynamik, die das Umweltressort gerade bei diesem Projekt an den Tag legt, werden wir diesen Termin nicht einhalten können. 

Ich ersuche Sie: Machen wir das UVP‑Verfahren! Das muss durchgeführt werden. Machen wir es schnell und bringen wir es schnell hinüber (GR Mag Rüdiger Maresch: Ganz sicher machen wir das schnell!), obwohl ich weiß, dass Sie, Frau Stadträtin, Ihr Herz nicht gerade an Pelletsheizungen gehängt haben. Sie haben in einer Pressekonferenz gesagt, Pelletsheizungen sind nicht gut. Das ist zwar nur erneuerbare Energie, aber nichts für die Umwelt. (GR Mag Thomas Reindl: Warum nicht?) Kollege, frage einmal die Umweltsprecherin eurer Fraktion im Nationalrat, die Frau Sima, was die über Pelletsheizungen gesagt hat. 

Noch etwas, Frau Stadträtin: Fragen Sie einmal Ihren Kollegen Faymann! Der Kollege Faymann fördert Pelletsheizungen. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist ja kein Widerspruch!) Da ist der Antrag. Wir von der Umwelt sagen nichts, aber der Faymann sagt, jeder Wiener, der eine Pelletsheizung macht, bekommt eine Förderung. (Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Nicht jeder!) Super! Ich bin dafür! Ich habe das auch gefordert! Ein bisschen, glaube ich, sollten gerade wir vom Umweltressort das machen. 

Frau Stadträtin, wenn man seine Aufgabe darin sieht, die Bundesregierung zu attackieren, zumindest war es Ihre Linie vor der Wahl und ich glaube, es wird so weiter gehen, dann sage ich Ihnen, die Wiener wollen nicht hören, was Sie auf Bundesebene besser machen würden. Da gibt es schon die ÖVP, die sich dort um die Umweltpolitik kümmert (GR Mag Rüdiger Maresch: Das merkt man!), sondern sie wollen eine Wiener Umweltpolitik haben. Sie wollen, dass die Luft in Wien sauberer wird, dass der Lärm geringer wird, dass die Grünflächen größer und die Müllberge kleiner werden. (GR Mag Thomas Reindl: Ist das schlecht?) Aber in den letzten zwei Jahren ist da eigentlich nicht allzu viel geschehen. (GR Mag Thomas Reindl: Dann leben Sie in einer anderen Stadt!)

Wie wir vor kurzer Zeit erfahren haben, sollen im Wiener Stadtpark an die 100 Bäume - Sie lachen schon wieder, aber es stimmt - gefällt werden. Das ist ganz einfach undenkbar! Ein Erbe, das wir übernommen haben, mitten im verbauten Gebiet, was in einer anderen Stadt zu suchen ist! Wir fällen dort leichtsinnig an die 100 Bäume! Das kann es doch ganz einfach nicht sein! 

Frau Stadträtin, wir bringen daher mit unserem Klubobmann Dr Tschirf einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

"Die amtsführende Stadträtin für Umwelt wird aufgefordert, die derzeit laufenden Vorbereitungen für die Fällung bzw Umpflanzung von 100 Bäumen im Wiener Stadtpark umgehend zu stoppen und eine umweltschonendere Bauweise für die Errichtung des Sammel- und Entlastungskanals vorzulegen." (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Thomas Reindl: Das ist doch schon lange passiert!) 
In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Anstatt einer umweltpolitischen Offensive erleben wir seit zwei Jahren eine PR‑Offensive. Ich gratuliere Ihnen zu Ihrem PR‑Team. Es gelingt ihnen ganz hervorragend, immer wieder. Ob ich den "U‑Bahn‑Express", die "Kronen"‑Zeitung, den "Kurier" aufschlage, Ihr Bild sehe ich immer. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sind Sie neidig!) Ich beneide Sie. Alle Achtung, alles in Ordnung, ich freue mich darüber. Aber viel lieber wäre mir, wenn wir dieses Geld dafür verwenden würden, um zur Vermeidung von Müllbergen zu führen. (GR Mag Thomas Reindl: Sprechen Sie einmal mit der Wirtschaftskammer!) Das wäre mir viel lieber, wenn wir da eine Aktion machen würden. Da fehlt es ein bisschen.

Wir haben - das war noch unter Ihrem Vorgänger - mit Sankt Pölten einen Vertrag gehabt, dass wir unseren Müll nach Sankt Pölten liefern. Aber der Haken bei diesem rot‑roten Unternehmen war, dass die Müllmenge genau festgelegt war. Leider Gottes haben wir die Müllmenge schon erreicht und kein Mensch hat mehr gesagt, dass dieser Vertrag bereits weg ist. Da wäre es natürlich besser gewesen, wir schauen darauf, weniger Müll zu verursachen, ein bisschen mehr darauf zu schauen, dass die Müllmenge zurückgeht. (GR Johann Hatzl: Also, Herr Klucsarits, wenn Sie mir einreden wollen, Sie haben im letzten Jahr weniger Hausmüll bei sich weggeschmissen als vorher, dann glaube ich das nicht!) - Bei mir selber ist weniger, Herr Präsident. Bei mir ist es weniger. Aber das kann ich Ihnen dann auch sagen, wieso. 

Worum es mir auch geht: Was ist eigentlich mit der Sperrmüllaktion, die wir angekündigt haben, geworden? Wo ist die? 

Was ist mit der Handysammelaktion geworden, die wir angekündigt haben? Der Hinweis, man kann die Handys ohnehin zum Mistplatz oder zum Problemstoffsammelzentrum bringen, ist mir eigentlich zu wenig. 

Was ist mit einer Containerwaschanlage, welche die Voraussetzung dafür ist, dass die Geruchsbelästigung bei den Sammelstellen für die Anrainer möglichst gering wird?

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, nicht nur der Müll in den Containern wird mehr, sondern auch der auf der Straße, vor allem wegen der Hundekotproblematik, die wir nicht in den Griff bekommen.

Man braucht nur hinauszugehen und diese Staubschwaden betrachten, die Wien gerade jetzt belasten. - Sie lachen! 

So haben Sie auch die Splitstreuung nicht im Griff. Es wird viel zu viel aufgebracht und zu wenig vom Split eingekehrt. (GR Günter Kenesei: Umgekehrt wäre es super!) Wieso zu wenig eingekehrt? Weil sonst würde es ja nicht stauben, wenn alles eingekehrt wird. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich habe nichts gesagt!) Nein, Sie haben gesagt "umgekehrt"! 

Weil sie die Splittstreuung nicht im Griff haben, überlegen Sie Chemikalien im Winterdienst. Gerade in der Frage der Salzstreuung, glaube ich, ist das Ganze nicht richtig gelaufen. Da müssen wir uns noch einmal zusammenlesen. 

Aus dem Griff geraten ist auch die Situation betreffend der Schaffung eines neuen Standorts der MA 48 in Hirschstetten betrifft. Bei dem 500 000 Millionen S schweren Ding in der Donaustadt wissen wir noch immer nicht genau den Verwendungszweck. Wir warten noch immer auf eine Entscheidung, was mit dem alten Standort geschieht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen sie mich zum Schluss meiner Ausführung kommen. (GR Mag Christoph Chorherr: Gern!) Wir können dem vorliegenden Geschäftsstück unsere Zustimmung nicht geben, weil wir hier wieder Ungereimtheiten bei der Prozesssteuerung in der Wiener Umweltpolitik orten müssen. (Beifall bei ÖVP und bei GR Mag Christoph Chorherr.)
(Das Zusatzlicht im Saal wird abgedreht. - GR Kurth‑Bodo Blind: Warum ist das Licht gerade jetzt ausgegangen? Sie drehen mir das Licht ab!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Blind wenn ich das gewusst hätte, hätte ich das anders getimt. Verzeihen Sie mir. Es hat nichts damit zu tun, dass Ihnen das Rednerpult für die nächsten zwanzig Minuten gehört. 

Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Kurth‑Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich danke recht herzlich. Wir kommen nun zu einem recht eigenartigen Tagesordnungspunkt, und zwar weiß ich nicht, was man den Herrn GR Klucsarits gezahlt hat, dass er sagt, die Müllmengen sinken. Ich glaube, da hat er diesen Bericht nicht gelesen, den wir doch alle lesen sollten. Werter Herr Kollege Klucsarits, Sie sollten diesen Bericht lesen, der sagt, der Müll wird immer mehr. Ich lese Ihnen dann die ganze Seite 218 vor, damit Sie merken, dass die Müllmengen in Wien natürlich nicht steigen, sondern zurückgehen. Irgendjemand muss Sie da bestochen haben. 

Wir kommen jetzt zu einer Sachkreditgenehmigung, und zwar an eine Gesellschaft. Da wird eine unaussprechliche Gesellschaft genannt: "Wiener Kommunal Bindestrich Umweltschutzprojektgesellschaft mit beschränkter Haftung". Da sieht man schon, allein dieser Titel soll es einem gar nicht leicht möglich machen, diese Gesellschaft beim Namen zu nennen. Daher werde ich sie kurz WKU nennen, um nicht immer wieder dieses Wort, dieses Monster "Wiener Kommunal Bindestrich Umweltschutzprojektgesellschaft mit beschränkter Haftung", sagen zu müssen. (GR Heinz Hufnagl: Den Bindestrich kann man beim Lesen auslassen!) Nein, der gehört dazu, sonst ist das ein falscher Firmentitel. Da mache ich Sie dann aufmerksam, was ein falscher Firmentitel alles nach sich ziehen kann. 

Diese Umweltprojektgesellschaft sollte an und für sich Umweltschutz bewirken und Lösungsszenarien erarbeiten. Aber Lösungsszenarien können nicht so ausschauen, dass man sagt, wir bauen eine 3. Müllverbrennungsanlage. Simmering 1, Simmering 2, Simmering 3, so stellen sich die Simmeringer weder Umweltschutz vor, noch stellen sie sich Lösungsszenarien vor. Man erwartet von so einer Gesellschaft schon ein bisschen etwas anderes, und zwar den Schutz der Umwelt. Der Schutz der Umwelt ist für uns Freiheitliche dann gegeben, wenn die Umwelt nach dem Projekt nicht schlechter ist als vor dem Projekt, das durch diese Umweltschutzgesellschaft betrieben wird. Ich kann aber heute schon sicher feststellen, dass nachher die Simmeringer Luft nicht besser ist, nachdem diese Umweltschutzgesellschaft Simmering vielleicht mit der 3. Müllverbrennungsanlage beglückt. Also ganz sicher betreibt diese, für Simmering gesehen, eine Verschlechterung der Umweltbedingungen. Höchstens es kommt jemand heraus und sagt, die Luft wird nachher aus dem Kamin besser herauskommen als sie unten hineingesogen wurde. 

Für die Vorbereitung und Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung zur Errichtung einer 3. Müllver-brennungsanlage sollen zur Abdeckung des dabei entstehenden Aufwands die erforderlichen Mittel seitens der MA 48 zur Verfügung gestellt werden. Meine Frage an die politisch Verantwortlichen: Diese WKU gehört zu einem Drittel der MA 48, aber auch zu einem Drittel der Wien Kanalabwassertechnologien GesmbH und den EbS. Warum zahlen die anderen eigentlich bei dem Projekt nichts? Warum zahlt das nur die MA 48? Das wäre, sagen wir, einmal zu beantworten. 

Dieser Betrag ist im Voranschlag  2003 auf Ansatz 8520 - Müllbeseitigung bedeckt. Natürlich sind diese 4 Millionen EUR dort nicht zufällig. Die politische Verantwortliche wird schon gewusst haben, warum sie diese 55 Millionen S dort geparkt hat. Aber ich glaube, eine laufende Transferzahlung an Organisationen ohne Erwerbszweck ist dort nur die Post 757, weil diese Gesellschaft ist Kapitalgesellschaft. Das ist ja keine Gesellschaft ohne Erwerbszweck. Eine GesmbH hat sehr wohl einen Erwerbszweck. 

Was mich nur wundert, ist, dass wir im Gemeinderat total entmündigt werden. Es wird nicht nur der Simmeringer Bürger entmündigt, es wird nicht nur der Wiener entmündigt, es wird auch der Gemeinderat durch diese eigenartige Konstruktion total entmündigt. Wie sieht die Entmündigung aus? Diese WKU plant irgendetwas auf Grundlagen, die wir nicht kennen, und erstellt ein Projekt. Wir müssen alles machen, nur nicht mitreden, sondern wir dürfen nur zahlen. Mitreden, informieren, das spielt es nicht mehr. 

Ich habe die Frau Stadträtin im letzen Umweltausschuss am 11.2.2003 gefragt: "Wer baut eigentlich diese 3. Müllverbrennungsanlage?" - Darauf war keine Antwort zu erwarten. Ich glaube, von der WKU werden wir auch keine Antwort bekommen, weil die dann locker sagt: "Ich habe den Auftrag, diese Umweltverträglichkeitsprüfung zu machen und ein Projekt zu erstellen, aber wer das baut, weiß ich nicht." Die Frau Stadträtin ist nicht bereit es zu sagen. Ich finde, es ist schon ein bisschen stark. Wer betreibt denn diese 3. Müllverbrennungsanlage? Wird das die Fernwärme Wien sein? Oder wer wird das sein? Wird das diese Gesellschaft sein? Oder wird es sonst irgendjemand sein? Niemand sagt uns Wienern und schon gar nicht uns Gemeinderäten von der freiheitlichen Kontrollpartei, wer denn überhaupt diese 3. Müll-verbrennungsanlage baut, betreibt und wer die Wärme abnimmt. Gibt es da Verträge mit der Fernwärme Wien? Oder gibt es da keine Verträge? Oder kühlen wir das alles im Donaukanal? Was passiert eigentlich alles mit dem ganzen Projekt? Bis jetzt gibt es auch gar keinen Gemeinderatsbeschluss, dass eine 3. Müllverbrennungs-anlage von der Stadtverwaltung aus gewollt ist. 

Der Herr Bürgermeister ist oft in der Zeitung. Ich gönne es ihm auch gerne. Dort hat der Herr Bürgermeister gesagt - er erklärt halt irgendetwas -, dass der Standort Simmering gut ist. Aber es kann doch nicht so sein, nur weil halt der Herr Bürgermeister meint, dass der Standort Simmering gut ist. Das sehen die Simmeringer ganz anders. Es ist überhaupt die Frage, wir haben in diesem SUP‑Verfahren zuerst gehabt, dass 450 000 Tonnen für die Stadt angeblich gut seien. Jetzt sind es 240  oder 250 000 Tonnen, ja oder nein, empfindet es der Bürgermeister oder die Frau Stadträtin als gut. Es wird da ganz einfach über die Wiener hinweggegangen. Kein Mensch sagt uns, wir, die Stadt, sind für diese dritte Müllverbrennungsanlage, wir erteilen jemandem den Auftrag diese dritte Müllverbrennungsanlage zu errichten, unter diesen und jenen Begebenheiten zu betreiben und wir wollen diese oder jene Brenner-technologie haben. Es wird uns, der Öffentlichkeit und den Bürgern einfach nichts gesagt. 

Die MA 22 führt die UVP durch. Die Bürger möchten sich aber auf der anderen Seite wehren können. Die Simmeringer sind von dieser Erklärung des Bürgermeisters überhaupt nicht begeistert. Sie waren einmal vom Müllspezialisten in Simmering, einem Bezirksvorsteher namens Brix, begeistert, der am 17. Mai 2002 gesagt hat, er kann sich nicht vorstellen, dass Simmering eine ganz neue Müllverbrennungsanlage bekommt. Und was ist jetzt? Kann er sich es jetzt vorstellen? Oder bekommt Simmering keine ganze Müllverbrennungsanlage? Wahrscheinlich bekommt es nicht eine ganze, sondern sie bekommt das Doppelte. Aber darüber sind die Simmeringer nicht gerade froh. 

Jetzt stellt sich die Frage, was eigentlich in dieser Stadt passiert. Die Bürger haben keine Möglichkeit sich zu wehren, wenn auf der einen Seite diese WKU, diese angebliche Umweltschutzgesellschaft, steht, ausstaffiert mit 4 Millionen EUR von der MA 48, und auf der anderen Seite steht der Bürger mit seiner privaten Brieftasche. Wenn das Demokratie in einer Stadt ist, dann gute Nacht, liebe Stadt Wien! So kann die Demokratie wirklich nicht ausschauen! Der Bürger muss nämlich eines machen, er tritt gegen diese 3. Müllverbrennungsanlage, die die Simmeringer Luft verpesten wird, auf und hat keinerlei Unterstützung seitens der Stadt, die ihm wenigstens finanziell unter die Arme greift, damit er sich auch ein bisschen wehren kann. Nein, er muss sogar mit seinem Steuergeld die Gegengutachten dieser WKU oder von der MA 22 bezahlen. Das heißt, der Bürger ist hier in einer denkbar schlechten Situation. 

Wir sagen Ihnen, wir brauchen in Wirklichkeit keine 3. Müllverbrennungsanlage, weil auch, wenn der Herr Kollege Klucsarits diesen Bericht nicht gelesen hat, es ist in diesem Wirtschaftsbericht der MA 48 abgedruckt - ich habe ihn in Kopie hier -, dass es in Wien nur rund 500 000 Tonnen Hausmüll gibt. Mehr gibt es nicht. Alle kolportierten Sachen, dass das das Doppelte wäre, stimmen nicht. Schauen Sie sich die Seite 218 an und Sie werden sehen, erstens geht der Müll in allen Fraktionen zurück und zweitens hat der Hausmüll nur 494 000 Tonnen. Diese werden immer weniger von Jahr zu Jahr. Es nimmt der Gewerbeabfall ab. Es nehmen die Pro‑Kopf‑Massen ab. Es nehmen die Problemstoffe ab. Es nehmen die Altstoffe ab. Es nimmt alles ab. 

Jetzt stellt sich die Frage: Wozu brauchen wir bei abnehmenden Müllmengen die 3. Müllverbrennungs-anlage? Wir wissen, dass zwischen 240 und 269 000 Tonnen in der Spittelau verbrannt werden können. Wir wissen, dass der Flötzersteig 200 000 Tonnen hat. Und wir wissen, dass ab Herbst 2003 im 4. Wirbelschichtofen von Simmering ebenfalls 70 Tau-send Tonnen verbrannt werden können. Das sind zwischen 510 und 540 000 Tonnen Verbrennungskapazität in Wien. (GR Johann Hatzl: Aber doch nicht Hausmüll im Wirbelschichtofen!) Oh ja, das steht drinnen! Da steht, der ist für 70 000 Tonnen geeignet. Da können Sie mich nicht überzeugen. Ich bin für viele Erklärungen zugänglich, aber ich halte mich an das, was die Stadt Wien in einer offiziellen Stellungnahme ausschickt. Das glaube ich auch. Da traue ich den Beamten hundertprozentig und halte mich nur an das, was die Beamten aussenden. 

Unsere Meinung ist, wir sollten ein modernes Müllkonzept machen. Es gibt kein einziges Szenario, dass es notwendig macht, in Wien diese 3. Müllverbrennungs-anlage zu installieren. Simmering hat schon jetzt die Hauptkläranlage, die EbS, die Südosttangente, die Flughafenautobahn und die Haupteinflugschneise Wiens. Man kann doch diesen Simmeringern nicht noch eine zusätzliche Belastung der Wohnqualität aufbürden! Wir sind gegen die 3. Müllverbrennungsanlage, solange nicht bewiesen ist, dass Wien diese Kapazitäten wirklich braucht. Wien braucht diese Kapazitäten nicht!

Wir sind auch gegen diese Verschleierungstaktik. Wir Gemeinderäte werden keine Möglichkeiten haben, in die WKU-Geschäftsgebarungen Einsicht zu erhalten. Die Frau Stadtrat ist ganz stur, muss ich sagen. Wenn man sie fragt, wer baut, wer betreibt, wer bezahlt, sagt sie, dieses Aktenstück sagt nur, dass wir da einen Auftrag erteilen. Weitere Auskünfte werden einem Gemeinderat der Opposition und den Bürgern nicht erteilt. So können sich nicht von uns erwarten, dass wir diesem Geschäftsstück unsere Zustimmung erteilen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich zwar redlich bemühen, aber ich befürchte, dass ich die tief schürfenden Erläuterungen meiner beiden Vorredner und die effiziente Vorgangsweise, die sie gewählt haben, um sich dieser Materie zu widmen, wahrscheinlich nicht in der vollständigen Form werde erfüllen können. Also haben Sie mit mir ein gewisses Maß an Verständnis und bringen Sie es mir entgegen, wenn ich mich nicht allen Fragen der aufgeworfenen Problematik widmen werde. 

Zum Kollegen Klucsarits: Ich habe zwei Thesen gehabt, als er gesprochen hat. Entweder es ist seine Abschiedsrede, weil er quer durch den Garten der Umweltpolitik resümiert hat oder irgendjemand hat ihm verraten, dass heute Rechnungsabschluss oder Budgetdebatte ist. Ich nehme an, Ersteres wird nicht der Fall sein und der Kollege Klucsarits bleibt uns erhalten, was sicherlich gut für die Umweltpolitik in Wien ist. Das andere, dass man ihm gesagt haben mag, dass heute eine Generaldebatte in Umweltfragen stattfindet, nehme ich fast auch nicht an. Also ich kann davon ausgehen, dass offensichtlich die Verlockung der doch freundlichen Stunde ihn dazu getrieben hat. 

Erstes Faktum zum Kollegen Klucsarits gesagt: Es gibt ein Papier, das er eingemahnt hat. Er hat gesagt, reden wir über Abfall in Wien, machen wir Nägel mit Köpfen. Das ist der Endbericht zur strategischen Umweltprüfung in der Abfallwirtschaft. Sie kennen ihn wahrscheinlich und haben ihn in Ihrer Bibliothek stehen. Ich gebe ihn Ihnen aber gern noch einmal, wenn Sie nachlesen wollen. Darin - auch für meinen Vorredner - steht eindeutig und klar, dass Wien eine 3. Müllverbrennungs-anlage benötigt. Darin steht auch klar, wie wir in Zukunft vorgehen wollen. Darin steht klar, wie viel Geld wir zu investieren haben, um nach Ansicht der Fachleute eine vernünftige Abfallvermeidung zu betreiben, was wir im Übrigen auch durchführen.

Wir beschließen heute einen Schritt dieses Papiers, das wir hier lange debattiert haben. Vielleicht kann sich der eine oder andere nicht daran erinnern, aber ich werde den noch in diesem Saal Anwesenden ersparen, die Debatte zu wiederholen. Das heißt, wir sind zielorientiert auf dem Weg einen Abfallwirtschaftsplan zu erfüllen. Wir sind auch betreffend der Parameter gut unterwegs. Es ist dies ein Plan, den die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten eingebrachten haben, wo es Bürgerbeteiligung auch schon im Vorfeld gegeben hat, auch in Simmering. Zum Kollegen Blind, der gefragt hat, wo der BV Brix ist: Ich weiß, wo der Herr BV Brix ist. Er ist bei den Simmeringerinnen und Simmeringern und weiß, wo sie der Schuh drückt. Er hat in dieser Frage auch eine Bürgerversammlung durchgeführt, die Sie wahrscheinlich nicht durchgeführt haben. Also zu sagen, er wüsste nicht, was er tut oder er hätte etwas anderes getan, als er angekündigt hat, das ist einfach unrichtig und falsch. Das heißt, wir sind auf gutem Weg, was die Umsetzung dieses Wiener Abfallwirtschaftsplans betrifft.

Zu diesem guten Weg gehört es, dass, weil es das Verfahren erfordert und weil es auch unsere demokratische Einstellung ist, diese Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird. Diese soll heute mittels dieses Geschäftsstückes goutiert werden. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein behördliches Verfahren, wo Anrainer, Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, zu einem Vorhaben, das sie betrifft, Stellung zu nehmen. Wenn, meine Damen und Herren, heute, um eine scheinbare Waffengleichheit zu erreichen, gefordert wird, dass die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger auch in dieser Beschlussfassung goutiert werden soll, so muss man doch etwas Grundsätzliches dazu sagen. 

Der Kollege Maresch holt offensichtlich seine Direktiven aus dem Grünen Klub gerade wo anders. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich höre zu!) Lieber Rüdiger, danke! Napoleon konnte mehrere Dinge gleichzeitig tun, auch Rüdiger Maresch kann es. (GR Mag Rüdiger Maresch: Der war kleiner!) Der war kleiner, dafür kannst du mehr. (GR Heinz Hufnagl: Der ist im Exil gelandet! Das ist gar nicht wünschenswert!) 
Wir haben, meine Damen und Herren, im Umweltausschuss - das hat er richtig gesagt - darüber gesprochen und wir haben auch über die, wie wir gefunden haben, merkwürdige Bewertung von kommunalen Anliegen im Zuge dieser UVP diskutiert. Wir haben nicht eingesehen und werden deshalb auch diesen Antrag ablehnen, den die grüne Fraktion eingebracht hat, dass es sinnvoll ist, wenn - ich gehe davon aus, dass der Wiener Gemeinderat die Berechtigung hat, Zielsetzungen zu formulieren - die Gemeinschaft sagt, es bestehen umweltpolitisch gewisse Notwendigkeiten, die dazu führen, dass eine Anlage gebaut wird, wenn das demokratiepolitisch abgesichert ist, dass das dann etwas Bösartiges ist, sondern etwas, das man genauso einem Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren unterwerfen muss, aber eben eine gewisse Wertigkeit hat. Wenn ich auf der einen Seite sozusagen die kommunalen Projekte der Bürgerinnen und Bürger inhaltlich durch die Beistellung von Gutachten, durch die Beistellung von zusätzlichen Hilfsmaßnahmen weiter fit mache, als es sowieso schon im Verfahren beinhaltet ist, auf der anderen Seite aber, wenn es private Anliegen in der Stadt gibt, das nicht tue, dann gibt es eine Schräglage zu Ungunsten der Gemeinschaft. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. 

Zum Zweiten, was die Frage der beiden Anträge bezüglich des Stadtparks und des Kanalprojektes betrifft, müssen wir feststellen, dass die Frau amtsführende Stadträtin für Umweltfragen in Wien in dem Moment, wo sie mit dieser Causa befasst war, in dem Moment, als sie davon Kenntnis erlangt hat, sofort reagiert hat. Sie hat insofern sofort reagiert, als sie einen Baustopp verfügt hat. Sie hat reagiert, indem sie sich Gutachter hat kommen lassen und jetzt gemeinsam mit anerkannten Fachleuten den besten Weg sucht, um die in diesem Bauprojekt alles Mögliche für die Rettung der Bäume im Stadtpark zu tun. (GR Mag Rüdiger Maresch: Meinen Sie das ernst? Schönfärberei nennt man das!) - Kollege Maresch, du kannst davon ausgehen, dass Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, wenn sie hier stehen, immer alles ernst meinen, wie wohl ich auch davon ausgehe, dass du das meinst. Wir gehen davon aus, dass in den nächsten Tagen und Wochen ein Weg gefunden wird, der es möglich macht, beiden Interessen Genüge zu tun, einerseits dieses ökologisch wesentliche Kanalprojekt zu beginnen und andererseits auch den Baumbestand zu erhalten. 

Der zweite Antrag, den die grüne Fraktion eingebracht hat, beschäftigt sich mit der Frage der Kühlschränke. Hier sind wir der Meinung, dass wir weiterdiskutieren sollen und empfehlen auch, dass wir diesem Antrag zustimmen und im Ausschuss weiterdiskutieren. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie noch einmal auffordern, dass Sie mit uns gemeinsam, mit den Sozialdemokraten, die rechtlichen Notwendigkeiten für dieses wesentliche Projekt der Umweltmusterstadt Wien legen, dass Sie mit uns gemeinsam die Dotierung der Umweltverträglichkeitsprüfung beschließen und so mithelfen, dass ein Beitrag zur Abfallwirtschaft in dieser Stadt, in der Umweltmusterstadt Wien, positiv erledigt wird. - Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich werde mich sehr kurz halten, aber dem Herrn Kollegen Klucsarits möchte ich doch noch etwas sagen. Wir beschließen heute die Bereitstellung der Mittel für die Umweltverträglichkeitsprüfung. Die ÖVP Wien sagt bestimmt nicht zu. Die ÖVP Simmering, bei uns im Bezirk, verlangt die Umweltverträglichkeitsprüfung vehement. So ist das. Wir tun uns recht schwer.

Dann möchte ich noch kurz dazusagen, für die Errichtung einer 3. Müllverbrennungsanlage ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung zum Schutz der Umwelt unbedingt erforderlich. 

Daher ersuche ich um Zustimmung der Transferzahlung, die für das Verwaltungsjahr 2 256 000 EUR, insgesamt inklusive Unvorhergesehenes 4 Millionen EUR ausmacht. 

Den Abänderungsantrag der Grünen betreffend der Finanzierung der UVP schlage ich vor abzulehnen.

Der Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend Rodung von Bäumen im Wiener Stadtpark und den Beschluss- und Resolutionsantrag vom selben Thema der ÖVP schlage ich vor abzulehnen.

Den Beschlussantrag der Grünen betreffend Modellversuch zur Kühlschrankentsorgung schlage ich vor zuzustimmen. 

Ich ersuche um Zustimmung zum Akt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Es liegt ein Abänderungsantrag der Grünen betreffend Finanzierung vor. 

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt, nur von der ÖVP und von den Grünen, und somit abgelehnt.

Es kommt nun das Geschäftsstück zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit der SPÖ angenommen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit knapper Mehrheit!)

Es kommt nun zuerst der Antrag der Grünen betreffend Modellversuch zur Kühlschrankentsorgung zur Abstimmung. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne der ÖVP, angenommen. (GR Mag Christoph Chorherr: Herr Klucsarits, wieso stimmen Sie nicht mit?)

Es kommt zur nächsten Abstimmung, betreffend die Rodung von Bäumen im Wiener Stadtpark. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Es kommt nun der Antrag von der ÖVP betreffend Baumfällungen im Wiener Stadtpark. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Somit ist das Geschäftsstück abgeschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Abänderung des Rahmenvertrages mit Wien Energie hinsichtlich des Energiepreises für Stromlieferungen in städtische Objekte.

Herr GR Reiter, bitte.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Chorherr hat sich zum Wort gemeldet.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

In aller Kürze möchte ich unsere Ablehnung begründen und irgendwie appellieren, dass Sie trotz dieser, glaube ich, nicht gelungenen Formulierungen im Antrag einen Weg finden.

Worum geht es? Ganz kurz: Es geht um eine Rahmenvereinbarung zwischen der Stadt Wien und Amtshäusern im weitesten und der Wien Energie wegen Stromlieferung und des Preises.

In der Vergangenheit - viele Bezirksmandatare und ‑mandatarinnen wissen das - gab es Bestrebungen, dass Amtshäuser mit 100‑prozentigem Ökostrom versorgt werden. Da gab es sogar einstimmige Beschlüsse. Mit der bisherigen Rahmenvereinbarung, die das nicht vorgesehen hat, war das mit Würgen und Dehnen irgendwie möglich, mal da und mal dort vorzusehen. Das war der Versuch vieler, dass man in eine, wann auch immer kommende, neue Vereinbarung hineinschreibt, dass das möglich ist.

Es wurde auch im Ausschuss, glaube ich, argumentiert - aber eben nur argumentiert -, wenn die Naturstrom, eine Tochter von WIEN ENERGIE, das anbietet, man das auch machen könne. Warum hat man das aber dann nicht hineingeschrieben, um genau jene Klarheit zu schaffen, dass es sehr wohl möglich ist, das zu tun. Ich bedaure das. Es wurde zwar im Ausschuss zwischendurch gesagt, wenn wir das wollen, können wir das ohnedies machen, Tatsache ist aber, dass viele Dinge in diesem Vertrag bis ins Detail geregelt sind, jedoch zwei Zeilen sehr hilfreich gewesen wären, dem Bestreben vieler, die sagen, bei öffentlichen Gebäuden wollen wir 100 Prozent Ökostrom haben, Rechnung zu tragen. Das ist der Grund, warum wir dem nicht zustimmen. 

Ich appelliere an den zuständigen Stadtrat, vielleicht im Zuge einer Interpretation oder was sonst dafür geeignet ist, zumindest den Bezirksvertretungen mitzuteilen, was er, glaube ich, auch im Ausschuss gesagt hat, dass es möglich ist, Naturstrom zu 100 Prozent zu beziehen, wenn man das auch möchte. Weil es aber nicht drinnen steht, stimmen wir dem nicht zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Tatsache ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass im Dezember 2000 ein Rahmenvertrag mit WIENSTROM geschlossen wurde. Dieser wurde beantragt und auch genehmigt. In dieser Genehmigung war eine Bestpreisgarantie enthalten und die damit verbundenen Preisverhandlungen wurden geführt. Es ist durchaus positiv zu erwähnen - und das muss ich von dieser Stelle aus als Berichterstatter tun -, dass die MA 23 auf 

Grund dieser Festpreisklausel die Verhandlungen zum Positiven geführt hat und immerhin einen Energiepreis von 26,8 EUR pro Megawattstunde ausgehandelt hat. Das ist sogar unter dem Anbot des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft und das hat ein europaweites Verfahren beantragt und ausgewiesen. (GR Mag Christoph Chorherr: Das war aber nicht mein Argument! Mein Argument war etwas anderes!)

Ich weiß schon, das Ökostromthema ist das Thema vom Kollegen Chorherr. Ich möchte aber in meiner Funktion als Berichterstatter auch eine andere Facette einbringen dürfen, dass nämlich diese 5 000 Objekte der Stadt Wien einen gehörigen Faktor an Einsparungen haben. Es sind 1,4 Millionen EUR, die eingespart werden. Ich darf Vergleiche hierzu ziehen, die zahlen sich aus. Preise zu vergleichen, zahlt sich aus.

Im Weiteren ist auch die MDZ dafür gewesen und hat zugestimmt.

Ich ersuche ebenfalls, dieser Postnummer 51 zuzustimmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit, ohne die Grünen, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 52. Sie betrifft den Abschluss der zur Baureifgestaltung von Liegenschaften der KatG Kagran notwendigen Transaktionen. 

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit, ohne die Grünen, angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung abgeschlossen. Wir kommen sofort zur nicht öffentlichen Sitzung.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 19.08 Uhr.)

